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1.  – Ratsbeschluss zum 1. Bielefelder Integrationskonzept – 
 
 
1. Beschluss des Rates der Stadt vom 23.09.2010 
 
 
1. Die Integration von Menschen mit Migrationshintergrund hat 

für die Stadt Bielefeld, die sich als weltoffene, tolerante und 
als Stadt der Vielfalt mit all ihren Facetten bekennt, eine 
herausragende Bedeutung. Integration gehört zu den stra-
tegischen Zielen Bielefelds.  

 
Das Bielefelder Konzept `Wir fördern Integration! – Integra-
tionskonzept für Bielefeld´ wird als Grundlage der künftigen 
kommunalen Integrationspolitik, -förderung und –arbeit 
verabschiedet.  
 
Mit dem Konzept stellt sich die Stadt Bielefeld der Frage, 
wie Integration als langwieriger Aushandlungsprozess so 
gestaltet werden kann, dass alle Bewohnerinnen und Be-
wohner der Stadt perspektivisch am wirtschaftlichen, sozia-
len, kulturellen und politischen Leben gleichberechtigt teil-
haben können. Es beschreibt die grundlegenden Rahmenbe-
dingungen für einen respektvollen und gleichberechtigten 
Umgang zwischen Menschen ohne und mit Migrationshin-
tergrund auf der Basis des Grundgesetzes (GG) der Bundes-
republik Deutschland und der Verfassung für das Land 
Nordrhein-Westfalen (LVerf NRW).  

 
Das Konzept ist für die Stadt Bielefeld  
 „Querschnittskonzept“ und Orientierungs- und Hand-

lungsrahmen für Integrationsförderung und –arbeit als 
eine (gesamt-)gesellschaftliche und politische Aufgabe, 
bei der Menschen mit Migrationshintergrund, Aufnahme-
gesellschaft und Politik ihre unterschiedlichen Beiträge 
zu leisten haben.  

 verbindlicher Rahmen für kommunalpolitische Hand-
lungsansätze, die in einem fortlaufenden Prozess von 
Zielformulierung, Maßnahmeplanung und Controlling er-
arbeitet und weiterentwickelt werden.  

 Grundlage für die Fortsetzung und Weiterentwicklung 
des Dialogs mit Akteurinnen bzw. Akteuren außerhalb 
der Verwaltung und für Strukturen für deren Beteiligung.  

 Handlungsinstrument zur Begleitung, Unterstützung und 
Umsetzung im Konzept verankerter Maßnahmen zur In-
tegrationsförderung und –arbeit in kooperativer Vernet-
zung aller Beteiligten und für die künftigen Ziele und 
Grundsätze der Steuerung.  

 
2. Die Stadt Bielefeld begrüßt und verabschiedet das Leitbild 

`Bielefeld – Zusammenleben in Vielfalt´ für die Bielefelder 
Integrationspolitik, -förderung und –arbeit als Orientie-

 



Wir fördern Integration! 
Integrationskonzept für Bielefeld 

 
7 

rungsrahmen für die Ziele und das Handeln sowie für ein 
grundlegendes Verständnis von Integration (s. Teil I, Ziff. 
2).  

 
3. Im Rahmen des Leitbilds (s. Ziff. 2) bekennt sich die Stadt 

Bielefeld zu integrationspolitischen Zielen und Aufgaben (s. 
Teil I, Ziff. 2). 

 
4. Die Stadt Bielefeld befürwortet die Beachtung und Umset-

zung der Handlungsfeld bezogenen Zielsetzungen und Maß-
nahmevorschläge des Integrationskonzepts. Vorrangig sind 
zunächst die Ziele und Maßnahmevorschläge gem. Anlage 
zum Beschlussvorschlag zu berücksichtigen und umzusetzen 
(s. Teil I, Ziff. 2).  

 
5. Bei der Umsetzung des Integrationskonzeptes sind folgende 

Komponenten zu berücksichtigen:  
 

 Auflistung der kommunalen Handlungskompetenz bei 
den von der Verwaltung vorgeschlagenen, priorisierten 
Maßnahmen.  

 
 Benennung von Maßnahmen, die kurzfristig umsetzbar 

sind.  
 
 Konkretisierung der vorgeschlagenen, priorisierten integ-

rationspolitischen Zielsetzung und Oberziele aus der 
Sicht der Fachverwaltung ggf. hinsichtlich ihrer Praktika-
bilität.  

 
 Übersicht über Maßnahmevorschläge und/oder Projekte, 

die bereits mit einer städt. Förderung – mit welchem 
Umfang – laufen.  

 
6. Bei der Umsetzung des Integrationskonzepts liegt die kom-

munalpolitische Zuständigkeit beim Haupt- und Beteili-
gungsausschuss.  

 
 
2. Anlagen zum Beschluss des Rates 
 
 
2.1 Leitbild „Bielefeld - Zusammenleben in Vielfalt“  
      Vision  
      (s. Ziff. 2 des Beschlusses des Rates der Stadt        
      Bielefeld) 
 
Die Stadt Bielefeld und ihre Bürgerinnen und Bürger erkennen 
die Vielfalt als Selbstverständlichkeit an. Sie halten damit für 
langfristig erstrebenswert, dass sich alle Menschen in dieser 
Stadt in ihrer Unterschiedlichkeit achten und anerkennen. Ihre 
Einzigartigkeit müssen sie nicht erklären oder begründen, sie 
werden nicht als (kulturell) Fremde gesehen, sondern als Zu-
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gehörige zu einer Gemeinschaft. Unterschiedliche Lebensfor-
men und -stile, vorausgesetzt, sie sind gesetzeskonform, wer-
den als Bereicherung des Zusammenlebens wahrgenommen.  
 
Der Zugang aller Bielefelderinnen und Bielefelder zu wichtigen 
Ressourcen wie Erziehung, Bildung, Ausbildung, Beruf, Kultur, 
Freizeit, Gesundheit, soll ebenso gewährleistet sein wie die Be-
teiligung an der räumlichen und sozialen Gestaltung der Stadt.  
Auf diese Weise soll eine gemeinsame städtische Kultur entste-
hen, die keine künstlichen Grenzen zwischen Menschen aus 
verschiedenen Regionen der Welt zieht und keine ethnisch ho-
mogenen Gruppen konstruiert. Sie erkennt an, dass die Zuge-
hörigkeiten der Menschen vielfältig sind und Überschneidungen 
mit Anderen aufweisen.  
 
Umsetzungsschritte des Integrationskonzeptes  
  
Die Stadt Bielefeld und ihre Tochtergesellschaften verpflichten 
sich der interkulturellen Orientierung und Öffnung in allen Zie-
len, Planungen und Maßnahmen auf allen Ebenen und in allen 
Fachbereichen. Interkulturelle Öffnung betrifft die drei Bereiche 
Organisationsentwicklung, Personalentwicklung und Bürgerin-
nen- und Bürger-Orientierung.  
 
Die Stadt Bielefeld und ihre Tochtergesellschaften setzen die 
interkulturelle Orientierung und Öffnung für sich und für die mit 
ihr in Verbindung stehenden Institutionen als Querschnittsauf-
gabe um.  
 
Die Stadt Bielefeld und ihre Tochtergesellschaften nehmen ak-
tiv Einfluss auf ihre Kooperationspartnerinnen und -partner und 
weitere Institutionen, um diese in ihrem eigenen Prozess der 
interkulturellen Orientierung und Öffnung zu unterstützen.  
 
Die Stadt Bielefeld und ihre Tochtergesellschaften bekennen 
sich zu der Bedeutung einer gezielten Frauenförderung und der 
Gleichstellung von Frau und Mann für einen gelingenden Integ-
rationsprozess und prüfen, inwieweit Maßnahmen zum Ziel der 
Realisierung von Chancengleichheit zwischen den Geschlech-
tern beitragen.  
 
Die Stadt Bielefeld und ihre Tochtergesellschaften verpflichten 
sich zur Weiterqualifizierung der Mitarbeiterinnen und Mitarbei-
ter der städtischen Institutionen zu einem professionellen, 
selbstverständlichen und kundenfreundlichen Umgang mit der 
kulturellen Vielfalt.  
 
Die Stadt Bielefeld und ihre Tochtergesellschaften ermöglichen 
und fördern die gesellschaftliche Partizipation von Menschen 
mit Migrationshintergrund.  
 
Das Leitbild und die sich daraus ergebenden Prozesse werden 
intern wie extern veröffentlicht.  
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Die Stadt Bielefeld sorgt für eine kontinuierliche Präsenz der 
Inhalte und Zielsetzungen des Integrationskonzeptes in der Öf-
fentlichkeit.  
 
Die Stadt Bielefeld – Amt für Integration und interkulturelle 
Angelegenheiten – überprüft das Leitbild regelmäßig und initi-
iert gegebenenfalls seine Weiterentwicklung.  
 
Alle Ziele und Maßnahmen des Integrationskonzeptes müssen 
den Grundsätzen des Leitbildes – Chancengleichheit, gleicher 
Zugang zu Ressourcen, gleiche und gerechte Partizipations-
möglichkeiten, Kultur der Vielfalt – entsprechen.  
 
Die Stadt Bielefeld und ihre Tochtergesellschaften begrüßen die 
Übernahme des Leitbildes durch andere Institutionen.  
 
2.2 Integrationspolitische Ziele  
      (s. Ziff. 3 des Beschlusses des Rates der Stadt        
      Bielefeld) 
 
Im Rahmen des Leitbilds „Bielefeld - Zusammenleben in Viel-
falt“ bekennt sich die Stadt Bielefeld vor allem zu folgenden 
Zielen und Aufgaben:  
 
1. Steigerung der Sprachkompetenz.  
 
2. Steigerung der Leistungsfähigkeit des Teilsystems „Bil-

dung“ im Elementarbereich.  
 
3. Steigerung der Erziehungskompetenz der Eltern.  
 
4. Erhöhung der Integrationsverantwortung aller Schulfor-

men.  
 
5. Erfolgreicher Verlauf des Übergangs Schule → Ausbildung 

→ Beschäftigung/ Arbeit.  
 
6. Menschen mit Migrationshintergrund sind entsprechend ih-

rem Anteil an der Bevölkerung strukturell in der Arbeits-
welt vertreten („affirmative action“).  

 
7. Verbesserung der Zugangs- und Partizipationsmöglichkei-

ten zu Bildungseinrichtungen und –angeboten.  
 
8. Gesundheitliche Chancengleichheit für Menschen mit Mir-

gationshintergrund.  
 
9. Angleichung der Versorgung von älteren Menschen mit 

Migrationshintergrund an die Versorgung von älteren Men-
schen ohne Migrationshintergrund (z. B. bei vergleichbarer 
sozialer Schichtzugehörigkeit).  
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10. Stadtteilentwicklungspolitik des sozialen Ausgleichs betrei-

ben.  
 
11. Verstärkte Förderung des interkulturellen Zusammenle-

bens.  
 
12. Interkulturelle Orientierung und Öffnung (Behörden, öf-

fentliche Institutionen, Träger).  
 
13. Verbindliche inhaltliche Kooperation (organisatorisch und 

inhaltlich): Stadt - Freie Träger, Migrantenorganisationen, 
Migrantenorganisationen untereinander und mit Dritten, 
Vernetzung von Integrationsförderung und –arbeit vor Ort.  

 
14. Verbesserung von Integrationschancen für Neuzuwande-

rinnen bzw. Neuzuwanderer durch spezifische Beratungs-
angebote.  

 
15. Schaffung verbesserter Infrastruktur für die Integration 

von Flüchtlingen.  
 
16. Verbesserung des Zugangs zu Fach- und Regeldiensten 

(Behörden, öffentliche Institutionen und Träger).  
 
2.3  Vorrangige Ziele und Maßnahmevorschläge  
      (s. Ziff. 4des Beschlusses des Rates der Stadt        
      Bielefeld) 
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Lfd. 
Nr. 

 
Handlungsfeld 

 
Oberziel 

 
Maßnahmevorschlag 
 

 
1 

 
Elementarbereich 
 

 
Steigerung der Sprachkom-
petenz 
 

 
o Integrationshilfen durch Sprachbildung in der Schuleingangsphase → Wei-

terführende individuelle Förderung, soweit möglich mit den Kindern aus 
dem Elementarbereich bekannten Sprachkursleitungen. 

o Teamteaching zwischen Lehrkraft und  Sprachkursleitung. 
o Qualifizierung der Lehrkräfte und Sprachkursleitungen. 
o Verstärkte Einstellung von muttersprachlichen Fachkräften. 

 
2 

 
 

 
Steigerung der Leistungsfä-
higkeit des Teilsystems „Bil-
dung“ im Elementarbereich 

 
o Bereitstellung (Finanzierung) eines „Bildungstopfes“ für innovative Pilotpro-

jekte → Ziel: Erprobung neuer (Kooperations-)Projekte (Förderfähig sollten 
Projekte sein, an denen mindestens 30 % Kinder mit Migrationshintergrund 
beteiligt sind).  

o Konzipierung und Initiierung einer Fortbildungsreihe, insbes. zu Themen-
komplexen wie „Einwanderung und Interkulturalität“, „Vorurteilsbewusste 
Erziehung“, „Erziehungsvorstellungen in Familien mit Migrationshin-
tergrund“, „Umgang mit religiösen Anliegen“, „Diskriminierung“.  

o Planung, Durchführung 2er gemeinsamer Fortbildungstage/Jahr für Kinder-
tageseinrichtung und Grundschule als stadtweites Fortbildungsangebot zur 
Entwicklung und Umsetzung trägerübergreifender Standards für Kinderta-
geseinrichtungen und Grundschulen zur Gestaltung des Übergangs.  

o Einsatz für entsprechende Landesregelungen einschließlich Mitfinanzierung 
des Landes z. B. über kommunale Spitzenverbände, überörtliche Träger der 
Jugendhilfe, mit dem Ziel geringerer Anzahl an Kindern in der Einrich-
tung/“Gruppe“, wenn der Anteil an Kindern mit Migrationshintergrund über 
50 % liegt. 

 
3 

 
 

 
Steigerung der Erziehungs-
kompetenz der Eltern 
 

 
o Ausbildung von Stadtteilmüttern und Stadtteilvätern, Einsatz in Kursen als 

Multiplikatorinnen und Multiplikatoren zu Bildungs- und Erziehungsthemen 
auf Basis verbindlich festgelegter Ziele und Inhalte (s. hierzu entspr. Ko-
operationsvereinbarungen). 

o Ausweitung der Elternberatung: Psychosoziale Beratung in Familienzentren 
und weiteren Kindertageseinrichtungen als Angebot für Mütter und Väter. 
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o Unterstützung von Eltern/-teilen in ihrer Erziehungs- und Bildungsarbeit, 
verständliche und ansprechende Weitergabe von Praxiserfahrungen (Vor-
schlag: 4 Elternveranstaltungen zu pädagogischen Themen mit Fachrefe-
rentinnen bzw. Fachreferenten/Jahr). 

o Einrichtung von Elterncafé`s, Bereitstellung von „Raum“ für Themen der El-
tern/-teile unter Federführung und Verantwortlichkeit des Trägers des Ta-
gesbetreuungsangebotes. 

 
4 

 
Schule 

 
Erhöhung der Integrations-
verantwortung aller Schul-
formen 

 
o Evaluation der „Grundschulgutachten“. 
o Zügige Eingliederung von Schülerinnen bzw. Schülern (schulische Seiten-

einsteigerinnen bzw. –einsteiger) in Regelklassen. 
o (Mehr) Individuelle Lernbegleitung auch durch außerschulische Partnerinnen 

und Partner. 
o Entwicklung/Durchführung von (z. B.) Jungentanzprojekten. 

 
5 

 
Ausbildung 
 

 
Erfolgreicher Verlauf des 
Übergangs Schule → Ausbil-
dung → Beschäfti-
gung/Arbeit 

 
o Berücksichtigung „Interkultureller Kompetenz“ als Bestandteil des Anforde-

rungsprofils bei Stellenausschreibungen unter Berücksichtigung der jeweils 
geltenden Rechtsnormen (GG, AGG). 

o Durchgängige, abgestimmte Sprachbildung für Kinder bzw. Schülerinnen 
bzw. Schüler mit Migrationshintergrund und Förderbedarf. 

o Ausbau der Schulsozialarbeit als Regelangebot unter Berücksichtigung und 
Weiterentwicklung der existierenden Qualitätsstandards paritätisch durch 
Schule und Jugendhilfe. 

o Ausbau der Beratung und Berufswegeplanung Jugendlicher (mit Migrations-
hintergrund) während der Schulzeit als Regelangebot in allen weiterführen-
den Schulformen ab dem 8. Jahrgang unter Berücksichtigung und Weiter-
entwicklung der existierenden Qualitätsstandards. 

 
6 

 
Arbeitsmarkt 

 
Menschen mit Migrationshin-
tergrund sind entsprechend 
ihrem Anteil  an der Bevöl-
kerung strukturell in der Ar-
beitswelt vertreten („affir-
mative action“) 

 
o Werbung durch Repräsentantinnen bzw. Repräsentanten der Stadt Bielefeld 

um Würdigung und Anerkennung im Ausland erworbener Qualifikationen bei 
Auswahl und Einstellung von (Fach- bzw. Arbeits-)Kräften durch Unterneh-
men in Bielefeld. 

o Nutzung des „Bielefeld-Bonus“ (= kommunale Aufstockung des Beschäfti-
gungszuschusses nach § 16 e SGB II) insbesondere auch von Menschen mit 
Migrationshintergrund. 

o Aktive Rolle der Kommune (unter Beteiligung von Agentur für Arbeit, Ar-
beitplus in Bielefeld, WEGE mbH, REGE mbH) bei der Erörterung der ar-
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beitsmarktbezogenen Bestandteile des Integrationskonzeptes mit Personal-
verantwortlichen großer Bielefelder Arbeitgeberinnen bzw. Arbeitgeber. 

o Durchführung von Schulungen zur Erhöhung der interkulturellen Kompetenz 
und der Matchingkompetenz bei Arbeitsmarktakteuren in der Region. 

 
7 

 
Erwachsenenbildung 

 
Verbesserung der Zugangs- 
und Partizipationsmöglich-
keiten zu Bildungseinrich-
tungen und -angeboten  

 
o S. hierzu u. a. auch Handlungsfelder `Elementarbereich´, `Schule´, `Aus-

bildung´ und künftiges durchgängiges Sprachbildungskonzept  „MitSprache 
in Bielefeld“ mit zielgruppenorientierten Sprachangeboten: Kin-
der/Jugendliche, Frauen, Väter u. a.  

o Einsatz von mehr Fachpersonal mit Migrationshintergrund (u. a. als Weiter-
bildnerin im Vereinsmanagement, in der interkulturellen Öffentlichkeitsar-
beit). 

o Unterstützung in der Elternarbeit (Information / Qualifizierung / Aufbau und 
kontinuierlicher Ausbau eines Systems von Vermittlerinnen bzw. Vermittlern 
und Beraterinnen bzw. Beratern (z. B. Elternpatinnen bzw. Elternpaten) – 
verbindlich institutionell eingebettet, gesteuert und koordiniert –. 

o Konzeptionierung und Initiierung spezieller Angebote für Männer und Väter 
in der Erwachsenenbildung zur Unterstützung ihrer Erziehungskompetenz. 

 
8 

 
Gesundheit, Selbst-
hilfe, sozialpsychiat-
rische und psycho-
soziale Versorgung 

 
Gesundheitliche Chancen-
gleichheit für Menschen mit 
Migrationshintergrund 
 

 
o Organisation und Durchführung niedrigschwelliger Kursangebote, stadtteil-

orientiert und mehrsprachig, z. B. zur gesunden Ernährung, Bewegung, 
Entspannung. 

o Einrichtung eines migrantenspezifischen, sozialpsychiatrischen träger- und 
berufsgruppenübergreifenden Kompetenznetzwerks. 

o Initiierung und Durchführung von frauenspezifischen         Informationsver-
anstaltungen zu frauenspezifischen Gesundheitsthemen,  stadtteilbezogen, 
u. a. bei Migrantenorganisationen. 

o Fortführung und Sicherstellung des „MiMi“-Projektes. Verbesserte Anbin-
dung des „MiMi“-Projektes an Krankenkassen, Sportvereine, Selbsthilfe. 
Ggf. Entwicklung alternativer Strukturen. 

 
9 

 
Seniorinnen und 
Senioren, Betreu-
ung und Pflege 

 
Chancengleichheit in der 
Versorgung von älteren 
Menschen mit Migrationshin-
tergrund  

 
 

 
o Planung, Ausgestaltung und Durchführung von Altenhilfe, Betreuungs- und 

Pflegeangeboten. 
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10 

 
Wohnen, Stadtent-
wicklung, Soziales 
Umfeld 

 
Stadtteilentwicklungspolitik 
des sozialen Ausgleichs 
betreiben 

 
o Angemessene / bedarfsgerechte (quantitative wie qualitative) Ausstattung 

der Stadtteile mit sozialer Infrastruktur (insbes. Angebote der Tagesbetreu-
ung, Grundschulen, Beratungsstellen, ÖPNV, Altenbetreuung, Arztpraxen, 
lokale Ökonomie etc.). 

o Beispiele für integrationsförderndes Wohnen identifizieren, erweitern (quan-
titativ) und weiter entwickeln (qualitativ). 

o Unterstützung und Assistenz bei freiwilligem Engagement von Menschen mit 
Migrationshintergrund für Menschen mit Migrationshintergrund. 

o Funktion von Begegnungszentren/Begegnungsplätzen (auch im Freien) her-
stellen, Begegnungsräume für Milieus. 

 
11 

 
 

 
Verstärkte Förderung des in-
terkulturellen Zusammenle-
bens 

 
o Bereitstellung von „Raum“/ (vorhandenen) Räumlichkeiten („Haus der kul-

turellen Begegnung“). 
o Bereitstellung von vorhandenen Räumlichkeiten für den interreligiösen Dia-

log. 
o Installierung von Bewohnerräten  .  
o Quartiersmanagement. 

 
12 

 
Behörden, öffentli-
che Institutionen, 
Träger 

 
Interkulturelle Orientierung 
und Öffnung (Behörden, öf-
fentliche Institutionen, Trä-
ger) 

 
o Werbung. 
o Auswahl. 
o Aufstiegsförderung. 
o Fortlaufendes und qualifiziertes Angebot der Schulung in interkultureller 

Kompetenz.  
 
13 

 
 

 
Verbindliche inhaltliche Ko-
operation (organisatitisch 
und inhaltlich) 
- Stadt - Freie Träger, 

Migrantenorganisationen 
- Migrantenorganisationen 

untereinander und mit 
Dritten 

Vernetzung von Integrati-
onsförderung und –arbeit 
vor Ort 

 
o Einstellung von (Fach-)Kräften mit Migrationshintergrund, Bildung interkul-

tureller Teams. 
o Angebotsausgestaltung und Leistungserbringung unter Berücksichtigung 

der spezifischen Bedarfe von Menschen mit Migrationshintergrund. 
o Förderung von Migrantenorganisationen, die im Integrationsprozess insbe-

sondere eine Vermittlerrolle und Dienstleistungsfunktion wahrnehmen, zum 
Abbau sozialer und ökonomischer, sich ethnisch ausprägender Ungleichheit 
beitragen, ihr Potenzial in der Gesellschaft und im Bereich der Integration 
(politisch-rechtliche Integration, Bildungs-, soziale und Arbeitsmarkt-
Integration, auf dem Wohnungsmarkt, im Gesundheitsbereich oder im 
Stadtteil)  einbringen, bürgerschaftliches Engagement fördern. 
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o Honorierung besonderer integrationsfördernder Aktivitäten von Institutio-
nen, Initiativen bzw. Personen durch einen kommunalen Integrationspreis. 

 
14 

 
 

 
Verbesserung von Integrati-
onschancen für Neuzuwan-
derinnen bzw. Neuzuwande-
rer durch spezifische Bera-
tungsangebote 

 
o Clearingstelle der Beratungsdienste im `Rathaus´. 
o Beratungsgutscheine der Ausländerbehörde und Arbeitsgemeinschaft nach 

dem SGB II. 
o Mehrsprachiges Informationsmaterial.  
o Soziale Beratung. 

 
15 

 
 

 
Schaffung verbesserter Inf-
rastruktur für die Integration 
von Flüchtlingen 

 
o Erhalt und bedarfsgerechter Ausbau verbesserter und nachhaltiger Integra-

tion von Flüchtlingen in den Arbeitsmarkt (s. insbes. Ansatz des `Alpha-
Projektes´ (Arbeit für Bleibeberechtigte und Flüchtlinge (alpha)). 

 
16 

 
 

 
Verbesserung des Zugangs 
zu Fach- und Regeldiensten 
(Behörden, öffentliche Insti-
tutionen und Träger) 

 
o Kooperationsvereinbarungen.  
o Informationstransfer.  
o Vermittlung und bedarfsgerechte Begleitung zu  den Regeldiensten.  
o Co-Beratung. 
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3. Niederschrift über die öffentliche Sitzung des Rates der Stadt Bielefeld    
    am 23.09.2010, TOP 6.1 
 
 
Zu Punkt  6.1 (öffentlich)  
"Wir fördern Integration!" – Integrationskonzept für Bielefeld 
Beratungsgrundlagen: 
Drucksache 0832/2009-2014 
Drucksache 0832/2009-2014/2  
 
Herr Oberbürgermeister Clausen erteilt dem Vorsitzenden des 
Integrationsrates, Herrn Sever, gemäß § 14 Abs. 3 der 
Hauptsatzung das Wort. 
Herr Sever hebt hervor, dass in Deutschland weniger von den 
Erfolgen als den Defiziten der Integration gesprochen werde. 
Nach jahrzehntelangem Desinteresse an gesellschaftlicher In-
tegration von Minderheiten in Deutschland dürfe ihnen heute 
nicht unterstellt werden, sie seien weder willens noch fähig, 
sich in die Gesellschaft zu integrieren. Ingesamt sei die Integ-
ration besser als ihr Ruf. Die Vision des Integrationskonzeptes 
basiere auf einem gemeinsamen Rahmen, den die Werte des 
Grundgesetzes und die deutsche Sprache bildeten. Zwar dürf-
ten Mängel und bestehende Probleme auf der Seite der Migran-
tinnen und Migranten nicht ausgeblendet werden, aber statt 
Schuldzuweisungen bedürfe es einer Anerkennungskultur ge-
genüber den Minderheiten, die mittlerweile untrennbarer Be-
standteil der Gesellschaft seien. Bildungsdefizite, zunehmende 
soziale Armut unter bestimmten Schichten und soziale Randla-
gen bestimmter Gruppen hätten wenig mit der „Herkunftskul-
tur“ der Einwanderinnen und Einwanderer zu tun, sondern sei-
en vielmehr ein gesamtgesellschaftliches Problem, das leider 
oft unter der Thematik „Integration“ subsumiert werde. Integ-
ration könne nur gelingen, wenn die Potentiale erkannt und den 
Kindern aus Migrantenfamilien eine reale Aufstiegschance in al-
len gesellschaftlichen Positionen geschaffen werde. Es müsse 
geprüft werden, welche Anforderungen die Integration an die 
Migrantinnen und Migranten sowie die Aufnahmegesellschaft 
stelle und wie die Teilhabechancen von Migrantinnen und 
Migranten und sozial Schwachen in allen gesellschaftlichen Be-
reichen der Kommune gefördert werden können.  
Die Stadt Bielefeld, die seit Jahrzehnten erhebliche Anstren-
gungen zur Förderung der Integration unternehme, könne Er-
folge aufweisen und nehme eine gewisse Vorreiterposition ein. 
Das nun vorliegende Konzept, in dem Integrationsarbeit als ein 
systemisches und strategisches Handlungsfeld definiert werde, 
sei ein weiterer Meilenstein in diesen Bemühungen. Es gehe um 
lokal fortzuschreibende Gesamtkonzepte, die über Leitbilder, 
lokale Potentiale und Aufgaben, Handlungssätze sowie Prioritä-
ten Auskunft gäben. Die aktive Beteiligung und Mitwirkung von 
Migrantinnen und Migranten, ihre Initiativen bei der Erstellung 
des vorliegenden Konzeptes seien in diesem Kontext ein No-
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vum. Der Erfolg einer kommunalen Integrationspolitik hänge 
davon ab, inwieweit die Integrationsarbeit bzw. -politik als ge-
samtkommunale und ressortübergreifende Aufgabe verankert 
werde und Chancengleichheit für alle Bürgerinnen und Bürger 
gewährleiste. Langfristig werde ein Monitoringsystem benötigt, 
das Aussagen zum Verlauf von Integrationsprozessen und zur 
Wirksamkeit lokaler Integrationsmaßnahmen ermögliche. In-
tegration sei nicht nur eine Sache des Amtes für Integration 
und interkulturelle Angelegenheiten oder des Integrationsrates, 
sondern sollte in allen Feldern der Kommune und ihrer Fachde-
zernate und vor allem im Lebensalltag einer jeden Bürgerin und 
eines jeden Bürgers stattfinden. Der Integrationsrat der Stadt 
Bielefeld setze sich weiterhin intensiv für das Integrationskon-
zept ein, damit die Vorschläge und Handlungsempfehlungen ein 
in der Realität gelebtes und umgesetztes Konzept werden und 
bleiben.  
 
Frau Rathsmann-Kronshage (Fraktion Bündnis 90/Die Grünen) 
betont, dass Integration ein gegenseitiger Prozess von 
deutschstämmigen und zugewanderten Personen sei, der von 
beiden Seiten gewollt und gelebt werden müsse. Gleichzeitig 
müssten aber auch tabuisierte Themen angesprochen und Wer-
tevorstellungen diskutiert werden können. Integration bedeute 
für sie nicht, jedes kulturell oder traditionell begründete Han-
deln zu akzeptieren; vielmehr müsste man sich auf Regeln des 
Zusammenlebens verständigen und diese praktizieren. Bei der 
Erstellung des nun vorliegenden Integrationskonzepts sei es 
vorbildlich gelungen, eine Vielzahl von Organisationen und Per-
sonen einzubinden, woraus aufgrund des breiten Spektrums 
von Sichtweisen die große Anzahl von Handlungsvorschlägen 
resultiere. Aus den Handlungsvorschlägen, die noch zu konkre-
tisieren und zu priorisieren seien, müssten Zielvorgaben und 
Projekte abgeleitet werden, deren Wirksamkeit überprüft wer-
den könne. So möchte sie z. B. wissen, ob sich aufgrund der 
Förderangebote die Sprachkompetenz messbar verbessert habe 
und welche Ansätze erfolgreich weitergeführt werden sollten. 
Sie lege Wert darauf, die Bildungsabschlüsse der Kinder aus 
zugewanderten Familien und sogenannten bildungsfernen Häu-
sern deutlich zu verbessern und in Zielvereinbarungen festzu-
schreiben. Zur Umsetzung der Ziele (z. B. die Teilnahme von 
Mädchen am Schwimm- und Sportunterricht) bestehe hoher 
Erklärungs- und Überzeugungsbedarf, wenn die Eltern nicht 
mitwirken können und wollen. Hier sei die aktive Unterstützung 
gut integrierter Mitbürgerinnen und Mitbürger und deren Orga-
nisationen unerlässlich. Obwohl Integration in vielen Bereichen 
gut funktioniere, sei noch viel zu tun und müsse gemeinsam 
nach Verbesserungen gesucht werden. Das Integrationskonzept 
trage dazu bei, eine Normalität zu schaffen, die persönliche 
Freiräume akzeptiere und sich an gemeinsamen Werten orien-
tiere. Es sei eine gute Leitlinie, die kontinuierlich an die gesell-
schaftlichen Entwicklungen angepasst werden müsse. Da Integ-
ration eine Querschnittsaufgabe sei, könne sie konsequent in 
allen Fachplanungen berücksichtigt und regelmäßig hinterfragt 



Wir fördern Integration! 
Integrationskonzept für Bielefeld 

 
18 

werden. 
 
Herr Weber (CDU-Fraktion) sieht in dem Integrationskonzept 
einen Beleg dafür, dass die Entscheidungen zur Bildung des 
Amtes für Integration und interkulturelle Angelegenheiten, zur 
Besetzung des Amtes und zur Einbindung aller beteiligten 
Gruppen, Vereine u. ä. richtig gewesen sei. Zudem verfüge die 
Verwaltung hinsichtlich des Umgangs mit solchen umfangrei-
chen Konzepten über Erfahrungen aus dem Sozial und Gesund-
heitsbereich (z.B. Behindertenhilfeplan, Altenhilfeplan). Mit sei-
ner Vorrednerin sei er sich einig, dass die Struktur noch verfei-
nert werden müsse und die Fachausschüsse regelmäßig über 
den Zwischenstand der Umsetzung zu informieren seien. Das 
Integrationskonzept sei eine gute Chance, Bielefeld und ganz 
Deutschland zu beweisen, dass Integration möglich sei und 
schon praktiziert werde. Er fordere alle Bielefelder auf, daran 
mitzuwirken und ihren Beitrag zu leisten. 
 
Frau Weißenfeld (SPD-Fraktion) stellt dar, dass in Sachen In-
tegration bereits vieles getan worden sei, wie z.B. das Sprach-
projekt in Kindertagesstätten, aber dennoch eine Menge erle-
digt werden müsse, wie z.B. die Unterstützung von Jugendli-
chen auf ihrem Weg von der Schule in den Beruf. Die Fachaus-
schüsse seien gefordert, die Arbeit zu begleiten und in Zusam-
menarbeit mit der Verwaltung die Maßnahmen, die zum Teil 
kein Geld kosten, sondern nur ein Umdenken erfordern wür-
den, zu konkretisieren. Sie selbst werde sich dafür einsetzen, 
dass in Kindertagesstätten und Schulen als zusätzliche Hilfe-
stellung mehr Personen mit Migrationshintergrund beschäftigt 
werden. Das Integrationskonzept sei ein gutes Fundament, auf 
dem aufgebaut und das weiter entwickelt werden könne. 
 
Frau Schmidt (Fraktion Die Linke) weist darauf hin, dass ande-
re Länder mehr Erfahrungen mit gelungener Integration hätten 
als die Bundesrepublik Deutschland. Das vorliegende Integrati-
onskonzept zeige aber Wege auf, wie vorhandene Defizite ab-
gebaut werden könnten. Sie kritisiert, dass die Stadtverwaltung 
Bielefeld immer noch zu wenige Personen mit Migrationshin-
tergrund beschäftige und noch 90% der städtischen Reini-
gungskräfte einen Migrationshintergrund hätten. Zudem ent-
halte das Haushaltssicherungskonzept Maßnahmen, die der In-
tegration nicht dienlich seien. Beispielhaft nennt sie die Schlie-
ßung von zwei Schulen im Stadtbezirk Mitte, in denen über 
80% der Schüler Migrantinnnen/Migranten seien und die Strei-
chung der Förderzuschüsse für Migranten-Selbstorganisationen, 
mit der die für die Integration wertvolle ehrenamtliche Arbeit 
behindert werde. 
 
Herr Schmelz (Gruppe Bürgernähe) erklärt, dass das Integrati-
onskonzept durch die breite Beteiligung eine hohe Qualität 
aufweise und damit ein Vorbild für andere Aufgabenbereiche 
sein könne. Das Ziel, eine Stadtteilpolitik des sozialen Aus-
gleichs zu praktizieren, könne bereits bei der Neugestaltung 
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des Kesselbrinks umgesetzt werden. Er schlägt vor, ein Haus 
der kulturellen Begegnungen zu schaffen und ein dauerhaftes 
Quartiersmanagement einzurichten. Er weist ferner darauf hin, 
dass der geplante Personalabbau der Verwaltung dem Ziel der 
Verbesserung zu Fach- und Regeldiensten widerspreche und 
nicht umgesetzt werden dürfe. 
 
Herr Sander (FDP-Fraktion) sieht die Stadt Bielefeld mit dem 
Integrationskonzept wegen des Inhalts und der präzisen Ges-
taltung in einer Vorreiterrolle. Zentraler Satz in dem Konzept 
sei die Formulierung „Das Konzept ist für die Stadt Bielefeld ein 
Querschnittskonzept und Orientierungs- und Handlungsrahmen 
für Integrationsförderung und -arbeit als eine (gesamt-)ge-
sellschaftliche und politische Aufgabe, bei der Menschen mit 
Migrationshintergrund, Aufnahmegesellschaft und Politik ihre 
unterschiedlichen Beiträge zu leisten haben.“ Der Satz mache 
deutlich, dass die Verantwortung bei allen Beteiligten liege und 
ein bestimmter Wille zur Integration bei der Politik, der Auf-
nahmegesellschaft und den Migrantinnen und Migranten uner-
lässlich sei. Die Erstellung eines Konzeptes oder der Erlass ei-
nes entsprechenden Gesetzes allein reiche für eine erfolgreiche 
Integration nicht aus. Integration sei immer ein Zusammen-
spiel aller Akteure und deshalb sei es wichtig, alle Beteiligten 
einzubeziehen. Er appelliert, das Konzept bekannt zu machen 
und mehr zu thematisieren und zu problematisieren. Seine 
Fraktion sehe sich mit dem Konzept auf einem guten Weg und 
werde der Vorlage daher zustimmen. 
 
Herr Delius (BfB-Fraktion) betont die Bedeutung der Integrati-
on und erklärt, dass jede Person, die in Bielefeld leben und ar-
beiten wolle, herzlich willkommen sei. Der Integrationsrat sei 
gefordert, die Migrantinnen und Migranten auf die Integration 
vorzubereiten, während die Bielefelderinnen und Bielefelder In-
tegration leben und alle Personen aufnehmen müssten, die hier 
leben wollen und sich an die Regeln halten. Der Integration 
müsse sich jeder stellen, wobei allerdings zu beachten sei, dass 
die Betroffenen ihre Identität behalten 
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1.  Einführung 
 
 
1.1 Integration als aktuelle Herausforderung 
 
 
Migration 1 und die Entwicklung der Städte stehen in einem en-
gen Zusammenhang. Städte wie Bielefeld sind Zentren wirt-
schaftlichen, sozialen und kulturellen Lebens. Sie werden damit 
auch als Raum von Bildungs-, Stadtentwicklungs-, Sozial-, Ge-
sundheits-, Integrationspolitik etc. zunehmend bedeutender. 
Dabei berücksichtigt eine zukunftsorientierte Stadtentwicklung 
bei ihren Planungen den demografischen Wandel. Aus diesem 
Grund hat die Stadt Bielefeld bereits 2004 den Themenbereich 
`Demografische Entwicklungsplanung´ hochrangig in der Ver-
waltung verankert und 2006 das Demografiekonzept „Demo-
grafischer Wandel als Chance?“ mit sechs demografiepoliti-
schen Zielen im Rat der Stadt einstimmig verabschiedet 2. Ei-
nes der Ziele lautet „Wir fördern Integration!“. Zur Konkretisie-
rung der Thematik „Wir fördern Integration!“ benennt das Bie-
lefelder Demografiekonzept beispielhaft folgende Aspekte: 
 

 Der Zuzug von Menschen mit Migrationshintergrund (jun-
gen Familien) und die damit zunehmende Zahl von Kin-
dern sind für die Bevölkerungsentwicklung entscheidend. 

 
 Das Qualifikationspotential junger Menschen mit Migrati-

onshintergrund ist wesentlich für Innovationen in Unter-
nehmen (Standortvorteil für eine erfolgreiche „Ansied-
lungspolitik“). 

 
 Die Entwicklung frühzeitiger Maßnahmen verhindert sozia-

le Konflikte in den Quartieren (Vermeidung von Segregati-
on). 

 

 
Bielefeld fördert 
Integration! 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

Die kommunalen Spitzenverbände stellen bereits seit geraumer 
Zeit heraus, dass Integration „zu den strategischen Zielen aller 
Kommunen“ gehört, dass die Integration von Menschen mit 
Migrationshintergrund eine herausragende Bedeutung haben 
muss. 
 

Integration ist 
auf kommunaler 
Ebene ein stra-
tegisches Ziel.  
 

Bielefeld stellt sich dieser Herausforderung, versteht sich als 
weltoffene, tolerante Stadt und bekennt sich als Stadt der Viel-
falt mit all ihren Facetten. Sie begreift  
 

 Migration als einen selbstverständlichen Prozess in einer 
Einwanderungsgesellschaft und  

 
 Einwanderung und Integration als untrennbar zusammen 

gehörend.  
 
Hier ergibt sich damit nicht mehr die Frage, ob Integrationspo-

Bielefeld ist eine 
weltoffene, eine 
tolerante Stadt, 
eine Stadt der 
Vielfalt! 
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litik und -förderung notwendig sind, sondern, wie Integration 
derart gestaltet werden kann, dass alle Bewohnerinnen und 
Bewohner am wirtschaftlichen, sozialen, kulturellen und politi-
schen Leben gleichberechtigt teilhaben können. Eine erfolgrei-
che Integration als Prozess der Eingliederung und der Anglei-
chung der Lebenslagen ohne Aufgabe der jeweiligen kulturellen 
Identität wird aber weder von selbst eintreten noch durch 
staatliche Programme und Maßnahmen zu verordnen sein. Es 
handelt sich vielmehr um eine gesellschaftliche und politische 
Aufgabe, bei der Menschen mit Migrationshintergrund, Auf-
nahmegesellschaft und Politik ihre unterschiedlichen Beiträge 
zu leisten haben. Eine aktive Bürgergesellschaft, in der Men-
schen Verantwortung übernehmen und Eigeninitiative entwi-
ckeln, ist ebenso wichtig wie das Engagement des Staates. In-
tegration „kann nicht verordnet werden“ und „erfordert An-
strengungen von allen, vom Staat und der Gesellschaft, die aus 
Menschen mit und ohne Migrationshintergrund besteht“ 3. In 
diesem Verständnis kann Integration kein fixer Status sein. Sie 
ist ein permanenter Verständigungs- und Aushandlungsprozess 
über die Regeln des Zusammenlebens: Dies erfordert Offen-
heit, Respekt und Anerkennung unterschiedlicher Lebenswei-
sen. Das Fundament dieses Prozesses bilden das Grundgesetz 
(GG) mit der Anerkennung der Menschenrechte, der demokra-
tischen und der freiheitlichen Ordnung, der Gleichstellung von 
Mann und Frau und die Landesverfassung (LVerf) NRW 4. Wei-
tere Regelungen des Zusammenlebens müssen in einem stän-
digen Dialog ggf. neu ausgehandelt werden. Dies bedeutet, 
dass die Strukturen der Aufnahmegesellschaft Möglichkeiten 
zur Veränderung zulassen müssen. Notwendige Voraussetzung 
für die Integration ist einerseits die Akzeptanz der Aufnahme-
gesellschaft gegenüber den Menschen mit Migrationshin-
tergrund sowie das entschiedene Vorgehen gegen Diskriminie-
rung und Rassismus. Andererseits muss die Bereitschaft der 
Menschen mit Migrationshintergrund gegeben sein, sich auf ein 
Leben in einer neuen Gesellschaft einzulassen.  
 

 
 
 
 
 
 
 
Integration ist 
eine gesamtge-
sellschaftliche 
und eine Quer-
schnittsaufgabe. 
 
 
 
 
 
 
Integration ist 
ein permanenter 
Verständigungs- 
und Aushand-
lungsprozess.  
 
 
 

Integration und Zusammenleben vor Ort müssen auf der Basis 
einer Ordnung realisiert werden, die gegenüber allen Religionen 
und Konfessionen so viel Distanz wahrt, dass sie ihr friedliches 
Miteinander regeln und garantieren kann (= säkularer Staat). 
Religion und staatliche Ordnung müssen unterschieden werden 
und unterschieden bleiben, Glaubensüberzeugungen und die 
Organisation des Gemeinwesens sind voneinander zu trennen. 
So können zwei fundamentale Menschenrechte gewährleistet 
werden: die Freiheit des Gewissens und die Freiheit der religiö-
sen Überzeugung und der religiösen Praxis. Staatsgewalt geht 
nicht „von Gott“ aus, sondern „vom Volke“. Religionen müssen 
darauf verzichten, ihren absoluten Geltungsanspruch, ihren 
„Wahrheitsanspruch“ mit Hilfe staatlicher Gewalt durchzuset-
zen. Staat und Kirche sind in Deutschland klar voneinander ge-
trennt („aufgeklärte Säkularität“). Der Staat stellt nicht fest, 
welche Religion die „bessere“ ist oder bevorzugt eine Religion. 
Im demokratischen Rechtsstaat Deutschland gilt das Recht auf 

Integration fin-
det vor Ort, auf 
der örtlichen E-
bene statt. 
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Unterschiede, aber es gilt kein unterschiedliches Recht. 
 
Das vorliegende Konzept „Wir fördern Integration! – Integrati-
onskonzept für Bielefeld“ ist in einem breit angelegten, partizi-
pativen und konsensorientierten Prozess, in dem sich bereits 
das Verständnis der künftigen Bielefelder Integrationspolitik, -
förderung und –arbeit spiegelt, erarbeitet worden.  
 
Ihm ist zunächst ein Leitbild vorangestellt. Es bildet den Über-
bau für Integrationspolitik, -förderung und –arbeit und stellt 
die großen Leitlinien des Handelns dar. Diese können und dür-
fen nicht zu speziell sein, da sie in der Lage sein müssen, für 
die spezifischen und ganz konkreten Handlungsfelder einen 
umspannenden Rahmen zu geben. Die nachfolgenden Überle-
gungen benennen wesentliche, kommunal relevante Hand-
lungsfelder und legen hierbei zum Beispiel interkulturelle Orien-
tierung und Öffnung als Strategie kommunaler Integrationspoli-
tik, -förderung und –arbeit, als grundlegende Prämisse und als 
eine zentrale Handlungsmaxime fest. 
 
Das Integrationskonzept  
 

 schafft für Bielefeld grundlegende Rahmenbedingungen für 
einen respektvollen und gleichberechtigten Umgang zwi-
schen Deutschen und Nichtdeutschen, zwischen Mehrheiten 
und Minderheiten auf der Basis des Grundgesetzes (GG) der 
Bundesrepublik Deutschland und der Verfassung für das 
Land Nordrhein-Westfalen (LVerf NRW). 

 
 formuliert einen verbindlichen Rahmen für kommunalpoliti-

sche Handlungsansätze, die in einem fortlaufenden Prozess 
von Zielformulierung, Maßnahmeplanung und Controlling 
erarbeitet und weiterentwickelt werden. 

 
 fördert einen Dialog mit Akteurinnen bzw. Akteuren außer-

halb der Verwaltung und schafft Strukturen für deren Betei-
ligung. 

 
 schafft Grundlagen für die Evaluation der Maßnahmen, de-

ren Ergebnisse und Wirkungen. 
 

 begleitet und unterstützt die Umsetzung verankerter Maß-
nahmen zur Integrationsförderung und –arbeit in kooperati-
ver Vernetzung aller Beteiligten. 

 

Kommunales In-
tegrationskon-
zept als „Quer-
schnittskon-
zept“: Ein Orien-
tierungs- und 
Handlungsrah-
men für Biele-
feld. 
 
 

 
1.2 Definition von Integration 
 
 
Was ist Integration? 
 
Eine allgemeingültige Definition von Integration gibt es nicht. 
Mit dem Begriff Integration werden in der gesellschaftlichen 

 
Integration = 
Keine allgemein-
gültige Definiti-
on.  
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und politischen Diskussion, je nach sozialem oder politischem 
Standpunkt, unterschiedliche Inhalte verbunden. Es stellt sich 
demnach als erste Aufgabe, sich für einen Begriff der Integrati-
on zu entscheiden. Diese Definition muss einerseits hinreichend 
konkret sein, um daraus Ziele der Integrationsförderung und -
arbeit ableiten zu können. Andererseits muss sie so flexibel 
sein, damit sich wandelnde gesellschaftliche Entwicklungen 
aufgenommen werden können. Unter diesen Prämissen haben 
sich in der ersten Phase des Prozesses der Erarbeitung des In-
tegrationskonzeptes (bis Anfang 2007, s. hierzu auch Beratung 
und Festlegung im Verwaltungsvorstand der Stadt Bielefeld 
vom 24.10.2006) die Beteiligten und die Vertreterinnen und 
Vertreter der „Migrantenbevölkerung“ in Anlehnung an Fried-
rich Heckmann (2003) auf folgende Definition geeinigt: 
 
„Unter Integration verstehen wir den dauerhaften Prozess der 
Eingliederung von Menschen mit Migrationshintergrund in die 
Aufnahmegesellschaft sowie die Angleichung ihrer zentralen 
Lebenslagen. Gleichzeitig verstehen wir Integration als eine 
dauerhafte gesellschaftliche und politische Aufgabe, bei der 
Menschen mit Migrationshintergrund und die Mitglieder der 
Aufnahmegesellschaft ihre unterschiedlichen Beiträge erbringen 
müssen.“ 
 
Statistisch werden „Menschen mit Migrationshintergrund“ an 
Hand folgender Daten erfasst: 
 
 Personen mit einer anderen Staatsangehörigkeit. 
 Personen mit der deutschen und einer weiteren Staatsan-

gehörigkeit. 
 Personen, die im Ausland geboren sind sowie 
 hier geborene Kinder bis zu 18 Jahren von Eltern, die ei-

nen Migrationshintergrund haben. 
 

 „Menschen mit 
Migrationshin-
tergrund“ (Defi-
nition) 

Für die Stadt Bielefeld 5 ist Integration konkret ein dynamischer 
Prozess, in dem 
 

 die Menschen mit Migrationshintergrund als gleichberech-
tigte Partnerinnen und Partner akzeptiert werden, 

 
 das interkulturelle Zusammenleben auf den verschiedenen 

Ebenen gefördert wird, 
 

 ein gegenseitiges Geben und Nehmen besteht, das heißt, 
alle Einwohnerinnen und Einwohner tragen durch ihre Ei-
geninitiative zu deren Entwicklung bei. 

 
Das heißt, Menschen mit und ohne Migrationshintergrund  
 

 können in der deutschen Sprache kommunizieren. 
 

 haben gleiche Zugangschancen zum Bildungswesen. 
 

Die Bedeutung 
von Integration 
für Bielefeld ge-
mäß Beschluss 
des Rates der 
Stadt vom 
10.05.2007. 
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 haben einen gleichberechtigten Zugang zum Arbeitsmarkt. 
 

 haben die gleichen Chancen, an der gesundheitlichen Re-
gelversorgung teilzunehmen (vgl. auch Bielefelder Ge-
sundheitsziele 6). 

 
 beteiligen sich an gesellschaftlichen Gestaltungsprozessen 

in und für Bielefeld. 
 
Dimensionen des Integrationsprozesses 
 
Die von Hartmut Esser 7 vorgenommene Unterscheidung von 
vier Dimensionen der Integration erwies sich in der Integrati-
onsforschung als sinnvoll und wurde u. a. von Friedrich Heck-
mann 8 modifiziert. In Anlehnung an Heckmann werden vier 
Dimensionen von Integration unterschieden. Auch der Bericht 
der Kommunalen Gemeinschaftsstelle für Verwaltungsmana-
gement (KGSt) „Management kommunaler Integrationspolitik – 
Strategie und Organisation“ 9 (KGSt 7/2005) orientiert sich an 
diesen Dimensionen. 
 
Der gesellschaftliche Integrationsprozess vollzieht sich in vier 
verschiedenen Dimensionen, anhand derer Stand und Entwick-
lung der Integration gemessen und gesteuert werden sollen: 
 

 
 

 Strukturelle Integration  
 
Integration beinhaltet zunächst zentral den Erwerb eines Mit-
gliedsstatus in den Kerninstitutionen der Aufnahmegesellschaft: 
Wirtschaft und Arbeitsmarkt, Bildungs- und Qualifikationssys-
teme, Wohnungsmarkt und politische Gemeinschaft.  
Strukturelle Integration ist der Erwerb von Rechten und der 
gleichberechtigte Zugang zu Positionen in den Kerninstitutionen 
der aufnehmenden Gesellschaft. Die Aufgabe der Kommune 
besteht darin, die Offenheit der gesellschaftlichen Kerninstituti-
onen auch für die Menschen mit Migrationshintergrund sicher-
zustellen. 
 

 
 

 Kulturelle Integration  
 
In einigen Lebensbereichen setzt der Erwerb eines Mitgliedssta-
tus auch einen Lern- und Sozialisationsprozess seitens der Mi-
grantinnen und Migranten voraus, um eine Mitglieds- und Parti-
zipationsrolle überhaupt ausfüllen zu können. Integration bein-
haltet deshalb auch Prozesse kognitiver, kultureller, verhaltens- 
und einstellungsbezogener Veränderungen, die sog. kulturelle 
Integration. Zentral hierbei ist das Erlernen der deutschen 
Sprache, um eine gemeinsame Verständigung zu ermöglichen. 
 

 
 

 Soziale Integration  
 
Die soziale Integration beschreibt den Erwerb gesellschaftlicher 
Mitgliedschaft der Bevölkerung mit Migrationshintergrund in der 
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Aufnahmegesellschaft, wie z. B. Gruppen- und Vereinsmitglied-
schaften, Freundeskreis etc. 
 

 Identifikatorische Integration  
 
Die identifikatorische Integration spiegelt die subjektive Seite 
der Integration wider. Sie zeigt sich in neuen persönlichen Zu-
gehörigkeits- und Identifizierungsgefühlen der Menschen mit 
Migrationshintergrund zur Aufnahmegesellschaft bzw. zu Stadt 
und Gesellschaft, in der sie leben. 
 
Die Dimensionen von Integration sind sehr stark voneinander 
abhängig. Menschen mit Migrationshintergrund, die in struktu-
reller Hinsicht (Bildungsniveau, Arbeitsmarkt) eine bessere Po-
sition innehaben, sind im Allgemeinen auch in sozialer und kul-
tureller Hinsicht besser integriert. 
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2.  Grundsätzliche Anmerkungen     
 
 
2.1 Umfassende Partizipation 
 
Das erste Bielefelder Integrationskonzept hat ein beson-
deres Augenmerk auf eine breite Partizipation und Beteili-
gungsmöglichkeit gelegt. Drei Säulen sind hierbei insbes. 
zu nennen (s. hierzu auch Teil II „Prozessbericht, Arbeits-
grundlagen“, Ziff. 3):  
 
In den Projektprozess wurden – insbes. auf Initiative und 
im Einvernehmen mit dem (ehemaligen) Migrationsrat der 
Stadt Bielefeld – in nennenswertem Umfang Bielefelderin-
nen und Bielefelder mit Migrationshintergrund einbezogen 
und beteiligt. Ihr Anteil im Projektprozess lag bei 37 %.  
 
Den Bielefelder Migrantenorganisationen wurde wiederholt 
die Möglichkeit der Beteiligung und der Einbringung von 
Anregungen und Kritik am Prozess und an den erarbeite-
ten Empfehlungen gegeben. 
 
In Stadtteilgesprächen in den zehn Bielefelder Stadtbezir-
ken hatten neben der Bevölkerung mit Migrationshin-
tergrund alle Bielefelderinnen und Bielefelder die Möglich-
keit, sich zur Frage des Zusammenlebens in der Stadt und 
im Stadtteil, zu bestehenden Problemen und Lösungsmög-
lichkeiten einzubringen.  
 
Das im Projektprozess erarbeitete Ziel- und Maßnahme-
papier zu insges. 17 Handlungsfeldern wurde darüber hin-
aus über 90 Behörden, Institutionen, Verbänden und Ver-
einen in Bielefeld, darunter selbstverständlich auch allen 
Bielefelder Migrantenorganisationen, vor der abschließen-
den Ausarbeitung zur Stellungnahme zugeleitet.   
 

 
 
 
„Wir fördern Integra-
tion! - Integrations-
konzept für Biele-
feld“: Ein Inte-
grationskonzept unter 
breiter Beteiligungs-
möglichkeit. 
 

2.2 Integration als langwieriger Aushandlungspro-
zess   
 
Um die Integration der in Deutschland lebenden Menschen 
mit Migrationshintergrund zu verbessern, aber auch um 
Deutschland attraktiver für die durch den demografischen 
Wandel benötigte weitere Zuwanderung zu machen, ist 
eine Vielzahl konkreter Maßnahmen nötig.  
 
Gezielte Förderung im Bildungssystem nimmt dabei eine 
Schlüsselrolle ein.  
 
Ebenso sollte den Menschen mit Migrationshintergrund in 
Deutschland der Zugang zum Arbeitsmarkt und zu einem 
gesicherten rechtlichen Status inklusive der deutschen 
Staatsbürgerschaft erleichtert werden. 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
Bildungsförderung = 
Schlüssel der Integra-
tion ! 
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Das Berlin-Institut für Bevölkerung und Entwicklung 10 hat 
zur Beantwortung der Frage, woher die Menschen mit 
Migrationshintergrund kommen, wie sich die unterschied-
lichen Herkunftsgruppen in Deutschland zurechtfinden, 
und welches Bundesland beziehungsweise welche Stadt 
besonders erfolgreich integriert, einen Index zur Messung 
von Integration (IMI) entwickelt, der den Integrationser-
folg acht verschiedener Herkunftsgruppen untersucht. Zu-
sätzlich wurden die Integrationserfolge regional – nach 
Bundesländern und größeren Städten – differenziert. Der 
IMI beschreibt mit Hilfe von 20 Indikatoren aus den Berei-
chen `Assimilation´, `Bildung´, `Erwerbsleben´ und `So-
ziale Absicherung´ die Situation der Menschen mit Migra-
tionshintergrund im Vergleich zur deutschen Mehrheitsge-
sellschaft. Als gelungene Integration wird dabei die An-
nährung der Lebensbedingungen von Menschen mit 
Migrationshintergrund an die der Einheimischen definiert.  
 

 

Nach Veröffentlichung der Studie Anfang 2009 gab es 
vielfach Kritik. Gleichwohl erscheinen längst nicht alle 
Feststellungen unzutreffend: 
 
Die Studie fordert eine „nüchterne Integrationsdebatte“ 
und konstatiert in der Diskussion hierzu  
 

 zumindest teilweise ein verzerrtes Bild durch Themen 
wie Ausländerkriminalität, illegale Zuwanderung, 
Kopftuchge- oder –verbot, Zwangsehe, Ehrenmord, 
Moscheenstreit, wenngleich auch diese Themen Rea-
lität sind und thematisiert werden müssen. 

 
 eine bisher unzureichende Integration. Dabei geht es 

um jene, die offenkundig noch nicht hier in der Ge-
sellschaft angekommen, die häufig schlecht ausgebil-
det, auf dem Weg in Parallelgesellschaften, evtl. der 
Gemeinschaft feindlich gesonnen sind, die aus religi-
ösen Überzeugungen heraus an Werten und Vorstel-
lungen festhalten, die nicht mit den Grundlagen der 
hiesigen Gesellschaft zu vereinbaren sind. 

 
Klare Forderung der Studie ist, die Situation der hier le-
benden Menschen mit Migrationshintergrund zu verbes-
sern (s. hierzu auch PISA-Ergebnisse, Bildungserfolg ↔ 
Herkunft und familiärer Bildungshintergrund). Dabei hilft 
es nicht, pauschal über Integrationsprobleme zu spre-
chen. Notwendig ist eine differenzierte Betrachtung 
(„Migrant ist nicht Migrant.“).  
 
Feststellungen aus der Studie sind u. a.: 
 

 Menschen mit Migrationshintergrund sind im Durch-
schnitt schlechter gebildet, häufiger arbeitslos und 

 
 
 
 
Wichtig ist eine nüch-
terne Integrationsde-
batte! 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

Wichtig ist eine diffe-
renzierende Betrach-
tung bestehender In-
tegrationsprobleme. 
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nehmen weniger am öffentlichen Leben teil. 
 

 Die mit Abstand größte Gruppe der Personen mit 
Migrationshintergrund sind die knapp vier Mio. Aus-
siedlerinnen bzw. Aussiedler. 

 
 Türkischstämmige sind mit ca. vier Mio. Menschen 

die zweitgrößte Gruppe (zugewanderter) Menschen 
mit Migrationshintergrund. 

 
 Demografisch am jüngsten sind die türkischstämmi-

gen Menschen mit Migrationshintergrund. Ihre Grup-
pe wächst (neben Afrikanerinnen bzw. Afrikanern). 
Die in Deutschland lebenden Personen mit türki-
schem Hintergrund sind bereits zur Hälfte hier gebo-
ren. 

 
 Herkunft entscheidet über Integrationserfolg. Am 

Besten integriert sind Personen aus den 25 EU-
Ländern 11 – ohne Südeuropa – und Aussiedlerinnen 
bzw. Aussiedler. 

 
 Große bzw. sehr große Integrationsmängel zeigen 

sich nach der Studie bei Zugewanderten aus dem e-
hemaligen Jugoslawien, aus Afrika und der Türkei. 
Hier konstatiert die Studie, dass die Gruppen in der 
Gesamtbetrachtung noch am Entferntesten von 
gleichberechtigter Teilhabe sind. 

 
 Bei türkischstämmigen Menschen mit Migrationshin-

tergrund wirkt sich die Herkunft bis heute aus. Nach-
teil dabei ist insbes. die Größe der Zuwanderergrup-
pe. Weil es vor allem in den Städten sehr viele tür-
kischstämmige Menschen mit Migrationshintergrund 
sind, fällt es ihnen leicht, unter sich zu bleiben. Das 
erschwert häufig Frauen, die oftmals nicht erwerbstä-
tig sind, die deutsche Sprache zu erlernen. Damit 
fehlt auch den Kindern eine wesentliche Vorausset-
zung für eine gute Integration. Ebenso: Eine „Vermi-
schung“ mit der Mehrheitsgesellschaft, die sich bei 
anderen Gruppen stetig entwickelt, kommt kaum 
voran. Parallelgesellschaften sind die Folge. 

 
 Fortschritte bei Menschen mit türkischem Migrations-

hintergrund bleiben auf niedrigem Niveau. Selbst bei 
weiteren Verbesserungen wird es nach der Studie 
noch Generationen dauern, bis es zu einer Anglei-
chung der Bildungswerte mit den Einheimischen 
kommt. 

 
 Aber: Bei Türkischstämmigen verbessern sich Integ-

rationswerte, wenn sie den „deutschen Pass“ be-
kommen. 
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 Regionale Unterschiede: Integration ist dort am Bes-

ten, wo der Arbeitsmarkt möglichst viele Personen 
aufnehmen kann. Besser gestellt sind Städte mit mo-
derner Dienstleistungsökonomie, Banken, Verwal-
tungszentren, Forschungseinrichtungen und Medien. 

 
 Eine gemischte Zuwandererbevölkerung scheint In-

tegration zu erleichtern. 
 

 Aber: Selbst in den Bundesländern mit den besten 
Ergebnissen sind Menschen mit Migrationshin-
tergrund noch doppelt so häufig erwerbslos wie Ein-
heimische und hängen mehr als doppelt so oft wie 
Einheimische von öffentlichen Leistungen ab. 

 
Die Studie fordert bzw. nennt als Handlungsempfehlung 
insbesondere: 
 

 Bildung: Ohne ausreichende Bildung ist Integration 
nahezu unmöglich. Bildungsarbeit ist Integrationsar-
beit. 

 
 Differenzierte Programme für Zuwanderergruppen. 

 
 Diskussion über Geschlechterrollen. 

 
 Verpflichtendes Vorschuljahr. 

 
 Beitragsfreier Besuch der Kindertageseinrichtung mit 

geschultem Personal zur Sprachförderung. 
 

 Gemeinsame Bildung von einheimischen und Kindern 
mit Migrationshintergrund (Verhinderung von Paral-
lelgesellschaften). 

 
 Schulen als ganztägig offene Integrationszentren 

(Unterricht und Projektarbeit, Weiterbildung, Bera-
tung für Eltern). 

 
 Einbürgerung nach dem ius soli 12, um eine Identifi-

kation mit Deutschland zu wecken bzw. zu erleich-
tern. 

 
 Forderung an Menschen mit Migrationshintergrund, 

sich auf Angebote einzulassen (Bringschuld zur In-
tegration). 

 
Zu den u. a. in der Studie angesprochenen Parallelgesell-
schaften und zur Gefahr der Fragmentierung der Einwoh-
nerschaft insbes. in den Städten wird man im Prozess der 
Integration und Organisation des Zusammenlebens und 
Miteinanders zumindest für eine mittel- bis langfristige 

 
 
 
Bildungsarbeit ist In-
tegrationsarbeit! 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

Vielfalt stärken – Zu-
sammenhalt fördern! 
 
 
Das Zusammenleben 
in Großstädten ist 
häufig noch ein Kon-
fliktmodell. Wichtig 
ist, mögliche Konflikte 
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Perspektive noch den Gedanken zulassen müssen, dass 
sich Städte 
 

 durch das Vorhandensein unterschiedlicher sozialer 
ethnischer und kultureller Milieus, also durch eine 
Kultur der Differenz kennzeichnen, 

 
 auch durch Fremdheit und Distanz charakterisieren, 

 
und dass 
 

 alle Gruppen in einem Gemeinwesen, auch Menschen 
mit Migrationshintergrund, Bewegungsspielräume 
und Rückzugsmöglichkeiten brauchen. Je mehr 
Transparenz sie dabei bieten, umso stärker werden 
die Fundamente für Akzeptanz, Friedfertigkeit, umso 
geringer Misstrauen oder sogar Missgunst sein. 

 
 alle Gruppen in einem Gemeinwesen, auch Orte des 

Übergangs, – Bahrdt 13 nennt dies „unvollständige 
Integration“ – haben müssen. 

 
 es gleichzeitig öffentlicher Räume zwischen Gruppen 

und Kulturen und zwischen den Generationen bedarf, 
in denen Kontakt, Austausch und Arrangements, ein 
Miteinander zustande kommen kann. 

 

zu thematisieren und 
gesellschaftlich zu or-
ganisieren. 

Kommunale Politik und Integrationsförderung und -arbeit 
kann den Umgang zwischen Zugewanderten und Einhei-
mischen dabei nicht vorschreiben. Sie kann aber in Ko-
operation mit zivilgesellschaftlichen Akteuren Bedingun-
gen schaffen, unter denen die Selbstregulierung der Ge-
sellschaft stimuliert und unvermeidbare Verteilungs- und 
Anerkennungskonflikte auf zivile Weise ausgetragen wer-
den können. Grundbedingungen erfolgreicher Kommunal-
politik sind die Partizipation aller gesellschaftlichen Grup-
pen, gegenseitige Toleranz auf Basis der universellen 
Menschenrechte, Vernetzung und Vielfalt mit daraus sich 
generierenden wirtschaftlichen Vorteilen, eine Verringe-
rung sozialer, kultureller oder wirtschaftlicher Unterschie-
de im urbanen Raum. Dabei darf ein Aspekt nicht verges-
sen werden: Geduld. Die Gestaltung erfolgreicher Integra-
tionspolitik bedarf einer mittel- und langfristig angelegten 
Strategie. 
 
Der migrationspolitische Diskurs in Deutschland, so sicher 
auch der Vorwurf zu der o. g. Studie, ist noch zu sehr an 
Defiziten orientiert und stets negativ konnotiert. Entspre-
chend ist auch die öffentliche Wahrnehmung. Dass mit 
Migration und Integration auch ökonomische Chancen 
verbunden sind und dass viele Potenziale von Menschen 
mit Migrationshintergrund bei uns brachliegen, wird kaum 
erkannt und viel zu wenig praktisch beherzigt. 

Erforderlich ist in den 
Integrationsdebatten 
ein Perspektivwechsel 
hin zu einer Kultur 
der Anerkennung … 
und Geduld. 
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Bisher hat die Politik eine auch ökonomisch sinnvolle Öff-
nung des Arbeitsmarktes für Einwanderinnen bzw. Ein-
wanderer verhindert. Trotz anders lautender Bekenntnisse 
wird noch zu wenig getan, um die Integration der in 
Deutschland lebenden Menschen mit Migrationshin-
tergrund in den Arbeitsmarkt zu verbessern und folgt im 
Prinzip dem Motto "Abwehr mit Ausnahmen". Damit wer-
den wirtschaftliche Möglichkeiten verspielt, im internatio-
nalen Wettbewerb, im "Kampf um die besten Talente", 
besteht damit die Gefahr, Anschluss zu verlieren.  
 
Für hoch qualifizierte Menschen mit Migrationshintergrund 
kommt Deutschland bald nur als Transitland in Betracht. 
Als Einwanderungsland ist Deutschland noch nicht hinrei-
chend attraktiv. Immer mehr hoch qualifizierte Menschen 
mit Migrationshintergrund, die in Deutschland geboren 
und ausgebildet wurden, suchen frustriert über Diskrimi-
nierungen und verwehrten Aufstiegschancen in anderen 
Ländern Arbeit und wandern schließlich aus.  
 
Die Wende zum Besseren braucht Weitsicht und einen 
Perspektivenwechsel, sie braucht "Neue Allianzen für In-
tegration", auch einen anderen, weitsichtigeren Diskurs 
über Chancen und Potenziale von Migration und Integrati-
on, der auch für die Bereiche `Arbeitsmarkt´ 
und `Wirtschaft´ die offensiven statt die reaktiv-
defensiven Argumente unterstützen kann. Innovative An-
sätze aus der Theorie und der Praxis müssen den An-
schluss an die internationale Diskussion über die Notwen-
digkeit eines pragmatischen Umgangs mit den Chancen 
ethnisch-kultureller Vielfalt und gezielter Einwanderungs- 
und Integrationspolitik in der globalisierten Wirtschaft 
möglich machen. 
 
2.3 Chancengleichheit zwischen Frau und Mann als 
zentraler Indikator gelungener Integration  
 
Integration kann nur gelingen, wenn die Rolle der Frauen 
(und Männer) im Migrationsprozess differenziert gesehen 
und berücksichtigt wird. Frauen sind eigenständige Akteu-
rinnen der Migration; ihre Zahl – auch im Rahmen der er-
werbsbezogenen Zuwanderung – hat kontinuierlich zuge-
nommen, Frauen wirken maßgeblich daran mit, in der 
Familie die Entscheidung über die Migration herbeizufüh-
ren, oder wollen – auch ohne Familie – durch diesen 
Schritt eigene Vorstellungen und Lebensentwürfe realisie-
ren. Sie spielen mit ihren Arbeitsleistungen, aber auch ih-
ren familiären und sozialen Netzwerken eine entscheiden-
de Rolle für die Eingliederung in die Aufnahmegesellschaft 
– als Mütter insbesondere auch für das Gelingen der In-
tegration der nächsten Generation.  
Eine zukunftsweisende gesellschaftliche Entwicklung er-

 
 
 
Geschlechtsspezifi-
sche Aspekte von 
Migration und Integ-
ration von Mädchen 
und Frauen sind ver-
stärkt in den Mittel-
punkt zu stellen. 
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fordert besondere Anstrengungen, um die Lebenssituation 
von Frauen und Mädchen zu verbessern und ihre Integra-
tion unter der Maßgabe von Gleichberechtigung und 
Chancengleichheit; sie erfordert, die geschlechtsspezifi-
schen Aspekte von Migration und Integration verstärkt in 
den Mittelpunkt zu stellen.  
Ziel muss die Verbesserung der Lebenssituation von Mäd-
chen und Frauen mit Migrationshintergrund, die Bekämp-
fung ihrer strukturellen Benachteiligung und die Förde-
rung einer gleichberechtigten Lebensgestaltung sein, wo-
bei strukturelle Benachteiligungen von Mädchen und Frau-
en mit Migrationshintergrund abhängig vom aufenthalts-
rechtlichen Status, vom Herkunftsland, von ethnischer 
und religiöser Zugehörigkeit, von der Staatsbürgerschaft, 
vom Bildungsstatus oder von der sozioökonomischen Posi-
tion differieren. Mädchen und Frauen mit Migrationshin-
tergrund verfügen zum Teil im Hinblick auf ihr Sozial- und 
Bildungskapital über ungleiche Startvoraussetzungen und 
können dieses häufig schlechter auf dem Arbeitsmarkt 
verwerten. 
 
Stereotype Bilder von Mädchen und Frauen mit Migrati-
onshintergrund sind kritisch zu hinterfragen und müssen 
zu einer Reflexion und Diskussion der Geschlechterrolle 
führen. Mädchen und Frauen mit Migrationshintergrund 
sind bei der Entwicklung eines emanzipatorischen Selbst-
bildes zu unterstützen. Ihre Potentiale sind in ihren unter-
schiedlichen Lebensentwürfen herauszustellen und zu för-
dern. Fremdheit und Ängste sind abzubauen, interkultu-
relle Kompetenz ist aufzubauen. 
Wichtige Zielsetzungen sind eine eigenständige Existenz-
sicherung, insbesondere der sog. Arbeitsmigrantinnen und 
der Heiratsmigrantinnen, die gesellschaftliche und politi-
sche Partizipation, Bildung und Ausbildung sowie Gesund-
heitsvorsorge.  
 
In diesem Zusammenhang sind auch das Thema „Körper-
liche und sexuelle Gewalt gegen Frauen mit Migrationshin-
tergrund“ und die daraus resultierenden besonderen 
Handlungsnotwendigkeiten zu sehen. Neben der staatli-
chen Verfolgung der Zwangsverheiratung, von Bedrohung, 
Freiheitsentzug und Gewalt ist vor allem eine verbesserte 
Information und Aufklärung über Menschenrechte – und 
damit Frauenrechte – sowie eine Absicherung bestehender 
Hilfsangebote notwendig.  
 
2.4 Nutzung der Potentiale 
 
Integrationspolitik, -förderung und -arbeit muss sich mehr 
und mehr von einem defizitorientierten Ansatz, der noch 
häufig die gesellschaftlichen Debatten prägt, lösen und 
hin zu einem stärkenorientierten Verständnis gelangen. 
Sie muss verstärkt im Sinne eines Potentialansatzes nicht 

 
 
Integrationspolitik 
und –förderung be-
darf eines Paradig-
menwechsels, weg 
vom defizitorientier-
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mehr nur bei den vermeintlichen Defiziten ansetzen, viel-
mehr ihren Schwerpunkt auf die individuellen Begabun-
gen, Fähigkeiten und das Engagement der einzelnen Men-
schen setzen. Diese gilt es zu erkennen, zu fördern und 
für die weitere Entwicklung der Gesellschaft zu nutzen 
(Empowerment statt Armutsbekämpfung durch Gewäh-
rung öffentlicher Transferleistungen, Verbesserung der 
Lebensqualität in den Wohnquartieren und Stadtteilen, 
Maßnahmen zur wirtschaftlichen Integration, stärkere 
Einbeziehung der gesellschaftlichen Gruppen in diesem 
Prozess). Mit „Empowerment“ werden Strategien und 
Maßnahmen bezeichnet, die geeignet sind, das Maß an 
Selbstbestimmung und Autonomie im Leben der Men-
schen zu erhöhen. Empowerment meint dabei sowohl den 
Prozess der Selbstbemächtigung als auch die professionel-
le Unterstützung, damit Menschen ihre Gestaltungsspiel-
räume und Ressourcen wahrnehmen, nutzen und ausbau-
en können.  
 

ten Ansatz hin zu ei-
nem stärkenorientier-
ten Verständnis. 
 
 

2.5 Integrationsförderung als kommunale Pflicht-
aufgabe  
 
Integrationsförderung und -arbeit muss nicht zuletzt we-
gen ihrer allseits unbestrittenen, gesellschaftlich hohen 
Relevanz als pflichtige Aufgabe interpretiert und aner-
kannt werden. Ihr gesetzlicher Auftrag ergibt sich aus Art. 
28 Abs. 2 des Grundgesetzes (GG). Gemeinden haben das 
Recht und die Pflicht, alle Angelegenheiten der örtlichen 
Gemeinschaft im Rahmen der Gesetze in eigener Verant-
wortung zu regeln. Hierzu zählt in der heutigen gesell-
schaftlichen Realität auch die – aus Bundes- und Landes-
sicht – als insbes. vor Ort zu gestaltende Integrationsför-
derung und –arbeit.  
 
Für die Zuordnung einer Aufgabe zu den `Angelegenhei-
ten der örtlichen Gemeinschaft´ ist darauf abzustellen, ob 
ein Bezug zur Gemeindebevölkerung oder zum Gemeinde-
gebiet besteht, wem also die im Rahmen der Daseinsvor-
sorge wahrgenommene Tätigkeit zugute kommt (funkti-
onsbezogene Betrachtungsweise). Zur örtlichen Gemein-
schaft zählen die unterschiedlichen Zuwanderergruppen 
selbstverständlich dazu. Integrationsförderung und -arbeit 
ist Gestaltung von Stadtentwicklung im weitesten Sinne, 
eine – zentrale – Angelegenheit der örtlichen Gemein-
schaft, die im bedarfs- und handlungsorientierten kom-
munalen Gestaltungsprozess eine entsprechende Schwer-
punktsetzung bedingt. Die Relevanz kommunaler Integra-
tionsförderung und –arbeit als eine der zukunftsweisen-
den Aufgabenstellungen ist eine pflichtige Aufgabe der 
örtlichen Gemeinschaft. Tradierte Definitions- und Zuwei-
sungsversuche sowie Kategorisierungen im kommunalen 
Aufgabenkatalog müssen einer gegenwarts- und zu-
kunftsorientierten Betrachtung und Ausrichtung weichen. 
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Alle relevanten Kräfte der Stadtgesellschaft müssen Integ-
rationsförderung und –arbeit als eine der gewichtigen Zu-
kunftsaufgaben und damit auch als ein pflichtiges Hand-
lungsfeld begreifen. 
 

Integrationsförderung 
und –arbeit als zent-
rale Zukunftsaufgabe 
ist ein pflichtiges 
Handlungsfeld.  
 

2.6 Weiterentwicklung des Integrationskonzeptes  
 
Die Überlegungen und Vorschläge für das erste Bielefelder 
Integrationskonzept sind neben einer beginnenden Neu-
ausrichtung und Umorientierung Grundlage eines fortwäh-
renden Prozesses der Überprüfung und der kontinuierli-
chen Weiterentwicklung des Konzeptes in den kommen-
den Jahren. In diesem Sinne handelt es sich nicht um ein 
einmaliges und vor allem nicht um ein unveränderliches 
Konzept. Langfristiges Ziel muss sein, Fragen der Zuwan-
derung und Integration nicht in Abhängigkeit von Her-
kunft, Ethnie und Staatsangehörigkeit zu diskutieren, 
sondern viel mehr die Lebenslagen der Personen mit 
Migrationshintergrund in den Mittelpunkt politischer Maß-
nahmen und des Verwaltungshandelns zu rücken, in der 
Erkenntnis, dass es häufig weniger die Ethnie als viel 
mehr die soziale Lage ist, die Integrationschancen beein-
flusst, erschwert oder fördert, ebenso gemeinsames Han-
deln an zivilisatorischen Regeln und Gesetzen auszurich-
ten und zu bewerten. 
 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Blick auf die Lebens-
lagen richten! 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 



Wir fördern Integration! 
Integrationskonzept für Bielefeld 

 
36 

 
3.  Ergebnisse der Projektarbeit   
 
 
3.1  Zentrale Ergebnisse, Vorbemerkungen zur Projektarbeit 
 
 
Die Projektarbeit nennt zu 17 Handlungsfeldern 
 

 53 Oberziele, 
 

 181 Teilziele und 
 

 471 Maßnahmevorschläge. 
 
Im Bereich von 39 (= ca. 75 %) der 52 Oberziele sind in der 
Projektarbeit auf der Ebene der Maßnahmevorschläge Priorisie-
rungen herausgearbeitet worden. Sie beziehen sich auf 101 
Teilziele (= ca. 60 %) und umfassen über 230 Maßnahmevor-
schläge (ca. 50 %). Davon sind 25 Maßnahmevorschläge zwei-
fach priorisiert, d. h., sie sind priorisierte Maßnahmen im Rah-
men des Konzepts `Wir fördern Integration!´ und zugleich 
auch als Maßnahmevorschläge für das durchgängige Sprachbil-
dungskonzept „MitSprache in Bielefeld“ gekennzeichnet. 
 
Die Übersicht (Teil I, Ziff. 6) dokumentiert die Teilprojektarbeit, 
differenziert nach Handlungsfeld mit Ober- und Teilzielen, (pri-
orisierten) Maßnahmevorschlägen als Handlungsempfehlungen, 
Kennzahlen bzw. Indikatoren, mit zuständigen, handelnden 
bzw. relevanten Akteuren und mit evtl. zeitlicher Umsetzbar-
keit.  
 

 

 
3.2 Auswertung der Projektarbeit 
 
 
3.2.1 Oberzielebene 
 
Unter Zugrundelegung der vier Dimensionen, in denen sich der 
gesellschaftliche Integrationsprozess vollzieht (Teil I, Ziff. 1.2), 
ergibt sich bei den in der Projektarbeit erzielten Ergebnissen 
ein eindeutiges Schwergewicht im Bereich der „strukturellen 
Integration“ (= ca. 70 %), d. h. in dem Bereich, der den 
gleichberechtigten Zugang zu Positionen in den (Kern-) Institu-
tionen der Aufnahmegesellschaft und die Öffnung sowie Offen-
heit dieser gesellschaftlichen Institutionen in den Fokus nimmt.  
 

 

 
3.2.1.1 Strukturelle Integration 
 
 
Hierzu zählen vor allem Oberziele wie: 
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 Verbesserung der Zugangs- und/oder Partizipationsmög-

lichkeiten 
 

- zu Bildungseinrichtungen und –angeboten.  
- für Kinder und Jugendliche mit Migrationshintergrund zu 

den Hilfen zur Erziehung (HzE). 
- zu Angeboten des Sports. 
- im Bereich der Kultur- und Freizeitangebote. 
- in der Gesundheitsversorgung.  
- zu und an der sozialpsychiatrischen und psychosozialen  

Versorgung.  
- zu und an den Angeboten der Behindertenhilfe. 
- zu und an den Angeboten der Altenhilfe. 
- zu und an den Selbsthilfeangeboten/-möglichkeiten. 
- zu Fach- und Regeldiensten.  
- von Bewohnerinnen bzw. Bewohnern in der Stadtent-

wicklung. 
- Menschen mit Migrationshintergrund sind entsprechend 

ihrem Anteil an der Bevölkerung strukturell in der Ar-
beitswelt vertreten („affirmative action“). 

 
 Angleichung der Versorgung von Menschen mit und ohne 

Migrationshintergrund in den Handlungsfeldern 
 
- Wohnen. 
- Gesundheit.  
- Sozialpsychiatrische und psychosoziale Versorgung. 
- Behinderung. 
- Seniorinnen bzw. Senioren. 
- Selbsthilfe. 

 
 Interkulturelle Orientierung, Öffnung, Vernetzung u. a.  

 
- der Jugendverbände, Optimierung der Angebote der 

Jugendhilfe für Jugendliche mit Migrationshintergrund. 
- der Kultureinrichtungen. 

 
 Steigerung der Leistungsfähigkeit von Teil-/ Leistungssys-

temen 
 
- Teilsystem „Bildung“ im Elementarbereich und im Be-

reich Schule. 
- (Mehr) Höherwertige Schulabschlüsse für Kinder und 

Jugendliche mit Migrationshintergrund. 
- Erfolgreicher Verlauf des Übergangs Schule › Ausbil-

dung › Beschäftigung/Arbeit. 
- Verbesserung der Integrationschancen für Neuzuwan-

derinnen bzw. -zuwanderer durch spezifische Bera-
tungsangebote. 

- Schaffung verbesserter Infrastruktur für die Integration 
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von Flüchtlingen. 
- Förderung rechtlicher und wirtschaftlicher Integration, 

Erhöhung von Transparenz und Rechtssicherheit. 
 

 Vernetzung, Kooperation 
 
- der Wirtschaftsunternehmen und –verbände (interkul-

turelle Vernetzung). 
- Verbindlich-inhaltliche Kooperation (organisatorisch 

und inhaltlich) Stadt – Freie Träger, Migrantenorgani-
sationen untereinander und mit Dritten, Vernetzung 
von Integrationsförderung und -arbeit vor Ort. 

 
 (Verstärkte) Existenzgründungen durch Menschen mit Mi-

grationshintergrund und Festigung bestehender Unter-
nehmen im Eigentum von Menschen mit Migrationshin-
tergrund. 

 
 Umwandlung von Projekten in dauerhafte Regelstrukturen. 

 
 Stadtteilentwicklungspolitik des sozialen Ausgleichs betrei-

ben. 
 

 Stärkere Vermittlung der Bedeutung von Art. 3 des 
Grundgesetzes (GG) – Gleichstellung von Frau und Mann. 

 
 
3.2.1.2 Kulturelle Integration 
 
 
An zweiter Stelle steht der Bereich der „kulturellen Integrati-
on“, der Bereich, in dem es um Lern- und Sozialisationsprozes-
se der Menschen mit Migrationshintergrund geht (ca. 20 %): 
 

 Erhöhung der Sprachkompetenz. 
 

 Steigerung der Erziehungskompetenz der Eltern. 
 

 Steigerung der Elternmitwirkung. 
 

 Stärkung des Selbstbewusstseins durch Kultur. 
 

 Förderung von Solidarität, gleichberechtigter Teilhabe, To-
leranz und interkulturellem Austausch in und durch den 
Sport. 

 
 Einheitliche Regeln als zentrale Grundlage im Sport. 

 
 Förderung und Nutzung von Einsatz und Spaß im Sport. 

 
 Verstärkte Förderung des interkulturellen Zusammenle-

bens. 
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 Förderung der integrativen Kompetenzen von Frauen und 
ihrer Netzwerke. 

 
 
3.2.1.3 Soziale Integration 
 
 
An dritter Stelle steht der Bereich der „sozialen Integration“, in 
dem es im Wesentlichen um den Erwerb gesellschaftlicher Mit-
gliedschaft(en) geht. 
 

 
 

 
3.2.1.4 Identifikatorische Integration 
 
 
Eher marginal findet sich in diesem ersten Prozess der Erarbei-
tung eines kommunalen Integrationskonzeptes für Bielefeld der 
Bereich der „identifikatorischen Integration“ wieder. 
 

 
 

 
3.2.2 Maßnahmeebene 
 
 
Auf der Ebene der Maßnahmevorschläge bilden sich die Dimen-
sionen, in denen sich der gesellschaftliche Integrationsprozess 
vollzieht (Teil I, Ziff. 1.2), unter Berücksichtigung der Ergebnis-
se der Projektarbeit und der Vorschläge und Empfehlungen aus 
den vom Amt für Integration und interkulturelle Angelegenhei-
ten parallel zum Projektprozess durchgeführten Gesprächs- und 
Diskussionsforen in den (10) Stadtbezirken wie folgt ab: 
 

 
 

 
3.2.2.1 Strukturelle Integration 
 
 
Hier sind insbes. folgende Maßnahmevorschläge zu nennen: 
 

 Veränderung, Verbesserung von Rahmenbedingungen von 
Teil-/Leistungssystemen, Verbesserung der Ausgestaltung 
von Angeboten, u. a. Gewinnung, Qualifizierung von – 
muttersprachlichen – Mitarbeiterinnen bzw. Mitarbeitern, 
Personal, Aufbau, Ausbau, Weiterentwicklung verbindlicher 
Kooperationsstrukturen, Netzwerke, z. B.  

 
- mit interkulturell arbeitenden Migrantenorganisationen,  
- zwischen Migrantenunternehmen und lokalen Arbeitge-

berverbänden, Kammern etc.,  
- zwischen Kindertageseinrichtung, Schule, weiteren Bil-

dungsinstitutionen/-trägern,  
- zwischen der Stadt Bielefeld und dem Bundesamt für 

Migration und Flüchtlinge mit dem Ziel der frühzeitigen 
Abstimmung zu Projekten/Projektförderanträgen.  

 
 



Wir fördern Integration! 
Integrationskonzept für Bielefeld 

 
40 

 
 Interkulturelle Orientierung und Öffnung, Kompetenzstär-

kung (insbes. Qualifizierung, Fortbildung, Coaching von 
pädagogisch tätigen Kräften, Lehrkräften, sozialpädagogi-
schen Fachkräften, Mitarbeiterinnen bzw. Mitarbeitern in 
Institutionen, Trägern der Wohlfahrtspflege, der Jugend-
hilfe etc., Ausbildung und Installierung von Diversity-
Beauftragten in Betrieben und Unternehmen).  

 
 Qualifiziertes Diversity-Management im öffentlichen Sek-

tor, insbesondere im Bereich der Stadt Bielefeld und ihrer 
Tochtergesellschaften.  

 
 Erarbeitung eines durchgängigen Sprachbildungskonzeptes 

(s. hierzu auch gesondert zu erarbeitendes Sprachbil-
dungskonzept „MitSprache in Bielefeld“). 

 
 Bedarfsgerechte Weiterentwicklung bzw. Neuausrichtung 

von Konzepten zur Förderung von Kindern und Jugendli-
chen (Schwerpunkt insbesondere: Elementarbereich, Kin-
der- und Jugendarbeit, Schule mit z. B. Ganztagsangebo-
ten für schulpflichtige Kinder und Jugendliche, Sport etc.). 

 
 (Mehrsprachige und verstärkte) Information, Aufklärung, 

Beratung, Öffentlichkeitsarbeit und Werbung in unter-
schiedlichsten Handlungsfeldern. 

 
 Verstärkte Aufklärung über die Bedeutung des Art. 3 GG z. 

B. im Rahmen von Integrationskursen oder durch Migran-
tenorganisationen. 

 
 
3.2.2.2 Kulturelle Integration 
 
 

 Intensive Sprachbildung mit Deutsch als verbindlicher All-
tags-/Verkehrs-, Fach- bzw. Unterrichtssprache, begin-
nend mit intensivem und flächendeckendem Angebot im 
frühen Kindesalter, Förderung von Jugendlichen und Wei-
terführung bis in das Erwachsenenalter, insbesondere für 
Frauen im Rahmen des Ehegattennachzugs auch noch 
nach mehreren Aufenthaltsjahren im Aufnahmeland.  

 
 Elternarbeit mit (stärkerer) Gewinnung und Bindung von 

Eltern mit Migrationshintergrund in institutionellen Eltern-
mitwirkungsgremien, mit (stärkerer) Teilnahme an Eltern-
veranstaltungen, mit breiter Information, Aufklä-
rung/Beratung, Stärkung von Eltern mit Migrationshin-
tergrund in ihrer Erziehungskompetenz, mit Elterntrai-
nings, mit differenzierten Angeboten für Mütter und Väter, 
mit Elternpatinnen bzw. –paten, mit Information, Aufklä-
rung von Eltern mit Migrationshintergrund zu Auftrag und 
Konzepten, Lehrplänen in Bildungseinrichtungen (Kinder-
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tagesbetreuung i. w. S., Schule etc.).  
 

 Gewinnung, Aufbau, Ausbau, Qualifizierung von – mutter-
sprachlichen – Patinnen- bzw. Paten-Modellen, Lotsinnen- 
bzw. Lotsen-Modellen, mit Sprachvermittlerinnen bzw. 
Sprachvermittlern, Dolmetscher-/Übersetzungsangeboten 
und –hilfen und mit – allgemein – muttersprachlichen Mul-
tiplikatorinnen bzw. Multiplikatoren in unterschiedlichen 
Handlungsfeldern auf Basis für den Bereich der Stadt Bie-
lefeld verbindlich festgelegter Standards. 

 
 
3.2.2.3 Soziale Integration 
 
 

 Förderung, Begleitung von Kindern und Jugendlichen in ih-
rer Entwicklung zu eigenverantwortlichen, gemeinschafts-
fähigen Persönlichkeiten mit gesellschaftlicher Mitverant-
wortung und sozialem Engagement als Garanten eines 
friedlichen Zusammenlebens in einer Stadtgesellschaft der 
Vielfalt. 

 
 Anregung, Unterstützung von Begegnung, Kennen lernen, 

Miteinander von einheimischer Bevölkerung und Menschen 
und Gruppen mit Migrationshintergrund im Stadt-
teil/Wohnquartier, mit Förderung wechselseitiger Informa-
tion, Aufklärung, Verständigung, von Toleranz, Akzeptanz, 
Abbau von Diskriminierungserfahrungen und mit Aufbau 
und Verfestigung von Strukturen der Nachbarschaft, 
Nachbarschaftshilfe, der selbst bestimmten Gestaltung des 
Wohnquartiers über Straßenfeste, Begegnungen in Ge-
meinschaftszentren/Häusern im Stadtteil, mit interreligiö-
sem Dialog etc. 

 

 

 
3.2.2.4 Identifikatorische Integration 
 
 

 Maßnahmen mit integrationspolitischem Gehalt und Vor-
bildfunktion (z. B. interkulturelle Straßenbenennungen, Ge-
bäude, Einrichtungen etc. mit Namen friedens-, integrati-
onsfördernder Persönlichkeiten, stadtteilbezogene Wettbe-
werbe zu integrationsfördernden Aktivitäten). 

 
 Patinnen- bzw. Paten-, Lotsinnen- bzw. Lotsen-, Multiplika-

torinnen- bzw. Multiplikatoren-, Assistenz-Modelle/-
Projekte, Bewohnerräte.  

 
 Generierung von Best-Practice-Modellen der Kommunikati-

on, Kooperation, Vernetzung, des friedlichen Miteinanders 
über die jeweiligen örtlichen (Bevölkerungs-)Gruppen im 
Stadtteil, mit u. a. Herausstellung und Würdigung über ei-
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nen kommunalen Integrationspreis (z. B. für besonderes 
Engagement in der Integrationsarbeit durch die Stadt Biele-
feld). 

 
Zusammenfassend lässt sich bei der Bündelung in den oben 
genannten Prozessen und Diskussionen erarbeiteter Ziel- und 
Handlungsschwerpunkte damit resümieren, dass die Projektar-
beit bei der Gewichtung der Dimensionen der Integration 
schwerpunktmäßig die Ebene der „strukturellen“ und auch der 
„kulturellen Integration“ in den Fokus genommen hat.  
 
Durch die Einbeziehung der Beiträge aus den Gesprächs- und 
Diskussionsforen in den Stadtbezirken wurde zusätzlich auch 
die Ebene der „identifikatorischen Integration“ stärker einbezo-
gen und ausformuliert.   
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4.  Leitbild, Ziele, Handlungsempfehlungen 
 
 
4.1 Integrationspolitisches Leitbild „Bielefeld - Zusam-
menleben in Vielfalt“  
 

 

 
In Bielefeld leben teilweise seit Jahrzehnten zugewanderte 
Menschen aus verschiedenen Regionen Deutschlands und der 
Welt. Die Bielefelderinnen und Bielefelder gehören unterschied-
lichen Gruppen, Milieus, Religionen, gesellschaftlichen Schich-
ten, Altersstufen und Berufen an. Alle diese Menschen prägen 
das gesellschaftliche Leben in Bielefeld und tragen zur Entwick-
lung der Stadt bei. Aufgabe der Stadt ist es, entsprechend dem 
Gleichheitsgrundsatz des Grundgesetzes (GG) die Rahmenbe-
dingungen für ein gleichwertiges Miteinander zu schaffen.  
 
In gegenseitiger Anerkennung aller soll eine zufriedene, vielfäl-
tige Gemeinschaft der Bielefelderinnen und Bielefelder entste-
hen. Die Verschiedenheit und Einzigartigkeit der Menschen und 
der Gruppen wird als wertvoll angesehen. Die unterschiedlich 
stark ausgeprägten Bezüge zu Kulturen und Religionen sollen 
von den Bürgerinnen und Bürgern nach ihrem Bedarf gepflegt 
werden und für das gemeinsame Leben eine Fülle von Anre-
gungen bieten. 
 
Entsprechend dieser Zielsetzung hat die Stadt Bielefeld in ei-
nem intensiven Diskussions- und Austauschprozess zahlreicher 
Institutionen, Träger, Organisationen, Bürgerinnen und Bürger 
ein Leitbild und konzeptionelle Grundlagen zum künftigen Ge-
meinschaftsleben aller in Bielefeld Lebenden erstellt.  
 
Das Leitbild dient als Orientierungsrahmen für die Ziele und 
Handlungsüberlegungen, die sich aus dem Konzept ergeben. 
Zugleich hat es die Funktion, ein grundlegendes Verständnis 
von Integration in Form von Visionen und Aufgaben zu formu-
lieren. 
 
Die weitere Umsetzung des Integrationskonzeptes ist ein von 
den Leitungsebenen ausgehender Prozess, in den die Mitarbei-
terinnen und Mitarbeiter aller Bereiche und die Bürgerinnen 
und Bürger einbezogen werden.  
 
Vision 
 
Die Stadt Bielefeld und ihre Bürgerinnen und Bürger erkennen 
die Vielfalt als Selbstverständlichkeit an. Sie halten damit für 
langfristig erstrebenswert, dass sich alle Menschen in dieser 
Stadt in ihrer Unterschiedlichkeit achten und anerkennen. Ihre 
Einzigartigkeit müssen sie nicht erklären oder begründen, sie 
werden nicht als (kulturell) Fremde gesehen, sondern als Zu-
gehörige zu einer Gemeinschaft. Unterschiedliche Lebensfor-
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men und -stile, vorausgesetzt, sie sind gesetzeskonform, wer-
den als Bereicherung des Zusammenlebens wahrgenommen.  
 
Der Zugang aller Bielefelderinnen und Bielefelder zu wichtigen 
Ressourcen wie Erziehung, Bildung, Ausbildung, Beruf, Kultur, 
Freizeit, Gesundheit, soll ebenso gewährleistet sein wie die Be-
teiligung an der räumlichen und sozialen Gestaltung der Stadt. 
 
Auf diese Weise soll eine gemeinsame städtische Kultur entste-
hen, die keine künstlichen Grenzen zwischen Menschen aus 
verschiedenen Regionen der Welt zieht, keine ethnisch homo-
genen Gruppen konstruiert und keine nationalstaatlichen Inte-
ressen bzw. nationalistische Ausrichtungen, Beeinflussungen 
oder Unterwanderungen zum Beispiel in den Bildungsinstitutio-
nen, öffentlichen und sonstigen Einrichtungen der hiesigen Ge-
sellschaft unterstützt oder zulässt. Sie erkennt an, dass die Zu-
gehörigkeiten der Menschen vielfältig sind und Überschneidun-
gen mit Anderen aufweisen. 
 
Umsetzungsschritte des Integrationskonzeptes  
 

 Die Stadt Bielefeld und ihre Tochtergesellschaften verpflich-
ten sich der interkulturellen Orientierung und Öffnung in al-
len Zielen, Planungen und Maßnahmen auf allen Ebenen und 
in allen Fachbereichen. Interkulturelle Öffnung betrifft die 
drei Bereiche Organisationsentwicklung, Personalentwick-
lung und Bürgerinnen- und Bürger-Orientierung. 

 
 Die Stadt Bielefeld und ihre Tochtergesellschaften setzen die 

interkulturelle Orientierung und Öffnung für sich und für die 
mit ihr in Verbindung stehenden Institutionen als Quer-
schnittsaufgabe um. 

 
 Die Stadt Bielefeld und ihre Tochtergesellschaften nehmen 

aktiv Einfluss auf ihre Kooperationspartnerinnen und -
partner und weitere Institutionen, um diese in ihrem eige-
nen Prozess der interkulturellen Orientierung und Öffnung 
zu unterstützen. 

 
 Die Stadt Bielefeld und ihre Tochtergesellschaften bekennen 

sich zu der Bedeutung einer gezielten Frauenförderung und 
der Gleichstellung von Frau und Mann für einen gelingenden 
Integrationsprozess und prüfen, inwieweit Maßnahmen zum 
Ziel der Realisierung von Chancengleichheit zwischen den 
Geschlechtern beitragen. 

 
 Die Stadt Bielefeld und ihre Tochtergesellschaften verpflich-

ten sich zur Weiterqualifizierung der Mitarbeiterinnen und 
Mitarbeiter der städtischen Institutionen zu einem professi-
onellen, selbstverständlichen und kundenfreundlichen Um-
gang mit der kulturellen Vielfalt. 

 
 Die Stadt Bielefeld und ihre Tochtergesellschaften ermögli-
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chen und fördern die gesellschaftliche Partizipation von 
Menschen mit Migrationshintergrund. 

 
 Das Leitbild und die sich daraus ergebenden Prozesse wer-

den intern wie extern veröffentlicht. 

 Die Stadt Bielefeld sorgt für eine kontinuierliche Präsenz der 
Inhalte und Zielsetzungen des Integrationskonzeptes in der 
Öffentlichkeit. 

 
Die Stadt Bielefeld – Amt für Integration und interkulturelle 
Angelegenheiten – überprüft das Leitbild regelmäßig und initi-
iert gegebenenfalls seine Weiterentwicklung. 
 
Alle Ziele und Maßnahmen des Integrationskonzeptes müssen 
den Grundsätzen des Leitbildes – Chancengleichheit, gleicher 
Zugang zu Ressourcen, gleiche und gerechte Partizipations-
möglichkeiten, Kultur der Vielfalt – entsprechen.  
 
Die Stadt Bielefeld und ihre Tochtergesellschaften begrüßen die 
Übernahme des Leitbildes durch andere Institutionen. 
 
 
4.2 Integrationspolitische Ziele  
 

 

 
Im Rahmen des Leitbilds „Bielefeld - Zusammenleben in Viel-
falt“ bekennt sich die Stadt Bielefeld vor allem zu folgenden 
Zielen und Aufgaben: 
 
1. Steigerung der Sprachkompetenz. 
2. Steigerung der Leistungsfähigkeit des Teilsystems „Bil-

dung“ im Elementarbereich. 
3. Steigerung der Erziehungskompetenz der Eltern. 
4. Erhöhung der Integrationsverantwortung aller Schulfor-

men. 
5. Erfolgreicher Verlauf des Übergangs Schule → Ausbildung 

→ Beschäftigung/ Arbeit. 
6. Menschen mit Migrationshintergrund sind entsprechend ih-

rem Anteil  an der Bevölkerung strukturell in der Arbeits-
welt vertreten („affirmative action“). 

7. Verbesserung der Zugangs- und Partizipationsmöglichkei-
ten zu Bildungseinrichtungen und –angeboten. 

8. Gesundheitliche Chancengleichheit für Menschen mit Mir-
gationshintergrund. 

9. Chancengleichheit in der Versorgung von älteren Men-
schen mit Migrationshintergrund. 

10. Stadtteilentwicklungspolitik des sozialen Ausgleichs betrei-
ben. 

11. Verstärkte Förderung des interkulturellen Zusammenle-
bens. 

12. Interkulturelle Orientierung und Öffnung (Behörden, öf-
fentliche Institutionen, Träger). 
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13. Verbindliche inhaltliche Kooperation (organisatorisch und 
inhaltlich): Stadt - Freie Träger, Migrantenorganisationen, 
Migrantenorganisationen untereinander und mit Dritten, 
Vernetzung von Integrationsförderung und –arbeit vor Ort. 

14. Verbesserung von Integrationschancen für Neuzuwande-
rinnen bzw. Neuzuwanderer durch spezifische Beratungs-
angebote. 

15. Schaffung verbesserter Infrastruktur für die Integration 
von Flüchtlingen. 

16. Verbesserung des Zugangs zu Fach- und Regeldiensten 
(Behörden, öffentliche Institutionen und Träger). 

 
 
4.3 Handlungsempfehlungen 
 

 

 
Mit seinem Grundsatzbeschluss vom 10.05.2007 hat der Rat 
der Stadt eine Vielzahl an Lebenslagen, Politik- und Handlungs-
feldern umschrieben und damit einen umfänglichen Ansatz für 
das Bielefelder Integrationskonzept ausdrücklich festgelegt. 
Demgemäß war die Projektarbeit inhaltlich-fachlich breit und 
umfassend anzulegen. Der jetzt erarbeitete Umfang und die 
Vielzahl an Zielsetzungen für die kommunale Integrationsförde-
rung und –arbeit, an Maßnahmevorschlägen etc. ist diesem u-
niversellen Arbeitsauftrag und Handlungsansatz geschuldet.  
 
Für die strategische und die erforderliche operative Orientie-
rung und Ausrichtung der kommunalen Integrationspolitik, -
förderung und -arbeit ist eine Gewichtung und Priorisierung 
notwendig, die über zwei Ebenen erarbeitet worden ist: 
 

 1. Schritt – Teilprojektarbeit -: Priorisierung auf der Ebene 
der Maßnahmevorschläge (operative Ebene). 

 2. Schritt – Aufgabenstellung der `Lenkungsgruppe´: Pri-
orisierung des Kanons an Oberzielen bei Begrenzung auf 
ca. 15 (konkret (s. Vorschlag): 16) an erster Stelle in den 
Fokus zu nehmender Oberziele unter Betrachtung von Kri-
terien wie „Dringlichkeit der Thematik“, „Beeinflussbarkeit 
durch die Kommune“ (s. hierzu insbes. Teil II, Ziff. 3.18, 
3.19). 

 
Aus beiden Verfahren bildet sich auf der Ebene von (58) Maß-
nahmevorschlägen zu insgesamt 16 Oberzielen hinsichtlich der 
(4) Dimensionen der Integration (s. Teil I, Ziff. 1.2) dabei der 
Schwerpunkt im Bereich der strukturellen Integration (ca. 77 
%), dann im Bereich der kulturellen Integration (ca. 10 %) und 
zu einem geringeren Teil im Bereich der identifikatorischen In-
tegration (ca. 5 %) ab.  
 
Die Maßnahmevorschläge sind in der Darstellung des Arbeits-
ergebnisses und der Empfehlung farblich differenziert: 
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Lfd. 
Nr. 

 
Handlungsfeld 

 
Oberziel 

 
Dimension im gesell-
schaftlichen Integra-
tionsprozess (s. hier-
zu Teil I, Ziff. 1.2) 

 
Maßnahmevorschlag 
(in Klammern hinzugefügt sind die jeweiligen Teilziele) 

 
1 

 
Elementarbereich 
 

 
Steigerung der Sprach-
kompetenz 
 

 
Strukturelle und kul-
turelle Integration 

 
o Integrationshilfen durch Sprachbildung in der Schulein-

gangsphase → Weiterführende individuelle Förderung, 
soweit möglich mit den Kindern aus dem Elementarbe-
reich bekannten Sprachkursleitungen (Weiterführung der 
Sprachbildung in der Schuleingangsphase). 

o Teamteaching zwischen Lehrkraft und  Sprachkursleitung 
(Weiterführung der Sprachbildung in der Schuleingangs-
phase). 

o Qualifizierung der Lehrkräfte und Sprachkursleitungen 
(Weiterführung der Sprachbildung in der Schuleingangs-
phase). 

o Verstärkte Einstellung von muttersprachlichen Fachkräf-
ten (Interkulturelle Orientierung und Öffnung). 

 
2 

 
 

 
Steigerung der Leis-
tungsfähigkeit des Teil-
systems „Bildung“ im 
Elementarbereich 

 
Strukturelle Integra-
tion 

 
o Bereitstellung (Finanzierung) eines „Bildungstopfes“ für 

innovative Pilotprojekte → Ziel: Erprobung neuer (Koope-
rations-)Projekte (Förderfähig sollten Projekte sein, an 
denen mindestens 30 % Kinder mit Migrationshin-
tergrund beteiligt sind) (Gestaltung der Schnittstelle 
„Kindertageseinrichtung  → Grundschule“ unter Berück-
sichtigung von Interkulturalität). 

o Konzipierung und Initiierung einer Fortbildungsreihe, ins-
bes. zu Themenkomplexen wie „Einwanderung und Inter-
kulturalität“, „Vorurteilsbewusste Erziehung“, „Erzie-
hungsvorstellungen in Familien mit Migrationshin-
tergrund“, „Umgang mit religiösen Anliegen“, „Diskrimi-
nierung“ (Schwerpunktsetzung der Fortbildung und Qua-
lifizierung der pädagogisch tätigen Kräfte in der Kinderta-
gesbetreuung in Fragen der „Einwanderung und Interkul-
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turalität“).  
o Planung, Durchführung 2er gemeinsamer Fortbil-

dungstage/Jahr für Kindertageseinrichtung und Grund-
schule als stadtweites Fortbildungsangebot zur Entwick-
lung und Umsetzung trägerübergreifender Standards für 
Kindertageseinrichtungen und Grundschulen zur Gestal-
tung des Übergangs (Gestaltung der Schnittstelle „Kin-
dertageseinrichtung  → Grundschule“ unter Berücksichti-
gung von Interkulturalität).  

o Einsatz für entsprechende Landesregelungen ein-
schließlich Mitfinanzierung des Landes z. B. über kom-
munale Spitzenverbände, überörtliche Träger der Ju-
gendhilfe, mit dem Ziel geringerer Anzahl an Kindern in 
der Einrichtung/“Gruppe“, wenn der Anteil an Kindern mit 
Migrationshintergrund über 50 % liegt (Geringere Grup-
penstärke in Kindertageseinrichtungen mit hohem Anteil 
an Kindern mit Migrationshintergrund). 

 
3 

 
 

 
Steigerung der Erzie-
hungskompetenz der El-
tern 
 

 
Strukturelle und kul-
turelle Integration 
 
 
 

 
o Ausbildung von Stadtteilmüttern und Stadtteilvätern, 

Einsatz in Kursen als Multiplikatorinnen und Multiplikato-
ren zu Bildungs- und Erziehungsthemen auf Basis ver-
bindlich festgelegter Ziele und Inhalte (s. hierzu entspr. 
Kooperationsvereinbarungen) (Förderung der Er-
ziehungskompetenzen von Müttern und Vätern in der 
Kindertagesbetreuung). 

o Ausweitung der Elternberatung: Psychosoziale Beratung 
in Familienzentren und weiteren Kindertageseinrichtun-
gen als Angebot für Mütter und Väter (Förderung der Er-
ziehungskompetenzen von Müttern und Vätern in der 
Kindertagesbetreuung). 

o Unterstützung von Eltern/-teilen in ihrer Erziehungs- und 
Bildungsarbeit, verständliche und ansprechende Weiter-
gabe von Praxiserfahrungen (Vorschlag: 4 Elternveran-
staltungen zu pädagogischen Themen mit Fachreferen-
tinnen bzw. Fachreferenten /Jahr) (Curriculum für inter-
kulturelle Elternbildung und Kompetenz für Mütter und 
Väter mit und ohne Migrationshintergrund). 
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o Einrichtung von Elterncafé`s, Bereitstellung von „Raum“ 
für Themen der Eltern/-teile unter Federführung und 
Verantwortlichkeit des Trägers des Tagesbetreuungsan-
gebotes (Curriculum für interkulturelle Elternbildung und 
Kompetenz für Mütter und Väter mit und ohne Migrati-
onshintergrund). 

 
4 

 
Schule 

 
Erhöhung der Integrati-
onsverantwortung aller 
Schulformen 

 
Strukturelle Integra-
tion 

 
o Evaluation der „Grundschulgutachten“ (Verminderung der 

Zahl an Kindern und Jugendlichen mit Migrationshin-
tergrund, die die Schule ohne Abschluss abbrechen). 

o Zügige Eingliederung von Schülerinnen bzw. Schülern 
(schulische Seiteneinsteigerinnen bzw. –einsteiger) in 
Regelklassen ((Mehr) Höherwertige Schulabschlüsse für 
Kinder und  Jugendliche mit Migrationshintergrund). 

o (Mehr) Individuelle Lernbegleitung auch durch außer-
schulische Partnerinnen und Partner (Individuelle Förde-
rung in der Schule). 

o Entwicklung/Durchführung von (z. B.) Jungentanzprojek-
ten (Jungen- und Mädchenförderung (geschlechtsspezifi-
sches Rollenbewusstsein). 

 
5 

 
Ausbildung 
 

 
Erfolgreicher Verlauf des 
Übergangs Schule → 
Ausbildung → Beschäfti-
gung/Arbeit 

 
Strukturelle Integra-
tion 

 
o Berücksichtigung „Interkultureller Kompetenz“ als Be-

standteil des Anforderungsprofils bei Stellenausschrei-
bungen unter Berücksichtigung der jeweils geltenden 
Rechtsnormen (GG, AGG) (Erhöhung des Anteils von 
Mädchen und Jungen mit Migrationshintergrund an beruf-
licher Ausbildung (mindestens entsprechend ihrem Be-
völkerungsanteil). 

o Durchgängige, abgestimmte Sprachbildung für Kinder 
bzw. Schülerinnen bzw. Schüler mit Migrationshin-
tergrund und Förderbedarf (Deutsch als Zeitsprache 
(DaZ) vom Elementarbereich bis hin zum Ausbildungsab-
schluss) (Beherrschung der deutschen Sprache in Wort 
und Schrift, Förderung von Mehrsprachigkeit in den 
Schulen). 

o Ausbau der Schulsozialarbeit als Regelangebot unter Be-
rücksichtigung und Weiterentwicklung der existierenden 
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Qualitätsstandards paritätisch durch Schule und Jugend-
hilfe (Abgestimmtes wirkungsorientiertes Bildungskon-
zept zum Übergang Schule → Ausbildung → Beschäfti-
gung/Arbeit insbesondere mit dem Ziel gleichberechtigter 
Teilhabe von Mädchen mit Migrationshintergrund und für 
Jugendliche mit Migrationshintergrund mit unzureichen-
den Schulabschlüssen nach ihrem individuellen Unter-
stützungsbedarf (mit Blick auf einen beruflichen Ein-
stieg). 

o Ausbau der Beratung und Berufswegeplanung Jugendli-
cher (mit Migrationshintergrund) während der Schulzeit 
als Regelangebot in allen weiterführenden Schulformen 
ab dem 8. Jahrgang unter Berücksichtigung und Weiter-
entwicklung der existierenden Qualitätsstandards (Abge-
stimmtes wirkungsorientiertes Bildungskonzept zum Ü-
bergang Schule → Ausbildung → Beschäftigung/Arbeit 
insbesondere mit dem Ziel gleichberechtigter Teilhabe 
von Mädchen mit Migrationshintergrund und für Jugendli-
che mit Migrationshintergrund mit unzureichenden 
Schulabschlüssen nach ihrem individuellen Unterstüt-
zungsbedarf (mit Blick auf einen beruflichen Einstieg). 

 
6 

 
Arbeitsmarkt 

 
Menschen mit Migrati-
onshintergrund sind 
entsprechend ihrem An-
teil  an der Bevölkerung 
strukturell in der Ar-
beitswelt vertreten („af-
firmative action“) 

 
Strukturelle Integra-
tion 
 

 
o Werbung durch Repräsentantinnen bzw. Repräsentanten 

der Stadt Bielefeld um Würdigung und Anerkennung im 
Ausland erworbener Qualifikationen bei Auswahl und Ein-
stellung von (Fach- bzw. Arbeits-)Kräften durch Unter-
nehmen in Bielefeld (Ausrichtung des Handelns der Ak-
teure am Arbeitsmarkt an den Anforderungen einer glo-
balisierten Gesellschaft). 

o Nutzung des „Bielefeld-Bonus“ (= kommunale Aufsto-
ckung des Beschäftigungszuschusses nach § 16 e SGB II) 
insbesondere auch von Menschen mit Migrationshin-
tergrund (Schaffung von Arbeitsplätzen für Menschen mit 
Migrationshintergrund durch die bzw. bei der Kommune). 

o Aktive Rolle der Kommune (unter Beteiligung von Agen-
tur für Arbeit, Arbeitplus in Bielefeld, WEGE mbH, REGE 
mbH) bei der Erörterung der arbeitsmarktbezogenen Be-
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standteile des Integrationskonzeptes mit Personalver-
antwortlichen großer Bielefelder Arbeitgeberinnen bzw. 
Arbeitgeber (Schaffung von Arbeitsplätzen für Menschen 
mit Migrationshintergrund durch die bzw. bei der Kom-
mune, Unterstützung von Menschen mit Migrationshin-
tergrund, um ihren Aufstieg in der Arbeitswelt zu sichern, 
(Verstärkte) Unterstützung von Berufsrückkehrerinnen 
bzw. Berufsrückkehrern mit Migrationshintergrund beim 
Wiedereinstieg in die Arbeitswelt). 

o Durchführung von Schulungen zur Erhöhung der interkul-
turellen Kompetenz und der Matchingkompetenz bei Ar-
beitsmarktakteuren in der Region (Ausrichtung des Han-
delns der  Akteure am Arbeitsmarkt an den Anforderun-
gen einer globalisierten Gesellschaft). 

 
7 

 
Erwachsenenbil-
dung 

 
Verbesserung der Zu-
gangs- und Partizipati-
onsmöglichkeiten zu 
Bildungseinrichtungen 
und -angeboten  

 
Strukturelle und kul-
turelle Integration 

 
o S. hierzu u. a. auch Handlungsfelder `Elementarbe-

reich´, `Schule´, `Ausbildung´ und künftiges durchgän-
giges Sprachbildungskonzept  „MitSprache in Bielefeld“ 
mit zielgruppenorientierten Sprachangeboten: Kin-
der/Jugendliche, Frauen, Väter u. a. (Förderung der 
Sprachkompetenz, insbesondere auch für Frauen im E-
hegattennachzug nach schon längerem Aufenthalt im 
Aufnahmeland). 

o Einsatz von mehr Fachpersonal mit Migrationshin-
tergrund (u. a. als Weiterbildnerin im Vereinsmanage-
ment, in der interkulturellen Öffentlichkeitsarbeit) (För-
derung von Frauen mit Migrationshintergrund insbes. in 
folgenden Bereichen: Unterstützung in der Erziehungs-
kompetenz, Schaffung von Anreizen, Förderung von  Mo-
tivation und Angebot von  Weiterbildungsmaßnahmen). 

o Unterstützung in der Elternarbeit (Information / Qualifi-
zierung / Aufbau und kontinuierlicher Ausbau eines Sys-
tems von Vermittlerinnen bzw. Vermittlern und Berate-
rinnen bzw. Beratern (z. B. Elternpatinnen bzw. Elternpa-
ten) – verbindlich institutionell eingebettet, gesteuert 
und koordiniert – (Förderung von Frauen mit Migrations-
hintergrund insbes. in folgenden Bereichen: Unterstüt-
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zung in der Erziehungskompetenz, Schaffung von Anrei-
zen, Förderung von  Motivation und Angebot von Weiter-
bildungsmaßnahmen). 

o Konzeptionierung und Initiierung spezieller Angebote für 
Männer und Väter in der Erwachsenenbildung zur Unter-
stützung ihrer Erziehungskompetenz (Erreichung von 
Männern und Vätern in der Erwachsenenbildung, Unter-
stützung in ihrer Erziehungskompetenz). 

 
8 

 
Gesundheit, 
Selbsthilfe, sozial-
psychiatrische und 
psychosoziale Ver-
sorgung 

 
Gesundheitliche Chan-
cengleichheit für Men-
schen mit Migrations-
hintergrund 
 

 
Strukturelle und kul-
turelle Integration 
 

 
o Organisation und Durchführung niedrigschwelliger Kurs-

angebote, stadtteilorientiert und mehrsprachig, z. B. zur 
gesunden Ernährung, Bewegung, Entspannung (Entwick-
lung und Vermittlung spezifischer gesundheitsfördernder  
Maßnahmen für Menschen mit Migrationshintergrund (z. 
B. zur Förderung der  Widerstandsfähigkeit). 

o Einrichtung eines migrantenspezifischen, sozialpsychiatri-
schen träger- und berufsgruppenübergreifenden Kompe-
tenznetzwerks (Ausbau von Vernetzung). 

o Initiierung und Durchführung von frauenspezifischen  
Informationsveranstaltungen zu frauenspezifischen Ge-
sundheitsthemen,  stadtteilbezogen, u. a. bei Migrante-
norganisationen (Weiterentwicklung/Verbesserung der 
Informationen für Menschen mit Migrationshintergrund 
zu den Grundlagen und Angeboten des (örtlichen) Ge-
sundheitswesens). 

o Fortführung und Sicherstellung des „MiMi“-Projektes. 
Verbesserte Anbindung des „MiMi“-Projektes an Kranken-
kassen, Sportvereine, Selbsthilfe. Ggf. Entwicklung alter-
nativer Strukturen (Weiterentwicklung/Verbesserung der 
Informationen für Menschen mit Migrationshintergrund 
zu den Grundlagen und Angeboten des (örtlichen) Ge-
sundheitswesens). 

 
9 

 
Seniorinnen und 
Senioren, Betreu-
ung und Pflege 

 
Chancengleichheit in der 
Versorgung von älteren 
Menschen mit Migrati-
onshintergrund  

 
Strukturelle Integra-
tion 

 
o Planung, Ausgestaltung und Durchführung von Altenhilfe, 

Betreuungs- und Pflegeangeboten (Systematische kultur-
sensible Seniorinnen- bzw. Seniorenarbeit, häusliche 
bzw. stationäre Pflege). 
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10 

 
Wohnen, Stadt-
entwicklung, Sozi-
ales Umfeld 

 
Stadtteilentwicklungspo-
litik des sozialen Aus-
gleichs betreiben 

 
Strukturelle und i-
dentifikatorische In-
tegration 

 
o Angemessene / bedarfsgerechte (quantitative wie quali-

tative) Ausstattung der Stadtteile mit sozialer Infrastruk-
tur (insbes. Angebote der Tagesbetreuung, Grundschu-
len, Beratungsstellen, ÖPNV, Altenbetreuung, Arztpraxen, 
lokale Ökonomie etc.) (Adäquate Unterstützung von 
Wohnquartieren, die aufgrund ihres überdurchschnittlich 
hohen Anteils von Personen mit Migrationshintergrund 
Integrationsarbeit für die Gesamtstadt leisten). 

o Beispiele für integrationsförderndes Wohnen identifizie-
ren, erweitern (quantitativ) und weiter entwickeln (quali-
tativ) (Individuelle Entwicklung von Wohnquartieren der-
art, dass sie integrationsfördernd wirken). 

o Unterstützung und Assistenz bei freiwilligem Engagement 
von Menschen mit Migrationshintergrund für Menschen 
mit Migrationshintergrund (Adäquate Unterstützung von 
Wohnquartieren, die aufgrund ihres überdurchschnittlich 
hohen Anteils von Personen mit Migrationshintergrund 
Integrationsarbeit für die Gesamtstadt leisten). 

o Funktion von Begegnungszentren/Begegnungsplätzen 
(auch im Freien) herstellen, Begegnungsräume für Milie-
us (Individuelle Entwicklung von Wohnquartieren derart, 
dass sie integrationsfördernd wirken). 

 
11 

 
 

 
Verstärkte Förderung 
des interkulturellen Zu-
sammenlebens 

 
Strukturelle und i-
dentifikatorische In-
tegration 

 
o Bereitstellung von „Raum“/ (vorhandenen) Räumlichkei-

ten („Haus der kulturellen Begegnung“) (Gemeinsamkei-
ten herstellen). 

o Bereitstellung von vorhandenen Räumlichkeiten für den 
interreligiösen Dialog (Förderung interreligiösen Dialogs). 

o Installierung von Bewohnerräten  (Vermeidung von Kon-
flikten zwischen (Menschen) Gruppen im Stadtteil, Ge-
meinsamkeiten herstellen).  

o Quartiersmanagement (Vermeidung von Konflikten zwi-
schen (Menschen) Gruppen im Stadtteil). 

 
12 

 
Behörden, öffent-

 
Interkulturelle Orientie-

 
Strukturelle Integra-

 
o Werbung (Erhöhung des Anteils von Auszubildenden und 
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liche Institutionen, 
Träger 

rung und Öffnung (Be-
hörden, öffentliche In-
stitutionen, Träger) 

tion des Anteils der Beschäftigten mit Migrationshintergrund 
in allen Bereichen und Hierarchiestufen entsprechend ih-
rem Bevölkerungsanteil an den Erwerbsfähigen im Alter 
zwischen 15 und 65 Jahren). 

o Auswahl (Erhöhung des Anteils von Auszubildenden und 
des Anteils der Beschäftigten mit Migrationshintergrund 
in allen Bereichen und Hierarchiestufen entsprechend ih-
rem Bevölkerungsanteil an den Erwerbsfähigen im Alter 
zwischen 15 und 65 Jahren). 

o Aufstiegsförderung (Der Aufstiegsweg der Mitarbeiterin-
nen und Mitarbeiter mit Migrationshintergrund entspricht 
dem der anderen Beschäftigten). 

o Fortlaufendes und qualifiziertes Angebot der Schulung in 
interkultureller Kompetenz.  

 
13 

 
 

 
Verbindliche inhaltliche 
Kooperation (organisati-
tisch und inhaltlich) 
- Stadt - Freie Trä-

ger, Migrantenorga-
nisationen 

- Migrantenorganisa-
tionen untereinan-
der und mit Dritten 

Vernetzung von Integra-
tionsförderung und –
arbeit vor Ort 

 
Strukturelle und i-
dentifikatorische In-
tegration 
 

 
o Einstellung von (Fach-)Kräften mit Migrationshin-

tergrund, Bildung interkultureller Teams (Berücksichti-
gung der grundsätzlichen Ausrichtung und Ziele des 
kommunalen Integrationskonzeptes im Rahmen der Aus-
gestaltung und Ausformulierung evtl. Kooperations-, 
Leistungs- und Finanzierungsvereinbarungen, Vereinba-
rungen nach dem SGB VIII, XII etc.). 

o Angebotsausgestaltung und Leistungserbringung unter 
Berücksichtigung der spezifischen Bedarfe von Menschen 
mit Migrationshintergrund (Berücksichtigung der grund-
sätzlichen Ausrichtung und Ziele des kommunalen Integ-
rationskonzeptes im Rahmen der Ausgestaltung und Aus-
formulierung eventueller Kooperations-, Leistungs- und 
Finanzierungsvereinbarungen, Vereinbarungen nach dem 
SGB VIII, XII etc.). 

o Förderung von Migrantenorganisationen, die im Integra-
tionsprozess insbesondere eine Vermittlerrolle und 
Dienstleistungsfunktion wahrnehmen, zum Abbau sozia-
ler und ökonomischer, sich ethnisch ausprägender Un-
gleichheit beitragen, ihr Potenzial in der Gesellschaft und 
im Bereich der Integration (politisch-rechtliche Integrati-
on, Bildungs-, soziale und Arbeitsmarkt-Integration, auf 
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dem Wohnungsmarkt, im Gesundheitsbereich oder im 
Stadtteil)  einbringen, bürgerschaftliches Engagement 
fördern (Förderung von Migrantenorganisationen, die 
nachhaltig das Ziel verfolgen, die Integration der Men-
schen mit Migrationshintergrund in Bielefeld zu fördern 
und deren Verständigung mit der einheimischen Bevölke-
rung zu verbessern). 

o Honorierung besonderer integrationsfördernder Aktivitä-
ten von Institutionen, Initiativen bzw. Personen durch ei-
nen kommunalen Integrationspreis (Förderung von 
Migrantenorganisationen, die nachhaltig das Ziel verfol-
gen, die Integration der Menschen mit Migrationshin-
tergrund in Bielefeld zu fördern und deren Verständigung 
mit der einheimischen Bevölkerung zu verbessern). 

 
14 

 
 

 
Verbesserung von In-
tegrationschancen für 
Neuzuwanderinnen bzw. 
Neuzuwanderer durch 
spezifische Beratungs-
angebote 

 
Strukturelle Integra-
tion 

 
o Clearingstelle der Beratungsdienste im `Rathaus´ 

(Niedrigschwelliger Zugang zum Beratungsangebot der 
`Migrationsberatung für Erwachsene´ und des Jugend-
migrationsdienstes). 

o Beratungsgutscheine der Ausländerbehörde und Arbeits-
gemeinschaft nach dem SGB II (Niedrigschwelliger Zu-
gang zum Beratungsangebot der `Migrationsberatung für 
Erwachsene´  und des Jugendmigrationsdienstes). 

o Mehrsprachiges Informationsmaterial (Niedrigschwelliger 
Zugang zum Beratungsangebot der `Migrationsberatung 
für Erwachsene´  und des Jugendmigrationsdienstes).  

o Soziale Beratung (Erstinformation für Neuzuwanderinnen 
bzw. Neuzuwanderer). 

 
15 

 
 

 
Schaffung verbesserter 
Infrastruktur für die In-
tegration von Flüchtlin-
gen 
 

 
Strukturelle Integra-
tion 

 
o Erhalt und bedarfsgerechter Ausbau verbesserter und 

nachhaltiger Integration von Flüchtlingen in den Arbeits-
markt (s. insbes. Ansatz des `Alpha-Projektes´ (Arbeit 
für Bleibeberechtigte und Flüchtlinge (alpha)) (Entwick-
lung und Bereitstellung bzw. Ausbau sofort greifender, 
bedarfsgerechter Hilfen und Angebote zur Orientierung, 
Integration in Bildungssysteme etc., verbesserte und 
nachhaltige Integration in den Arbeitsmarkt). 
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16 

 
 

 
Verbesserung des Zu-
gangs zu Fach- und Re-
geldiensten (Behörden, 
öffentliche Institutionen 
und Träger) 

 
Strukturelle Integra-
tion 

 
o Kooperationsvereinbarungen.  
o Informationstransfer.  
o Vermittlung und bedarfsgerechte Begleitung zu  den Re-

geldiensten.  
o Co-Beratung. 
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5.  Steuerung und Monitoring 
 
 
Im Mittelpunkt des strategischen Managements steht die sys-
tematische Zielentwicklung, Zielverfolgung und Zielumsetzung. 
Die KGSt 14 empfiehlt den Kommunen für das strategische Ma-
nagement vier Zielfelder bzw. vier Leitfragen:  
 

Programme/Produkte Prozesse/Strukturen 

Was müssen wir tun?  Wie müssen wir es tun? 
   

 

Ergebnisse/Wirkungen  Ressourcen 
Was wollen wir erreichen?  Was müssen wir einsetzen? 

 
Besondere Bedeutung hat die Frage nach den erwarteten bzw. 
beabsichtigten Ergebnissen/Wirkungen. Ergebnis- und Wir-
kungsziele sind die Voraussetzung, um begründet über die ge-
eigneten und notwendigen Aktivitäten entscheiden zu können. 
Öffentliche Leistungen dürfen nicht unreflektierte Fortschrei-
bungen vergangener Schwerpunkte sein, einschließlich ihrer 
Schwächen, oder relativ willkürliches Ergebnis vereinzelter 
Zielsetzungen.  
 
Strategisches Management erfordert eine systematische Refle-
xion vorhandener Ziele sowie die systematische Entwicklung 
neuer Ziele z. B. mittels sog. Stärken-Schwächen-Analysen, 
einschließlich Benchmarking. 
 
Unter Zugrundelegung und Anwendung der vg. Kategorien auf 
das Feld der Integrationsförderung und -arbeit ergeben sich 
folgende Anforderungen: 
 

 Analyse der Ausgangslage vor der Durchführung von Maß-
nahmen. 

 
 Priorisierung von Handlungsfeldern, Zielgruppen, Zielen, 

da vor dem Hintergrund begrenzter Ressourcen davon 
ausgegangen werden muss, dass nicht alle Ziele parallel 
erreicht werden oder alle Probleme zugleich gelöst werden 
können. 

 
 Präzisierung von Zielsetzungen, Hinterlegung mit Kenn-

zahlen bzw. Indikatoren, da anderenfalls eine Überprüfung 
der Zielerreichung oder die Entscheidung zwischen alter-
nativen Maßnahmen zur Zielerreichung unmöglich oder 
unsinnig wäre. Dabei gilt es, insbesondere nach den Wir-
kungen zu fragen: 
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- Was soll erreicht werden, was soll sich ändern, wo wol-
len wir am Ende des Prozesses stehen? 

- Woran erkennen wir, dass das Ziel erreicht wurde, wel-
che Indikatoren zeigen dies?  

 
 Überprüfung des bestehenden Aufgabenspektrums vor dem 

Hintergrund der Zielsetzungen, ggf. Anpassung und/oder 
Umgestaltung. 

 
Zur Überprüfung von Integrationsförderung und –arbeit bedarf 
es eines angepassten Steuerungs- und Monitoringsystems aus 
quantitativen und qualitativen Kennzahlen und Indikatoren, das 
die Steuerung durch Zusammenstellen von Informationen über 
Leistungen, Wirkungen und Ressourceneinsatz unterstützt 15.  
 
 
5.1 Strategische Steuerung  
 
Eine langfristige Steuerung muss berücksichtigen, dass es sich 
bei der kommunalen Integrationsförderung und –arbeit um ei-
ne Querschnittsaufgabe mit einem hohen Beteiligungsanspruch 
handelt und Nachhaltigkeit gesichert wird.  
 
Das nachfolgende Steuerungskonzept verfolgt das Ziel, dass 
neben den kommunalpolitischen Entscheidungsträgern öffentli-
che Verwaltung, weitere Behörden, ebenso Akteure aus der 
Wirtschaft, freie Träger, Verbände, Vereine und Gruppen in ei-
nen kontinuierlichen Kommunikationsprozess eingebunden 
werden. Deshalb wird eine Kommunikations- und Vernetzungs-
struktur zugrunde gelegt, die diesem komplexen Koordinations- 
und Lenkungsanspruch gerecht wird und in dem die jeweiligen 
Rollen und Aufgaben geklärt sind. 
 
Die vorgelegte Struktur ist eingebunden in das gesamtstädti-
sche System der politischen Willensbildung (politische Ebene), 
der Steuerungs-, Controllingebene und der Handlungsebene. 
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5.1.1 Ziele der Steuerung der Integrationsförderung und -arbeit 
 
 
Das Steuerungssystem dient allen Beteiligten als Leitfaden, um 
im Rahmen der Integrationsförderung und -arbeit 
 
 eine transparente, gerechte Verteilung von Mitteln zu errei-

chen. 
 klare Prioritäten für die Umsetzung einzelner „Bausteine“ 

unter Berücksichtigung von Finanzierbarkeit, Qualität und 
Wirksamkeit zu setzen, so dass es zu abgestimmten Ange-
boten anstatt zu einem „bunten Flickenteppich“ kommt.  

 ein am Bedarf ausgerichtetes ziel- und ergebnisorientiertes 
Arbeiten zu fördern. 

 im Rahmen von Projekten oder zur Erreichung der Leitziele 
in einzelnen Handlungsfeldern ämter- und organisations-
übergreifend kooperativ, ziel- und teilnehmerorientiert zu-
sammenzuarbeiten. 

 
5.1.2 Grundsätze der Steuerung 
 
Um die Ziele der Steuerung zu erreichen, ist eine Kultur des 
Miteinanders notwendig, die durch nachfolgende Grundsätze 
geprägt ist: 
 
Steuerung und Koordination sorgen dafür, dass  
 
 es eine breite Identifikation mit dem Thema gibt und kon-

sensorientiert an einem kooperativen Miteinander zwischen 
allen Beteiligten gearbeitet wird. 

 unterschiedliche Sichtweisen erwünscht sind und im Rah-
men eines kritisch-konstruktiven Dialoges Akzeptanz und 
Verständnis finden.  

 Ausgrenzung von Akteuren verhindert wird. 
 die Durchführung von regelmäßigen Vernetzungstreffen (Fo-

rum Integration, Lenkungsgruppe, ggf. Workshops, Runde 
Tische, punktuelle oder regelmäßige Arbeitsgruppen zu ein-
zelnen Handlungsfeldern) erfolgt. 

 Anhaltspunkte gesammelt werden zur  
o Beurteilung von Bedarfen und von Qualitäten verschie-

dener Maßnahmen. 
o Sicherung des effizienten Ressourceneinsatzes und der 

Kontinuität von Maßnahmen.  
 eine regelmäßige Fortschreibung des Integrationskonzeptes 

gefördert wird. 
 Politik und Verwaltung ihr Handeln an den integrationspoliti-

schen Zielen der Stadt Bielefeld ausrichten und sich die Er-
folge der Integrationsförderung und –arbeit bei den Zielen 
zeigen. 

 keine Parallelstrukturen aufgebaut werden. 
 durch eine kontinuierliche Öffentlichkeitsarbeit zur Bewusst-

seinsbildung im Sinne eines kultursensiblen Umgangs mit-
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einander in der Stadtgesellschaft beigetragen wird. 
 
5.1.3 Kommunikations- und Steuerungsstrukturen 
 
 
Stadt Bielefeld – 
Amt für Inte- 
gration und in-
terkulturelle 
Angelegenhei-
ten – 
 

 
Aufgaben: 
 
 Federführung für die gesamte Prozess-

steuerung  
o Planung, Koordination und Moderati-

on der Treffen der Lenkungsgruppe. 
o Organisation des `Forums Integrati-

on´. 
o Unterstützung bei der Organisation 

evtl. Workshops, punktueller oder 
regelmäßiger Arbeitsgruppen zu den 
einzelnen Handlungsfeldern. 

 Sicherung des Controllingverfahrens im 
Rahmen des erarbeiteten Monito-
ringrasters: 
o Soll – Ist Vergleich. 
o Kennzahlen zu Handlungsfeld-

schwerpunkten. 
o Befragungen. 
o Sicherung der Fortschreibung des 

Integrationskonzeptes. 
 Sicherung der Kommunikation mit 

Gremien, Netzwerken, Konferenzen 
(Gesundheits-, Migrationskonferenz) 
etc.  

 

 

 
`Forum für  
Integration´ 
(grds. 1 x jähr-
lich) 

 
Aufgaben: 
 
 Entgegennahme von Ergebnissen und 

Erfahrungen aus dem gesamten Prozess 
kommunaler Integrationsförderung und 
–arbeit. 

 Diskussion und Bewertung der zentra-
len Erkenntnisse. 

 Anregung von Weiterentwicklungen,  
orientiert am aktuellen Bedarf. 

 Förderung des informellen Austausches 
und der Vernetzung. 

 

  
Zusammensetzung: 
 
 Stadt Bielefeld – OB –.  
 Stadt Bielefeld – Dezernentinnen bzw. 

Dezernenten –. 
 Stadt Bielefeld – Amt für Integration 

und interkulturelle Angelegenheiten – 
(Federführung). 
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 Vertreterinnen bzw. Vertreter der Frak-
tionen und Gruppen im Rat der Stadt. 

 Vorstand des Integrationsrates.  
 Vertreterinnen bzw. Vertreter von Mi-

grantenorganisationen. 
 Stadt Bielefeld – Gleichstellungsstelle, 

Projektbeauftragte Demografische Ent-
wicklungsplanung –. 

 Vertreterinnen bzw. Vertreter öffentli-
cher Institutionen, Behörden (z. B. A-
gentur für Arbeit, BAMF, Polizeipräsi-
dent, Universität, FHS …), Gewerkschaf-
ten, der Wohnungsbaugesellschaften/-
genossenschaften. 

 Vertreterinnen bzw. Vertreter der Wirt-
schaft (IHK, Handwerkskammer etc.).  

 Vertreterinnen bzw. Vertreter von Trä-
gern der Wohlfahrtspflege (Vorsitzende 
bzw. Vorsitzender der AGW), Jugendhil-
fe (Vertreterinnen bzw. Vertreter des 
BJR), von weiteren Trägern örtlicher In-
tegrationsförderung und -arbeit. 

 
 
Lenkungsgruppe 

 
Aufgaben: 
 
 Verankern von Integration als ressour-

cenorientierte Querschnittsaufgabe. 
 Kommunikation von Aktivitäten, Erfah-

rungen, aktuellen Entwicklungen, Da-
ten und Fakten. 

 Steuerung und Koordinierung der be-
teiligungsorientierten Kommunikation 
und Vernetzung. 

 Erörterung, Bewertung von Ergebnis-
sen und Erfahrungen aus Evaluie-
rungsprozessen. 

 Anregung zur kontinuierlichen Weiter-
entwicklung des Prozesses kommuna-
ler Integrationsförderung und –arbeit. 

 
 

 
 

 
Zusammensetzung: 
 
 Stadt Bielefeld – Amt für Integration 

und interkulturelle Angelegenheiten – 
(Federführung).  

 Stadt Bielefeld – Büro OB, Gleichstel-
lungsstelle, Projektbeauftragte Demo-
grafische Entwicklungsplanung –. 

 Vorstand des Integrationsrates. 
 Fachverantwortliche für einzelne Hand-

lungsfelder oder (Teil-)Projekte (s. 
hierzu Projektauftrag des OB vom 
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17.11.2008) aus den zuständigen De-
zernaten. 

 Tandempartnerinnen bzw. Tandem-
partner der Fachverantwortlichen aus 
dem Bereich der Migrantenorganisatio-
nen, freier Träger, Einrichtungen und 
Initiativen (s. hierzu Projektauftrag des 
OB vom 17.11.2008). 

 

Kommunikations‐ und Steuerungsstruktur

Lenkungsgruppe

Forum für Integration

Amt
170

HF Hf Hf HF HF HF

präsentieren, diskutieren, 
anregen, bewerten

kommunizieren, evaluieren, 
organisieren, koordinieren

Verankern als 
Querschnittsaufgabe, 
reflektieren, steuern

austauschen und Impulse 
geben

handlungsfeldbezogen
kommunizieren, reflektieren 
und anregenggf. Workshops, AG‘s

Netzwerke/ 
Gremien

 
 

 

Das Controlling dient der Unterstützung der strategischen 
Steuerung, indem fortlaufend jeweils zu bestimmten festzule-
genden Zeitpunkten (grds. im zweijährigen Turnus) ein Ab-
gleich des jeweils erreichten Ist-Zustands mit den zu errei-
chenden Zielen herbeigeführt wird.  
 
Die Aufgabe des Controllings nimmt federführend das Amt für 
Integration und interkulturelle Angelegenheiten wahr; dazu 
zählt die strategische Planung, die Koordination, die Informati-
onsvermittlung durch ein regelmäßiges Berichtswesen wie auch 
die Bearbeitung und Weiterentwicklung eines geeigneten Mo-
nitoringsystems. Dem Amt für Integration und interkulturelle 
Angelegenheiten obliegt die Federführung für die Abstimmung 
innerhalb der Verwaltung und mit allen weiteren Beteiligten. 
Die Fachverantwortlichkeiten und Planungszuständigkeiten der 
Dezernate bleiben unberührt.  
 
Das Amt für Integration und interkulturelle Angelegenheiten 
bereitet im Rahmen des Planungs-, Umsetzungs-, Controlling- 
und Anpassungsprozesses die jeweiligen Informations- und Be-
schlussvorlagen für die politischen Gremien vor. 
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5.2 Monitoringsystem  
 
Voraussetzung für strategisches Handeln ist die Erfassung und 
die Aufbereitung relevanter Daten und die Darstellung der Aus-
gangslage. Dies umfasst neben den Basisdaten zur Bevölkerung 
insbesondere die zentralen Lebensbereiche  
 

 Rechtsstatus.  
 

 Bildung und Erziehung. 
 

 Sprache. 
 

 Wirtschaft und Arbeit. 
 

 Wohnen. 
 

 Partizipation, gesellschaftliche Teilhabe. 
 

 soziale Sicherung. 
 

 Interkulturelle Orientierung und Öffnung der Verwaltung. 
 
und sollte - soweit möglich - differenziert erfolgen, u. a. nach  
 

 Nationalität oder Ethnie. 
 

 Geschlecht. 
 

 Alter. 
 

 wirtschaftlicher Situation. 
 

 Sozialraum (Stadtbezirk bzw. statistischem Bezirk). 
 
Die an die rechtlichen Gegebenheiten gebundene Datenerhe-
bung 16 muss auch Daten zu Bereichen umfassen, die nicht in 
der direkten Zuständigkeit der Kommune (z. B. Schule) liegen; 
denn auch sie sind von hoher Bedeutung, um Entwicklungen 
und Trends erkennen und frühzeitig gegensteuern zu können. 
Sie erfordert es, je nach Situation die Entwicklungen mit ande-
ren Zuständigkeitsebenen zu erörtern und gemeinsam nach Lö-
sungen zu suchen.   
 
Die Kommunale Geschäftsstelle (KGSt) definiert Integrations-
monitoring als „Beobachtung einer begrenzten Zahl von Indika-
toren“, von Messinstrumenten, mit denen Bedingungen in je-
weiligen Handlungsfeldern quantitativ ermittelt werden können, 
bzw. „Kennzahlen, die zur Darstellung der quantitativen Ent-
wicklungsprozesse in Zeitreihen betrachtet werden können“, die 
erkennen lassen sollen, wo „Integrationsprozesse erfolgreich 
verlaufen und in welchen Bereichen Defizite bestehen“ 17. 
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Die Entwicklung und Verankerung eines Monitoring ist wie die 
Integration selbst als Prozess zu sehen. 
 
Als Grundlage für ein erstes Monitoring, das kontinuierlich fort-
zuentwickeln ist, und damit für die Frage nach dem Stand der 
Integration, soll versucht werden, Zug um Zug zunächst vor al-
lem folgende, jeweils geschlechterdifferenziert zu erhebenden 
Daten bzw. Kennzahlen zu generieren: 
 
Allgemeine Bevölkerungsdaten 
 Anzahl an Menschen mit Migrationshintergrund insgesamt. 
 Anteil an Menschen mit Migrationshintergrund an der Stadtbevöl-

kerung insgesamt. 
 Anzahl an Nationalitäten. 
 Anzahl an Menschen mit Migrationshintergrund (Alter: 0 – unter 6 

Jahre). 
 Anteil an Menschen mit Migrationshintergrund an der Stadtbevöl-

kerung (Alter: 0 – unter 6 Jahre). 
 Anzahl an Menschen mit Migrationshintergrund (Alter: 6 – unter 

14 Jahre). 
 Anteil an Menschen mit Migrationshintergrund an der Stadtbevöl-

kerung (Alter: 6 – unter 14 Jahre). 
 Anzahl an Menschen mit Migrationshintergrund (Alter: 14 – unter 

18 Jahre). 
 Anteil an Menschen mit Migrationshintergrund an der Stadtbevöl-

kerung (Alter: 14 – unter 18 Jahre). 
 Anzahl an Menschen mit Migrationshintergrund (Alter: 18 – 27 

Jahre). 
 Anteil an Menschen mit Migrationshintergrund an der Stadtbevöl-

kerung (Alter: 18 – 27 Jahre). 
 Anzahl an Menschen mit Migrationshintergrund (Alter: 28 – unter 

65 Jahre). 
 Anteil an Menschen mit Migrationshintergrund an der Stadtbevöl-

kerung (Alter: 28 – unter 65 Jahre). 
 Anzahl an Menschen mit Migrationshintergrund (Alter: 65 – unter 

80 Jahre). 
 Anteil an Menschen mit Migrationshintergrund an der Stadtbevöl-

kerung (Alter: 65 – unter 80 Jahre). 
 Anzahl an Menschen mit Migrationshintergrund (Alter: 80 Jahre 

und älter). 
 Anteil an Menschen mit Migrationshintergrund an der Stadtbevöl-

kerung (Alter: 80 Jahre und älter). 
 Durchschnittsalter der Menschen mit Migrationshintergrund. 
 Durchschnittsalter der Stadtbevölkerung ingesamt. 
 Jugendquotient bei Menschen mit Migrationshintergrund und bei 

Einwohnerinnen bzw. Einwohnern insgesamt (= Verhältnis der An-
zahl der Personen einer Bevölkerung im Alter bis unter 15 Jahren 
zu 1.000 Personen derselben Bevölkerung im erwerbsfähigen Alter 
( 15 bis unter 65 Jahre)). 

 Altenquotient bei Menschen mit Migrationshintergrund und bei 
Einwohnerinnen bzw. Einwohnern insgesamt (= numerisches Ver-
hältnis der Personen im Alter von 65 und mehr Jahren zu den Per-
sonen im erwerbsfähigen Alter). 

 
Daten/Indikatoren der Teilhabe von Menschen mit Migrations-
hintergrund 
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Rechtliche Teilhabe 
 Anzahl an Menschen mit Migrationshintergrund mit Asylantrag. 
 Anzahl an Menschen mit Migrationshintergrund (heimatlose Aus-

länderinnen bzw. Ausländer). 
 Anzahl an Menschen mit Migrationshintergrund (Anerkannte Flüch-

tlinge). 
 Anzahl an Menschen mit Migrationshintergrund (Kontingentflücht-

linge). 
 Anzahl an Menschen mit Migrationshintergrund mit befristeter Auf-

enthaltserlaubnis. 
 Anzahl an Menschen mit Migrationshintergrund mit unbefristeter 

Aufenthaltserlaubnis. 
 Anzahl an Menschen mit Migrationshintergrund mit Niederlas-

sungserlaubnis. 
 Anzahl an Menschen mit Migrationshintergrund mit Erlaubnis zum 

Daueraufenthalt-EG. 
 Anzahl an eingebürgerten Menschen mit Migrationshintergrund. 
 Anzahl an Beschwerdeverfahren nach dem AGG wegen Diskrimi-

nierung bzw. Belästigung aus Gründen der ethnischen Herkunft, 
der Hautfarbe, der Sprache, der Religion oder Weltanschauung. 

 
Politische Teilhabe 
 Anzahl an Menschen mit Migrationshintergrund mit aktivem Wahl-

recht zum Rat und zu den BZV`en Bielefelds. 
 Anteil an Menschen mit Migrationshintergrund mit aktivem Wahl-

recht zum Rat und zu den BZV`en Bielefelds an der Gesamtzahl 
aktiv Wahlberechtigter in Bielefeld. 

 Wahlbeteiligung von Menschen mit Migrationshintergrund, gemes-
sen an der Gesamtzahl Wahlberechtigter. 

 Wahlbeteiligung von Menschen mit Migrationshintergrund, gemes-
sen an der Gesamtzahl wahlberechtigter Menschen mit Migrations-
hintergrund. 

 Anzahl an Menschen mit Migrationshintergrund mit passivem 
Wahlrecht zum Rat und zu den BZV`en Bielefelds. 

 Anteil an Menschen mit Migrationshintergrund mit passivem Wahl-
recht zum Rat und zu den BZV`en Bielefelds an der Gesamtzahl 
passiv Wahlberechtigter in Bielefeld. 

 Anzahl an Menschen (Mandatsträgern) mit Migrationshintergrund 
in den kommunalpolitischen Gremien der Stadt Bielefeld. 

 Anteil an Menschen mit Migrationshintergrund an der Gesamtzahl 
von Mandatsträgern in den kommunalpolitischen Gremien Biele-
felds. 

 Anzahl an Menschen mit Migrationshintergrund, die Mitglied politi-
scher Parteien sind, in Bielefeld. 

 Anteil an Menschen mit Migrationshintergrund, die Mitglied einer 
politischen Partei sind, an der Gesamtzahl der Mitglieder der politi-
schen Parteien in Bielefeld. 

 
Teilhabe an Bildung 
 Anzahl an Kindern mit Migrationshintergrund unter 3 Jahren in Ta-

gesbetreuungsangeboten (Kindertageseinrichtung, Kindertages-
pflege). 

 Anteil der Kinder mit Migrationshintergrund unter 3 Jahren in Ta-
gesbetreuungsangeboten (Kindertageseinrichtung, Kindertages-
pflege) an der Gesamtzahl an Kindern unter 3 Jahren in Tages-
betreuungsangeboten. 

 Anzahl an Kindern mit Migrationshintergrund bis zum Eintritt der 
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Schulpflicht in Tagesbetreuungsangeboten (Kindertageseinrich-
tung, Kindertagespflege). 

 Anteil der Kinder mit Migrationshintergrund bis zum Eintritt der 
Schulpflicht in Tagesbetreuungsangeboten (Kindertageseinrich-
tung, Kindertagespflege) an der Gesamtzahl an Kindern unter 3 
Jahren in Tagesbetreuungsangeboten. 

 Anzahl an Kindern mit Migrationshintergrund in Tagesbetreuungs-
angeboten mit Ganztagsbetreuung im Vorschulbereich (Kinderta-
geseinrichtung, Kindertagespflege).  

 Anteil der Kinder mit Migrationshintergrund in Tagesbetreuungs-
angeboten mit Ganztagsbetreuung im Vorschulbereich (Kinderta-
geseinrichtung, Kindertagespflege) an der Gesamtzahl an Kindern 
in Tagesbetreuungsangeboten mit Ganztagsbetreuung im Vor-
schulbereich. 

 Anzahl an Kindern mit Migrationshintergrund in Angeboten vor-
schulischer Sprachbildung. 

 Anteil der Kinder mit Migrationshintergrund in Angeboten vorschu-
lischer Sprachbildung an der Gesamtzahl an Kindern in Angeboten 
vorschulischer Sprachbildung.  

 Anzahl an Kindern mit Migrationshintergrund im Primar-/ Grund-
schulbereich. 

 Anteil an Kindern mit Migrationshintergrund im Primar-/ Grund-
schulbereich an der Gesamtzahl an Kindern im Primar-/ Grund-
schulbereich. 

 Anzahl an Kindern mit Migrationshintergrund in Angeboten im 
Schulbereich (Offene Ganztagsgrundschule).  

 Anteil der Kinder mit Migrationshintergrund in Angeboten im 
Schulbereich (Offene Ganztagsgrundschule) an der Gesamtzahl an 
Kindern in Angeboten im Schulbereich (Offene Ganztagsgrund-
schule). 

 Anzahl an Kindern und Jugendlichen mit Migrationshintergrund in 
Förderschulen. 

 Anteil an Kindern und Jugendlichen mit Migrationshintergrund in 
Förderschulen an der Gesamtzahl an Kindern in Förderschulen. 

 Anzahl an Kindern und Jugendlichen mit Migrationshintergrund in 
der Sek. I, differenziert nach Haupt-, Realschule, Gymnasium und 
Gesamtschule.  

 Anteil an Kindern und Jugendlichen mit Migrationshintergrund in 
der Sek. I, differenziert nach Haupt-, Realschule, Gymnasium und 
Gesamtschule, an der Gesamtzahl an Kindern und Jugendlichen in 
der Sek. I, differenziert nach Haupt-, Realschule, Gymnasium und 
Gesamtschule. 

 Anzahl an Jugendlichen mit Migrationshintergrund mit Hauptschul-
abschluss. 

 Anteil an Jugendlichen mit Migrationshintergrund mit Hauptschul-
abschluss an der Gesamtzahl Jugendlicher mit Hauptschulab-
schluss. 

 Anzahl an Jugendlichen mit Migrationshintergrund mit mittlerem 
Schulabschluss (FOS-Reife). 

 Anteil an Jugendlichen mit Migrationshintergrund mit mittlerem 
Schulabschluss (FOS-Reife) an der Gesamtzahl Jugendlicher mit 
mittlerem Schulabschluss (FOS-Reife). 

 Anzahl an Jugendlichen mit Migrationshintergrund in der Sek. II, 
differenziert nach gymnasialer Oberstufe (Gymnasium und Ge-
samtschule) und Berufskolleg.  

 Anteil an Jugendlichen mit Migrationshintergrund in der Sek. II, 
differenziert nach gymnasialer Oberstufe (Gymnasium und Ge-
samtschule) und Berufskolleg, an der Gesamtzahl Jugendlicher in 
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der Sek. II, differenziert nach gymnasialer Oberstufe (Gymnasium 
und Gesamtschule) und Berufskolleg.  

 Anzahl an Jugendlichen mit Migrationshintergrund mit FHS-Reife. 
 Anteil der Jugendlichen mit Migrationshintergrund mit FHS-Reife 

an der Gesamtzahl Jugendlicher mit FHS-Reife. 
 Anzahl an Jugendlichen/jungen Menschen mit Migrationshin-

tergrund mit allgemeiner Hochschulreife. 
 Anteil an Jugendlichen/jungen Menschen mit Migrationshin-

tergrund mit allgemeiner Hochschulreife an der Gesamtzahl Ju-
gendlicher/junger Menschen mit allgemeiner Hochschulreife. 

 Anzahl an jungen Erwachsenen mit Migrationshintergrund mit be-
ruflichem Abschluss. 

 Anteil der jungen Erwachsenen mit Migrationshintergrund mit be-
ruflichem Abschluss an der Gesamtzahl junger Erwachsener mit 
beruflichem Abschluss. 

 
Teilhabe am Arbeitsmarkt 
 Anzahl an Menschen mit Migrationshintergrund im erwerbsfähigen 

Alter (15 Jahre – 65 Jahre). 
 Anzahl an Menschen mit Migrationshintergrund im erwerbsfähigen 

Alter (15 Jahre – 65 Jahre) ohne Erwerbstätigkeit.  
 Beschäftigungsquote von Menschen mit Migrationshintergrund.  
 Beschäftigungsquote von Menschen mit Migrationshintergrund mit 

Hochschulabschluss. 
 Anzahl an Menschen mit Migrationshintergrund mit Gewerbean-

meldung. 
 Anteil der Menschen mit Migrationshintergrund mit Gewerbean-

meldung an der Gesamtzahl Gewerbetreibender. 
 Erwerbsquote „Frauen mit Migrationshintergrund“. 
 Erwerbsquote „Männer mit Migrationshintergrund“. 
 Arbeitslosenquote „Frauen mit Migrationshintergrund“. 
 Arbeitslosenquote „Männer mit Migrationshintergrund“. 
 Anzahl der arbeitslosen Menschen mit Migrationshintergrund ohne 

Schulabschluss. 
 Anzahl der arbeitslosen Menschen mit Migrationshintergrund ohne 

Berufsabschluss. 
 Anzahl an Mitarbeiterinnen bzw. Mitarbeitern mit Migrationshin-

tergrund bei der Stadt Bielefeld – und anderen insbes. öffentlichen 
Arbeitgebern. 

 Anteil der Mitarbeiterinnen bzw. Mitarbeiter mit Migrationshin-
tergrund bei der Stadt Bielefeld – und anderen insbes. öffentlichen 
Arbeitgebern – an der Gesamtzahl der Mitarbeiterinnen bzw. Mit-
arbeiter bei der Stadt Bielefeld – und anderen insbes. öffentlichen 
Arbeitgebern –. 

 Anzahl an Menschen mit Migrationshintergrund im Bezug von Leis-
tungen nach dem SGB III (Alg I) und nach dem SGB II (Alg II). 

 Anteil der Menschen mit Migrationshintergrund im Bezug von Leis-
tungen nach dem SGB III (Alg I) und nach dem SGB II (Alg II) an 
der Gesamtzahl der Menschen im Bezug von Leistungen nach dem 
SGB III (Alg I) und nach dem SGB II (Alg II). 

 
Soziale Teilhabe 
 Anzahl an Menschen mit Migrationshintergrund in eigenethnischen 

Vereinen und Organisationen. 
 Anzahl an Menschen mit Migrationshintergrund in einheimischen 

Vereinen. 
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1 S. hierzu Glossar, Teil II, Ziff. 4. 
 

2 Vgl. Beschluss des Rates der Stadt Bielefeld vom 31.08.2006: „Demografischer Wandel als Chance 
? – Vorschläge für ein Bielefelder Konzept“, Dr.-Nr. 2009/2289 (Im Detail: S. Teil II, Anlagen, Ziff. 5.3). 
 

3 S. Nationaler Integrationsplan vom 12.07.2007, Kurzfassung, S. 1. 
 

4 Schon Mitte Dezember 2000 stellte die damalige Ausländerbeauftragte der Bundesregierung, Marie-
luise Beck (Bündnis 90/Die Grünen) im Rahmen der Vorstellungen zu einem Integrationsgesetz fest, 
dass „Integration in einer pluralistischen Gesellschaft nicht simple `Anpassung oder Aufgabe von reli-
giösen Überzeugungen oder von kulturellen Identitäten´ bedeutet. Aber, so die Ausländerbeauftragte 
damals, „die aufnehmende Gesellschaft erwartet zu Recht, dass Zuwanderer – und das ist Teil eines 
republikanischen Selbstverständnisses – die Werteordnung des Grundgesetzes anerkennen und die 
deutsche Rechtsordnung akzeptieren." (Url.: http://www.migration-
info.de/mub_artikel.php?Id=010101) (Stand: 02.10.2009). 
 

5 S. Teil II, Anlagen, Ziff. 5.1. 
 

6 Bielefelder Gesundheitsziele – für eine bessere Gesundheit (Url.: http:// www.bielefeld.de/ 
ftp/dokumente/BielefelderGesundheitsziele.pdf (Stand: 30.09.2009)). 
 

7 Hartmut Esser (* 21. Dezember 1943 in Elend, Harz), Professor für Soziologie und Wissenschafts-
lehre an der Universität Mannheim. 
 

8 Prof. Dr. Friedrich Heckmann, Professor für Soziologie an der Universität Bamberg (vgl. Url.: 
http://www.efms.uni-bamberg.de/mithec_d.htm (Stand: 30.09.2009)). 
 

9 Url.: http://www.krefeld.de/C1257478002CB6A3/files/management-kommunaler-integrationspolitik-
z.pdf/$file/management-kommunaler-integrationspolitik-z.pdf (Stand: 30.09.2009)). 
 

10 Url.: http://www.berlin-institut.org/studien/ungenutzte-potenziale.html (Stand: 18.10.2009). 
 

11 EU-25: Europäische Union bis einschließlich 2006. 
 

12 Ius soli  (lat. „Recht des Bodens“) bezeichnet das Prinzip, nach dem ein Staat seine Staatsbürger-
schaft an alle Personen verleiht, die auf seinem Staatsgebiet geboren werden. Es wird daher auch als 
„Geburtsorts- oder Territorialprinzip“ bezeichnet. 
 

13 Hans Paul Bahrdt (* 3. Dezember 1918 in Dresden; † 16. Juni 1994) = Soziologe. (vgl. u. a. 
http://de.wikipedia.org/wiki/Hans_Paul_Bahrdt (Stand: 18.10.2009)). 
 

14 Url.: http://www.olev.de/s/strat_Management_KGSt-2001.htm (Stand: 05.11.2009). 
 

15 Vergl. „Die Sozialministerin informiert“: Integrationsarbeit – effektiv organisiert. Ein Handbuch für 
Kommunen im Auftrag des Ministeriums für Gesundheit, Soziales, Frauen und Familie des Landes 
Nordrhein-Westfalen, Dr. Alfred Reichwein u. a., KGSt (Kommunale Gemeinschaftsstelle für Verwal-
tungsvereinfachung). 
 

16 Das Amt für Integration und interkulturelle Angelegenheiten erstellt aktuell eine Datenübersicht, die 
die demografische Struktur wie auch die aktuelle Situation der Menschen mit Migrationshintergrund in 
diesen zentralen Lebensbereichen in Bielefeld dokumentiert (Wo stehen wir?) und die in regelmäßi-
gen Zeitabständen fortgeschrieben wird. Dieses Dokumentations- und Datensystem dient der kontinu-
ierlichen Beobachtung und Analyse von Lebenslagen der Bielefelderinnen und Bielefelder mit Migrati-
onshintergrund im Hinblick auf Chancengleichheit und interkulturelles Zusammenleben und der Be-
wertung der gegenwärtigen und künftigen Handlungsschwerpunkte. 
 

17 Vgl. Definition KGSt, Materialien Nr. 2/2006. 
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6.  Anlage: Ergebnisse der Projektarbeit 
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6.1   Handlungsfeld:  Elementarbereich 
 
 
Oberziel 

 
Teilziel 

 
Maßnahmevorschlag 

 
Kennzahl / Indikator 

 
Zuständige, 
handelnde 
bzw. rele-
vante Ak-
teure  
 

 
(Ggf.) 
Zeitliche 
Umsetz-
barkeit 
 

 

 

7
0
 

 
1. Erhöhung der 

Sprachkompe-
tenz 18 

 
 

 
1.1) Ausweitung der 
Anzahl an Kinderta-
geseinrichtungen mit 
Sprachbildungspro-
gramm 19 
 

 
1. Fortlaufende Weiterentwicklung, Verstetigung 

und Absicherung des Sprachbildungskonzeptes 
„Miteinander reden, miteinander leben. Sprach-
förderung. Gut für Bielefeld.“. 

 

 
zu 1.  
- Anzahl an Kindern mit 

Sprachförderbedarf 20, diffe-
renziert nach Erstsprache, 
nach Geschlecht / Kindergar-
tenjahr 

- Anzahl an Tageseinrichtun-
gen mit Grund- und Aufbau-
kursen, differenziert nach 
Trägern / Kindergartenjahr 

- Anzahl an Grund- und Auf-
baukursen, differenziert nach 
Trägern/Kindergartenjahr 

- Finanzierungsaufwand / Platz 
/ Jahr 

 

 
zu 1. 
Stadt Blfd. – 
170 – 
 
 

 
 
Kurzfristig, 
fortlfd. (s. 
hierzu auch 
künftiges 
Sprachbil-
dungskon-
zept „Mit-
Sprache in 
Bielefeld“) 
 

 
 

 
1.2) Weiterführung der 
Sprachbildung in der 
Schuleingangsphase 

 
1. Integrationshilfen durch Sprachbildung in der 

Schuleingangsphase – weiterführende individuel-
le Förderung, soweit möglich mit den Kindern 
aus dem Elementarbereich und bekannten 
Sprachkursleitungen –. 

2. Teamteaching zwischen Lehrkraft und Sprach-
kursleitung. 

3. Hausaufgabenhilfe durch Sprachkursleitungen. 
4. Qualifizierung der Lehrkräfte und Sprachkurslei-

tungen.  
 

 
zu 1. 
- Anzahl an geförderten Schü-

lerinnen bzw. Schülern mit 
Sprachförderbedarf, diffe-
renziert Erstsprache, nach 
Geschlecht/Schuljahr 

- Anzahl an Grundschulen mit 
Angeboten für Sprachbil-
dung/Schuljahr 

- Finanzierungsaufwand/ 
Schülerin bzw. Schüler/Jahr 

 
zu 3. 

 
zu 1., 3. 4. 
Stadt Blfd. – 
170, 400 –, 
Untere Schul-
aufsichtsbe-
hörde (Staatli-
ches Schulamt) 
 
 
 
 
zu 2. 
Stadt Blfd. – 

 
 
Kurzfristig im 
Rahmen ei-
nes Modell-
versuchs. 
Mittel- bis 
langfristig 
bei flächen-
deckender 
Einführung 
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- Anzahl an geförderten Schü-
lerinnen bzw. Schülern, dif-
ferenziert nach Erstsprache, 
Geschlecht/Schuljahr 

- Finanzierungsaufwand / 
Schülerin bzw. Schüler/Jahr 

 

170 –, Untere 
Schulaufsicht-
behörde 
(Staatliches 
Schulamt), 
BezReg. DT  
 

 
 

 
1.3) Förderung der 
Erstsprache 21 als Un-
terstützung für erfolg-
reichen Zweitsprach-
erwerb 22 im Vorschul-
bereich 

 
1. Verankerung der Literacy-Erziehung 23 im Bil-

dungsprogramm der Kindertageseinrichtung. 
2. Vermehrte Einrichtung von Bibliotheken in Kin-

dertageseinrichtungen mit mehrsprachiger Lite-
ratur mit Ausleihmöglichkeit für Kinder und El-
tern. 

3. Initiierung und Durchführung mehrsprachiger 
Erzählprojekte. 

4. Kooperation mit öffentlichen Bibliotheken. 
5. Geschlechtsdifferenzierte Angebote.  
 

 
zu 1. 
- Anzahl an Bildungspro-

grammen  mit Literacy-
Erziehung / Kindertagesein-
richtung / Jahr  

 

 
zu 1 ff. 
Stadt Blfd. – 
170, 510 –, 
Träger der 
Kindertages- 
einrichtungen 
 

 
 
Kurzfristig im 
Rahmen ei-
nes Modell-
versuchs. 
Mittel- bis 
langfristig 
bei flächen-
deckender 
Einführung 
 

 
 

 
1.4) Erhöhung der An-
zahl an  Deutschkursen 
für Eltern in Koopera-
tion mit Kindertages-
einrichtungen  
 

 
1. Initiierung und Durchführung von Mütter- und 

Väterkursen – dabei gezielte Ansprache insbes. 
von (Neu-)Zuwanderinnen bzw. (Neu-) Zuwan-
derern. 

 
 

 
zu 1.  
- Anzahl an Kursen/Jahr 
- Anzahl an Teilnehmerinnen 

bzw. Teilnehmern/Jahr 
 

 
zu 1. 
Stadt Blfd. – 
170 –, BAMF 
24, Sprach-
kursträger 
 

 
 
Kurzfristig im 
Rahmen ei-
nes Modell-
versuchs. 
Mittel- bis 
langfristig 
bei flächen-
deckender 
Einführung 
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1.5) Interkulturelle  
Orientierung und Öff-
nung   

 
1. Verstärkte Einstellung von muttersprachlichen 

Fachkräften.  
 
 

 
zu 1. 
- Anzahl muttersprachlicher 

Fachkräfte, differenziert 
nach Funktion und Ge-
schlecht, je Kindergartenjahr 
und Träger 

- Anteil muttersprachlicher 
Fachkräfte, differenziert 
nach Funktion und Ge-
schlecht, je Kindergartenjahr 
und Träger, an der Gesamt-
zahl der Beschäftigten 

 

 
zu 1. 
Stadt Blfd. – 
110, 170, 510 
–, Träger der 
Kindertages-
einrichtungen 

 
 
Kurz- bis 
mittelfristig 

 
2. Steigerung der 

Leistungsfä-
higkeit des 
Teilsystems 
„Bildung“ im 
Elementarbe-
reich 

 
2.1) Früherer Eintritt 
von Kindern mit Mig-
rationshintergrund in 
die Tagesbetreuung 
 

 
1. Werbung für die Betreuung und Förderung von 

unter 3jährigen. 
2. Sicherstellung trägerübergreifender (mehrspra-

chiger) Information(en). 
3. Aufklärung und Information der Eltern – auch 

wichtig in Bezug auf eine möglichst frühe 
Sprachbildung und in Bezug auf einen frühen 
Deutschspracherwerb –. 

4. (Mehrsprachige) Information insbes. für Eltern 
von Kindern, die (noch) keine Kindertagesein-
richtung besuchen, zur Bildungs- und Erzie-
hungsarbeit. 

5. Einsatz für eine „Kindergartenpflicht“ spätestens 
ab dem 4. Lebensjahr (mindestens 2 Jahre vor 
Schuleintritt) über die kommunalen Spitzen- und 
Fachverbände mit dem Ziel bundes- und/oder 

 
zu 1. 
- Anzahl der Kinder in Tages-

betreuung für unter 3-jäh-
rige, differenziert nach Erst-
sprache, Geschlecht/Kinder-
gartenjahr 

 
zu 2. u. 4.  
- Anzahl der Informationen 

(mehrsprachig) für Eltern/ 
Jahr 

 
 

 
zu 1. 
Stadt Blfd.  – 
170, 510 – 
 
 
zu 3. 
Träger der 
Kindertages-
betreuungsan-
gebote 
 
 
 

 
 
Kurz- bis 
mittelfristig, 
fortlfd. 
 
 
Kurzfristig, 
fortlfd. 
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landesgesetzlicher Verankerung eines subjektiv 
öffentlich-rechtlichen Anspruchs gegen den Trä-
ger der öffentlichen Jugendhilfe. 

 
 

 
 
2.2) (Verstärkte) För-
derung der 0 – 
3Jährigen einschließ-
lich Elternarbeit 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

 
1. Flächendeckende Umsetzung des Konzeptes 

„Nati per leggere – Geboren zum Lesen“ 25. 
2. Initiierung bzw. Förderung von Spiel- und „Krab-

belgruppen“ als Einstieg in die Kindertagesein-
richtung, stadtteilbezogene Treffen. 

 

 
zu 1. 
- Anzahl an Kindertagesein-

richtungen, mit Umsetzung 
des Konzeptes „Nati per leg-
gere – Geboren zum Lesen“, 
differenziert nach Trä-
gern/Kindergartenjahr 

- Anzahl an Teilnehmerinnen 
bzw. Teilnehmern am Eltern-
bildungskonzept/Kindergar-
tenjahr 

 
zu 2. 
- Anzahl an Spiel- und/oder 

Krabbelgruppen/Jahr 
 

 
zu 1. 
Stadt Blfd. – 
170 – 
 
 
 
 

 
 
Kurzfristig im 
Rahmen ei-
nes Modell-
versuchs.  
 
 
 

 
 

 
2.3) Erhöhung der  
Attraktivität und Ak-
zeptanz von Ganztags-
betreuungsangeboten 
für Familien mit Migra-
tionshintergrund 
 

 
1. Angebote mehrsprachig bewerben (z. B. Flyer 

und Internet). 
2. Verstärkte Kooperation mit Migrantenorganisati-

onen als Multiplikatorinnen bzw. Multiplikatoren. 
 

 
  

  

  
2.4) Gleichmäßige Ver-

 
1. Konsequente Anwendung des `Bielefelder Kon-

 
zu 1. 
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teilung von Kindern 
mit und ohne Migrati-
onshintergrund in den 
Kindertageseinrichtun-
gen aller Träger in Bie-
lefeld 26 
 

sens´ zum Kinderbildungsgesetz NRW (KiBiz) 
(s. Beschluss des Rates vom 13.03.2008, Dr.-
Nr. 4858/2004 - 2009).  

2. Organisation trägerübergreifender Informations-
treffen, stärkere Vernetzung im Stadtteil unter 
Leitung und Steuerung der örtlichen Jugendhil-
feplanung. 

 

Anzahl stadtteilbezogener Netz-
werktreffen/Jahr  
 
zu 2. 
Anteil an Kindern mit Migrati-
onshintergrund je Kindertages-
einrichtung / Träger / Kinder-
gartenjahr 
 

  
2.5) (Weiter-) Ent-
wicklung von träger- 
und einrichtungsbezo-
genen Konzepten für 
Kindertageseinrichtun-
gen mit einem hohen 
Anteil an Kindern mit 
Migrationshintergrund 
 

 
1. Coachingangebote für Fachkräfteteams der Kin-

dertageseinrichtungen. 
2. Weiterentwicklung interkultureller Konzepte un-

ter Einbeziehung der Jugendhilfeplanung und der 
Ziele und Ausrichtung des kommunalen Integra-
tionskonzeptes.  

 

 
zu 1. 
- Anzahl der Coachings 
 

  

  
2.6) Schwerpunktset-
zung der Fortbildung 
und Qualifizierung der 
pädagogisch tätigen 
Kräfte in der Kinderta-
gesbetreuung in Fra-
gen der „Einwanderung 
und Interkulturalität“ 
 

 
1. Konzipierung und Initiierung einer Fortbildungs-

reihe, insbes. zu Themenkomplexen wie „Ein-
wanderung und Interkulturalität“, „Vorurteilsbe-
wusste Erziehung“, „Erziehungsvorstellungen in 
Familien mit Migrationshintergrund“, „Umgang 
mit religiösen Anliegen“, „Diskriminierung“.  

2. Abstimmung der – trägerübergreifenden – Fort-
bildungsreihe im AK „Interkulturelle Erziehung 
und Sprachförderung“. 

 

 
zu 1. 
- Anzahl an – trägerübergrei-

fenden – Fortbildungsange-
boten/Jahr 

- Anzahl an Teilnehmerinnen 
bzw. Teilnehmern an - trä-
gerübergreifenden – Fortbil-
dungsangeboten/Jahr 

 
 

 
zu 1. 
Stadt Blfd. –
170 – 
 

 
 
Kurzfristig 
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2.7) Geringere Grup-
penstärke in Kinderta-
geseinrichtungen mit 
hohem Anteil an Kin-
dern mit Migrations-
hintergrund 
 

1. Einsatz für entsprechende Landesregelungen 
einschließlich Mitfinanzierung des Landes z. B. 
über kommunale Spitzenverbände, überörtliche 
Träger der Jugendhilfe, mit dem Ziel geringerer 
Anzahl an Kindern in der Einrichtung/“Gruppe“, 
wenn der Anteil an Kindern mit Migrationshin-
tergrund über 50 % liegt. 

2. Bereitstellung zusätzlicher Ressourcen (= Sen-
kung des Anteils an Kindern in allen Gruppen-
formen um 20 % bei Beibehaltung der Fach-
kraft-/Ergänzungskraftstunden). 

 

zu 1. 
- Anzahl an Kindertagesein-

richtungen mit einem Anteil 
von 50 % und mehr an Kin-
dern mit Migrationshinter-
grund / Kindergartenjahr 

 

zu 1. 
Stadt Blfd. – 
Dez. 5 –, Trä-
ger der Kin-
dertagesein-
richtungen 

 
Mittel- bis 
langfristig 

  
2.8) Weiterentwicklung 
und Differenzierung 
von Qualitätsstandards 
für die Kindertagesbe-
treuung mit hohem 
Anteil an Kindern mit 
Migrationshintergrund 
 

 
1. Verstärkte Förderung sozialer Fähigkeiten der 

Kinder in kleineren Gruppen. 
2. Stärkere Differenzierung von Phasen der Kom-

munikation, Kooperation, der gegenseitigen Hil-
festellung und Unterstützung in der Gruppe, bei 
den Kindern untereinander sowie seitens der 
pädagogisch tätigen Kräfte. 

3. Stärkere Differenzierung in den Phasen von 
Spiel, Lernen/Bildung, Erholung. 

 

   

  
2.9) Gestaltung der 
Schnittstelle „Kinder-
tageseinrichtung  → 
Grundschule“ unter 
Berücksichtigung von 
Interkulturalität 

 
1. Bereitstellung (Finanzierung) eines „Bildungs-

topfes“ für innovative Pilotprojekte → Ziel: Er-
probung neuer (Kooperations-)Projekte (Förder-
fähig sollten Projekte sein, an denen mind. 30 
% Kinder mit Migrationshintergrund beteiligt 
sind). 

2. Planung, Durchführung 2er gemeinsamer Fort-

 
zu 1. 
- Anzahl an geförderten Pilot-

projekten/Jahr 
- Anzahl an Kindern im Rah-

men der geförderten Pilot-
projekte, differenziert nach 
Kindern mit und ohne Migra-

 
zu 1., 2. 3. 
Stadt Blfd. – 
170, 400, 510 
–, Träger der 
Kindertages-
betreuung, Un-
tere Schul-

 
 
Mittel- bis 
langfristig 
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bildungstage/Jahr für Kindertageseinrichtung 
und Grundschule als stadtweites Fortbil-
dungsangebot zur Entwicklung und Umsetzung 
trägerübergreifender Standards für Kinderta-
geseinrichtungen und Grundschulen zur Gestal-
tung des Übergangs.  

3. Gemeinsame Fortbildungen für pädagogisch tä-
tige Fachkräfte des Elementarbereichs und 
Lehrkräfte zur Umsetzung der Standards 
Sprachbildung. 

 

tionshintergrund und nach 
Geschlecht 

 

aufsichtsbe-
hörde 

 
3. Steigerung der 

Erziehungs-
kompetenz der 
Eltern 

 
3.1) Förderung der Er-
ziehungskompetenzen 
von Müttern und Vä-
tern in der Kinderta-
gesbetreuung 
 

 
1. Flächendeckende Umsetzung des Konzeptes 

„Nati per leggere – Geboren zum Lesen“.   
2. Ausbildung von Stadtteilmüttern und Stadtteil-

vätern, Einsatz in Kursen als Multiplikatorinnen 
und Multiplikatoren zu Bildungs- und Erzie-
hungsthemen auf Basis verbindlich festgelegter 
Ziele und Inhalte (s. hierzu entspr. Kooperati-
onsvereinbarungen). 

3. Ausweitung der Elternberatung: Psychosoziale 
Beratung in Familienzentren und weiteren Kin-
dertageseinrichtungen als Angebot für Mütter 
und Väter. 

4. Kooperation mit Initiativen, Vereinen und Zu-
sammenschlüssen von Eltern mit Migrations-
hintergrund auf Basis verbindlich festgelegter 
Ziele und Inhalte (s. hierzu entspr. Kooperati-
onsvereinbarungen). 

 

 
zu 1. 
- Anzahl an Kindertagesein-

richtungen, die das Konzept 
umsetzen 

- Anzahl an Teilnehmerinnen 
bzw. Teilnehmern am diesem 
Konzept 

 
zu 2. 
- Anzahl an Stadtteilmüttern 

bzw. Stadtteilvätern im 
Stadtbezirk, differenziert 
nach ethnischer Zugehörig-
keit 

 
zu 4.  
- Anzahl an Kooperationsver-

einbarungen mit Elternverei-
nen 

 
zu 1. 
Stadt Blfd. – 
170 – 
 
zu 2. 
Stadt Blfd. – 
170 – 
 
zu  3. 
Träger der 
Kindertages-
betreuung 

 
 
Mittel- bis 
langfristig 
 
 
Mittel- bis 
langfristig 
 
 
Kurz- bis 
mittelfristig 
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3.2) Curriculum für in-
terkulturelle Eltern-
bildung und Kompe-
tenz für Mütter und 
Väter mit und ohne 
Migrationshintergrund  
 

 
1. Optimierung von Information und Aufklärung 

über den Auftrag und die Arbeit von Tagesbe-
treuungsangeboten (insbes. Kindertagespflege, 
Kindertageseinrichtung, offene Ganztagesgrund-
schule) (Der Träger der Tagesbetreuungsange-
bote stellt sicher, dass das Konzept und die pä-
dagogischen Inhalte in Elterngespräche insbes. 
mit Eltern mit Migrationshintergrund verständ-
lich vermittelt werden.). 

2. Vorstellung von Konzepten und Standards der 
Tagesbetreuungsangebote (insbes. der Kinder-
tageseinrichtungen) vor Aufnahme des Kindes, 
Darstellung von Alternativen der Tagesbetreu-
ung (insbes. träger-, konzeptionsbezogen).  

3. Unterstützung von Eltern/-teilen in ihrer Erzie-
hungs- und Bildungsarbeit, verständliche und 
ansprechende Weitergabe von Praxiserfah-
rungen (Vorschlag: 4 Elternveranstaltungen zu 
pädagogischen Themen mit Fachreferentinnen 
bzw. Fachreferenten /Jahr). 

4. Vermittlung von Lernstrategien und –motiva-
tion. 

5. Einrichtung von Elterncafé`s, Bereitstellung von 
„Raum“ für Themen der Eltern/-teile unter Fe-
derführung und Verantwortlichkeit des Trägers 
des Tagesbetreuungsangebotes. 

 

 
zu 3. 
- Anzahl an „Elternveranstal-

tungen“/Jahr 
- Anzahl an teilnehmenden El-

tern/-teilen mit und ohne 
Migrationshintergrund 

 
zu 5. 
- Anzahl an Elterncafé`s je 

Jahr 
 

 
zu 1. ff. 
Träger der 
Kindertages-
betreuung 

 
 
Mittelfristig 

  
3.3) Förderung inter-

 
1. Frühe Einbindung junger Eltern durch Elternver-

 
zu 1. 

 
zu 1. 
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kultureller Elternverei-
nigungen 
 

einigungen. 
2. Zusammenarbeit von Elternvereinigungen ins-

bes. unter folgenden Fragestellungen:  
 Was interessiert Eltern/-teile? 
 Wie können Elterninitiativen/-verbände die 

Zusammenarbeit mit Eltern/-teilen unters-
tützen? 

 Was hat funktioniert? Wo besteht Informati-
ons- bzw. Klärungsbedarf?   

3. Erweiterung/Ausbau von Elternberatung/-
angeboten um Erziehungs- und Schulberatung i. 
w. S. 

4. Einrichtung von Elternkursen, z. B. zur Vermitt-
lung von Erziehungsmodellen. 

 

Anzahl stadtteilbezogener Netz-
werktreffen/Jahr zwischen El-
terninitiativen/-verbände 

Stadt Blfd. – 
510 – 
 
zu 2. 
Elternvereini-
gungen 
 
 
 

Mittelfristig 
 
 
 
Kurz- bis 
mittelfristig 
 
 
 
 

 
4. Interkulturelle 

Kompetenz in 
der Ausbil-
dung an den 
Berufskolleg-
Schulen (Be-
rufskollegs 
Sozialpädago-
gik) 

 

 
4.1) Sensibilisierung 
der Fachkräfte (Kennt-
nisse, Einstellungen, 
Haltungen, Verhalten) 
 

 
1. Verankerung von interkultureller Pädagogik als 

fester Bestandteil der Ausbildung. 
2. Qualifizierung der Berufsschülerinnen bzw. Be-

rufsschüler, Schwerpunktthemen: Vermittlung 
von Lernstrategien und –motivation für Kinder in 
der Kindertageseinrichtung (s. hierzu insbes. 
auch Bildungs- und Qualifizierungsauftrag nach 
dem KiBiz NRW).  

3. Thematisierung der „Orientierungshilfe im Um-
gang mit religiösen Anliegen“ bereits in der Aus-
bildung.  

4. Thematisierung von Rassismus- und Diskriminie-
rungserfahrungen einschließlich Selbstreflektion.  

 

 
 

 
zu 1 ff. 
Berufskollegs 
in Kooperation 
mit Regiona-
lem Bildungs-
büro (400) 

 
 
Mittelfristig, 
fortlfd. 
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5. Steigerung 
der Eltern-
mitwirkung 

 

5.1) Erhöhung der 
Zahl der Eltern mit 
Migrationshintergrund, 
die an Elternabenden 
bzw. –veranstaltungen 
teilnehmen 

1. Berücksichtigung kultureller Besonderheiten im 
Rahmen von Elternarbeit (z. B. Sprach-, Schrift-
kultur). 

2. Initiierung differenzierter Angebote für Mütter 
und Väter (z. B. „Väterfrühstück“, „Skatabend“, 
Seifenkistenrennen, Nähkurs, Picknick etc.). 

 
 
Hinweise zu einer Priorisierung (Vorschlag des jeweiligen Teilprojekts): 
 
Auf der Ebene der Teilziele und Maßnahmevorschläge wird folgende Priorisierung vorgeschlagen: 
 
1. Teilziel 2.6, Maßnahmevorschlag 1 
2. Teilziel 3.2, Maßnahmevorschläge 3, 4 
3. Teilziel 3.2, Maßnahmevorschlag 5 
4. Teilziel 2.9, Maßnahmevorschläge 2, 3 
5. Teilziel 3.1, Maßnahmevorschlag 2 
6. Teilziel 3.1, Maßnahmevorschlag 3 
7. Teilziel 2.9, Maßnahmevorschlag 1 
8. Teilziel 1.5 
9. Teilziel 3.3, Maßnahmevorschläge 1, 2 
10. Teilziel 2.7, Maßnahmevorschlag 1 
11. Teilziel 4.1, Maßnahmevorschläge 1, 2  
12. Teilziel 3.2, Maßnahmevorschläge 1, 2 
 
Die (Teil-)Ziele Nrn. 1.1, 1.2, 1.4 mit allen dort genannten Maßnahmevorschlägen, (Teil-)Ziel 1.3  1. bis 4. Maßnahmevorschlag, (Teil-)Ziel 
1.4  1. Maßnahmevorschlag, (Teil-)Ziel 2.1  1. und 3. Maßnahmevorschlag, (Teil-)Ziel. 2.2  1. Maßnahmevorschlag, (Teil-)Ziele 3.1  1. Maß-
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nahmevorschlag sind ebenso in dem – künftigen – durchgängigen Sprachbildungskonzept der Stadt Bielefeld „MitSprache in Bielefeld“ zu be-
rücksichtigen und aufzunehmen. 
 
Für die (Teil-)Ziele 1.4  1. Maßnahmevorschlag,  2.2  1. und 2. Maßnahmevorschlag,  2.3  1. und 2. Maßnahmevorschlag,  3.1  2., 3., 4. 
Maßnahmevorschlag,  3.2  1. – 5. Maßnahmevorschlag,  3.3  2., 3., 4. Maßnahmevorschlag wird die Umsetzung künftig begleitet durch das 
Amt für Integration und interkulturelle Angelegenheiten. Die im Rahmen des Integrationskonzeptes entwickelten „Grundlagen und Empfeh-
lungen für die interkulturelle Zusammenarbeit mit Eltern im Bereich der vorschulischen, schulischen und außerschulischen Bildungsarbeit“ (s. 
Teil II, Ziff. 5.8) sind zu berücksichtigen. 
 
 
                                                 
18 Die sprachliche Kompetenz, auch Sprachwissen im Gegensatz zum Sprachkönnen (Performanz), ist einerseits ein Teil der allgemeinen kognitiven Fähigkeiten, deren Grund-
lage die Konzeptualisierung, Mustererkennung und Kategorisierung sind, und andererseits wird gemeinhin die Fähigkeit, einen Aussageinhalt grammatisch, orthografisch und 
syntaktisch korrekt zu formulieren, ebenso als sprachliche Kompetenz bezeichnet. Der dritte Teil der sprachlichen Kompetenz ist die Fähigkeit, sich in sozialen Kontexten adä-
quat auszudrücken. "Die Sprachfähigkeit ist eine zentrale Komponente des kognitiven Systems des Menschen. Ihre Erforschung vermittelt Einsichten in die Natur der kognitiven 
Repräsentationen und der Verarbeitung der außersprachlichen Realität." ( vgl.: www.wikipedia.de.,  Zitat: Hadumod Bußmann (1990): Lexikon der Sprachwissenschaft, 2. Aufl., 
Stuttgart: Kröner). 
 

19 Gegenstand sprachlicher Bildung/ Sprachbildung ist der Erwerb weit reichender differenzierter Sprachfähigkeiten und Fertigkeiten sowie die Wahrnehmung und Gestaltung der 
Kommunikation, die die Dimensionen Sprache /  Bildung / Interkulturalität umfasst. Methodik und Angebote der sprachlichen Bildung sind auf die jeweilige Alters- und Sprach-
entwicklung abzustimmen und umfassen die bildungsbegleitende Förderung der Erst- und Zweitsprache der Kinder, Jugendlichen und Erwachsenen aus Zuwandererfamilien. 
Mehrsprachigkeit wird als Ressource eines Menschen verstanden und wertgeschätzt. Der Begriff wird im Prozess zum bundesweiten Integrationsprogramm (ab 2007) durchgän-
gig geprägt und für die Bereiche `frühkindliche Bildung´, `schulische Bildung´, `Übergang Schule → Beruf´, `Hochschule´ sowie `Qualifikation von pädagogischem Personal in 
Bildungseinrichtungen´ beschrieben. Er ersetzt in vielen Bereichen den Begriff der Sprachförderung, wenn der Prozess der Bildung gemeint ist und nicht die konkrete Förderung 
(vgl.: Veröffentlichungen unter www.integration-in–deutschland.de, Bundesamt für Migration und Flüchtlinge (BAMF)). 
 

20 Sprachförderung ist das Bemühen, Kinder /Jugendliche auf den Entwicklungsstand der Gleichaltrigen zu bringen, indem man sie mit angemessenen Methoden konfrontiert, die 
Fortschritte ermöglichen. Am häufigsten trifft man den Begriff in der vorschulischen Erziehung an - u. A. auch in der Pädagogik der Primarstufe des Schulsystems (vgl.: 
www.wikipedia.de). 
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21 Die Erstsprache ist die Sprache, in der das Kind hauptsächlich aufwächst, in der sich das Kind am wohlsten fühlt, in der das Kind in der Regel denkt und spontan kommunizie-
ren kann, folglich auch diejenige Sprache, in der das Kind die höchste Kompetenz hat und mit der es sich identifiziert. Oft sind Mutter- und Erstsprache deckungsgleich, vor allem 
wenn die Sprache der Eltern oder Erzieher dieselbe ist wie die Sprache des sprachlichen Umfelds. Es gibt aber auch Fälle, besonders bei Zuwandererfamilien, wo die Mutter-
sprache nicht gleich der Erstsprache ist. Es kommt durchaus vor, dass Kinder von Zuwanderern, die ihre Kinder nicht konsequent in der Muttersprache fördern, bereits in der frü-
hen Jugend eben diese zu Gunsten der lokal vorherrschenden Sprache aufgeben und deshalb in ihrer eigentlichen Muttersprache nur mangelhafte Kompetenz erreichen (vgl.: 
www.wikipedia.de). Als Muttersprache bezeichnet man die in der frühen Kindheit ohne formalen Unterricht erlernte Sprache, die Erstsprache. Diese prägt sich in ihrer Lautgestalt 
und grammatischen Struktur so tief ein, dass Sprecher ihre Muttersprache weitgehend automatisiert beherrschen. Im Allgemeinen kann etwa ab der Pubertät keine andere Spra-
che mehr diesen Platz einnehmen. Jeder nicht an einer besonderen Sprachschwäche leidende Mensch erlernt in dieser Zeit die in seiner Umgebung vorherrschende Sprache in 
der gleichen Perfektion wie die vorherige Generation (vgl.: www.wikipedia.de). 
 

22 Eine Zweitsprache ist eine Sprache, die ein Mensch neben der Muttersprache sprechen kann. Zweitsprache ist vom Begriff der Fremdsprache zu trennen. Man spricht von 
Zweitsprache, wenn sie zum täglichen Gebrauch lebensnotwendig ist, weil es z.B. die Sprache des Landes ist, in dem der Sprecher lebt, oder weil ein Elternteil nur diese Spra-
che spricht. Ist dies nicht der Fall, bezeichnet man sie als Fremdsprache (vgl.: www.wikipedia.de ). 
 

23 Mit dem Begriff "Literacy" werden nicht nur die Fähigkeiten des Lesens und Schreibens bezeichnet, sondern auch Text- und Sinnverständnis, Erfahrungen mit der Lese- und 
Erzählkultur der jeweiligen Gesellschaft, Vertrautheit mit Literatur und anderen schriftbezogenen Medien (inkl. Internet) sowie Kompetenzen im Umgang mit der Schriftsprache. 
Letztere ist abstrakter und umfasst einen reichhaltigeren Wortschatz, einen komplizierteren Satzbau und mehr Nebensätze als die gesprochene Sprache. Zudem ist die Schrift-
sprache "de-kontextualisiert" (unabhängig vom Kontext), d.h. Schreiber und Leser befinden sich in der Regel nicht in derselben Situation und können sich somit nicht miteinander 
austauschen. Deshalb muss der Schreiber den Text so verfassen, dass er für eine Person nachvollziehbar ist, die nur dessen Inhalt aufnimmt. So müssen z.B. bei Geschichten 
oder Märchen neben der Handlung auch die Personen, Räume und Situationen beschrieben werden, die eine Rolle spielen, damit der Text verständlich wird. Literacy wird be-
reits in der frühen Kindheit grundgelegt. Da Kleinkinder in ihren Familien unterschiedliche Erfahrungen mit der Lese-, Erzähl- und Schriftkultur ihrer Gesellschaft machen, sind 
Erzieher/innen gefordert, hier ausgleichend bzw. kompensatorisch tätig zu werden. Außerdem sollen sie generell relevante Vorläuferfähigkeiten fördern, da Literacy in der heuti-
gen Wissensgesellschaft von größter Bedeutung ist. Wissenschaftliche Untersuchungen haben belegt, dass diejenigen Kinder in der Schule bessere Sprach-, Lese- und 
Schreibkompetenzen aufweisen, die in der frühen Kindheit vielfältige Erfahrungen mit Sprache, Vorlesen, (Bilder-) Büchern, Schrift usw. gemacht haben. 
 

24 BAMF = Bundesamt für Migration und Flüchtlinge, Außenstelle M 22 – Bielefeld, Am Stadtholz 24, 33609 Bielefeld. 
 

25 Ziel ist es, die Eltern zum (Vor-)lesen von Büchern zu animieren und damit das Interesse der Kinder an Büchern frühzeitig zu wecken. 
 

26 S. hierzu auch Handlungsfeld „Wohnen, Stadtentwicklung, soziales Umfeld“, 3. Oberziel, 2. Teilziel, 3. Maßnahmevorschlag. 
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1. Steigerung 

der Eltern-
mitwirkung 

 

 
1.1) Erhöhung der Zahl der 
Eltern mit Migrationshin-
tergrund, die als Eltern-
vertreterinnen bzw. Eltern-
vertreter agieren 
 

 
1. Angebot von Eltern-(Infor 

mations-)abenden speziell 
für Eltern mit Migrationshin-
tergrund (Angebote für Müt-
ter und Väter). 

2. Förderung interkultureller El-
terninitiativen. 

3. Elternbetreuungslehrerinnen 
und Elternbetreuungslehrer 
für Schulen, die aufsuchende 
Elternarbeit leisten. 

4. Inpflichtnahme von Eltern/-
teilen 27. 

5. Motivierung von Eltern, in 
der Schule in Selbsthilfe-
gruppen ihre Erziehungs-
probleme aufzuarbeiten; 
Einbindung in den Schulall-
tag, Mitarbeit in der Schulca-
feteria oder Mensa, Unter-
stützung von „Pausenauf-
sichten“ 28.  

6. Elternfahrplan in verschiede-
nen Sprachen. 

7. Einrichtung regelmäßiger El-
terncafés. 

8. Aufbau, Unterstützung von 
Elternnetzwerken 29 gemein-
sam mit und in der Schule 
(Ziel: 50 % der Eltern/-teile 

 
zu 1. 
- Anzahl an Elternabenden je (Schul-)Jahr / 

Schulform 
- Anzahl an Teilnehmerinnen bzw. Teilneh-

mern mit und ohne Migrationshintergrund 
 
zu 7. 
- Anzahl an Elterncafés je (Schul-)Jahr / 

Schulform 
- Anzahl an Teilnehmerinnen bzw. Teilneh-

mern mit und ohne Migrationshintergrund 
 
zu 8. 
- Anzahl an Elternetzwerken/Jahr 
- Anzahl an Teilnehmerinnen bzw. Teilneh-

mern mit und ohne Migrationshintergrund 
- Prozentualer Anteil an Teilnehmerinnen bzw. 

Teilnehmern mit Migrationshintergrund an 
Aktivitäten von Elternnetzwerken je Schule / 
Schuljahr  

 

 
zu 1. 
Untere Schul-
aufsichtsbe-
hörde 30, Bez-
Reg. DT, Schu-
len, Stadt 
Blfd.- 170 – 
 
zu 7., 8. 
Schulen, Stadt 
Blfd.- 170, 400  
 
 

 
 
Kurz- bis 
mittelfristig, 
fortlfd. 
 
 
 
 
 
Kurz- bis 
mittelfristig, 
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sind „aktiv“). 
 

  
1.2) Deutschkurse für El-
tern/-teile 
 

 
1. Sprachbildungsangebote für 

Mütter und Väter. 
 
 

 
zu 1. 
- Anzahl der Kursangebote pro Schule (je 

Schulform)/(Schul-)Jahr 

 
zu 1. 
Schulen, BAMF 

 
 
Kurz- bis 
mittelfristig 
 

 
2. Erhöhung 

der Integra-
tionsverant-
wortung al-
ler Schul-
formen  

 

 
2.1) (Mehr) Höherwertige 
Schulabschlüsse für Kinder 
und  Jugendliche mit Migra-
tionshintergrund  
 

 
1. Zügige Eingliederung von 

Schülerinnen bzw. Schülern 
(schulische Seiteneinsteige-
rinnen bzw. –einsteiger) in 
Regelklassen 

 
 

 
zu 1. 
- Anzahl an Schülerinnen bzw. Schülern nach 

Schulabschluss 

 
zu 1. 
Schulen, 
Staatliche 
Schulaufsicht 
(s. hierzu 
Fußn. 30) in 
Kooperation 
mit Regiona-
lem Bildungs-
büro (400) 
 

 
 
Mittel- bis 
langfristig 

  
2.2) Gleichberechtigte Bil-
dungsteilhabe von Mädchen 
 

    

  
2.3) Individuelle Förderung 
in der Schule 
 

 
1. (Mehr) Individuelle Lernbe-

gleitung auch durch außer-
schulische Partnerinnen und 
Partner. 
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2.4) Erhöhung der Sprach-
kompetenz 

 
1. Bereitstellung unterrichtsbe-

gleitender (Integrations-) 
Hilfen (nicht nur mit Blick 
auf sprachliche Bildung). 

2. Bereitstellung unterrichtsbe-
gleitender Sprachbildung/ 
DaZ-Förderung 31 in der 
Schuleingangsphase mit 
(Sprach-)Förderkräften aus 
dem Elementarbereich. 

 

 
zu 1. 
- Integrationshilfen (Finanzvolu-

men)/Schülerin und Schüler mit Migrations-
hintergrund/Jahr (Qualitative Kontrolle der 
Effekte etablieren) 

 
zu 2. 
- Anzahl der geförderten Schülerinnen und 

Schüler mit Migrationshintergrund/Schuljahr 
 

 
zu 1. 
Stadt Blfd. – 
170 –, Schulen 
 
zu 2. 
Stadt Blfd. – 
170, 400 –, 
Schulen, Unte-
re Schulauf-
sichtsbehörde, 
Land NRW 
 

 
 
Kurz- bis 
mittelfristig 
 
 
Mittel- bis 
langfristig 

 
 

 
2.5) Förderung der Erst- und 
Zweitsprache der Kinder, 
Akzeptanz der Familienspra-
che 
 

 
1. Verwendung mehrsprachiger 

Literatur, Gestaltung mehr-
sprachiger Unterrichtsprojek-
te und Einsatz für die Zulas-
sung im Unterricht. 

 

 
zu 1. 

- Anzahl der mehrsprachigen Bücher pro Schu-
le 

- Anzahl der Projekte/Schuljahr 
 

 
zu 1. 
MSW NRW, 
BezReg. DT, 
Untere Schul-
aufsichtsbe-
hörde, Schu-
len, Stadt Blfd. 
– 170 – 
 

 
 
Mittelfristig 

 
 

 
2.6) Verminderung der Zahl 
an Kindern und Jugendlichen 
mit Migrationshintergrund, 
die die Schule ohne Ab-
schluss abbrechen 

 
1. Evaluation der „Grundschul-

gutachten“. 
 

 
zu 1. 

- Prozentualer Anteil der Schulformempfehlun-
gen für Schülerinnen bzw. Schüler mit Migra-
tionshintergrund an der jeweiligen Klassen-
zusammensetzung 

- Anteil der Schülerinnen bzw. Schüler mit 
Migrationshintergrund beim Prognoseunter-

 
zu 1. 
Untere Schul-
aufsichtsbe-
hörde, BezReg 
DT, Stadt Blfd. 
– 170, 400 – 
 

 
 
Mittelfristig 
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richt 32  
 

 
 

 
2.7) „DaZ-Prinzip“ in allen 
Fächern und Angebote in al-
len Schulformen 
 

 
1. Alphabetisierung und weitere 

Förderung durch DaZ–
qualifizierte Lehrkräfte. 

 

 
zu 1.  
- DaZ-Lehrkräfte je Schule/Schuljahr 
- Anzahl der alphabetisierten Schülerinnen 

bzw. Schüler mit Migrationshintergrund je 
DaZ-Lehrkraft 

 

 
zu 1. 
Untere Schul-
aufsichtsbe-
hörde, BezReg. 
DT, Schulen 
 

 
 
Mittelfristig 
 

 
 

 
2.8) Initiierung, Implemen-
tierung und Umsetzung von 
Programmen vergleichbar 
zur Förderung von beson-
ders begabten Jugendlichen 
mit Migrationshintergrund 
(z. B. START–Programm – 
Stipendienprogramm der 
Herti-Stiftung 33) im Rahmen 
kommunaler Initiative 
 

 
 

 
 

  

  
2.9) Jungen- und Mädchen-
förderung (geschlechtsspezi-
fisches Rollenbewusstsein) 
 

 
1. Entwicklung/Durchführung 

von (z. B.) Jungentanzpro-
jekten. 

 

   

  
2.10) Kontakterhalt nach 
Schulabgang  
 

 
1. Konzeptentwicklung und 

Strukturentwicklung zur Si-
cherstellung und zum Erhalt 
des Kontakts zwischen Sozi-
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aldiensten, Behindertenhilfe  
und Schülerin bzw. Schüler 
und der Eltern mit Migrati-
onshintergrund, Problemati-
sierung über Schule,  Agen-
tur für Arbeit etc.   

 
 
3. Steigerung 

der Leis-
tungsfähig-
keit des Teil-
systems 
„Bildung“ im 
Bereich 
Schule 

 

 
3.1) Weiterentwicklung von 
Schulstrukturen 

 
1. (Weiter-)Entwicklung und 

Qualifizierung der Schul-
teams (multikulturell und 
professionell, Abbau von 
Vorurteilen). 

2. Gebundener und/oder offe-
ner Ganztag in allen Schul-
formen 34. 

3. Bildungsdokumentation / Be- 
gleitende Schulübergänge. 

4. Quotierung bei den Über-
gangsgutachten. 

 

 
zu 1. 

- Anzahl der Mitarbeiterinnen bzw. Mitarbeiter 
mit Migrationshintergrund in Schulen / Schul-
jahr 

- Anzahl der Fortbildungsmaßnahmen zur in-
terkulturellen Orientierung und Öff-
nung/Schuljahr  

- Anzahl der Teilnehmerinnen bzw. Teilnehmer 
an Fortbildungsmaßnahmen/Jahr 

 
zu 2. 

- Anzahl der Schülerinnen bzw. Schüler mit 
Migrationshintergrund in offenen und/oder 
gebundenen Ganztagsklassen /Schuljahr 

- Anzahl der Schülerinnen bzw. Schüler mit 
Migrationshintergrund in offenen und/oder 
gebundenen Ganztagsklassen /Schuljahr 

 
zu 3. 
- Anzahl der Selbstverpflichtung von Eltern zur 

durchgängigen Bildungsdokumentation 
 
zu 4. 

 
zu 1. 
Land NRW, 
BezReg. DT, 
Untere Schul-
aufsichtsbe-
hörde i.V.m. 
400, 170  
 
zu 2. 
Untere Schul-
aufsichtsbe-
hörde, 400 
 
zu 3. 
Untere Schul-
aufsichtsbe-
hörde, 400, 
510, 170 
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- Anzahl der Schülerinnen bzw. Schüler mit 
Migrationshintergrund je Schulformempfeh-
lung entsprechend des Übergangsjahrganges 

 
  

3.2) DaZ–Konzeption als Teil 
des Schulprogramms 

 
1. Standards für DaZ in allen 

Fächern (Unterrichtsprinzip). 
 

 
zu 1. 

- Anzahl der Schulprogramme mit DaZ-
Konzeption/Schuljahr 

 

 
zu 1. 
Schulen 

 
 
Kurz- bis 
mittelfristig 

  
3.3) Erhöhung der Zahl 
mehrsprachiger Lehr-/ Fach-
kräfte in Schulen 

 
1. Zusätzliche Sprachbildung in 

allen Schulstufen ( Primar-, 
Sekundarstufe I und II), 
Schulformen (Haupt-, Real-
schule, Gymnasium, Ge-
samtschule, Berufskolleg) 
und Offener Ganztagsschule 
mit außerschulischen Part-
nerinnen bzw Partnern und 
dem „Qualitätszirkel OGS“. 

2. Gewinnung/Einsatz von 
mehr  männlichen Lehrkräf-
ten in der Primarstufe. 

3. Reflexion der Geschlechter-
rollen für Mitarbeiterinnen 
bzw. Mitarbeiter. 

4. (Verstärkter) Einsatz von 
Schulsozialarbeiterinnen 
bzw. Schulsozialarbeitern. 

5. Initiierung und Durchführung 
von interkulturellen Projek-

 
zu 1. 

- Anzahl der entsprechenden Angebo-
te/Schuljahr 

 
zu 5. 
- Anzahl interkultureller Projekte je Schul-

form/ (Schul-)Jahr 
 
zu 6. 
- Anzahl muttersprachlicher Fachkräfte/Jahr 
 

 
zu 1. 
Untere Schul-
aufsichtsbe-
hörde, BezReg 
DT, Schulen 
 
zu 5. 
Schulen, 400, 
510, 170 
 

 
 
Mittelfristig 
 
 
 
 
 
Kurz- bis 
mittelfristig 
 
 
 
 
 
 



Wir fördern Integration! 
Integrationskonzept für Bielefeld 

 
 
6.2   Handlungsfeld:  Schule 
 
 
Oberziel 

 
Teilziel 

 
Maßnahmevorschlag 

 
Kennzahl / Indikator 

 
Zuständige, 
handelnde 
bzw. rele-
vante Ak-
teure 
 

 
(Ggf.) 
Zeitliche 
Umsetz-
barkeit 
 

 

 

8
8
 

ten in allen Schulformen. 
6. Einsatz qualifizierter mutter-

sprachlicher Fachkräfte. 
 

  
3.4) Profilbildung in Schulen 
zur intensiven Sprachbildung 
– stadtteilbezogen als 
Sprachbildungszentrum 
(SBZ) – 
 
 

 
1. Integration von Schülerinnen 

bzw. Schülern ohne Deutsch-
kenntnisse in Regelklassen, 
individuelle Förderung durch 
das Sprachbildungszentrum 
der Schule im Spracherwerb. 

2. Unterstützung der Arbeit der 
Schule mit Sprachbildungs-
zentrum durch Fachdienste, 
außerschulische Partnerinnen 
bzw. Partner und Begleitfa-
milien mit und ohne Migrati-
onshintergrund für die schuli-
schen Seiteneinsteigerinnen 
bzw. –einsteiger (Neuzuwan-
derinnen bzw. Neuzuwande-
rer). 

3. Einbindung von Lehrkräften 
aller Schulformen in der Se-
kundarstufe I als fester Be-
standteil des Sprachbildungs-
zentrums. 

4. Absicherung der individuellen 
Förderung durch gestufte 
diagnostische Verfahren. 

5. Integration des Sprachbil-

 
zu 1. ff. 

- Anzahl an Schulprogrammen, die diese Ent-
wicklung dokumentieren 

 

 
zu 1 ff. 
MSW NRW, 
BezReg. DT, 
Untere Schul-
aufsichtsbe-
hörde, Dez. 
OB, 2 

 
 
Mittelfristig 
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dungszentrums als fester Be-
standteil des durchgängigen 
Sprachbildungskonzepts 
„MitSprache in Bielefeld“. 

 
  

3.5) Weiterentwicklung von 
Schulen zu interkulturellen 
Schulen 
 

 
1. Entwicklung von Standards 

für eine interkulturelle Schu-
le. 

2. Überprüfung aller Unter-
richtsmaterialien auf Aspekte 
der „Einwanderung und In-
terkulturalität“. 

3. Sichtbare Anerkennung der 
Vielfalt in der Schule. 

4. Qualifizierung der Systeme in 
interkultureller Kompetenz 
(Fortbildung von Lehrkräften 
etc.). 

 

 
zu 1., 2., 3. 
Anzahl an Schulen, die „Einwanderung und In-
terkulturalität“ im Schulprogramm verankert ha-
ben. 

 
zu 1., 2, 4 
BezReg. DT, 
Untere Schul-
aufsichtsbe-
hörde, Schu-
len, 400, 170 
 
 

 
 
Kurz- bis 
mittelfristig 

  
3.6) Reduzierung des Anteils 
an Kindern mit Migrations-
hintergrund an Förderschu-
len mit dem Förderschwer-
punkt Lernen 
 

 
1. Fortbildung der Grundschul-

lehrerinnen bzw. Grundschul-
lehrer. 

 
zu 1. 
Anzahl an Teilnehmerinnen bzw. Teilnehmern an 
entsprechenden Fortbildungsangeboten/(Schul-) 
Jahr 
 

  

 
Hinweise zu einer Priorisierung (Vorschlag des jeweiligen Teilprojekts): 
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Auf der Ebene der Teilziele und Maßnahmevorschläge wird folgende Priorisierung vorgeschlagen: 
 
1. Teilziel 1.1, Maßnahmevorschlag 8 
2. Teilziel 2.4 
3. Teilziel 3.1, Maßnahmevorschlag 3 
4. Teilziel 3.3, Maßnahmevorschlag 5 
5. Teilziel 3.1, Maßnahmevorschlag 2 
6. Teilziel 3.1, Maßnahmevorschlag 4 
7. Teilziel 1.1, Maßnahmevorschlag 7 
8. Teilziel 3.1, Maßnahmevorschlag 1 
9. Teilziel 1.1, Maßnahmevorschlag 1  
10. Teilziel 3.4. Maßnahmevorschlag 2 
 
Die (Teil-)Ziele Nrn. 1.2 (1. Maßnahmevorschlag), 2.2 ( 1. und 2. Maßnahmevorschlag), 2.3 (1. Maßnahmevorschlag), 2.5 (1. Maßnahme-
vorschlag), 3.2 (1. Maßnahmevorschlag), 3.3 (1. Maßnahmevorschlag), 3.4 (1. und 5. Maßnahmevorschlag) sind ebenso in dem – künftigen 
– durchgängigen Sprachbildungskonzept der Stadt Bielefeld „MitSprache in Bielefeld“ zu berücksichtigen und aufzunehmen. 
 
Das (Teil-)Ziel 1.1 wird in der Umsetzung künftig begleitet durch das Amt für Integration und interkulturelle Angelegenheiten. Die im Rah-
men des Integrationskonzeptes entwickelten „Grundlagen und Empfehlungen für die interkulturelle Zusammenarbeit mit Eltern im Bereich 
der vorschulischen, schulischen und außerschulischen Bildungsarbeit“ (s. Teil II, Ziff. 5.8) sind zu berücksichtigen. 
 
                                                 
27 Ziel muss es sein, dass die Schulen die Eltern ggf. auch durch Hausbesuche so unterstützen, dass sie ein Verständnis für die Relevanz der Bildung ihrer Kinder und für die Unterstützung und 
Mitwirkung der Eltern/-teile entwickeln. 
 

28 Sprachbarrieren können abgebaut werden, vor Ort in der Schule des Kindes, damit gewünschte Bildungsnähe entstehen kann. Es könnten Themen wie Nestwärme, familiäre 
Nähe, Erziehungsmöglichkeiten und Erziehungsziele, Hilfe bei schulischem Fehlverhalten und andere Lösungswege beratend besprochen werden. 
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29 S. hierzu mit Hilfe des `AK Elternarbeit´ zu erarbeitende Standards und Maßnahmenvorschläge (Teil II, Ziff. 5.7). 
 

30 Unmittelbare Aufsichtsbehörden über die Schulen sind die Schulämter (Grund-, Haupt und Förderschulen) sowie die Bezirksregierungen (BezReg) (Realschulen, Gesamtschu-
len, Gymnasien, Berufskollegs, Weiterbildungskollegs sowie Förderschulen, u. a. im Bildungsbereich dieser Schulformen). Die Bezirksregierungen sind zugleich obere Schulauf-
sichtsbehörde. Das Schulamt wird als untere staatliche Behörde von den Kreisen und kreisfreien Städten getragen. 
 

31 DaZ = Deutsch als Zweitsprache. 
 

32 Url.: http://www.schulministerium.nrw.de/BP/Eltern/Grundschule/FAQ_Prognoseunterricht/Prognoseunterricht.html (Stand: 21.11.2009): Der Prognoseunterricht wird in der 
Verantwortung des Schulamtes durch eine Schulaufsichtsbeamtin oder einen Schulaufsichtsbeamten des Schulamtes geleitet. Den Unterricht erteilen jeweils eine Lehrerin oder 
ein Lehrer einer Grundschule und einer weiterführenden Schule; dabei legen sie die in den Lehrplänen der Grundschule bestimmten verbindlichen Anforderungen der Klasse 4 
zu Grunde. Das Ministerium kann Teile des Prognoseunterrichts vorgeben. 
Der Prognoseunterricht dauert drei Tage und umfasst an jedem Tag drei Unterrichtsstunden in Deutsch, Mathematik und weiteren Lernbereichen der Grundschule. 
Nach Abschluss des Prognoseunterrichts wird eine Schülerin oder ein Schüler nur dann durch abschließenden Bescheid des Schulamtes nicht zum Besuch der Schule der ge-
wählten Schulform zugelassen, wenn alle am Prognoseunterricht beteiligten Personen einstimmig davon überzeugt sind, dass die Eignung für die gewählte Schulform offensicht-
lich ausgeschlossen ist, die Schülerin oder der Schüler also auch nicht mit Einschränkungen für die gewählte Schulform geeignet ist. Andernfalls wird die Empfehlung der Grund-
schule durch die Zulassungsbescheinigung des Schulamtes auf Grund des Prognoseunterrichts ersetzt. 
Beispiel: 30% Migrationshintergrund von 26 Schülerinnen bzw. Schülern -> 30% Empfehlung Haupt-, Realschule, Gymnasium. 
 

33 Die START-Stiftung gemeinnützige GmbH ist eine 100 %ige Tochtergesellschaft der gemeinnützigen Hertie-Stiftung, im September 2007 gegründet. Zusammen mit ihren Ko-
operationspartnern möchte die START-Stiftung Schülerinnen und Schülern mit Migrationshintergrund signalisieren, dass sich Leistung in dieser Gesellschaft lohnt und dass ihr 
Engagement für diese Gesellschaft wertgeschätzt wird. Talent und Leistungsbereitschaft sollen sich unabhängig von Herkunft, Status und Umgebung entfalten und eine Gesell-
schaft bereichern können. Das Stipendienprogramm START will engagierten Jugendlichen mit Migrationshintergrund verstärkt die Möglichkeit zu einer höheren Schulbildung und 
damit bessere Chancen für eine gelungene Integration und zur Teilhabe an der Gesellschaft bieten. START will Zuwandererkarrieren den Weg bereiten und junge Menschen bei 
ihrer Entwicklung begleiten – als Ansporn zur Integration, als „Investition in Köpfe“ und als Beitrag zur Toleranz unter jungen Menschen in Deutschland (vgl. hierzu 
http://www.start-stiftung.de/stipendium/stipendium (Stand: 21.11.2009). 
 

34 Zurzeit gibt es an Schulen in NRW zwei Organisationsformen des Ganztags – den offenen Ganztag, vorwiegend an Grundschulen, den gebundenen Ganztag an Haupt-, Ge-
samt-, Realschulen und Gymnasien, und beide Ausprägungen an Förderschulen. Im gebundenen Ganztag besteht für alle Schülerinnen bzw. Schüler einer Schule eine Teil-
nahmeverpflichtung am Unterricht oder an anderen schulischen angeboten an vier Tagen pro Woche, davon an drei Tagen bis mindestens 16 Uhr, und an einem Tag bis min-
destens 14.45 Uhr. Im offenen Ganztag ist die Teilnahme der Schülerinnen bzw. Schüler freiwillig, bindet jedoch jeweils für ein Schuljahr an 5 Tagen pro Woche jeweils bis min-
destens 15 Uhr.  
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1. Besserer Zu-

gang für Kin-
der und Ju-
gendliche mit 
Migrationshin-
tergrund zu 
den Hilfen zur 
Erziehung 
(HzE) 

 

 
1.1) Besserer Zugang zu 
Hilfs- und Schutzangebo-
ten (insbes. für Mädchen 
mit Migrationshintergrund) 
 

 
1. Unbürokratischer und sen-

sibler Umgang mit Opfern, 
um passende Hilfen geben 
zu können. 

 

 
zu 1. 
- Anzahl an Mädchen/weiblichen Jugendlichen 

mit Migrationshintergrund, die Anlauf-, Be-
ratungs- und Schutzstellen kontaktieren 
bzw. aufsuchen/Jahr 

 
 

  

  
1.2) Bedarfsgerechte Inan-
spruchnahme von Hilfen 
zur Erziehung durch Fami-
lien mit Migrationshin-
tergrund 
 

 
1. Mehrsprachige Infomateri-

alien zu Hilfen zur Erziehung, 
Angeboten, Diensten und 
Einrichtungen. 

 
 

 
zu 1. 
- Anzahl mehrsprachiger Informationsmateria-

lien/Jahr 
 

 
zu 1. 
Stadt Blfd. – 
510 – 

 
 
Kurzfristig 

  
1.3) Besserer Zugang der 
Kinder und ihrer Familien 
mit Migrationshintergrund 
zu den erzieherischen Hil-
fen 
 

 
1. Integration ambulanter Hil-

fen zur Erziehung (HzE) in / 
an Ganztagsschulen. 

2. Einbeziehung des Teilziels 
bei Ausformulierung und Ab-
schluss von Leistungs- und 
Finanzierungsvereinbarun-
gen bzw. von Vereinbarun-
gen über Leistungsangebote, 
Entgelte und Qualitätsent-
wicklung mit Trägern freier 

 
zu 1. 
- Anzahl niedrigschwelliger Beratungsangebo-

te im Bereich der Hilfen zur Erziehung in 
Kindertageseinrichtungen, Familienzentren 
und Ganztagsschulen in Bielefeld/Jahr 
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Jugendhilfe. 
 

  
1.4) Förderung von Kon-
fliktfähigkeit 

 
1. Dolmetscherinnen bzw. Dol-

metscher „by call“. 
2. Entwicklung vertrauensbil-

dender Maßnahmen in der 
Zusammenarbeit mit Eltern 
mit Migrationshintergrund. 

3. Elterntrainings mit Sprach-
vermittlerinnen bzw. 
Sprachvermittlern. 

4. „Streitschlichterinnen bzw. 
Streitschlichter auch für El-
tern“. 

  

 
zu 1, 2, 3, 4. 
- Anzahl der Angebote/Jahr (Bewertung durch 

Evaluation) 
 

 
zu 1. ff. 
Stadt Blfd. – 
510 –, Träger 
freier Jugend-
hilfe 
 

 
 
Kurz- bis 
mittelfristig 

  
1.5) „Frühe Förderung“ 
(Mehr Frühförderung mit 
gezielter Elternarbeit) 
 

 
1. S. Maßnahmevorschläge zum 

Handlungsfeld „Elementarbe-
reich“ (insbes. 2. Oberziel). 

 

 
 

 
zu 1. 
Stadt Blfd. – 
170, 510 –, 
Träger freier 
Jugendhilfe 
 

 
 
Kurz- bis 
mittelfristig, 
fortlfd. 

  
1.6) (Verstärkter) Ausbau 
der sozialen Frühwarnsys-
teme bezogen auf Kinder 
mit Migrationshintergrund 

 
1. Stärkung der Kompetenzen 

von Multiplikatorinnen bzw. 
Multiplikatoren hinsichtlich 
der Wahrnehmung von Auf-
fälligkeiten und der Kennt-
nisse über Angebote der Hil-
fen zur Erziehung (z. B. 

 
zu 1. 
- Anzahl an Info-/Fortbildungsveranstaltungen 

für Multiplikatorinnen bzw. Multiplikato-
ren/Jahr 

- Anzahl an teilnehmenden Multiplikatorinnen 
bzw. Multiplikatoren/Jahr, differenziert nach 
Geschlecht, Herkunft 

 
zu 1., 2., 3., 5 
Stadt Blfd. –
170, 510 –, 
Träger freier 
Jugendhilfe 

 
 
Kurz- bis 
mittelfristig, 
fortlfd. 
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Erstbesuch von Info-
veranstaltungen, regelmäßi-
ge   Folgeveranstaltungen). 

2. Angebot und Durchführung 
von jährlich 2 Informations-
veranstaltungen mit jeweils 
einem Folgetreffen für El-
tern/Familien mit Migrati-
onshintergrund. 

3. Finanzierung weiterer Bau-
steine (z. B. „MiMi“ 35-
Hausbesuche durch Patinnen 
bzw. Paten). 

4.  „MiMi“ (s. Fußn. 35) für wei-
tere Themenfelder. 

 

 
zu 2. 
- Anzahl an Informationsveranstaltungen für 

Eltern/Familien Jahr 
- Anzahl an Folgeveranstaltungen für El-

tern/Familien/Jahr 
- Anzahl an teilnehmenden El-

tern/Familien/Jahr, differenziert nach Infor-
mations- und Folgeveranstaltung 

 
zu 3. 
- Anzahl an mitwerkenden Migrantinnen bzw. 

Migranten (Patinnen bzw. Paten)/Jahr 
- Anzahl an Hausbesuchen/Jahr 
 
zu 4. 
- Anzahl an neuen Themenfeldern/Jahr im 

Rahmen des „MiMi“-Modells 
  

 
2. Förderung 

friedlichen in-
terkulturellen 
Zusammenle-
bens 
 

 
2.1) Schaffung von Mög-
lichkeiten des interkultu-
rellen Lernens  
 

 
1. Interkulturelle soziale Grup-

penarbeit 36. 
2. Interkulturelle Kompetenz 

für Jugendgruppenleiterin-
nen bzw. Jugendgruppenlei-
ter 37 als verbindlicher Aus-
bildungs- und Qualifizie-
rungsinhalt. 

3. Unterstützungsangebote bei 
der Etablierung eines Kinder- 

  
zu 1 ff. 
BJR, Jugend-
verbände 
 

 
 
Kurz- bis 
mittelfristig, 
fortlfd. 
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und Jugendbereichs. 
4. Stärkere Förderung interna-

tionalen Jugendaustauschs. 
 

  
2.2) Verstärkte Förderung 
von Opferschutz 

 
1. Erhöhung des Angebotes an 

Maßnahmen der Gewaltprä-
vention. 

2. Gezielte Schulung in allen 
betroffenen Behörden (Poli-
zei etc.). 

3. Einstellung von Fachpersonal 
mit Migrationshintergrund. 

   

 
zu 3. 
- Anteil der Beschäftigten mit Migrationshin-

tergrund im Bereich der Jugendhilfe, diffe-
renziert nach Geschlecht, nach Berufsgruppe 
entsprechend dem prozentualen Anteil der 
betreuten Jugendlichen mit Migrationshin-
tergrund /Jahr 

 

 
zu 1. ff. 
Stadt Blfd., Po-
lizei, Träger 
freier Jugend-
hilfe 

 
 
Kurz- bis 
mittelfristig, 
fortlfd. 

 
3. Interkulturelle 

Orientierung 
und Öffnung 
der Jugend-
verbände 
 

 
3.1) Erhöhung der inter-
kulturellen Kompetenzen 
der Haupt- und Ehrenamt-
lichen in der Jugendarbeit  
 

 
1. Entwicklung eines Fortbil-

dungskonzeptes „Interkultu-
relle Kompetenz für Fach-
kräfte“ – auch als Vorausset-
zung und Grundlage bei evtl. 
kommunaler (Mit-)Finan- 
zierung von Angeboten und 
Einrichtungen. 

2. Entwicklung von Empfehlun-
gen und Standards, um in-
terkulturelle Aspekte fest im 
Alltag der Jugendarbeit zu 
verankern. 

3. Etablierung dauerhafter 
Kommunikationsstrukturen 
zwischen „traditionellen“ Ju-

 
zu 1. 
Anzahl der nach dem Konzept qualifizierten 
Fachkräfte/Jahr  
 
zu 3. 
- Anzahl an vereinbarten bzw. etablierten 

Kommunikations- und/oder Kooperations-
strukturen/Jahr 

 

 
zu 1. 
Stadt Blfd. – 
170, 510 –, 
BJR, Jugend-
verbände 
 

 
 
Kurz- bis 
mittelfristig, 
fortlfd. 
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gendverbänden und Migran-
tenorganisationen,  welche 
im Bereich der Kinder- und 
Jugendarbeit besonders aktiv 
sind.  

 
  

3.2) Aktive Teilnahme und 
-habe der Jugendlichen mit 
Migrationshintergrund in 
der Arbeit und in den 
Strukturen der Jugendver-
bände unter Wahrung der 
Werteorientierung des je-
weiligen Verbands 
 

 
1. Gewinnung und Einsatz von 

mehr Jugendlichen mit 
Migrationshintergrund bei 
Jugendverbandsfreizeiten. 

2. Erstellung einer Übersicht 
über bestehende spezifische 
Angebote (einschließlich der 
Angebote der Migrantenor-
ganisationen). 

 

 
zu 1. 
- Anzahl an Jugendlichen mit Migrationshin-

tergrund in Jugendverbandsfreizeiten/Jahr   
 
zu 2. 
- Anzahl und Art bestehender spezifischer An-

gebote 
 
 

 
zu 1. 
BJR, Jugend-
verbände 
 
zu 2. 
BJR, Stadt 
Blfd. – 170, 
510 – 
 

 
zu 1. 
Mittel- bis 
langfristig 
 
zu 2. 
Kurzfristig 

  
3.3) Einbindung von 
Migrantenjugendorganisa-
tionen bzw. von Migrante-
norganisationen, die im 
Jugendbereich besonders 
aktiv sind, in bestehende 
Netzwerke 
 

 
1. Etablierung dauerhafter 

Kommunikationsstrukturen 
zwischen „traditionellen“ Ju-
gendverbänden, Initiativen, 
Vereinen und Migrantenor-
ganisationen. 

 

 
 

  

 
4. Optimierung 

der Angebote 
der Jugendhil-

 
4.1) Orientierung von An-
geboten an den spezifi-
schen Interessen (insbes. 
in Bezug auf Mäd-

 
1. Einrichtung einer Fachstelle 

für geschlechtsspezifische 
Arbeit mit Jungen und Mäd-
chen beim örtlichen Träger 

 
zu 1. 
- Anzahl der geschlechtsspezifischen Angebo-

te/Jahr 
 

 
zu 1. 
Stadt Blfd.   
 
 

 
 
Mittelfristig 
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fe für Jugend-
liche mit 
Migrationshin-
tergrund 
 

chen/Frauen mit Migrati-
onshintergrund)  
 

der öffentlichen Jugendhilfe. 
2. Verstärkung von Anreizen z. 

B. durch die „Juleica“ 38-
Ausbildung, „Trainerschein“ 
etc. (Status erhöhen, Aner-
kennung erhalten). 

 

zu 2. 
- Anzahl an Jugendlichen mit Migrationshin-

tergrund, differenziert nach Geschlecht, mit 
Jugendleiterinnen- bzw. Jugendleiter-Card, 
als Gruppenhelferin bzw. Gruppenhelfer im 
Schul- bzw. Vereinssport, Jugendleiterinnen 
bzw. Jugendleitern, Übungsleiterinnen bzw. 
Übungsleitern C/Jahr 

 

 

  
4.2) Förderung der inter-
kulturellen und integrati-
ven Jugendarbeit der 
Migrantenorganisationen 
 

 
1. Bestandsaufnahme und fort-

laufende Überprüfung der 
Angebote speziell für Kinder 
und Jugendliche der Migran-
tenorganisationen in Biele-
feld. 

2. Information über vorhande-
ne Angebote (Broschüren, 
Vernetzung etc.). 

 

 
zu 1. 
- Anzahl der Angebote interkultureller und in-

tegrativer Jugendarbeit der Migrantenorga-
nisationen/Jahr   

 

  

 
5. Gleichberech-

tigte Teilhabe 
auf allen Ebe-
nen der Ju-
gendhilfe, ins-
besondere 
auch für Mäd-
chen und jun-
ge Frauen 

 
5.1) Mehr Beteiligung an 
außerschulischen Freizeit- 
und Bildungsangeboten 
 

 
1. Stärkere und bessere Nut-

zung der Potenziale der 
Partnerstädte 39. 

 

 
zu 1. 
- Anzahl der Jugendlichen mit Migrationshin-

tergrund, die Austauschangebote nut-
zen/Jahr 

 

 
zu 1. 
Stadt Blfd. – 
002, 170, 510 
– 
 

 
 
Kurz- bis 
mittelfristig 
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Hinweise zu einer Priorisierung (Vorschlag des jeweiligen Teilprojekts): 
 
Auf der Ebene der Teilziele und Maßnahmevorschläge wird folgende Priorisierung vorgeschlagen: 
 
1. Teilziel 3.1, Maßnahmevorschlag 1 
2. Teilziel 2.1, Maßnahmevorschlag 3 
3. Teilziel 3.2, Maßnahmevorschlag 2 
4. Teilziel 4.1 
5. Teilziel 1.6, Maßnahmevorschlag 1, 2, 3 
6. Teilziel 1.4 
7. Teilziel 1.2 
8. Teilziel 3.2, Maßnahmevorschlag 1 
9. Teilziel 5.1 
 
Das (Teil-)Ziel Nrn. 1.5   1. Maßnahmevorschlag ist ebenso in dem – künftigen – durchgängigen Sprachbildungskonzept der Stadt Bielefeld 
„MitSprache in Bielefeld“ zu berücksichtigen und aufzunehmen. 
 
Die (Teil-)Ziele 1.4   3. Maßnahmevorschlag, 1.5  werden in der Umsetzung künftig begleitet durch das Amt für Integration und interkulturel-
le Angelegenheiten. Die im Rahmen des Integrationskonzeptes entwickelten „Grundlagen und Empfehlungen für die interkulturelle Zusam-
menarbeit mit Eltern im Bereich der vorschulischen, schulischen und außerschulischen Bildungsarbeit“ (s. Teil II, Ziff. 5.8) sind zu berück-
sichtigen. 
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35 Projekt „MiMi“: Mit Migranten für Migranten – Interkulturelle Gesundheit in  Deutschland, ein Projekt, das vom Ethno-Medizinischen Zentrum e.V. (EMZ) entwickelt worden ist. 
Das Projekt „Mit Migranten für Migranten – Interkulturelle Gesundheit in Deutschland“ (MiMi-Projekt) leistet einen Beitrag zur interkulturellen Gesundheitsförderung und Integrati-
on in Deutschland. Das MiMi-Projekt muss sich – s. hierzu Einschätzungen in der Projektarbeit – nicht nur auf das Themenfeld „Gesundheit“ beziehen; seine konzeptionellen An-
sätze lassen sich auch in anderen Handlungsfeldern nutzen. 
 

36 Soziale Gruppenarbeit gehört neben der Einzelfallhilfe und der Gemeinwesenarbeit (GWA) zu den klassischen Methoden der Sozialarbeit/Sozialpädagogik. Es handelt sich um 
einen Arbeitsansatz, der zwischen Selbsthilfe und professionellem Handeln (Professionalisierung) liegt. Die Soziale Gruppenarbeit will Menschen durch sinnvolle Gruppenerleb-
nisse in die Lage versetzen, ihre Beziehungsfähigkeit zu steigern, um ihren persönlichen Problemen, ihren Problemen mit anderen Personen oder ihren Konflikten im öffentlichen 
Leben besser gewachsen zu sein (vgl. http://www.sign-lang.uni-hamburg.de/projekte/slex/seitendvd/konzepte/l53/l5381.htm (Stand: 21.11.2009)).  
 

37 Jugendgruppenleiterinnen bzw. Jugendgruppenleiter sind junge Menschen ab dem vollendeten 16. Lebensjahr (in manchen Bundesländern auch erst ab dem 17. Lebensjahr), 
die ehrenamtlich ihr Amt ausüben. Das Amt wird meist über kirchliche Einrichtungen oder Jugendzentren angeboten. Die Jugendgruppenleiter organisieren Feriencamps, Aus-
flüge und Angebote zur Freizeitgestaltung anderer junger Menschen. Voraussetzung ist bei vielen Institutionen der Nachweis einer entsprechenden Schulung. Erfahrungen im 
sozialen oder pädagogischen Bereich sind nützlich (vgl. http://de.wikipedia.org/wiki/Jugendgruppe (Stand: 21.11.2009)). 
 

38 Jugendleiter-Card. Das ist ein bundesweit gültiger Ausweis für Ehrenamtliche, die sich in der Jugendarbeit engagieren. Sie dokumentiert das aktive Mitwirken in einem Ju-
gendverband und die Teilnahme an der Jugendleiterausbildung. 
 

39 Partnerstädte Bielefelds sind zur Zeit: Concarneau (Frankreich), Enniskillen/Fermanagh (Nordirland), Esteli (Nicaragua), Nahariya (Israel), Rochdale (England), Rzesów (Po-
len), Welikij Nowgorod (Russland), Münsterberg, Resita (Rumänien). 
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1. Erfolgreicher 

Verlauf des 
Übergangs 
Schule → Aus-
bildung → Be-
schäftigung/ 
Arbeit 

 

 
1.1) Beherrschung der 
deutschen Sprache in 
Wort und Schrift 40, För-
derung von Mehrsprachig-
keit 41 in den Schulen 
 

 
1. Durchgängige, abgestimmte 

Sprachbildung für Kinder bzw. 
Schülerinnen bzw. Schüler mit 
Migrationshintergrund und 
Förderbedarf (Deutsch als 
Zeitsprache (DaZ) vom Ele-
mentarbereich bis hin zum 
Ausbildungsabschluss). 

 

 
zu 1. 

- Anzahl an Kindern mit Sprachförderbe-
darf/Jahr (vgl.. hierzu auch Handlungsfeld 1 
„Elementarbereich“) 

- Anzahl an Grund- und Aufbaukursen/Jahr 
- Finanzierungsvolumen/Kind mit Sprachför-

derbedarf/Jahr 
 

 
zu 1. 
Stadt Blfd. – 
170 – 
 

 
 
Mittelfristig 

  
1.2) Förderung von Mehr-
sprachigkeit als Potenzial 
42 
 

 
1. Angebot von „Migrantenspra-

chen“ als curriculares Wahlfach 
(1. oder 2. Fremdsprache) in 
den allgemein bildenden Schu-
len. 

 

 
zu 1. 
Anzahl an Kursen/Angeboten/Schuljahr  

 
zu 1. 
BezReg DT, Un-
tere Schulauf-
sichtsbehörde, 
Schulen 
 

 
 
Mittelfristig 

  
1.3) Frühzeitige berufliche 
Orientierung in der Schule 
 

 
1. Informationsvermittlung über 

das breite Berufsspektrum für 
Jugendliche mit Migrationshin-
tergrund mit Sprach- und/oder 
Informationsdefiziten und de-
ren Eltern vor Ort, insbes. in 
den Schulen (ab Jahrgang 8), 
in Einrichtungen der Jugendhil-
fe (z. B. in Einrichtungen der 
offenen Kinder- und Jugendar-
beit), über Migrantenorganisa-
tionen. 

2. (Verstärkte) Gewinnung sog. 

 
zu 2. 
- Anzahl an Unternehmen/Betrieben mit aus-

ländischen Inhaberinnen bzw. Inhabern 
bzw. mit Migrationshintergrund mit aner-
kannter Ausbildungseignung/Jahr  
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„Migrantenunternehmen“ für 
die Bereitstellung von Praktika 
und Ausbildungsstellen. 

 
  

1.4) Abgestimmtes wir-
kungsorientiertes Bil-
dungskonzept zum Über-
gang Schule → Ausbildung 
→ Beschäftigung/Arbeit 
insbesondere mit dem Ziel 
gleichberechtigter Teilha-
be von Mädchen mit 
Migrationshintergrund und 
für Jugendliche mit Migra-
tionshintergrund mit un-
zureichenden Schulab-
schlüssen nach ihrem in-
dividuellen Unterstüt-
zungsbedarf (mit Blick auf 
einen beruflichen Einstieg) 

 
1. Ausbau der Schulsozialarbeit 

als Regelangebot unter Be-
rücksichtigung und Weiterent-
wicklung der existierenden 
Qualitätsstandards paritätisch 
durch Schule und Jugendhilfe. 

2. Ausbau der Beratung und Be-
rufswegeplanung Jugendlicher 
(mit Migrationshintergrund) 
während der Schulzeit als 
Regelangebot in allen weiter-
führenden Schulformen ab 
dem 8. Jahrgang unter Berück-
sichtigung und Weiterentwick-
lung der existierenden Quali-
tätsstandards. 

3. Einbindung von integrierend 
arbeitenden Migrantenorgani-
sationen als Kooperationspart-
nerin bzw. Kooperationspart-
ner und Multiplikatorinnen 
bzw. Multiplikatoren (u. a.: In-
formationsvermittlung) durch 
Schule, Agentur für Arbeit, 
Träger der Jugendberufshilfe. 

4. Passgenaue Einbindung von 

 
zu 1. 

- Anzahl an Stellen der Schulsozialarbeit 
(Schulsozialarbeiterinnen bzw. Schulsozial-
arbeiter mit und ohne Migrationshin-
tergrund) 

 
zu 2. 

- Anzahl an Beratungen Jugendlicher mit und 
ohne Migrationshintergrund nach Schul-
form/Jahr 

- Anzahl Auszubildender mit und ohne Migra-
tionshintergrund differenziert nach Ausbil-
dungsbranche/Jahr  

 
zu 3. 

- Anzahl gemeinsam realisierter Veranstal-
tungen/Jahr 

 
zu 4. 

- Befragung (Einholung von Erfahrungsbe-
richten aus den Berufsorientierungs(BO)-
Teams) 

 
 

 
zu 1. 
Stadt Blfd. – 
F/400, 510 – 
 
zu 2. 
Jugendberufs-
hilfe der REGE 
mbH 
 
zu 3. 
Stadt Blfd. – 
170 –, Jugend-
haus 
 
zu 4. 
Jugendberufs-
hilfe der REGE 
mbH 
  
 

 
 
Kurzfristig 
 
 
 
Mittelfristig 
 
 
 
 
Mittelfristig 
 
 
 
 
Mittelfristig 
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neuen Maßnahmen in den Be-
rufsorientierungs- (BO-) Pro-
zess 43. 

 
 
 

 
1.5) Vermeidung von 
Ausbildungsabbrüchen bei 
Jugendlichen mit Migrati-
onshintergrund 
 

 
1. Möglichst früher Ausbildungs-

beginn direkt nach Ende der 
Schulzeit; der Beginn der Aus-
bildung ist von dem individuel-
len Profil der Bewerberin bzw. 
des Bewerbers abhängig. 

2. Entwicklung einer neutralen 
Anlaufstelle für Jugendliche 
und Betriebe. 

3. Gezielte Werbung, Einbezie-
hung von Jugendlichen mit 
Migrationshintergrund bei den 
ausbildungsbegleitenden Hil-
fen. 

4. Finanzierung zur Einrichtung 
ausbildungsbegleitender Hilfen 
und Stützungsmaßnahmen für 
Ausbildungsberufe außerhalb 
des dualen Systems und für 
nicht AbH 44-berechtigte Aus-
zubildende. 

 

 
zu 1. 
- Anzahl an Auszubildenden mit und ohne 

Migrationshintergrund zum regulären und 
zum verspäteten Ausbildungsbeginn/Jahr 

 
zu 3. 
- Anteil Jugendlicher mit Migrationshin-

tergrund an den ausbildungsbegleitenden 
Hilfen/Jahr 

 
zu 4. 
- Anzahl finanzierter Plätze/Jahr 
 

 
zu 1 ff. 
Jugendberufs-
hilfe der REGE 
mbH, Kam-
mern, Agentur 
für Arbeit 
 

 
 
Mittel- bis 
langfristig 

  
1.6) Erhöhung des Anteils 
von Mädchen und Jungen 
mit Migrationshintergrund 

 
1. Entwicklung gezielter Pro-

gramme zur Werbung und An-
sprache von Jugendlichen mit 

 
zu 1. 
- Anteil Auszubildender mit Migrationshin-

tergrund entsprechend dem Bevölkerungs-

 
zu 1. 
Agentur für Ar-
beit, Jugend-

 
 
Mittelfristig 
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an beruflicher Ausbildung 
(mindestens entsprechend 
ihrem Bevölkerungsanteil) 
 

Migrationshintergrund z. B. 
über die die Agentur für Arbeit, 
die Jugendberufshilfe (in Biele-
feld: Jugendhaus) (Beispiel: 
Handwerksberufe) unter Be-
rücksichtigung der Qualität der 
Abschlüsse und der jeweiligen 
Bedarfe des Arbeitsmarktes.  

2. Initiierung von Maßnahmen zur 
gezielten Kompetenzförderung 
für Ausbildungsstellen-
Bewerberinnen bzw. Ausbil-
dungsstellen-Bewerber (Bei-
spiel: Kommunikationstrai-
nings). 

3. Berücksichtigung „Interkultu-
reller Kompetenz“ als Bestand-
teil des Anforderungsprofils bei 
Stellenausschreibungen unter 
Berücksichtigung der jeweils 
geltenden Rechtsnormen (GG, 
AGG) 45. 

4. (Verstärkte) Gewinnung und 
Einbindung großer lokaler Ar-
beitgeber und Träger (z. B. 
vBA) (Beispiel: Kampagne 
„Jungs mit Migrationshin-
tergrund in Heil- und Pflegebe-
rufen“). 

 

anteil in den Ausbildungsgängen/Jahr 
 
zu 2. 
- Anzahl an Maßnahmen/Jahr 
 
 
zu 3. 
- Anteil Auszubildender mit Migrationshin-

tergrund entsprechend dem Bevölkerungs-
anteil in den Ausbildungsgängen/Jahr 

 
zu 4. 
- Anzahl an „Kampagnen“/Jahr 
 

haus 
 
zu 2. 
Jugendberufs-
hilfe der REGE 
mbH, Kam-
mern, Agentur 
für Arbeit 
 
zu 3. 
Innungen 
 
zu 4. 
Stadt Blfd. – 
170 –, Jugend-
haus, Agentur 
für Arbeit 

 
 
 
Mittelfristig 
 
 
 
 
 
 
Mittelfristig 
 
 
Mittelfristig 
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1.7) Schaffung einer aus-
reichenden Anzahl be-
trieblicher und anderer 
Ausbildungsplätze 
 

1. Entwicklung gezielter kommu-
naler Werbung gemeinsam mit 
Kammern, Arbeitgeberinnen 
bzw. Arbeitgebern, Betrieben 
von Inhaberinnen bzw. Inha-
bern mit Migrationshintergrund 
(Migrantenunternehmen), mit 
Agentur für Arbeit, Jugend-
haus, Migrantenorganisatio-
nen. 

2. Verstetigung der Akquise zur 
Erhöhung der Anzahl von Aus-
bildungsplätzen in Betrieben/ 
Unternehmen von Inhaberin-
nen bzw. Inhabern mit Migrati-
onshintergrund (Migrantenun-
ternehmen) (s. u. a. Pro-
gramm „Jobstarter“ 46). 

3. Verstärkte Nutzung der Ver-
bundausbildung, Kooperation 
unter Beteiligung von Betrie-
ben/Unternehmen von Inhabe-
rinnen bzw. Inhabern mit 
Migrationshintergrund (Migran-
tenunternehmen) 47.  

 

zu 1. 
- Anzahl an Ausbildungsplätzen/Jahr 
 
zu 2. 
- Anzahl der akquirierten Ausbildungsplätze 
 
zu 3. 
- Anzahl an Verbundausbildungen/Jahr 
 
 

zu 1. 
Stadt Blfd. – 
170 –, Kam- 
mern 
 
zu 2. 
Jugendhaus, 
Kammern, 
Migrantenorga-
nisationen/-
verbände, A-
gentur für Ar-
beit 
 
zu 3. 
Kammern, 
Migrantenorga-
nisationen/-
verbände, A-
gentur für Ar-
beit, Jugendbe-
rufshilfe der 
REGE mbH 
 
 

 
Kurzfristig 
 
 
 
 
Z. Zt. In 
Umsetzung, 
Verstetigung 
gewünscht 

 
Hinweise zu einer Priorisierung (Vorschlag des jeweiligen Teilprojekts): 
 
Auf der Ebene der Teilziele und Maßnahmevorschläge wird folgende Priorisierung vorgeschlagen: 
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1. Teilziel 1.1,  
2. Teilziel 1.2 
3. Teilziele 1.4, 1.5, 1.6, 1.7   
 
Die (Teil-)Ziel Nrn. 1.1   1. Maßnahmevorschlag, 1.2  1. Maßnahmevorschlag sind ebenso in dem – künftigen – durchgängigen Sprachbil-
dungskonzept der Stadt Bielefeld „MitSprache in Bielefeld“ zu berücksichtigen und aufzunehmen. 
 
 
                                                 
40 In der durch Zuwanderung geprägten sprachlich kulturellen Lage ist es gänzlich unangemessen, bei der Gestaltung des Bildungsprozesses weiterhin vorauszusetzen, dass die 
Schülerinnen bzw. Schüler prinzipiell die sprachlichen Kompetenzen mitbringen, wie sie die Schule verlangt. Vielmehr müssen Lehrprozesse so gestaltet sein, dass die sprachli-
chen Anforderungen, die sie setzen, sämtlich mitvermittelt werden - und zwar in einer Weise, die berücksichtigt, dass die lernenden Kinder viele verschiedene Sprachen und 
höchst unterschiedliche Spracherfahrungen in den Unterricht mitbringen. Wer möchte, dass Kinder besser Deutsch lernen, muss an der Verbesserung ihres deutschen Unter-
richts arbeiten - und zwar nicht nur im Sprachunterricht, sondern vor allem im Fachunterricht. 
 

41 Mehrsprachigkeit ist gesellschaftliche Realität. Sie bezeichnet hier die Fähigkeit eines Menschen, mehr als eine Sprache zu sprechen (Multilingualismus). Durch die Globalisie-
rung wird u. a. Mehrsprachigkeit zunehmend zu einem Schlüsselbegriff zum Verständnis vieler gesellschaftlicher Veränderungen. Für zugewanderte Menschen, die in fremden 
Sprachgebieten wohnen, ist Bilingualismus und Multilingualismus meist lebenswichtig. Bilinguale und multilinguale Kompetenz ist für viele Arbeitsplätze zunehmend eine Vor-
aussetzung. In der Wirtschaft, in der Wissenschaft und in der Technik entstehen neue globale „Codes“ und Fachsprachen, oft aus Elementen des Englischen unter Hinzufügung 
von Elementen anderer Sprachen. Multilinguale Sprecherinnen bzw. Sprecher können durch Kenntnis der „Codes“ und „Slangs“ globaler multilingualer Netzwerke informationelle 
und ökonomische Vorteile erlangen. Die Vielfalt der Sprachen in heterogenen Gesellschaften ist sowohl aus ökonomischer wie aus kultureller Sicht produktiv. (vgl. Publikationen 
des Sonderforschungsbereich `Mehrsprachigkeit´ der Universität Hamburg). 
 

42 Zweisprachig aufwachsende Kinder müssen in ihren beiden Sprachen Zugang zur Schrift erhalten – also in beiden alphabetisiert werden. Das Alphabetisiertwerden in den bei-
den Sprachen, in denen ein Mensch lebt, besitzt zuerst einen Wert in sich selbst. Es besitzt sodann einen Wert und Nutzen für den einzelnen mehrsprachigen Menschen, denn 
es ist eine Grundvoraussetzung dafür, dass sich sein gesamter sprachlicher Besitz entfalten kann. Und es besitzt drittens einen hohen gesellschaftlichen Vorteil. In Zeiten der 
immer weiter um sich greifenden Internationalität ist das Verfügen über eine möglichst große Zahl sprachkundiger Menschen für eine Gesellschaft von großer Wichtigkeit. Zwei-
fellos werden viele grenzüberschreitende Kommunikationsprozesse in der weltweit verbreiteten Verkehrssprache Englisch vonstatten gehen. Diese aber - das ist sehr gut beob-
achtbar - tritt neben die anderen Sprachen; sie fungiert als Medium spezieller Verständigungserfordernisse, ohne die zugleich bestehenden Anforderungen an die Verständigung 
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in vielen anderen Sprachen zu ersetzen. Die durch zugewanderte Familien mitgebrachten Sprachen stellen einen großen gesellschaftlichen Reichtum dar. Die Entfaltung dieses 
Reichtums durch die Schule erfordert - da ja weitere Quellen für die Sprachentwicklung zur Verfügung stehen - eine relativ geringe Investition; eine geringere jedenfalls als für 
die Vermittlung von Fremdsprachen nötig ist, bei der die Schule (fast) die einzige Quelle für Lernzuwachs ist. 
 

43 Berufsorientierung soll zu erfolgreicher Lebensbewältigung befähigen und zu einer Berufswahlentscheidung beitragen, die sowohl den persönlichen Voraussetzungen des Ju-
gendlichen als auch den Gegebenheiten des Arbeitsmarktes entspricht. Berufsorientierung ist eine pädagogische Querschnittsaufgabe, die mit der Schülerin bzw. dem Schüler 
gemeinsam durch Schule, Eltern und weitere Partnerinnen bzw. Partner realisiert werden muss. Beiträge zur individuellen Orientierung sind „persönliches Profil, Lebensentwürfe, 
Schlüsselkompetenzen, zur Berufswahlorientierung Berufsbilder, Berufsbiografien, Bewerbung, zum gesellschaftlichen Orientierungswissen arbeitsweltbezogene Allgemeinbil-
dung, gesellschaftliche Zuständigkeiten. 
 

44 AbH = Ausbildungsbegleitende Hilfe. 
 

45 Stellenausschreibung der Landeshauptstadt München – Zusatz unter dem Ausschreibungstext: Die Landeshauptstadt München fördert aktiv die Gleichstellung aller Mitarbeite-
rinnen bzw. Mitarbeiter. Wir begrüßen deshalb Bewerbungen von Frauen und Männern, unabhängig von deren kultureller und sozialer Herkunft, Alter, Religion, Weltanschauung, 
Behinderung oder sexueller Identität. … 
 

46 Ziel von "JOBSTARTER - Für die Zukunft ausbilden" ist, Unternehmen für die Ausbildung zu gewinnen und Jugendlichen einen betrieblichen Ausbildungsplatz zu bieten. Regi-
onale Projekte schaffen zusätzliche Ausbildungsstellen und verbessern die Ausbildungsstrukturen. Seit drei Jahren fördert das Bundesministerium für Bildung und Forschung mit 
JOBSTARTER bundesweit Innovationen in der beruflichen Bildung (vgl. http://www.jobstarter.de/de/104.php (Stand: 21.11.2009)). 
 

47 Migrantenunternehmen = Betriebe, Unternehmen in der Hand/im Eigentum von Menschen mit Migrationshintergrund. 



Wir fördern Integration! 
Integrationskonzept für Bielefeld 

 
  
6.5   Handlungsfeld:  Arbeitsmarkt 
 
 
Oberziel 

 
Teilziel 

 
Maßnahmevorschlag 

 
Kennzahl / Indikator 

 
Zuständige, 
handelnde 
bzw. rele-
vante Akteu-
re 
 

 
(Ggf.) 
Zeitliche 
Umsetz-
barkeit 
 

 

 

1
0
8
 

 
1. Menschen mit 

Migrationshin-
tergrund sind 
entsprechend 
ihrem Anteil  
an der Bevöl-
kerung struk-
turell in der 
Arbeitswelt 
vertreten 
(„affirmative 
action“) 48 

 

 
1.1) Bekenntnis, Unter-
stützung und Ausbau von 
Vielfalt bei Mitarbeiterin-
nen bzw. Mitarbeitern, in 
den Belegschaften von Un-
ternehmen, Betrieben und 
öffentlichen Verwaltungen 
mit ihren unterschied-
lichen Fähigkeiten und Ta-
lenten 49 
 

 
1. Fortlaufende Überprüfung von 

Personalprozessen in Bezug auf 
die Berücksichtigung der viel-
fältigen Fähigkeiten und Talen-
te aller Mitarbeiter und Mitar-
beiterinnen. 

 

 
zu 1. 
- Anzahl Unterzeichnerinnen bzw. Unter-

zeichner  „Charta der Vielfalt“/Jahr 
- Anzahl entwickelter Maßnahmen zur Über-

prüfung/Unternehmen bzw. Betrieb/Jahr 
 

  

  
1.2) Schaffung eines Ar-
beitsumfeldes frei von 
Vorurteilen, mit Wert-
schätzung für alle Mitar-
beiterinnen bzw. Mitarbei-
ter (unabhängig von Ge-
schlecht, Nationalität, e-
thischer Herkunft, Religi-
on, Weltanschauung, Be-
hinderung, sexueller   Ori-
entierung und Identität) 50 
 

 
1. Aufbau und Weiterentwicklung 

einer Unternehmenskultur, die 
von gegenseitigem Respekt 
und Wertschätzung jedes Ein-
zelnen geprägt ist.  

 
 

  

  
1.3) Legalisierung ungesi-
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cherter Beschäftigungs-
verhältnisse von Frauen z. 
B. in der Pflege o. ä., För-
derung existenzsichernder 
Arbeit für Frauen mit Mig-
rationshintergrund 
 

  
1.4) Förderung arbeitslo-
ser Menschen mit Migrati-
onshintergrund entspre-
chend ihrem Anteil an der 
Gesamtzahl arbeitsloser 
Menschen 
 

 
1. Einsatz der Haushaltsmittel der 

aktiven Arbeitsmarktpolitik im 
SGB II und SGB III zugunsten 
arbeitsloser Menschen mit 
Migrationshintergrund entspre-
chend ihrem Anteil an der Ge-
samtzahl arbeitsloser Men-
schen. 

2. Schaffung und Nutzung einer 
an den Bedürfnissen der ar-
beitslosen Menschen mit Mig-
rationshintergrund und den 
Anforderungen des Arbeits-
marktes ausgerichteten Maß-
nahmepalette im SGB II und 
SGB III. 

3. Erfassung von Kompetenzen 
bzw. Berufserfahrungen von 
(Neu-)Zuwanderinnen bzw. 
(Neu-)Zuwanderern durch die 
Migrationsberatung für Er-
wachsene und den Jugend-
migrationsdienst der Wohl-

 
zu 1. 
- Anteil arbeitsloser Menschen mit Migrati-

onshintergrund an der Gesamtzahl Arbeits-
loser 

- Anteil der Verwendung der Haushaltsmittel 
zugunsten arbeitsloser Menschen mit Migra-
tionshintergrund am Gesamtmittelvolumen 

 
zu 2. 
- Anteil arbeitsloser Menschen mit Migrati-

onshintergrund an der Gesamtzahl Arbeits-
loser 

- Anteil arbeitsloser Fördermaßnahmeteil-
nehmerinnen bzw. -teilnehmer mit Migrati-
onshintergrund an der Gesamtzahl arbeits-
loser Fördermaßnahmeteilnehmerinnen 
bzw. -teilnehmer 

- Anteil sozialversicherungspflichtig Beschäf-
tigter Menschen mit Migrationshintergrund 
an der Gesamtzahl sozialversicherungs-
pflichtig Beschäftigter 

 
zu 3. 
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fahrtsverbände/ Sprach-/ In-
tegrationskursträger und Wei-
tergabe der erfassten Daten an 
die Arbeitplus zwecks Berück-
sichtigung bei den Vermitt-
lungsbemühungen. 

4. Angebote für passgenaue  
Einzel- oder Gruppenqualifizie-
rung(en) mit zertifiziertem Ab-
schluss für Arbeit suchende 
Menschen mit Migrationshin-
tergrund. 

5. Entwicklung und Angebot von 
Teilzeitqualifizierungsangebo-
ten insbes. für (Neu-) Zuwan-
derinnen. 

 

- Anzahl der institutionalisierten Kooperatio-
nen von Verbänden und Arbeitplus in Biele-
feld GmbH / Jahr 

 
zu 4. 
- Anzahl an Teilnehmerinnen bzw. Teilneh-

mern an passgenauen Qualifizierungsmaß-
nahmen/Jahr 

- Anzahl an Vermittlungen nach individueller 
Förderung/Jahr 

 
zu 5. 
- Anzahl an Teilnehmerinnen an Teilzeitquali-

fizierungsangeboten/Jahr 

  
1.5) Schaffung von Ar-
beitsplätzen für Menschen 
mit Migrationshintergrund 
durch die bzw. bei der 
Kommune 
 

 
1. Unterstützung (und ggf. Förde-

rung) von Migrantenorganisa-
tionen und Unternehmen im 
Eigentum von Personen mit 
Migrationshintergrund, die  
Arbeits- und Ausbildungsplätze 
für Menschen mit Migrations-
hintergrund schaffen, durch die 
Kommune. 

2. Aufnahme eines Hinweises bei 
Stellenausschreibungen (der 
Stadt Bielefeld und anderer 
insbes. öffentlicher Arbeitgebe-

 
zu 1. 
- Anzahl an Kontakten zwischen Kommune 

und Migrantenorganisationen und Unter-
nehmen im Eigentum von Personen mit 
Migrationshintergrund/Jahr 

- Anzahl kommunaler Aktivitäten zur Unter-
stützung bzw. zur Schaffung von Migran-
tenorganisationen und Unternehmen im Ei-
gentum von Personen mit Migrationshin-
tergrund/Jahr 

 
zu 2. 
- Anzahl an Ausschreibungen mit entspre-

 
 
zu 4. 
Stadt Blfd., 
REGE mbH 
 
zu 6. 
Stadt Blfd. – 
170 –, REGE 
mbH, WEGE 
mbH 
 
 

 
 
 
Kurzfristig 
 
 
 
Kurzfristig 
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rinnen bzw. Arbeitgeber und 
Anstellungsträgerinnen bzw. 
Anstellungsträger): Interkultu-
ralität und/oder ein hohes Maß 
an interkultureller Kompetenz 
wird ausdrücklich begrüßt 51.  

3. Nutzung von Mitteln aus evtl. 
„Konjunkturpaketen“ und an-
derer „Sonder-/Fördermittel“ 
zum Erhalt und zur Schaffung 
von Arbeitsplätzen von/für 
Menschen mit Migrationshin-
tergrund. 

4. Nutzung des „Bielefeld-Bonus“ 
(= kommunale Aufstockung 
des Beschäftigungszuschusses 
nach § 16 e SGB II) insbeson-
dere auch von Menschen mit 
Migrationshintergrund. 

5. Einsatz der Kommune über 
kommunale Spitzen- und 
Fachverbände für gesetzliche 
Regelungen bzw. Möglichkei-
ten, in öffentlichen Vergabe-
verfahren bei inhaltlich und 
qualitativ gleichen Angeboten 
das Unternehmen bevorzugen 
zu können, das einen beson-
ders hohen Anteil an Menschen 
mit Migrationshintergrund be-
schäftigt oder das zur Auf-

chendem Ausschreibungstext, differenziert 
nach Arbeitgeber/Jahr 

 
zu 3. 
- Anteil des Mitteleinsatzes zugunsten des 

Erhalts und der Schaffung von Arbeitsplät-
zen von/für Menschen mit Migrationshin-
tergrund am gesamten Mitteleinsatz 

- Effektivität des Mitteleinsatzes 
 
zu 4. 
- Anzahl gewährter „Bielefeld-Boni“ zugun-

sten von Menschen mit Migrationshin-
tergrund an der Gesamtzahl gewährter 
„Bielefeld-Boni“ 

 
zu 5. 
- Anzahl an Aktivitäten zur Umsetzung der 

Maßnahme/Jahr 
 
zu 6. 
- Anzahl an Gesprächen mit Personalverant-

wortlichen von Betrieben ab 500 Beschäf-
tigten/Jahr 
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1
1
2
 

tragserfüllung einen besonde-
ren hohen Anteil an Arbeits-
plätzen für Menschen mit 
Migrationshintergrund schafft.  

6. Aktive Rolle der Kommune 
(unter Beteiligung von Agentur 
für Arbeit, Arbeitplus in Biele-
feld, WEGE mbH, REGE mbH) 
bei der Erörterung der ar-
beitsmarktbezogenen Bestand-
teile des Integrationskonzeptes 
mit Personalverantwortlichen 
großer Bielefelder Arbeitgebe-
rinnen bzw. Arbeitgeber. 
 

  
1.6) Unterstützung von 
Menschen mit Migrations-
hintergrund, um ihren 
Aufstieg in der Arbeitswelt 
zu sichern 
 

 
1. Schaffung von zielgruppenspe-

zifischen und arbeitgeberorien-
tierten Beratungsangeboten für 
aufstiegsorientierte Menschen 
mit Migrationshintergrund. 

2. Aktive Rolle der Kommune 
(unter Beteiligung von Agentur 
für Arbeit, Arbeitplus in Biele-
feld, WEGE mbH, REGE mbH) 
bei der Erörterung der ar-
beitsmarktbezogenen Bestand-
teile des Integrationskonzeptes 
mit Personalverantwortlichen 
großer Bielefelder Arbeitgebe-
rinnen bzw. Arbeitgeber. 

 
zu 1. 
- Anzahl an Teilnehmerinnen bzw. Teilneh-

mern mit Migrationshintergrund an Bera-
tungsgesprächen/Jahr, differenziert nach 
Beratungsträger 

 
zu 2. 
- Anzahl an Gesprächen mit Personalverant-

wortlichen von Betrieben ab 500 Beschäf-
tigten/Jahr 

 
 

 
zu 2. 
Stadt Blfd. – 
170 –, WEGE 
mbH 
 

 
 
Kurzfristig 
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Zeitliche 
Umsetz-
barkeit 
 

 

 1
1
3
 

 
  

1.7) (Verstärkte) Unter-
stützung von Berufsrück-
kehrerinnen bzw. Berufs-
rückkehrern mit Migra-
tionshintergrund beim 
Wiedereinstieg in die Ar-
beitswelt 
 

 
1. Schaffung von zielgruppenspe-

zifischen und arbeitgeberorien-
tierten Beratungsangeboten für 
Berufsrückkehrerinnen bzw. 
Berufsrückkehrer mit Migrati-
onshintergrund. 

2. Aktive Rolle der Kommune (un-
ter Beteiligung von Agentur für 
Arbeit, Arbeitplus in Bielefeld, 
WEGE mbH, REGE mbH) bei 
der Erörterung der arbeits-
marktbezogenen Bestandteile 
des Integrationskonzeptes mit 
Personalverantwortlichen gro-
ßer Bielefelder Arbeitgeberin-
nen und Arbeitgebern (vgl. Ziff. 
6.16, 1. Oberziel).   

 

 
zu 1. 
- Anzahl an Teilnehmerinnen bzw. Teilneh-

mern mit Migrationshintergrund an Bera-
tungsgesprächen/Jahr, differenziert nach 
Beratungsträger 

 
 
 
zu 2. 
- Anzahl an Gesprächen mit Personalverant-

wortlichen von Betrieben ab 500 Beschäf-
tigten/Jahr 

 
 

 
zu 2. 
Stadt Blfd. – 
170 –, WEGE 
mbH 
 

 
 
Kurzfristig 
 
 
 
 
 
 
 

  
1.8) Ausrichtung des Han-
delns der  Akteure am Ar-
beitsmarkt an den Anfor-
derungen einer globalisier-
ten Gesellschaft 
 

 
1. Beitritt und Unterzeichnung 

der „Charta der Vielfalt“ (Di-
versity als Chance – die Charta 
der Vielfalt von Unternehmen 
in Deutschland) durch Unter-
nehmen in Bielefeld. 

2. Aus- oder Fortbildung von Mit-
arbeiterinnen bzw. Mitarbeitern 
in Unternehmen und öffentli-
chen Verwaltungen zu Diversi-

 
zu 1. 
- Anzahl an Unternehmen und öffentlichen 

Verwaltungen mit Beitritt zur „Charta der 
Vielfalt“/Jahr 

 
zu 2.  
- Anzahl Diversitybeauftragter in Unterneh-

men und öffentlichen Verwaltungen/Jahr 
 
zu 3. 

 
zu 4. 
Stadt Blfd. – 
110 –, Arbeit-
plus in Blfd. 
GmbH, REGE 
mbH, WEGE 
mbH 
 
zu 5. 
Stadt Blfd. – 

 
 
Kurzfristig 
 
 
 
 
 
 
 
Kurzfristig 
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4
 

tybeauftragten. 
3. Angebot von Aus- bzw. Fort-

bildungskursen für Mitarbeit-
erinnen bzw. Mitarbeiter in Un-
ternehmen und öffentlichen 
Verwaltungen zur Qualifizie-
rung als Diversitybeauftragte 
durch die Stadt Bielefeld. 

4. Durchführung von Schulungen 
zur Erhöhung der interkulturel-
len Kompetenz und der Mat-
chingkompetenz 52 bei Ar-
beitsmarktakteuren in der Re-
gion. 

5. Werbung durch Repräsentan-
tinnen bzw. Repräsentanten 
der Stadt Bielefeld um Würdi-
gung und Anerkennung im 
Ausland erworbener Qualifika-
tionen bei Auswahl und Ein-
stellung von (Fach- bzw. Ar-
beits-)Kräften durch Unter-
nehmen in Bielefeld. 
 

- Anzahl an Kursen/Jahr 
-  Anzahl an Kursteilnehmerinnen bzw.  Kurs-

teilnehmern/Jahr 
 
zu 4. 
- Anzahl an Schulungen/Jahr 
- Anzahl an Teilnehmerinnen bzw. Teilneh-

mern an Schulungen/Jahr 
 
zu 5. 
- Anzahl der Aktivitäten/Jahr 

Dez. OB – 
 

  
1.9) Optimierung des 
Arbeitsmarktzuganges für 
Menschen mit Migrations-
hintergrund ohne dauer-
haftes Aufenthaltsrecht, z. 
B. Flüchtlinge im 

 
1. Finanzierung von Sprachkursen 

für Menschen mit Migrations-
hintergrund ohne dauerhaftes 
Aufenthaltsrecht durch die 
Kommune. 

2. Schaffung von Maßnahmen der 

 
zu 1. 
- Anzahl an Sprachkursen/Jahr 
- Anzahl an Teilnehmerinnen bzw. Teilneh-

mern in Sprachkursen/Jahr 
 
zu 2. 
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Duldungsstatus 
 

berufsbezogenen Qualifizierung 
für geduldete jugendliche 
Flüchtlinge. 

 

- Anzahl an Qualifizierungsmaßnahmen/ 
Jahr 

- Anzahl an Teilnehmerinnen bzw. Teilneh-
mern an Qualifizierungsmaßnahmen/Jahr 

 
  

1.10) Schaffung von 
Beschäftigungsmöglich-
keiten für Mädchen und 
Jungen mit Migrationshin-
tergrund ohne Arbeits- 
erlaubnis 
 

 
1. Beauftragung von Trägern mit 

der Einrichtung von arbeitser-
laubnisfreien Beschäftigungs-
möglichkeiten für Jugendliche 
mit Migrationshintergrund ohne 
Arbeitserlaubnis durch die 
Kommune. 

2. Einwerbung von Mitteln der EU, 
des Bundes bzw. des Landes 
zur Finanzierung von Beschäf-
tigungsmöglichkeiten für Ju-
gendliche mit Migrationshin-
tergrund ohne Arbeitserlaubnis 
durch die Kommune. 

 

 
zu 1. 
- Anzahl an Plätzen für Beschäftigungsmög-

lichkeiten/Jahr 
 
zu 2. 
- Volumen akquirierter Mittel/Jahr 
 

  

 
Hinweise zu einer Priorisierung (Vorschlag des jeweiligen Teilprojekts): 
 
Auf der Ebene der Teilziele und Maßnahmevorschläge wird folgende Priorisierung vorgeschlagen: 
 
1. Teilziele 1.4 (Maßnahmevorschläge 4, 6), 1.5 (Maßnahmevorschlag 2), 1.6 (Maßnahmevorschlag 2), 1.7 (Maßnahmevorschlag 4, 5)  
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48 Affirmative Action bezeichnet institutionalisierte Maßnahmen, die soziale Diskriminierung im Sinne einer Gruppenbenachteiligung verhindern oder vermindern soll. 
 

49 Vgl. Teil II, Ziff. 2.2.2 „Charta der Vielfalt“. 
 

50 Vgl. Teil II, Ziff. 2.2.2 „Charta der Vielfalt“. 
 

51 Stellenausschreibung der Landeshauptstadt München – Zusatz unter dem Ausschreibungstext: Die Landeshauptstadt München fördert aktiv die Gleichstellung aller Mitarbeite-
rinnen bzw. Mitarbeiter. Wir begrüßen deshalb Bewerbungen von Frauen und Männern, unabhängig von deren kultureller und sozialer Herkunft, Alter, Religion, Weltanschauung, 
Behinderung oder sexueller Identität. … 
 

52 Der Begriff Matching meint hier die Beziehungsqualität (Passung) zwischen den Arbeitsmarktakteuren und ihren Klientinnen und Klienten, die es beiden erst ermöglicht, eine 
professionelle Arbeitsbeziehung einzugehen. Dem Matching wird eine grundlegende Bedeutung für einen funktionierenden Beratungs-, Förder- bzw. Coachingprozess zuge-
schrieben. Demnach entscheidet das Matching darüber, ob die Akteure einander vertrauen, ob zwischen ihnen die „Chemie stimmt“ und sie die gemeinsame Arbeit aufnehmen 
wollen. Das Matching betrifft unter anderem Aspekte des Geschlechts, des Alters, der präferierten Arbeits- und Herangehensweise, des Erfahrungshintergrunds und des 
Interaktionsstils. Auch das (berufliche) Herkunftsmilieu und die damit einhergehende Themenpräferenz können basale Kriterien für das Gelingen oder Scheitern der Beratung, 
der Aktivierungs- und Eingliederungsüberlegungen und des Coachings sein (vgl. hierzu u. a. Url.: http://de.wikipedia.org/wiki/Matching_(Coaching) (Stand: 26.09.2009)). 
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1. (Verstärkte) 

Existenzgrün-
dungen durch 
Menschen mit 
Migrationshin-
tergrund und 
Festigung be-
stehender Un-
ternehmen im 
Eigentum von 
Personen mit 
Migrationshin-
tergrund 

 

 
1.1) Information der Men-
schen mit Migrationshin-
tergrund über Existenz-
gründungsförderung 
 

 
1. Mehrsprachige (Deutsch und 

Zweitsprache), zielgruppenge-
rechte Informationen zur Exis-
tenzgründung in Regelangebo-
ten/Startercentern. 

2. Interkulturelle Schulung der 
Beraterinnen bzw. Berater. 

3. Sicherstellung der Verfügbar-
keit von mehrsprachiger Bera-
tung (z. B. durch Broschüren, 
Beraterinnen bzw. Berater, 
Übersetzerinnen bzw. Überset-
zer). 

4. Informationsveranstaltungen 
zur beruflichen Orientierung 
unter Einbeziehung der The-
matik „Selbständigkeit„ mit 
Migrantenorganisationen. 

5. Optimierung der Unterstüt-
zung für potentielle Existenz-
gründerinnen bzw. Existenz-
gründer mit Migrationshin-
tergrund insbes. durch die A-
gentur für Arbeit und die Ar-
beitplus Bielefeld GmbH. 

 

 
zu 1. 
- Anzahl an mehrsprachigem Infomaterial in 

Infoboxen, auf Gründertagen der Kammern 
(soweit möglich) 

 
zu 2. 
- Anzahl der interkulturellen Schulun-

gen/Jahr 
- Anzahl der Teilnehmerinnen bzw. Teilneh-

mer/Jahr  
 
zu 3. 
- Anzahl der Erstkontakte im Startercenter 

zu Menschen mit Migrationshin-
tergrund/Jahr 

- Anzahl der selbständig Tätigen mit Migrati-
onshintergrund im Vergleich zu einheimi-
schen selbstständig Tätigen  

- Anzahl an Gewerbean- und –abmeldungen/ 
Jahr   

     (Quellen: Mikrozensus, LDS–Datenbank,       
      Stadt Bielefeld) 
 
zu 4. 
- Anzahl der durchgeführten Infoveranstal-

tungen zur beruflichen Orientierung ein-
schließlich Existenzgründung mit Multiplika-
torinnen bzw. Multiplikatoren der Migrante-
norganisationen  
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zu 5. 
- Anzahl der Existenzgründungen aus der Ar-

beitslosigkeit durch Menschen mit Migrati-
onshintergrund/Jahr 

 
  

1.2) Bedarfsgerechte För-
derung, Qualifizierung und 
Beratung von Existenz-
gründerinnen bzw. Exis-
tenzgründern und Jungun-
ternehmerinnen bzw. –
unternehmern mit Migrati-
onshintergrund über finan-
zielle Fördermöglichkeiten 
(z. B. Förderkredite, Bera-
tungsprogramm Wirt-
schaft) 
 
 

 
1. Mehrsprachige (Deutsch und 

Zweitsprache), zielgruppenge-
rechte Informationen zur Exis-
tenzgründung in Regelangebo-
ten/Startercentern. 

2. Sicherstellung der Verfügbar-
keit von mehrsprachiger Bera-
tung (z. B. durch Broschüren, 
Beraterinnen bzw. Berater, 
Übersetzerinnen bzw. Überset-
zer). 

3. Bilinguales Info-Material 
(Deutsch – Herkunftssprache). 

4. Interkulturelle Schulung von 
Beraterinnen bzw. Beratern z. 
B. in den Regelberatungsein-
richtungen und Kammern. 

5. Info-Veranstaltungen zur be-
ruflichen Orientierung in und 
mit Migrantenorganisationen 
unter Einbeziehung der The-
matik „Selbständigkeit“. 

6. Optimierung der Unterstüt-
zung für potentielle Existenz-
gründerinnen bzw. -gründer 

 
zu 1. 
- Anzahl an Anträgen auf Förderung aus dem 

Beratungsprogramm Wirtschaft des Landes 
NRW und Gründercoaching Deutschland  
der KfW-Bank von Menschen mit Migrati-
onshintergrund 

 
zu 3. 
- Anzahl an mehrsprachigem Infomaterial in 

Infoboxen, auf Gründertagen der Kammern 
 
zu 6. 
- Anteil der Menschen mit Migrationshin-

tergrund in Bielefeld an den öffentlichen 
Kreditprogrammen 

 

 
zu 1. 
WEGE mbH/ 
Kammern/ 
Migrantenorga-
nisationen 
 
zu 2. 
WEGE mbH, 
Stadt Blfd. – 
170 – 
 
zu 3. 
WEGE 
mbH/Kammern 
 
zu 4. 
WEGE mbH, 
Stadt Blfd. – 
170 –, Kam-
mern 
 
zu 5. 
WEGE mbH/ 
Kammern/ 
Migrantenorga-

 
 
Kurzfristig 
 
 
 
 
 
Mittelfristig 
 
 
 
 
Mittelfristig 
 
 
 
Kurzfristig 
 
 
 
 
 
Kurzfristig 
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mit Migrationshintergrund 
durch die Sparkassen und 
Banken. 

 

nisationen 
 
 

  
1.3) Erweitertes Branchen-
spektrum der Betriebe 
bzw. Unternehmen im Ei-
gentum von Personen mit 
Migrationshintergrund 
 

 
1. Sichtbarmachung von Bran-

chenvielfalt und Erfolg von Be-
trieben bzw. Unternehmen im 
Eigentum von Personen mit 
Migrationshintergrund. 

2. Berichte in den Kammerzeit-
schriften und der regionalen 
Presse. 

 

   

 
2. Interkulturelle 

Vernetzung 
der Wirt-
schaftsunter-
nehmen und –
verbände 

 

 
2.1) Förderung von Inter-
nationalisierung: Unter-
nehmen im Eigentum von 
Personen mit Migrations-
hintergrund und einheimi-
sche Unternehmen koope-
rieren, profitieren z. B. von 
der Erschließung neuer 
Märkte im Ausland  
 

 
1. Sichtbarmachung von Best-

Practice-Kooperationen. 
2. Initiierung von Netzwerkver-

anstaltungen (z. B. Messen, 
Arbeitskreisen usw.). 

3. Berichterstattung in Medien. 
 
 

 
zu 2. 
- Anzahl an (Netzwerk-)Veranstal-

tungen/Jahr 
 
zu 3. 
- Anzahl an Berichterstattungen (z. B. in 

Kammernzeitungen) 

 
zu 1. 
Stadt Blfd. – 
170 –, WEGE 
mbH, Kammern 
 
zu 2. 
Stadt Blfd. – 
170 –, WEGE 
mbH, Kammern 
 
zu 3. 
Stadt Blfd. – 
170 –, WEGE 
mbH, Kammern 
 
 

 
 
Kurzfristig 
 
 
 
 
 
Kurzfristig 
 
 
 
 
 
Kurz- bis 
mittelfristig, 
fortlfd. 
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2
0
 

 
  

2.2) Verstärkte Kooperati-
on von Migrantenunter-
nehmerverbänden und 
Einrichtungen der regiona-
len Wirtschaftsförderung 
 

 
1. Kooperation von Migrantenun-

ternehmerverbänden und Ein-
richtungen der regionalen 
Wirtschaftsförderung zur ge-
meinsamen Weiterentwicklung 
der Maßnahmen der regiona-
len Wirtschaftsförderung für 
Unternehmerinnen bzw. Un-
ternehmer mit Migrationshin-
tergrund. 

 

 
 

 

  

  
2.3) Attraktivitätssteige-
rung der Region für inter-
nationale  Fachkräfte 
 

 
1. Hinterlegung von nützlichen 

Informationen für zuziehende 
(zuzugsinteressierte) Fach-
kräfte auf der Internetplatt-
form.  

2. Einsatz von ansässigen Men-
schen mit Migrationshin-
tergrund als „Botschafterin 
bzw. Botschafter“ bzw. als 
„Scout“ 53. 

3. Unterstützung der Idee der in-
ternationalen Schule 54. 

4. Unterstützung der Umsetzung 
der Vorschläge/Ideen von 
Ostwestfalen-Lippe Marketing 
GmbH aus der Bewerbung „Ta-
lenten ein Zuhause geben“ 55. 

 
zu 2. 
- Anzahl an Menschen mit Migrationshin-

tergrund als „Botschafterin bzw. Botschaf-
ter“ bzw. als „Scout“/Jahr, differenziert 
nach Branche  

 

 
zu 2. 
WEGE mbH / 
Kammern 
 
zu 3. 
WEGE mbH / 
Kammern 
 
zu 4. 
WEGE mbH / 
Kammern 
 
zu 5. 
WEGE mbH / 
Kammern 
 

 
 
Mittelfristig 
 
 
 
Mittelfristig 
 
 
 
Kurzfristig 
 
 
 
Kurzfristig 
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2
1
 

5. Know-how-Transfer im inter-
kulturellen Kontakt (zwischen 
Migrantenunternehmen und 
„einheimischen“ Unterneh-
men) zur Erschließung neuer 
Märkte für den Export. 
 

 
Hinweise zu einer Priorisierung (Vorschlag des jeweiligen Teilprojekts): 
 
Auf der Ebene der Teilziele und Maßnahmevorschläge wird folgende Priorisierung vorgeschlagen: 
 
1. Teilziele 1.2 (Maßnahmevorschläge 1 – 5), 2.1, 2.3 (Maßnahmevorschläge 2, 3, 4, 5). 
 
 
                                                 
53 Bei diesem Handlungsansatz geht es darum, dass hier lebende Menschen mit Migrationshintergrund von vielen auswanderungswilligen Fachkräften aus den Herkunftslän-
dern als "Informantinnen bzw. Informanten" über die möglichen Auswanderungsländer genutzt werden. Je nachdem, welche Auskunft die hier bereits Lebenden geben, ent-
scheidet sich eine Fachkraft zur Auswanderung oder nicht. Dieser Effekt soll stärker „professionalisiert“ bzw. „umgedreht“ werden, indem hier lebende Menschen mit Migrations-
hintergrund als „Anwerbescouts“ bzw. „Botschafterin bzw. Botschafter“ eingesetzt werden, um gut qualifizierte Bekannte aus den Herkunftsländern in die Region zu holen, um in 
regionalen Firmen als Fachkraft zu arbeiten. Die „Anwerbescouts“ bzw. „Botschafterin bzw. Botschafter“ können bei der Erstinformation und Orientierung helfen,  evtl. Ängste 
abbauen bzw. Orientierung geben. Dies würde Fachkräften aus diesen Ländern die Entscheidung, nach OWL bzw. nach Bielefeld zu kommen und zu arbeiten, erleichtern helfen. 
Hierdurch könnten auch Arbeitsplätze für Hilfskräfte mit Migrationshintergrund entstehen. Voraussetzung hier ist ein entsprechender Fachkräftebedarf der Bielefelder Unterneh-
men und eine Kooperation der Unternehmen mit Bielefelder Migrantenorganisationen/-gruppen aus unterschiedlichen Ländern. 
 

54 Bei den internationalen Schulen handelt es sich um Schulen, die ihre Bildungsziele, Lehrpläne und Abschlüsse an ausländische Schülerinnen und Schüler sowie interessierte, 
im Stammland beheimatete Schülerinnen und Schüler – häufig im Alter von 3 bis 18 Jahren – richten, die sich nur vorübergehend in Deutschland aufhalten. Die Schulen sind 
meist in privater Trägerschaft. Die internationalen Schulen vergeben keine deutschen Bildungsabschlüsse. Am Ende der 12. Klasse können die Jugendlichen das International 
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Baccalaureate erwerben, das in zahlreichen Ländern zum Hochschulzugang berechtigt. Bei entsprechender Fächerwahl ist das IB-Diplom in Deutschland gem. Beschluss der 
Kultusministerkonferenz vom 10.03.1986 in der Fassung vom 18.11.2004 anerkannt. 
 

55 Vgl.: Url.: http://www.talente-zuhause.de/. 
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Oberziel 

 
Teilziel 

 
Maßnahmevorschlag 

 
Kennzahl / Indikator 

 
Zuständige, 
handelnde 
bzw. rele-
vante Akteu-
re 
 

 
(Ggf.) 
Zeitliche 
Umsetz-
barkeit 
 

 

 1
2
3
 

 
1. Verbesserung 

der Zugangs- 
und Partizipa-
tionsmöglich-
keiten im Be-
reich der Kul-
tur- und Frei-
zeitangebote  

 

 
1.1) Möglichst mehrspra-
chige Information, Ver-
mittlung von (inter-) kul-
turellen  Aktivitäten und 
Angeboten für alle Mig-
rantenorganisationen in 
Bielefeld  
 

 
1. Ausweitung des Zielgruppen- 

kreises, insbes. spezielle 
Werbemaßnahmen (z. B. 
Annoncen in fremdsprachigen 
Printmedien).  

 
 

 
zu 1. 
- Anzahl an mehrsprachigen Info-Flyern, An-

noncen in fremdsprachigen Printmedien/Jahr 
 

 
zu 1. 
Dez. 2 – 410, 
420, 450, 460, 
470, 480 –, 
Träger / Anbie-
ter im Bereich 
Kultur 
 

 
 
Kurzfristig 

  
1.2) Förderung der Mitwir-
kung von Migrantenorgani-
sationen in bestehenden 
Netzwerken (Bewusstsein 
schaffen für die Notwen-
digkeit zur Teilnahme, 
Nutzen deutlich machen) 
 

 
 

 
 

 
 

 
 

  
1.3) Vermeidung von Ent-
gelt- / Gebührener-
höhungen für alle (Eintritt 
und Teilnahme) 
 

 
1. Zentrale Etatisierung und Kom-

pensation ermäßigter Entgelte 
für die Teilnahme an interkultu-
rellen Maßnahmen. 

 

   

 
2. Interkulturelle 

Orientierung 
und Öffnung 

 
2.1) Verbesserung von in-
terkulturellen Angeboten, 
Förderung gegenseitigen 
Interesses  

 
1. Interkulturelle und ent-

sprechend themengebundene 
Angebote unter Einbeziehung 
ausländischer Künstlerinnen 

 
zu 1., 3. 
- Anzahl an Angeboten/Jahr  

 
zu 1. 
Dez. 2 – 410, 
420, 450, 460, 
470, 480, 490  

 
 
Kurzfristig 
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Oberziel 
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Maßnahmevorschlag 
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Zuständige, 
handelnde 
bzw. rele-
vante Akteu-
re 
 

 
(Ggf.) 
Zeitliche 
Umsetz-
barkeit 
 

 

 

1
2
4
 

der Kulturein-
richtungen 

 

 bzw. Künstler an großen / 
renommierten Veranstal-
tungsorten. 

2. Verstärkte kulturelle Bildung, 
beginnend im Elementar-
bereich, mit Aufnahme und 
Berücksichtigung im schu- 
lischen Pflichtprogramm etc. 

3. Konzipierung und Gestaltung 
von Angeboten, orientiert an 
der jeweiligen (Herkunfts-) 
Geschichte der einzelnen 
Zuwanderergruppe bzw. den 
einzelnen Zuwanderergruppen. 

4. Beteiligung aller Institutionen 
an (inter-)kultureller Bildung. 

 

–, Träger / An-
bieter im Be-
reich Kultur 
 
zu 2. 
Dez. 2 – 410, 
420, 450, 460, 
470, 480, 490 
–, Träger / An-
bieter im Be-
reich Kultur 
 

 
 
 
 
 
Kurz- bis 
mittelfristig 

 
3. Stärkung des 

Selbstbe-
wusstseins 
durch Kultur 

 

 
3.1) Differenziertes Kul-
turprogramm mit hochwer-
tigen Künstlerinnen bzw. 
Künstlern aus aller Welt in 
Bielefeld 

 
1. Verstärkt – vorzugsweise in 

Deutschland lebende – Künstle-
rinnen bzw. Künstler aus den 
Herkunftsländern der Menschen 
mit Migrationshintergrund in 
die Programme einbinden. 

 

 
zu 1. 
- Anzahl an entsprechenden Angeboten/Jahr 
 

 
zu 1. 
Dez. 2 – 410, 
420, 450 etc. – 
 
 

 
 
Kurz- bis 
mittelfristig 

 
4. Förderung der 

Umweltbil-
dung und  Be-
teiligung an 

 
4.1) Sensibilisierung der 
Menschen mit Migrations-
hintergrund für die Thema-
tik „(Vorsorgender) Natur- 
und Umweltschutz“ insbe-

 
1. Generationen übergreifende 

Veranstaltungen zur inter-
kulturellen Begegnung mit 
naturkundlichen Aktivitäten der 
Menschen mit Migrations- 

 
 

 
zu 1: 
490  
 
 
zu 2, 3: 

 
 
Kurz- bis 
mittelfristig 
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re 
 

 
(Ggf.) 
Zeitliche 
Umsetz-
barkeit 
 

 

 1
2
5
 

kommunalen 
Programmen 
für nachhalti-
ge Entwick-
lung 56 

 

sondere durch  
- Förderung interkulturel-

ler Kommunikation.  
- Einbeziehung der Men-

schen mit Migrations-
hintergrund in die Um-
weltbildung. 

- Beteiligung der Men-
schen mit Migrations-
hintergrund bei der Um-
setzung kommunaler 
Programme für Nach-
haltigkeit und Klima-
schutz 

 

hintergrund und einheimischer 
Bevölkerung. 

2. Naturkundliche/ökologische 
Kooperationsprojekte mit 
Schulen mit hohem Anteil an 
Schülerinnen und Schülern mit 
Migrationshintergrund.  

3. Niedrigschwellige Bildungs-
angebote für Jugendliche zu 
Umweltthemen und Ökologie.  

4. Interkulturelle Kunst- und Kul-
turangebote zum Thema Natur 
& Kultur.  

5. Entwicklung von Konzepten für 
Aktionen gezielt auf die 
einzelnen Zuwanderergrup-
pen. 

6. Museum als Treffpunkt für 
(ältere) Menschen mit 
Migrationshintergrund, die 
Einblick hinter die Kulissen 
nehmen, Sammlungen 
bereichern und durch die 
Ausstellungen führen. 

7. Veranstaltungen/Vortrags-
reihen mit dem Umweltamt und 
Umweltverbänden,  Einladung 
von Fachleuten aus den 
Herkunftsländern der Menschen 
mit Migrationshintergrund. 

 

490, Jugend- 
zentren, Schu-
len, 
Migrantenorga-
nisationen 
 
zu 4: 
490, 410 
 
zu 5: 
490,  
Migrantenorga-
nisationen,  
evtl. Museen in 
Herkunftslän-
dern 
 
zu 6: 
480, 490 
 
zu 7: 
490, 360 

Kurz- bis 
mittelfristig 
 
 
 
 
Kurzfristig 
 
 
Mittel- bis 
langfristig 
 
 
 
 
 
 
Mittelfristig 
 
 
Mittelfristig 
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handelnde 
bzw. rele-
vante Akteu-
re 
 

 
(Ggf.) 
Zeitliche 
Umsetz-
barkeit 
 

 

 

1
2
6
 

 
 

 
4.2) Umweltbildung zur 
Förderung von Sprach- 
und Sozialkompetenz 
   

    

  
4.3) Förderung der ehren-
amtlichen Mit- und Zu-
sammenarbeit in Kultur-
einrichtungen und Um-
weltorganisationen 
 

    

 
Hinweise zu einer Priorisierung (Vorschlag des jeweiligen Teilprojekts): 
 
Die Priorisierung ergibt sich aus der Reihenfolge der Ober-, Teilziele und Maßnahmevorschläge. 
 
 
                                                 
56 S. hierzu z. B. auch Strategiepapier zur Integration der interkulturellen Perspektive in die Arbeitszusammenhänge von Natur- und Umweltschutzorganisationen und den deut-
schen Nachhaltigkeitsdiskurs (Url.: http//www.dnr.de/dnr/projekte/userdata/32/32_strategiepapier_final.doc). 
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Oberziel 

 
Teilziel 

 
Maßnahmevorschlag 

 
Kennzahl / Indikator 

 
Zuständige, 
handelnde 
bzw. rele-
vante Ak-
teure 
 

 
(Ggf.) Zeit-
liche Um-
setzbarkeit 
 

 

 1
2
7
 

 
1. Verbesserung 

der Zugangs- 
und Partizipa-
tionsmöglich-
keiten zu Bil-
dungseinrich-
tungen und -
angeboten  

 

 
1.1) Mitwirkung von Mi-
grantenorganisationen in 
bestehenden Netzwerken 
fördern (Bewusstsein 
schaffen für die Notwen-
digkeit zur Teilnahme, 
Nutzen deutlich machen) 
 
 

    

  
1.2) Förderung der 
Sprachkompetenz, insbe-
sondere auch für Frauen 
im Ehegattennachzug nach 
schon längerem Aufenthalt 
im Aufnahmeland 
 

 
1. S. hierzu u. a. auch Hand-

lungsfelder `Elementarbe-
reich´, `Schule´, `Ausbil-
dung´ und künftiges durch-
gängiges Sprachbildungskon-
zept  „MitSprache in Bielefeld“ 
mit zielgruppenorientierten 
Sprachangeboten: Kin-
der/Jugendliche, Frauen, Väter 
u. a. 

 

 
zu 1. 
- Anzahl an Teilnehmerinnen bzw. Teilneh-

mern mit Sprachförderung, differenziert 
Erstsprache, nach Geschlecht/Jahr 

 

 
zu 1. 
Dez. 2 – 460 
– 
 
 

 
 
Kurzfristig 

  
1.3) Förderung von Frauen 
mit Migrationshintergrund 
insbes. in folgenden Berei-
chen:  

 Unterstützung in der Er-
ziehungskompetenz 

 Schaffung von Anreizen  
 Förderung von  Motiva-

 
1. Einsatz von mehr Fachpersonal 

mit Migrationshintergrund (u. 
a. als Weiterbildnerin im Ver-
einsmanagement, in der inter-
kulturellen Öffentlichkeitsar-
beit). 

2. Unterstützung in der Elternar-
beit (Information / Qualifizie-

 
zu 1. 
- Anzahl an Fachkräften mit Migrationshin-

tergrund/Jahr, differenziert nach Institution 
und Qualifikation 

 
zu 2. 
- Anzahl an Vermittlerinnen bzw. Vermittlern 

und Beraterinnen bzw. Beratern/Jahr 

 
zu 1. 
Dez. 2, Bil-
dungsträger, 
Migrantenor-
ganisationen  

 
 
Kurz- bis mit-
telfristig 
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1
2
8
 

tion und Angebot von  
Weiterbildungsmaß-
nahmen 

 
 

rung / Aufbau und kontinuierli-
cher Ausbau eines Systems 
von Vermittlerinnen bzw. Ver-
mittlern und Beraterinnen bzw. 
Beratern (z. B. Elternpatinnen 
bzw. Elternpaten) – verbindlich 
institutionell eingebettet, ge-
steuert und koordiniert –. 

 

- Anzahl an Eltern im Rahmen von „Elternpa-
tinnen- bzw. Elternpatenmodellen/Jahr, 
differenziert nach Herkunft 

  
1.4) Erreichung von Män-
nern und Vätern in der Er-
wachsenenbildung, Unter-
stützung in ihrer Erzie-
hungskompetenz  
 

 
1. Konzeptionierung und Initiie-

rung spezieller Angebote für 
Männer und Väter in der Er-
wachsenenbildung zur Unter-
stützung ihrer Erziehungskom-
petenz. 

 

 
zu 1. 
- Anzahl an Angeboten/Jahr 
- Anzahl an Teilnehmern an den Angebo-

ten/Jahr 
 

 
zu 1. 
Dez. OB – 
170.2 –, Dez. 
2 – 460  
 
 

 
 
Kurzfristig 

 
2. Interkulturelle 

Orientierung 
und Öffnung  

 

 
2.1) Verstärkte Sensibili-
sierung von Bildungsein-
richtungen für integrati-
onsfördernde Angebote 
 

 
1. Benennung/Gewinnung von 

Personen, die innerhalb der 
Bildungseinrichtungen integra-
tionsfördernde Angebote anre-
gen und initiieren. 

2. Vernetzung: Zusammenarbeit 
dieser Personen mit Migrante-
norganisationen. 

 

 
 

 
zu 1., 2. 
Dez. 2, Bil-
dungsträger  

 
 
Kurzfristig 
 

  
2.2) Verbesserung der 
Qualität interkultureller 
Angebote  
 

 
1. Entwicklung fachlicher Stan-

dards im Bereich der Erwach-
senenbildung für die interkul-
turelle Arbeit und Angebote in 

 
 
 
 
 

 
zu 1. 
Dez. 2 – 460  
 
zu 2. 

 
 
Kurzfristig 
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 1
2
9
 

Bielefeld.  
2. Weiterbildung und Qualifizie-

rung von Mitarbeiterinnen 
bzw. Mitarbeitern hinsichtlich 
ihrer interkulturellen Kompe-
tenz. 

3. Konzeptionierung, Initiierung 
und Durchführung gemeinsa-
mer Veranstaltungen unter-
schiedlicher kultureller / ethni-
scher Gruppen. 

 

 
zu 2. 
- Anzahl an Maßnahmen der Weiterbildung 

bzw. Qualifizierung/Jahr 
- Anzahl an Teilnehmerinnen bzw. Teilneh-

mern in Maßnahmen der Weiterbildung 
bzw. Qualifizierung/Jahr 

Dez. OB – 
170.2 –, Dez. 
2 – 460  
 
zu 3. 
Dez. OB – 170 
–, Dez. 2, Bil-
dungsträger, 
Migrantenor-
ganisationen 
 
 

Kurzfristig 
 
 
 
 
Kurz- bis mit-
telfristig 

  
2.3) Gezielte Ansprache 
von Frauen als Kulturmitt-
lerinnen und mit Grundla-
geninformationen zum 
deutschen Bildungs- und 
Sozialsystem 
 

    

 
Hinweise zu einer Priorisierung (Vorschlag des jeweiligen Teilprojekts): 
 
Die Priorisierung ergibt sich aus der Reihenfolge der Ober-, Teilziele und Maßnahmevorschläge. 
 
Das (Teil-)Ziel Nr. 1.2   1. Maßnahmevorschlag ist ebenso in dem – künftigen – durchgängigen Sprachbildungskonzept der Stadt Bielefeld 
„MitSprache in Bielefeld“ zu berücksichtigen und aufzunehmen. 
 
Die (Teil-)Ziele 1.3  2. Maßnahmevorschlag, 1.4  1. Maßnahmevorschlag, 2.1  1., 2. Maßnahmevorschlag werden in der Umsetzung künftig 
begleitet durch das Amt für Integration und interkulturelle Angelegenheiten. Die im Rahmen des Integrationskonzeptes entwickelten „Grund-
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liche Um-
setzbarkeit 
 

 

 

1
3
0
 

lagen und Empfehlungen für die interkulturelle Zusammenarbeit mit Eltern im Bereich der vorschulischen, schulischen und außerschulischen 
Bildungsarbeit“ (s. Teil II, Ziff. 5.8) sind zu berücksichtigen. 
 
 



Wir fördern Integration! 
Integrationskonzept für Bielefeld 

 
 
6.9   Handlungsfeld:  Sport 
 
 
Oberziel 

 
Teilziel 
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handelnde 
bzw. rele-
vante Ak-
teure 
 

 
(Ggf.) 
Zeitliche 
Umsetz-
barkeit 
 

 

 1
3
1
 

 
1. Verbesserung 

der Zugangs-
möglichkeiten 
von Menschen 
mit Migrati-
onshin-
tergrund zu 
Angeboten des 
Sports  

 

 
1.1) Gewinnung, Förde-
rung der Mitwirkung von 
Migrantenorganisationen in 
bestehenden Netzwerken 
(Bewusstsein schaffen für 
die Notwendigkeit zur Teil-
nahme, Nutzen deutlich 
machen) 
 

 
1. Gezielte Ansprache von Migrante-

norganisationen als Netzwerk-
partner über die Verbands- 
und/oder Vereinsebene 

 
 

 
zu 1. 
- Anzahl an Kooperationen mit Migrante-

norganisationen in Netzwerken der Sport-
verbands- bzw. Sportvereinsebene  

 

  

  
1.2) Erhöhung der Attrak-
tivität des gesamten Spor-
tartenspektrums 
  

 
1. Mehrsprachige Information und 

Öffentlichkeitsarbeit. 
2. Gewinnung, Qualifizierung und 

Einsatz von mehrsprachigen Me-
diatorinnen bzw. Mediatoren.  

 

 
zu 2. 
- Anzahl an mehrsprachigen Mediatorinnen 

bzw. Mediatoren/Jahr 
- Anzahl an Neuanmeldungen im organi-

sierten Sport, differenziert nach Ge-
schlecht und Migrationshintergrund/Jahr  

 

 
zu 2. 
SSB, FLVW 57… 

 
 
Mittelfristig 
 
 

  
1.3) Erhöhung der Zahl 
von Mädchen und Frauen 
mit Migrationshintergrund 
im organisierten Sport  
 

 
1. Frühzeitige Gewinnung für den 

Schwimmsport zur Förderung 
von Selbstbewusstsein, positiver 
Beziehung zum eigenen Körper 
etc. 

2. Aufklärung der Eltern zum Abbau 
von Vorbehalten gegenüber au-
ßerfamilialen Aktivitäten. 

3. Ausbildung eigenständiger nor-
mativer Orientierungen.  

 
zu 1. 
- Anzahl an Mädchen und Frauen mit Migra-

tionshintergrund im organisierten Sport  
nach Sportart/Jahr 

- Anteil an Mädchen und Frauen mit Migra-
tionshintergrund im organisierten Sport 
nach Sportart/Jahr 

 
zu 1. 
Dez. 2 – 520 –
, SSB, FLVW … 
 

 
 
Kurzfristig 
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1
3
2
 

 
  

1.4) Vermittlung interkul-
tureller Kompetenz an 
Vereine 
 

 
1. Vermittlung von interkultureller 

Kommunikations- und Konfliktfä-
higkeit bei alteingessenen „ein-
heimischen“ Vereinen und 
Migrantenorganisationen mit dem 
Ziel verstärkter, gleichberechtig-
ter Kooperation.  

  

   

 
2. Förderung von 

Solidarität, 
gleichberech-
tigter Teilha-
be, Toleranz 
und interkul-
turellem Aus-
tausch in und 
durch den 
Sport 

 

 
2.1) Wiederkehrende Ver-
mittlung der Thematik „In-
terkulturalität und Integra-
tion in und durch den 
Sport“ als wechselseitigen 
und vielschichtigen Prozess 
 

 
1. Entwicklung eines modularen 

Schulungskonzeptes durch inter-
kulturelle besetzte Arbeitsgrup-
pen auf Sportverbandsebene für 
Verband und Vereine. 

2. Qualifizierung von Mitarbeiterin-
nen bzw. Mitarbeitern in Verbän-
den und Vereinen mit dem Ziel 
interkultureller Orientierung und  
Öffnung. 

 

 
zu 2. 
- Anzahl an Maßnahmen zur Qualifizierung 

von Mitarbeiterinnen bzw. Mitarbei-
tern/Jahr   

- Anzahl an geschulten/qualifizierten Mitar-
beiterinnen bzw. Mitarbeitern/Jahr  

- Anteil an geschulten/qualifizierten Mitar-
beiterinnen bzw. Mitarbeitern an der Ge-
samtzahl an Mitarbeiterinnen bzw. Mitar-
beitern/Jahr 

 

 
zu 2. 
SSB, FLVW … 

 
 
Kurzfristig 
 
 

  
2.2) Verständnis für ein-
ander schaffen und die 
Gemeinsamkeiten suchen, 
finden und fördern 
 

 
1. Miteinander statt übereinander 

reden. 
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2.3) Tolerant sein und es 
auch zeigen 

1. Religiöse und ethnische Verhal-
tensmuster verstehen und aner-
kennen (u. a. Verständnis zeigen 
z. B. für das „Duschen mit Bade-
hose“). 

 

zu 1. 
Organisierter 
und nichtorga-
nisierter Sport 
 

 
Kurzfristig 

  
2.4) Entwicklung und Stär-
kung eigenen Selbstbe-
wusstseins durch Sport 
und Kultur 
 

 
1. U. a. bei asiatischen Sportarten 

Bestandsanalyse der Sportkultu-
ren (Historie, Ethik etc.). 

 

 
 

 
zu 2. 
SSB, FLVW … 

 
 
Mittelfristig 
 
 

 
3. Umwandlung 

von Projekten 
in dauerhafte 
Regelstruktu-
ren 

 

 
3.1) Veränderung 
und/oder Verbesserung 
staatlicher, kommunaler 
und anderer Fördermög-
lichkeiten  
 

 
1. Personelle, strukturelle und fi-

nanzielle Regelförderung (z. B. 
Bielefelder Stiftung Solidarität; 
andere Stiftungen; Sponsoren 
suchen; Spendenaktivitäten; Pa-
tenschaften akquirieren und or-
ganisieren; kommunale Hilfe). 

 

 
 

 
zu 1. 
Dez. 2 – 520 –
, SSB, FLVW … 

 
 
Mittel- bis 
langfristig 

  
3.2) Schaffung und Nut-
zung von Netzwerken 

 
1. Professionelle Koordinierung von 

Projekten von DFB, LSB, SSB 
und Fachverbänden usw. 58. 

2. Praxisbezogene Nutzung und 
Umsetzung von Studien und de-
ren Ergebnissen von Universitä-
ten, Fachhochschule/n (s. z. B. 
Studie von Professor Dr. Cachay 
(Universität Bielefeld)) 59. 

  
zu 1., 2. 
Dez. 2 – 520 –
, SSB, FLVW … 
 
zu 3. 
Träger von 
Kinderta-
geseinrichtun-
gen, Schulen,  

 
 
Kurz- bis 
mittelfristig, 
fortlfd. 
 
Kurzfristig 
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3. Interdisziplinäre Angebote Kin-
dertageseinrichtung / Schule / 
Sport / Kultur, z. B. in Ganztags-
schulen. 

 

OGS-Träger, 
SSB, FLVW … 

  
3.3) Optimierung in Bezug 
auf Antragstellung und 
Nutzung bestehender För-
derprogramme  
 

 
1. Ausbau von Talentförderzentren 

über EU - Bund - Länder - Kom-
munen - Sportverbände - Wirt-
schaft - Sponsoren – Stiftungen 
usw. 

 

 
 

  

  
3.4) Gezielte Hilfen für 
Migrantenorganisationen  
 
 

 
1. Verbesserung der Sportstättensi-

tuation für Migrantenorganisati-
onen.  

2. Spezielle Qualifizierungsangebo-
te, z. B. im Vereinsmanagement. 

 

 
zu 1.  
- Belegungszeiten in öffentlichen Sportstät-

ten, Bädern, (Schul-)Sporthallen und 
(Schul-) Schwimmbädern durch Migran-
tenorganisationen / Jahr 

- Anteil an Belegungszeiten in öffentlichen 
Sportstätten , Bädern, (Schul-) Sporthal-
len und (Schul-)Schwimmbädern durch 
Migrantenorganisationen an der Gesamt-
belegungszeit durch Sportvereine 
etc./Jahr 

 

 
zu 1. 
Dez. 2  

 
 
Kurzfristig 

 
4. Einheitliche 

Regeln als 
zentrale 
Grundlage im 

 
4.1) Einhaltung von Ge-
rechtigkeit, Respekt und 
Würde als Grundlagen für 
das FAIR PLAY im Sport 
von und durch alle/n 

 
1. Grundsätzlich Deutsch als ge-

meinsame Sportlerinnen- bzw. 
Sportlersprache. 

2. Einhaltung der Regeln der Fuß-
ball- oder Basketball-Kampagnen 

 
 

 
zu 1. 
Dez. 2 – 520 – 
SSB, FLVW … 
 

 
 
Kurz- bis 
mittelfristig 
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Sport 
 

 „respect“. 
3. Gewaltfreie Lösung von Konflik-

ten – Ausbildung und Einsatz 
von mehr Mediatorinnen bzw. 
Mediatoren mit Migrationshin-
tergrund.  

 
 
5. Erkennen und 

Nutzen der 
Vielfalt im 
Sport als 
Chance  

 

 
5.1) Kulturelle Vielfalt als 
eine große Chance und 
zum Vorteil aller 

 
1. Gewinnung von Menschen mit 

Migrationshintergrund in traditi-
onellen, etablierten Vereins- und 
Verbandsstrukturen auf allen 
Ebenen. 

2. Akzeptanz und Beteiligung von 
Migrantenorganisationen. 

  

 
zu 1. 
- Anzahl der verantwortlichen Menschen 

mit Migrationshintergrund in Vereins- und 
Verbandsstrukturen, differenziert nach 
Geschlecht, Altersgruppe, Sportart/Jahr 

 
zu 2. 
- Anzahl an Kooperationen zwischen Verei-

nen und Verbänden und Migrantenorgani-
sationen/Jahr 

 

 
zu 1. 
Dez. 2 – 520 – 
SSB, FLVW … 
 

 
 
Mittelfristig 

 
6. Förderung und 

Nutzung von 
Einsatz und 
Spaß im Sport  

 

 
6.1) Gemeinsam aktiven 
Sport treiben, aber auch 
gemeinsam organisieren, 
feiern usw. 
 

 
1. Verbesserung des Zugangs für 

Menschen mit Migrationshin-
tergrund zum aktiven Sport, z. 
B. über Modellprojekte. 

2. Nutzung `positiver´, Zusam-
menleben und Integration aktiv 
fördernder Multiplikatorinnen 
bzw. Multiplikatoren (regionale 
und überregionale „Vorbilder“). 
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6.2) Förderung des Ehren-
amts im Sport im organi-
satorischen, administrati-
ven und führenden Bereich 
 

1. Gezielte Ansprache, Generierung 
und Werbung für das Ehrenamt, 
Gewinnung von mehr Menschen 
mit Migrationshintergrund im Eh-
renamt in Nicht-/ Migrantenve-
reine. 

2. Aufklärung über das „Ehrenamt“ 
(= Funktion innerhalb eines Ver-
eins)  und das „Bürgerschaftliche 
Engagement“  (= vereinsüber-
greifendes, allgemeines Enga-
gement). 

3. Lotsen-/Begleitprogramme (Pa-
tenschaften, Mentorinnen bzw. 
Mentoren). 

 

zu 1., 2. 
- Anzahl an Ehrenamtlichen mit Migrations-

hintergrund im organisierten Sport nach 
Sportart, Funktion/Funktionsebene, Ge-
schlecht/Jahr 

- Anteil an Ehrenamtlichen mit Migrations-
hintergrund im organisierten Sport nach 
Sportart, Funktion/Funktionsebene, Ge-
schlecht/Jahr an der Gesamtzahl Ehren-
amtlicher 

 
zu 3. 
- Anzahl an Lotsen-/ Begleitprogram-

men/Jahr 
- Anzahl an Mentorinnen bzw. Mentoren im 

organisatorischen Sport 
 

zu 1., 2. 
Dez. 2 – 520 – 
SSB, FLVW … 
 
zu 3. 
Dez. 2 – 520 – 
SSB, FLVW … 
 
 

 
Kurzfristig 
 
 
 
Kurzfristig 
 

  
6.3) Gewinnung und Ein-
satz von mehr qualifizier-
ten Übungsleiterinnen bzw. 
Übungsleitern u. ä. (z. B. 
Gruppenhelferinnen bzw.  
Gruppenhelfer) für Ausbil-
dung, Betreuung usw. 
 

 
1. Gezielte Angebote (zielgruppen-

spezifisch, z. B. Spin up–
Programme 60 für Mädchen). 

 
zu 1. 
- Anzahl an Übungsleiterinnen bzw. Ü-

bungsleitern mit Migrationshintergrund,  
differenziert nach Geschlecht und Sport-
art/Jahr 

 

 
zu 1. 
SSB, FLVW … 
 

 
 
Kurzfristig 
 

 
7. Integration 

von Kindern 
und Jugendli-

 
7.1) (Generelle) Erhöhung 
der Zahl der Kinder und 
Jugendlichen mit Migrati-

 
1. Kooperationen von Schulen und 

Vereinen / Verbänden (Landes-
programm). 

 
zu 1., 2. 
- Anzahl an Kindern mit Migrationshin-

tergrund im organisierten Sport, differen-

 
zu 1., 2. 
Dez. 2 –  520 
–, SSB, FLVW 

 
 
Kurzfristig 
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chen mit 
Migrationshin-
tergrund 
durch Sport 
 

onshintergrund in den 
Sportvereinen  
 

2. Ausbau von Talentförderzentren 
in den verschiedenen Sportar-
ten mit Kindern/Jugendlichen 
mit Migrationshintergrund. 

 

ziert nach Sportart und Geschlecht/Jahr … 

  
7.2) Erhöhung der Zahl der 
Mädchen mit Migrations-
hintergrund in den Sport-
vereinen (alle Sportarten) 
 

 
1. Gezielte Ansprache und Aufklä-

rung über die Angebote in 
Schulen bei Eltern und Ge-
schwistern. 

2. Schaffung dauerhaft förderlicher 
Rahmenbedingungen zur Teil-
zielerreichung. 

 

 
 
 

 
zu 1., 2. 
Dez. 2 –  520 
–, SSB, FLVW 
… 

 
 
Kurzfristig 

  
7.3) Alle Kinder können bis 
zum Schuleintrittsalter 
schwimmen   
 

 
1. Flächendeckende Baby-

schwimmkurse in Kooperation 
mit Migrantenorganisationen, 
DLRG etc.  

2. Flächendeckende Schwimmkur-
se über die Kindertageseinrich-
tungen in Kooperation mit 
Migrantenorganisationen, DLRG 
etc.   

 

 
zu 1., 2. 
- Anzahl an Kindern mit Migrationshin-

tergrund in Schwimmkurse, differenziert 
nach Geschlecht/Jahr 

 
zu 1., 2. 
Dez. 2 –  520 
–, SSB, FLVW 
… 

 
 
Mittelfristig 

 
Hinweise zu einer Priorisierung (Vorschlag des jeweiligen Teilprojekts): 
 
Die Priorisierung ergibt sich aus der Reihenfolge der Ober-, Teilziele und Maßnahmevorschläge. 
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57 SSB = StadtSportbund Bielefeld; FLVW = Fußball- und Leichtathletikverband Westfalen e. V. 
 

58 DFB = Deutscher Fußballbund; LSB = Landessportbund. 
 

59 Vgl. Prof. Dr Christa Kleindienst-Cachay „Integration von Migrantinnen und Migranten in und durch den Sport“. Eine Studie zur Beschreibung und Analyse sportbezogener In-
tegration in Nordrhein-Westfalen (vgl. hierzu z. B. Url.: http://ekvv.uni-bielefeld.de/foda_publ/publ/Projekt_Detail.jsp?prjId=14899755 (Stand: 26.07.2009)). 
 

60 Spin up Programm = Aufbau von Neuem im administrativen und sportlichen Bereich (z. B. Infrastruktur schaffen für Fußballsportlerinnen) 
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1. Verbesserung 

der Zugangs- 
und Partizipa-
tionsmöglich-
keiten in der 
Gesundheits-
versorgung 

 

 
1.1) Teilfortschreibung des 
Programms „Gesunde In-
tegration“ 
 

 
1. Fortbildung von Ärztinnen 

bzw. Ärzten. Thema: Stär-
kung der interkulturellen 
Kompetenz.  

 

 
zu 1. 
- Anzahl teilnehmender Ärztinnen bzw. Ärzte, 

Psychotherapeutinnen, Psychotherapeuten  
- Anteil teilnehmender Ärztinnen bzw. Ärzte, 

Psychotherapeutinnen bzw. Psychotherapeu-
ten aus Bielefeld 

- Ggf.: Evaluationsinstrument der Akademie 
für ärztliche Fortbildung 

 

 
zu 1. 
Ärztekammer , 
Psychothera-
peutinnen/ -
therapeuten-
Kammer,  Dez. 
3 – 530 – 
 

 
 
Kurz- bis 
mittelfristig 
(2010 - 
2011) 

 
 
 

 
1.2) Weiterentwick-
lung/Verbesserung der In-
formationen für Menschen 
mit Migrationshintergrund 
zu den Grundlagen und 
Angeboten des (örtlichen) 
Gesundheitswesens 
 

 
1. Systematisch-beständige 

Verteilung des Wegweisers 
„Hand in Hand“ in den Grup-
pen der Zuwanderinnen bzw. 
Zuwanderer.  

2. Herausgabe mehrsprachigen 
Gesundheitsinformationsma-
terials, auch in Sprachen von 
Minderheiten, die bzgl. des 
jeweiligen Themas als beson-
ders vulnerabel 61 einge-
schätzt werden, durch die 
Stadt Bielefeld. 

3. Initiierung und Durchführung 
von frauenspezifischen  
Informationsveranstaltungen 
zu frauenspezifischen Ge-
sundheitsthemen,  stadtteil-
bezogen, u. a. bei  Migrante-
norganisationen. 

 
zu 1. 
- Anzahl der verteilten Wegweiser 
 
zu 2. 
- Anzahl mehrsprachiger Flyer zur Gesund-

heitsprävention/-aufklärung/Jahr 
- Anzahl an Fremdsprachen 
 
zu 3. 
- Anzahl an Teilnehmerinnen nach Geburts-

land/Jahr (Anm.: Derzeit liegt nur das 
Merkmal `Nationalität´ vor) 

- Vergleich der Teilnehmerinnen  nach Ge-
burtsland mit entsprechendem kleinräumi-
gem Bevölkerungsanteil 

 
zu 4. 
- Anzahl an durchgeführten Veranstaltungen 

nach Thematik und Sprache/Jahr 
- Anzahl an Teilnehmerinnen bzw. Teilneh-

 
zu 3. 
Krankenkassen 
 
 
zu 4. 
Kassenärztliche 
Vereinigung WL 
(KVWL), Stadt-
teilbüros, Trä-
ger der Wohl-
fahrtspflege 
 
 
 
 

 
 
Kurz- bis 
mittelfristig 
 
 
Kurz- bis 
mittelfristig 
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4. Fortführung und Sicherstel-
lung des „MiMi“-Projektes 62. 
Verbesserte Anbindung des 
„MiMi“-Projektes an Kranken-
kassen, Sportvereine, 
Selbsthilfe.  Ggf. Entwicklung 
alternativer Strukturen. 

 

mer/Jahr 
- Anzahl an Mediatorinnen bzw. Mediato-

ren/Jahr 
- Muttersprachen der Mediatorinnen bzw. Me-

diatoren im Vergleich zu den Bevölkerungs-
anteilen 

- Evaluation der Veranstaltungen durch die 
Teilnehmerinnen bzw. Teilnehmer (Fragebo-
gen-Instrument (liegt vor)) 

 
  

1.3) Steigerung interkultu-
reller Orientierung, Öff-
nung und Kompetenz der 
Regelangebote   
 

 
1. Initiierung visueller und an-

derer Kommunikationshilfen 
(z. B. tip doc 63) 

2. Einsatz von qualifizierten und 
geeigneten Dolmetscherinnen 
bzw. Dolmetschern im ambu-
lanten und stationären Be-
reich.  

3. Fortbildung der Dolmetsche-
rinnen bzw. Dolmetscher  des 
städtischen Dolmetscher-
dienstes zu medizinischen 
Themen. 

 

 
zu 2. 
- Anzahl der Einsätze nach Gesundheitssekto-

ren (Krankenhaus, Gesundheitsamt etc.) 
und übersetzten Sprachen/Jahr 

 
zu 3. 
- Anzahl der Fortbildungsmaßnahmen für den 

städtischen  Dolmetscherdienst/Jahr 
- Anzahl der qualifizierten Dolmetscherinnen 

bzw. Dolmetscher in den relevanten Spra-
chen 

 

 
zu 2. 
Kassenärztl. 
Vereinigung WL 
(KVWL) 
 
zu 3. 
Stadt Blfd. – 
530 i. V. m. 
170 – 
 

 
 
Mittelfristig 
 
 
 
 
Kurzfristig 

  
1.4) Entwicklung und Ver-
mittlung spezifischer ge-
sundheitsfördernder  Maß-
nahmen für Menschen mit 
Migrationshintergrund (z. 

 
1. Organisation und Durchfüh-

rung niedrigschwelliger Kurs-
angebote, stadtteilorientiert 
und mehrsprachig, z. B. zur 
gesunden Ernährung, Bewe-

 
zu 1. 
- Anzahl an Teilnehmerinnen bzw. Teilneh-

mern nach Geburtsland/Jahr 
- Vergleich der Teilnehmerinnen bzw. Teil-

nehmer nach Geburtsland mit entsprechen-

 
zu 1. 
Stadtteilbüros, 
Krankenkassen 
 

 
 
Kurz- bis 
mittelfristig, 
fortlfd. 
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B. zur Förderung der  Wi-
derstandsfähigkeit) 
 

gung, Entspannung.     
2. Abstimmung eines Konzepts 

zur Entwicklung gesundheits-
fördernder Maßnahmen für 
Menschen mit Migrationshin-
tergrund (Krankenkassen, 
Sportvereine, VHS, Fitness-
studios). 

 

dem kleinräumigem Bevölkerungsanteil 
    

 
2. Angleichung 

der gesund-
heitlichen 
Versorgung 
von Menschen 
mit Migrati-
onshin-
tergrund an 
die gesund-
heitliche Ver-
sorgung von 
Menschen oh-
ne Migrati-
onshin-
tergrund (z. B. 
bei vergleich-
barer sozialer 
Schichtzuge-
hörigkeit) 

 
2.1) Erhöhung der Vorsor-
geuntersuchungen bei Er-
wachsenen mit Migrations-
hintergrund 
 

 
1. Initiierung und Durchführung 

von Kampagnen zu bzw. zur  
 Krebsfrüherkennung. 
 Impfungen. 
 Schwangerschaft.           
 präkonzeptionellen Prä-

vention. 
 Check-up 35 64.      

 

 
zu 1. 
- Anzahl der Teilnehmerinnen bzw. Teilnehmer 

mit Migrationshintergrund (Anm.: In den 
Routinestatistiken der Krankenkassen oder 
der Kassenärztlichen Vereinigung wird bisher 
kein `Migrationsstatus´ erhoben; vorgese-
hen ist nach den Statistikschlüsseln das Feld 
`Nationalität´, welches jedoch für den Alltag 
in verschiedenen Institutionen irrelevant ist 
und deswegen nur unvollständig erfasst ist.) 

- Anteil der Teilnehmerinnen bzw. Teilnehmer 
mit Migrationshintergrund 

- Anzahl und Anteil der Inanspruchnahme von 
Impfungen und Früherkennungsuntersu-
chungen nach Migrationshintergrund bzw. 
Geburtsland/Jahr 

 

 
 

 



Wir fördern Integration! 
Integrationskonzept für Bielefeld 

 
 
6.10  Handlungsfeld:  Gesundheit 
 
 
Oberziel 

 
Teilziel 

 
Maßnahmevorschlag 

 
Kennzahl / Indikator 

 
Zuständige, 
handelnde 
bzw. rele-
vante Akteu-
re 
 

 
(Ggf.) 
Zeitliche 
Umsetz-
barkeit 
 

 
 

 

1
4
2
 

 
  

2.2) Einrichtung eines 
Qualitätszirkels (Kranken-
häuser und Arztpraxen) 
zum Thema „Interkulturali-
tät“ 65 
 

 
1. Initiierung und Durchführung 

von Gesprächen mit der Kas-
senärztlichen Vereinigung 
und Krankenhausträgern mit 
dem Ziel der Implementie-
rung eines internen Quali-
tätszirkels. 

 

 
 

  

  
2.3) Verbesserung der ge-
sundheitlichen Versorgung 
von Mädchen und Frauen 
mit Migrationshintergrund 
mit Gewalterfahrung 
 

 
1. Absicherung, ggf. bedarfsge-

rechter Ausbau  bestehender 
Hilfsangebote, Berücksichti-
gung aller migrationsspezifi-
scher Gewaltformen (z. B. 
Zwangsverheiratung, Geni-
talverstümmelung etc.). 

2. Verbesserung der gesund-
heitlichen Versorgung der 
von Gewalt betroffenen Mäd-
chen und Frauen mit Migrati-
onshintergrund. 

3. Einsatz ausgebildeter Dol-
metscherinnen im Zusam-
menhang mit der medizini-
schen Versorgung bei häusli-
cher Gewalt. 

4. Ausbau muttersprachlicher 
Psychotherapieangebote für 
Mädchen und Frauen mit 

 
zu 1. 
- Anzahl der Einsätze nach Gesundheitssekto-

ren (Krankenhaus, Gesundheitsamt etc.) 
und übersetzten Sprachen/Jahr 

 
zu 2. 
- Indikator 6.2 der Gesundheitsberichterstat-

tung der Länder, örtlich differenziert nach 
gesprochenen Sprachen, therapeutischer 
Qualifikation und  Geschlecht 

- Vergleich des örtlich differenzierten Indika-
tors 6.2 mit Angaben zur Prävalenz 66 von 
Gewalterfahrungen der Zielgruppe 

 
 

 
zu 1. 2. 
KVWL, Psycho-
therapeutinnen- 
bzw. –
therapeuten-
Kammer, Kran-
kenkassen 
 

 
 
Kurz- bis 
mittelfristig 
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Migrationshintergrund mit 
Gewalterfahrung. 
 

  
2.4) Sensibilisierung zu 
geschlechtsspezifisch-mi- 
grationsspezifischen The-
men, z. B. Genitalver-
stümmelung 
 

 
1. Organisation und Durchfüh-

rung von Informationsveran-
staltungen. 

2. Öffentlichkeitsarbeit,  Infor-
mationskampagnen auch in 
den fremdsprachigen Medien. 

 
zu 1. 
- Anzahl an Informationsveranstaltungen (z. 

B. in Migrantenorganisationen//Jahr 
 
zu 2. 
- Anzahl an Informationskampagnen in den 

Medien/Jahr 
 

  

  
2.5) Bereitstellung von 
spezifischen Angeboten für 
die gesundheitliche Ver-
sorgung von Flüchtlingen 
mit ungesichertem Aufent-
halt und bei Traumatisie-
rung 
  

 
1. Schulung von Ärztinnen bzw. 

Ärzten und Psychotherapeu-
tinnen bzw. Psychotherapeu-
ten. 

2. Fortsetzung des Projekts „Be-
ratung traumatisierter 
Flüchtlingsfrauen“. 

   

  
2.6) Berücksichtigung spe-
zifischer Bedarfe der Ziel-
gruppen  
 Kinder und Jugendliche 

aus Familien mit Migra-
tionshintergrund. 

 Frauen mit Migrations-
hintergrund. 
Mädchen bzw. Frauen 
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mit Migrationshin-
tergrund ohne rechtlich 
gesicherten Aufent-
haltsstatus 67. 

 Ältere Menschen mit 
Migrationshintergrund. 

 
 
Hinweise zu einer Priorisierung (Vorschlag des jeweiligen Teilprojekts): 
 
1. 1. Oberziel,  1. Teilziel, 1. Maßnahmevorschlag; 2. Teilziel, 3. und 4. Maßnahmevorschlag; 3. Teilziel, 2. und 3. Maßnahmevorschlag; 

4. Teilziel, 1. Maßnahmevorschlag. 2. Oberziel, 3. Teilziel, 1. und 2. Maßnahmevorschlag.  
 
 
                                                 
61 Vulnerabel = leicht verwundbar, verletzlich. 
 

62 S. hierzu auch Anm. zu Teil I, Ziff. 6.3, Fußn. 35. 
 

63 Ärztin- bzw. Arzt-Patientin- bzw. Patient-Gespräch in Bildern. 
 

64 Check-up 35: Alle zwei Jahre können Frauen und Männer ab dem 35. Lebensjahr im Rahmen des gesetzlichen Vorsorgeprogramms als Kassenleistung eine Generaluntersu-
chung zur Früherkennung von eventuellen Krankheiten durchführen lassen. Das Hauptaugenmerk liegt dabei darauf, Risikofaktoren und Frühsymptome einer Herz-Kreislauf-, 
Nieren- oder Diabeteserkrankung zu entdecken, noch bevor sie ernste gesundheitliche Probleme bereitet. Der Check-up 35 ist freiwillig. 
 

65 Url.: http://de.wikipedia.org/wiki/Interkulturalit%C3%A4t: Der Begriff Interkulturalität bezeichnet eine Beziehung zwischen zwei oder mehr Kulturen. Zum einen wird durch ihn 
ausgedrückt, dass es Unterschiede zwischen Kulturen gibt und zum anderen zeigt er an, dass trotz dieser Unterschiede Möglichkeiten zum Austausch zwischen den Kulturen 
gegeben sind. Interkulturalität bedeutet nicht nur, dass in einer Situation verschiedene Teilnehmer aus verschiedenen Kulturen agieren, sondern, dass sich etwas entwickelt, was 
über die Addition der Merkmale der beteiligten Kulturen hinaus geht. Anders gesagt, in einer kulturellen Überschneidungssituation (zum Beispiel einem Gespräch) treffen "Eigen-
kultur" und "Fremdkultur(en)" aufeinander. Es entsteht dann das Interkulturelle (das Zwischenkulturelle). Unterschiedliche Kulturen sind also nicht so stark voneinander getrennt, 
dass ein Austausch unmöglich wäre. Dies resultiert daraus, dass es grundlegende Gemeinsamkeiten zwischen allen Menschen gibt 
 



Wir fördern Integration! 
Integrationskonzept für Bielefeld 

 
 
6.10  Handlungsfeld:  Gesundheit 
 
 
Oberziel 

 
Teilziel 

 
Maßnahmevorschlag 

 
Kennzahl / Indikator 

 
Zuständige, 
handelnde 
bzw. rele-
vante Akteu-
re 
 

 
(Ggf.) 
Zeitliche 
Umsetz-
barkeit 
 

 

 1
4
5
 

                                                                                                                                                                                                                                                                  
66 Die Prävalenz oder Krankheitshäufigkeit ist eine Kennzahl der Gesundheits- und Krankheitslehre (Epidemiologie) und sagt aus, wie viele Menschen einer bestimmten Gruppe 
(Population) definierter Größe – üblicherweise 10.000 oder eine Million – an einer bestimmten Krankheit erkrankt sind (vgl. http://de.wikipedia.org/wiki/Pr%C3%A4valenz (Stand: 
21.11.2009)). 
 

67 Vgl. Robert-Koch-Institut, Schwerpunktbericht `Migration und Gesundheit´, S. 130. 
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6.11  Handlungsfeld:  Behinderung 
 
 
Oberziel 

 
Teilziel 

 
Maßnahmevorschlag 

 
Kennzahl / Indikator 

 
Zuständige, 
handelnde 
bzw. rele-
vante Ak-
teure 
 

 
(Ggf.) 
Zeitliche 
Umsetz-
barkeit 
 

 
 

 

1
4
6
 

 
1. Angleichung 

der Versor-
gung von Men-
schen mit Be-
hinderung und 
Migrationshin-
tergrund an 
die Versor-
gung von 
Menschen mit 
Behinderung 
und ohne 
Migrationshin-
tergrund (z. B. 
bei vergleich-
barer sozialer 
Schichtzuge-
hörigkeit) 

 

 
1.1) Verstärkte Inan-
spruchnahme der Bera-
tungsangebote sowie An-
lauf- und Kontaktstellen 
(Behindertenhilfe, Pflege- 
Wohnberatung u. a.) durch 
Menschen mit Migrations-
hintergrund 
 
 

 
1. Mehrsprachige Informationen, 

z. B. für Eltern von Kindern mit 
Behinderung.  

2. Initiierung und Durchführung 
von Kampagnen in fremdspra-
chigen Medien. 

3. Sensibilisierung von Selbsthil-
fegruppen, Migrantenorganisa-
tionen für die Belange der Be-
hindertenhilfe. 

 

 
zu 1. 
- Anzahl mehrsprachiger Informationen/Jahr 

(Auflage) 
 
zu 2. 
- Anzahl an Kampagnen/Jahr,  Verbrei-

tungsgrad (Auflage) 
 
zu 3. 
- Anzahl an Kontakten zwischen Behinder-

tenhilfe zu Migrantenorganisationen bzw. 
entsprechenden Vereinsaktivitäten 

 

 
zu 1., 2. 
Stadt Blfd. – 
500, 170 - 
 

 
 
Kurzfristig, 
fortlfd. 

 
2. Verbesserung 

der Zugangs- 
und Partizipa-
tionsmöglich-
keiten der 
Menschen mit 
Behinderung 

 
2.1) Entwicklung und Um-
setzung von Handlungs-
konzepten und spezifi-
schen Angeboten für die 
über die Regelversorgung 
nicht erreichbaren Ziel-
gruppen in Beratung, The-

 
1. Berücksichtigung der `Migrati-

onsproblematik´ in Konzepten 
der Träger der Behindertenhil-
fe.  

2. Durchführung eines Modellpro-
jekts zur Vernetzung von Be-
hindertenhilfe, sozialen Diens-

 
zu 1. 
- Anzahl an Trägern mit migrantenspezifi-

schen Konzepten einschließlich Fortbil-
dungskonzepten 

 
zu 2. 
- Anzahl der gebildeten Netzwerke/Jahr 

 
zu 2. 
von Bo-
delschwingh` 
sche Anstalten 
 
zu 4. 
Stadt Blfd. – 
500, 170 – 

 
 
Kurzfristig 
 
 
 
 
 
Beginn: 2011 
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6.11  Handlungsfeld:  Behinderung 
 
 
Oberziel 

 
Teilziel 

 
Maßnahmevorschlag 

 
Kennzahl / Indikator 

 
Zuständige, 
handelnde 
bzw. rele-
vante Ak-
teure 
 

 
(Ggf.) 
Zeitliche 
Umsetz-
barkeit 
 

 

 1
4
7
 

und Migrati-
onshin-
tergrund zu 
und an den 
Angeboten der 
Behinderten-
hilfe 

 

rapie und Begleitung 
 

ten und Migrantenorganisatio-
nen. Institutionalisierung und 
Sicherstellung des regelmäßi-
gen Austauschs.  

3. Initiierung und Durchführung 
von Informationsveranstaltun-
gen mit Migrantenorganisatio-
nen, Religionsgemeinschaften, 
Treffpunkten etc. zu Angebo-
ten der Behindertenhilfe.   

4. Entwicklung und Umsetzung 
muttersprachlicher Angehöri-
genarbeit.  

5. Institutionalisierung und Si-
cherstellung regelmäßigen 
Austauschs zwischen Sozial-
diensten und Behindertenhilfe. 

6. Aufnahme der Thematik `Be-
hinderung´ in das MiMi-Projekt 
in Kooperation mit Kommune 
und Trägern der Behinderten-
hilfe. 

7. Erweiterung des Projektes 
„MiMi“ 68 um die Zielgruppe 
`Behinderte Menschen´. 

8. Aufnahme migrationsspezifi-
scher Aspekte bei der Einrich-
tung einer Internetplattform, 
Vernetzung mit zu entwickeln-
der und zu installierender In-
ternetplattform für (Neu-) Zu-

- Anzahl der teilnehmenden Akteure/Jahr 
 
zu 3. 
- Anzahl an Angeboten/Jahr 
- Anzahl erreichter Teilnehmerinnen bzw. 

Teilnehmer/Jahr 
 
zu 7. 
- Anzahl der Multiplikatorinnen bzw. Multi-

plikatoren mit Behinderung 
- Anzahl erreichter behinderter Menschen 

mit Migrationshintergrund/Jahr 
 
zu 9. 
- Anzahl an Informations- und Anlaufstel-

len/Jahr, differenziert nach Träger 
- Anzahl an Besucherinnen bzw. Besu-

chern/Jahr 
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6.11  Handlungsfeld:  Behinderung 
 
 
Oberziel 

 
Teilziel 

 
Maßnahmevorschlag 

 
Kennzahl / Indikator 

 
Zuständige, 
handelnde 
bzw. rele-
vante Ak-
teure 
 

 
(Ggf.) 
Zeitliche 
Umsetz-
barkeit 
 

 
 

 

1
4
8
 

wanderinnen bzw. (Neu-) Zu-
wanderer. 

9. Einrichtung eines modellhaften 
Stadtteilladens als niedrig- 
schwellige Anlaufstelle in ei-
nem ausgewählten Quartier. 

 
  

2.2) Öffnung bestehender 
Angebote für Menschen 
mit Migrationshintergrund 
 

 
1. Fortbildung für Mitarbeiterin-

nen bzw. Mitarbeiter: 
 trägerspezifisch. 
 trägerübergreifend. 

 

 
zu 1. 
- Anzahl an Fortbildungsangeboten/Jahr 
- Anzahl an Teilnehmerinnen bzw. Teilneh-

mern an Fortbildungsangeboten/Jahr 
 

  

  
2.3) (Fortlaufende) Anpas-
sung und Weiterentwick-
lung der Leistungsstruktu-
ren an kulturelle Bedürf-
nisse insbesondere im am-
bulanten Bereich 
 

 
1. Berücksichtigung der künftigen 

Ergebnisse bzw. Erkenntnisse 
des Projekts „Migration und 
Behinderung„ in Trägerschaft 
der von Bodelschwingh`schen 
Anstalten (vBA).  

 

 
zu 1. 
- Anzahl an Menschen mit Migrationshin-

tergrund in Angeboten der Behindertenhil-
fe (Inanspruchnahme der Behindertenbe-
ratung) 

 
 

  

 
Hinweise zu einer Priorisierung (Vorschlag des jeweiligen Teilprojekts): 
 
1. 1. Oberziel, 1. Teilziel, 1. und 2. Maßnahmevorschlag; 2. Oberziel, 1. Teilziel, 2. und 4. Maßnahmevorschlag. 
 
 
                                                 
68 S. hierzu auch Anm. zu Teil I, Ziff. 6.3, Fußn. 35. 
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6.12  Handlungsfeld:  Seniorinnen und Senioren / Betreuung und Pflege 
 
 
Oberziel 

 
Teilziel 

 
Maßnahmevorschlag 

 
Kennzahl / Indikator 

 
Zuständige, 
handelnde 
bzw. rele-
vante Akteu-
re 
 

 
(Ggf.) 
Zeitliche 
Umsetz-
barkeit 
 

 
 

 1
4
9
 

 
1. Verbesserung 

der Zugangs- 
und Partizipa-
tionsmöglich-
keiten von äl-
teren Men-
schen mit 
Migrationshin-
tergrund zu 
und an den 
Angeboten der 
Altenhilfe 
 

 
1.1) Informationen über 
Angebote der Altenhilfe 
und –pflege für Betroffene 
und Angehörige 
 

 
1. Mehrsprachige Informationen 

zu Angeboten der Altenhilfe 
und Pflege. 

2. Aufsuchende muttersprachliche 
Beratung in den Bereichen Ge-
sundheit, Betreuung, Wohnen 
und Pflege. 

3. Visuelle Medien (Film). 
 

 
zu 1. 
- Anzahl an Informationsveranstaltun-

gen/Jahr 
- Anzahl der Kampagnen/Jahr 
 
zu 2. 
- Anzahl an Beratungen/Jahr 
 
zu 3. 
- Anzahl der erstellten Medien/Jahr 
 

 
zu 2. 
Stadt Blfd. – 
500 –, Träger 
der Altenhilfe 
 
 
 

 
 
Kurzfristig 

  
1.2) Kooperationsgedan-
ken stärken und in den 
Vordergrund stellen 
 

 
1. Durchführung stadtteilbezoge-

ner Kooperationsprojekte bzw. 
–angebote zwischen Migrati-
onsdiensten, Migrantenorgani-
sationen, mehrsprachigen Arzt-
praxen und Altenhilfeeinrich-
tungen. 

 

 
zu 1.  
- Anzahl der Treffen und Aktionen/Jahr 

(Projekte) 

 
zu 1. 
Stadt Blfd. – 
500, 170 – 
 

 
 
Kurzfristig 

 
2. Angleichung 

der Versor-
gung von älte-
ren Menschen 
mit Migrati-

 
2.1) Umbau und Ausbau 
von Altenpflegeeinrichtun-
gen 
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6.12  Handlungsfeld:  Seniorinnen und Senioren / Betreuung und Pflege 
 
 
Oberziel 

 
Teilziel 

 
Maßnahmevorschlag 

 
Kennzahl / Indikator 

 
Zuständige, 
handelnde 
bzw. rele-
vante Akteu-
re 
 

 
(Ggf.) 
Zeitliche 
Umsetz-
barkeit 
 

 
 

 

1
5
0
 

onshin-
tergrund an 
die Versor-
gung von älte-
ren Menschen 
ohne Migrati-
onshin-
tergrund (z. B. 
bei vergleich-
barer sozialer 
Schichtzuge-
hörigkeit) 
 

  
2.2) Systematische kultur-
sensible Seniorinnen- bzw. 
Seniorenarbeit, häusliche 
bzw. stationäre Pflege 
 

 
1. Verstärkte Einbindung und 

Beteiligung von Migrantenorga-
nisationen und eigenethnischen 
Netzwerken, Multiplikatorinnen 
bzw. Multiplikatoren in die Pla-
nung, Ausgestaltung und 
Durchführung von Altenhilfe, 
Betreuungs- und Pflegeangebo-
ten. 

 

   

  
2.3) Gewährleistung einer 
kultursensiblen häuslichen 
und stationären Pflege 
 

 
1. Initiierung und Realisierung 

von Wohnprojekten für ältere 
Menschen mit Migrationshin-
tergrund bzw. mit älteren Men-

 
zu 1. 
- Anzahl von Wohnprojekten interessierter 

Menschen mit Migrationshintergrund 
- Anzahl begleiteter Projekte/Jahr 

 
zu 1. 
Stadt Blfd. – 
600, 500 – 
 

 
 
Mittelfristig 
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6.12  Handlungsfeld:  Seniorinnen und Senioren / Betreuung und Pflege 
 
 
Oberziel 

 
Teilziel 

 
Maßnahmevorschlag 

 
Kennzahl / Indikator 

 
Zuständige, 
handelnde 
bzw. rele-
vante Akteu-
re 
 

 
(Ggf.) 
Zeitliche 
Umsetz-
barkeit 
 

 
 

 1
5
1
 

schen mit Migrationshin-
tergrund, Berücksichtigung be-
reits realisierten interkulturel-
len Wohnprojekten. 

2. Spezifische Angebote für pfle-
gende Angehörige mit Migrati-
onshintergrund.  

 

- Anzahl erreichter Personen/Jahr 
 
zu 2. 
- Anzahl an Treffen mit pflegenden Angehö-

riger/Jahr 
 

 

  
2.4) Interkulturelle Orien-
tierung und Öffnung: Be-
stehende Angebote müs-
sen sich den Bedarfen der 
Menschen mit Migrations-
hintergrund öffnen 
 

 
1. Fortbildung für Mitarbeiterinnen 

bzw. Mitarbeiter (trägerspezi-
fisch und/oder träger-
übergreifend) 

2. Gewinnung von mehr Men-
schen mit Migrationshin-
tergrund für die Ausübung von 
Berufen im Gesundheitswesen 
und in der Altenhilfe bzw. Pfle-
ge. 

3. Prüfung und Umsetzung zeitlich 
begrenzter Austauschpro-
gramme für Pflegepersonal für 
einen stärkeren Wissenstrans-
fer zur Erhöhung des Niveaus 
der Pflege. 

4. Stärkere Berücksichtigung be-
sonderer Bedürfnisse von Men-
schen mit Migrationshin-
tergrund, wie z. B. Geschlech-
tertrennung in der Pflege, Be-
achtung kultureller Unterschie-

 
zu 1. 
- Anzahl an Fortbildungsangeboten/Jahr 
- Anzahl an Teilnehmerinnen bzw. Teilneh-

mern an Fortbildungsangeboten/Jahr 
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6.12  Handlungsfeld:  Seniorinnen und Senioren / Betreuung und Pflege 
 
 
Oberziel 

 
Teilziel 

 
Maßnahmevorschlag 

 
Kennzahl / Indikator 

 
Zuständige, 
handelnde 
bzw. rele-
vante Akteu-
re 
 

 
(Ggf.) 
Zeitliche 
Umsetz-
barkeit 
 

 
 

 

1
5
2
 

de, Beachtung von Diversität 69 
auch im Alter in Regelangebo-
ten. 

 
 
Hinweise zu einer Priorisierung (Vorschlag des jeweiligen Teilprojekts): 
 
1. 1. Oberziel, 1. Teilziel, 2. Maßnahmevorschlag; 2. Teilziel, 1. Maßnahmevorschlag; 2. Oberziel, 1. Teilziel, 3. Teilziel, 1. Maßnahmevor-

schlag. 
 
 
                                                 
69 Diversität bedeutet Vielfalt oder Verschiedenheit.  
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6.13  Handlungsfeld:  Selbsthilfe 
 
 
Oberziel 

 
Teilziel 

 
Maßnahmevorschlag 

 
Kennzahl / Indikator 

 
Zuständige, 
handelnde 
bzw. rele-
vante Akteu-
re 
 

 
(Ggf.) 
Zeitliche 
Umsetz-
barkeit 
 

 

 1
5
3
 

 
1. Verbesserung 

der Zugangs- 
und Partizipa-
tionsmöglich-
keiten von 
Menschen mit 
Migrationshin-
tergrund zu 
und an den 
Selbsthilfean-
geboten/-
möglichkeiten 

 

 
1.1) Definition, Differen-
zierung und Bestimmung 
der Zielgruppe(n) der 
Menschen mit Migrations-
hintergrund 
 

 
1. Bedarfsanalyse 70.  
2. Zielgruppendifferenzierung nach 

spezifischen Krankheitsbildern 
verschiedener Gruppen von Zu-
wanderinnen bzw. Zuwanderern. 

3. Zielgruppendefinition nach Men-
schen mit Migrationshintergrund 
 mit chronischer Erkrankung, 
 als Angehörige behinderter 

Menschen, 
 mit psychologischen Proble-

men, 
 mit Suchtproblemen. 

4. Recherche zum Umgang mit 
gruppenspezifischen Krankheits-
bildern in den Herkunftsländern. 

 

   

  
1.2) Generierung gesund-
heitsbezogener Selbsthilfe 
in Gruppen als Hilfeform 
für Menschen mit Migrati-
onshintergrund 
 

 
1. Ausbau der Zusammenarbeit der 

Selbsthilfekontaktstelle mit Per-
sonen und Einrichtungen, die als 
Multiplikatorinnen bzw. Multipli-
katoren oder als Kooperations-
partnerin bzw. Kooperations-
partner eingesetzt werden kön-
nen, um das Vertrauen der 
selbsthilfeinteressierten Men-
schen mit Migrationshintergrund 
herzustellen.  

2. Beratung und Schulung von Mul-

 
zu 3. 
- Anzahl an Multiplikatorinnen und Multipli-

katoren/Jahr 
- Anzahl an Schulungen/Jahr 
 
zu 5. 
- Anzahl an Workshops/Tagungen/Jahr 
 
zu 6. 
- Anzahl an Informationsveranstaltungen / 

Jahr 
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6.13  Handlungsfeld:  Selbsthilfe 
 
 
Oberziel 

 
Teilziel 

 
Maßnahmevorschlag 

 
Kennzahl / Indikator 

 
Zuständige, 
handelnde 
bzw. rele-
vante Akteu-
re 
 

 
(Ggf.) 
Zeitliche 
Umsetz-
barkeit 
 

 

 

1
5
4
 

tiplikatorinnen bzw. Multiplikato-
ren, die Selbsthilfegruppen un-
terstützen möchten, durch die 
Selbsthilfekontaktstelle. 

3. Fortbildung und verbesserte An-
bindung des MiMi-Projektes 71 an 
die Selbsthilfe. 

4. Generierung von Adressen, Kon-
taktaufnahme, anschließend 
Durchführung von Workshops 
und Tagungen in der jeweiligen 
Gruppe zum Thema Krankheits-
bild und Selbsthilfe. 

5. Initiierung und Durchführung 
von Informationsveranstaltun-
gen zu Selbsthilfegruppen, die 
von Expertinnen bzw. Experten 
geleitet werden. 

 
  

1.3) Abbau sprachlicher 
und kultureller Barrieren 
sowie Abbau von Informa-
tionsdefiziten 
 
 

 
1. (Verstärkte) Informations-, 

Presse- und Öffentlichkeitsar-
beit, insbesondere Entwicklung 
mehrsprachiger Flyer (vor allem 
in den Sprachen Bosnisch, Grie-
chisch, Italienisch, Kroatisch, 
Russisch, Serbisch, Türkisch). 

2. Nutzung von Einrichtungen, die 
für Menschen mit Migrationshin-
tergrund durch einen eher nied-
rigschwelligen Zugang gekenn-

 
zu 1. 
- Anzahl an Flyern/Jahr 
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6.13  Handlungsfeld:  Selbsthilfe 
 
 
Oberziel 

 
Teilziel 

 
Maßnahmevorschlag 

 
Kennzahl / Indikator 

 
Zuständige, 
handelnde 
bzw. rele-
vante Akteu-
re 
 

 
(Ggf.) 
Zeitliche 
Umsetz-
barkeit 
 

 

 1
5
5
 

zeichnet sind. 
3. Schulung und Beratung der Mit-

arbeiterinnen bzw. Mitarbeiter 
der Selbsthilfekontaktstellen zur 
Förderung ihrer interkulturellen 
Kompetenz. 

4. Kulturspezifische Öffnung und 
Gestaltung des Erscheinungsbil-
des der Gruppenräume für Men-
schen mit Migrationshin-
tergrund. 

 
 
2. Angleichung 

der Inan-
spruchnahme 
von Selbsthil-
feangeboten 
durch Men-
schen mit 
Migrationshin-
tergrund an 
die Inan-
spruchnahme 
von Selbsthil-
feangeboten 
durch Men-
schen ohne 
Migrationshin-

 
2.1) Integration von Men-
schen mit Zuwanderungs-
geschichte in bestehende 
Gruppen 
 

 
1. Entwicklung interkultureller 

Kompetenz bei bestimmten 
Gruppen durch die Selbsthilfe-
kontaktstelle. 

   



Wir fördern Integration! 
Integrationskonzept für Bielefeld 

 
  
6.13  Handlungsfeld:  Selbsthilfe 
 
 
Oberziel 

 
Teilziel 

 
Maßnahmevorschlag 

 
Kennzahl / Indikator 

 
Zuständige, 
handelnde 
bzw. rele-
vante Akteu-
re 
 

 
(Ggf.) 
Zeitliche 
Umsetz-
barkeit 
 

 

 

1
5
6
 

tergrund (z. B. 
bei vergleich-
barer sozialer 
Schichtzuge-
hörigkeit) 
 
  

2.2) Unterstützung beste-
hender Gruppen 

 
1. Schulung und Beratung beste-

hender Gruppen insbes. in der 
Gründungsphase durch Mitarbei-
terinnen bzw. Mitarbeiter der 
Selbsthilfekontaktstelle bzw. 
Einsatz von geschulten `In-
Gang-Setzerinnen´ bzw. –In-
Gang-Setzern´. 

 

   

  
2.3) Gründung mutter-
sprachlicher Gruppen 

 
1. Initiierung und Durchführung 

von Informationsveranstaltun-
gen. Perspektive: „Gründung ei-
ner muttersprachlichen Selbst-
hilfegruppe“.  

2. Einstellung von (Fach-) Personal 
mit Migrationshintergrund. 

3. Schulung von `In-Gang-
Setzerinnen´ bzw.  `In–Gang-
Setzern´ mit Migrationshin-
tergrund. 

 

 
zu 1. 
- Anzahl an Informationsveranstaltungen / 

Jahr 
 
zu 2. 
- Anteil des Personals mit Migrationshin-

tergrund 
 
zu 3. 
- Anzahl von geschulten `In-Gang-

Setzerinnen´ bzw. `In-Gang-Setzern´ 
mit Migrationshintergrund 
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6.13  Handlungsfeld:  Selbsthilfe 
 
 
Oberziel 

 
Teilziel 

 
Maßnahmevorschlag 

 
Kennzahl / Indikator 

 
Zuständige, 
handelnde 
bzw. rele-
vante Akteu-
re 
 

 
(Ggf.) 
Zeitliche 
Umsetz-
barkeit 
 

 

 1
5
7
 

  
2.4) Förderung gemeinsa-
mer Aktivitäten von ein-
heimischen und Zuwande-
rinnen- bzw. Zuwanderer-
Gruppen 
 

    

 
Hinweise zu einer Priorisierung (Vorschlag des jeweiligen Teilprojekts): 
 
./. 
 
 
                                                 
70 Bedarfsgruppenanalyse , wer die Menschen mit Migrationshintergrund im Umfeld von Selbsthilfekontaktstellen sind, woher sie kommen, welche Altersgruppen besonders ver-
treten sind, wie sie leben, arbeiten und welchen sozioökonomischen Hintergrund sie haben. Dazu sind  Daten der kommunalen Gesundheitsberichterstattung sowie Erfahrungen 
aus bestehenden Projekten hinzuzuziehen. 
 

71 S. hierzu auch Anm. zu Teil I, Ziff. 6.3, Fußn. 35. 
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6.14  Handlungsfeld:  Sozialpsychiatrische/psychosoziale Versorgung 
 
 
Oberziel 

 
Teilziel 

 
Maßnahmevorschlag 

 
Kennzahl / Indikator 

 
Zuständige, 
handelnde 
bzw. rele-
vante Akteu-
re 
 

 
(Ggf.) 
Zeitliche 
Umsetz-
barkeit 
 

 
 

 

1
5
8
 

 
1. Verbesserung 

der Zugangs- 
und Partizipa-
tionsmöglich-
keiten von 
Menschen mit 
Migrationshin-
tergrund zu 
und an der so-
zialpsychiatri-
schen und 
psychosozia-
len Versor-
gung 

 

 
1.1) Erhalt und Ausbau  
vorhandener sozialpsychi-
atrischer und psychosozia-
ler personeller Ressourcen. 
 
 

 
 

   

  
1.2) (Verstärkte) Interkul-
turelle Öffnung und Kom-
petenz der Regelangebote 
 

 
1. Interkulturelle Qualifizierung al-

ler Mitarbeiterinnen bzw. Mitar-
beiter. 

 

 
zu 1. 
- Zahl der durchgeführten Fortbildungen in 

den Einrichtungen (2jährliche Abfrage bei 
allen Institutionen) 

 

 
zu 1. 
Stadt Blfd., 
Träger der (Re-
gel-) Angebote 
 

 
 
Kurz- bis 
mittelfristig 

  
1.3) (Verstärkte) Kultur-
sensible Ausrichtung der 
ambulanten und stationä-
ren Angebote der Einglie-
derungshilfe sowie kom-
munikative Kompetenz 

 
1. (Verstärkte) Einstellung von 

muttersprachlichen Mitarbeite-
rinnen bzw. Mitarbeitern 72. 

2. Qualifizierung von Migrantinnen 
(Fachkräften, Mediatorinnen, 
Dolmetscherinnen, Ehrenamtli-

 
zu 1. 
- Fragebogen zur Ermittlung der Zahl der 

muttersprachlichen Mitarbeiterinnen und 
Mitarbeiter in Institutionen/Jahr 

 
zu 2. 

 
zu 1, 2. 
Stadt Blfd., 
Träger der (Re-
gel-) Angebote 
 
 

 
 
Kurzfristig 
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und Zugänge 
 

chen) für den psychosozialen / 
sozialpsychiatrischen Bereich. 

 
 

- Anzahl an durchgeführten Qualifizie-
rungsmaßnahmen/Jahr 

- Anzahl an Teilnehmerinnen in durchge-
führten Qualifizierungsmaßnahmen/Jahr 

- Anzahl der Vermittlung von Dolmetsche-
rinnen, Mediatorinnen 
a) von vermittelnden Stellen. 
 b) von anfragenden Institutionen. 
 

  

  
1.4) Wirksamer Schutz 
und Hilfe bei allen Formen 
von Gewalt gegen Frauen 
  

    

 
2. Angleichung 

der sozialpsy-
chiatrischen 
und psychoso-
zialen Versor-
gung von psy-
chisch kran-
ken Menschen 
(einschließlich 
Suchtkranke) 
mit Migrati-
onshin-
tergrund an 
die entspre-

 
2.1) Sicherung der Konti-
nuität von migrationsspe-
zifischen Angeboten (Maß-
nahmen für Betroffene) 
 

 
1. Sozialpsychiatrisches, mutter-

sprachliches Beratungsangebot 
für Menschen mit Migrationshin-
tergrund in Trägerschaft der 
Stadt Bielefeld. 

2. Erhöhung der Kapazitäten psy-
chologischer Beratung für rus-
sisch-/türkischsprachige Frauen 
mit Migrationshintergrund bei 
häuslicher und sexualisierter 
Gewalt.  

3. Versorgung von psychisch kran-
ken Menschen mit Migrations-
hintergrund als Quer-
schnittsaufgabe für Gemeinde-
psychiatrischen Verbund (GPV) 

 
zu 1.  
- Anzahl der Beratungen und Stellen mit 

muttersprachlicher Beratung/Jahr 
 
zu 2. 
- Zahl der beratenen Frauen/Jahr  
- Zahl der Stellen/Jahr 
 
zu 3. 
- Zahl der Sitzungen mit dem Thema 

´Versorgung von Menschen mit Migrati-
onshintergrund´ 

 
zu 1. 
Stadt Blfd. – 
500 – 
 
zu 2. 
Träger der 
(Beratungs-) 
Angebote 
 
zu 3. 
GPV, Psychi-
atriebeirat, 
Regionalkon-
ferenz – Lei-

 
zu 1. ff. 
Kurzfristig 
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chende Ver-
sorgung von 
psychisch 
kranken Men-
schen ohne 
Migrationshin-
tergrund (z. B. 
bei vergleich-
barer sozialer 
Schichtzuge-
hörigkeit) 

 

73 und Psychiatriebeirat und als 
ständiges Thema in den Zielver-
einbarungsgesprächen der Regi-
onalkonferenz. 

 
 

tung/Geschäft
sführung – 
 

  
2.2) Verbesserung der 
Versorgung von psychisch 
erkrankten Menschen mit 
Migrationshintergrund 
 
 
 

 
1. Sozialpsychiatrische mutter-

sprachliche Angehörigengruppe. 
2. Sozialpsychiatrische mutter-

sprachliche Selbsthilfegruppe in 
Kooperation mit der BIKIS – Bie-
lefelder Kontakt- und Informati-
onsstelle für  Selbsthilfe –. 

3. Genderspezifische Gruppenarbeit 
generell und für chronisch psy-
chisch Kranke. 

4. Konsequenter Einsatz von quali-
fizierten Dolmetscherinnen bzw. 
Dolmetschern in der psychiatri-
schen Behandlung. 

5. Arbeits- und Beschäftigungsan-
gebote für chronisch psychisch 
kranke Menschen mit Migrati-

 
zu 1., 2. u. 3. 
Für alle Gruppenangebote: 
- Zahl der Angebote/Jahr 
- Anzahl der Teilnehmerinnen bzw. Teil-

nehmer/Jahr 
- Zahl der Treffen/Jahr 
 
zu 4.  
- Zahl der Anfragen von Kliniken und Pra-

xen an das Amt für Integration und in-
terkulturelle Angelegenheiten und an 
selbständig arbeitende Dolmetscherinnen 
bzw. Dolmetscher  

 
zu 5. 
- Zahl der Angebote/Jahr 
- Anzahl der Teilnehmerinnen bzw. Teil-

 
zu 1., 2., 3. 
Psychosoziale 
Arbeitsgemein-
schaft (PSAG) 
74 
 
zu 4. 
Kliniken und 
Praxen 
 
zu 5. 
Stadt Blfd. – 
500 –, Arbeit-
plus, REGE 
mbH 
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onshintergrund mit Sprachförde-
rung. 

 

nehmern 
 

  
2.3) Verstärkte Aufklärung 
und Prävention 

 
1. Aufklärung und Prävention ins-

besondere zu folgenden The-
menbereichen 
 Gewalt gegen Frauen, vor 

allem sexualisierte Gewalt. 
 Angebotsstruktur(en) bei 

psychischer Erkrankung. 
 `Migrantinnen- bzw. migran-

tenspezifische Täterarbeit´. 
 Ausreichende Beratungsan-

gebote bei häuslicher und 
sexualisierter Gewalt. 

 Mehrsprachiges Informati-
onsmaterial, Aufklärungsar-
beit. 

 
 
 

 
Für alle Maßnahmen und Bereiche: 
- Zahl und Inhalte der durchgeführten 

muttersprachlichen Präventionsveran-
staltungen Kampagnen, Aufklärungs- 
und Informationsveranstaltungen 

- Zahl der Fortbildungen für Mitarbeiterin-
nen bzw. Mitarbeiter/Jahr 

- Zahl der Teilnehmerinnen bzw. Teilneh-
mer/Jahr 

- Anzahl und Inhalte muttersprachlicher 
Öffentlichkeitsarbeit/Jahr 

- Anzahl der muttersprachlichen Beratun-
gen und Therapien/Jahr 

 
zu 1 3. Ptk. 
- Zahl der muttersprachlichen  (Personal-) 

Stellen/Jahr 
- Zahl der Angebote/Jahr 
 
zu 1 5. Pkt.. 
- Zahl der neu erstellten Exemplare/Jahr 
 

 
zu 1.  1., 3.,  4. 
, 5. Pkt. 
Beratungs- und 
Angebotsträger 
 
 
 

 

  
2.4) Initiierung und Um-
setzung von Projekten 
 

 
1. Sozialpsychiatrisches Kompe-

tenzzentrum Migration (GfS-LR 
(Lebensräume e. V.)) 75 

2. Konzipierung bzw. Übertragung, 

 
zu 1. 
- Klärung der Finanzierung innerhalb eines 

Jahres 
 

 
zu 2. 
Projektträger, 
Stadt Blfd. – 
170, 530 – 

 
zu 1. 
Kurzfristig 
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Fortsetzung und Ausweitung 
von Projekten wie 
 MiMi (MiMi-Gesundheits- 

projekt „Mit Migranten für 
Migranten – Interkulturelle 
Gesundheit in Deutschland“) 
76. 

 Gleichberechtigung und Ver-
trauen in Paarbeziehungen 
„Güven“ 77.  

 Präventionsangebote und 
Hilfen für Aussiedlerinnen 
bzw. Aussiedler zum Thema 
Alkoholgefährdung in OWL 
(Parus). 

 

zu 2. – 4. 
- Welche Maßnahmen wurden wann 

durchgeführt  
- Zahl der Teilnehmerinnen und Teilneh-

mer/Jahr. 
 

 
 

  
2.5) Ausbau von Vernet-
zung 

 
1. Einrichtung eines migrantenspe-

zifischen, sozialpsychiatrischen, 
träger- und berufsgruppenüber-
greifenden Kompetenznetz-
werks. 

2. Installierung, Koordinierung ei-
nes Arbeitskreises (AK) Inter-
kulturelle Frauenberatung. 

3. Überregionale Vernetzung klei-
ner ethnischer Gruppen. 

 

 
zu 1. 
- Zahl der Sitzungen, Anzahl der beteiligten 

Institutionen/Jahr 
 
zu 2. 
- Anzahl der Treffen/Jahr 
 
 
 

 
zu 1. 
PSAG 
 
zu 2. 
Frauenbera-
tungsstellen 
 
zu 3. 
Stadt Blfd. – 
170 – 
 

 
 
Kurzfristig 
 
 
Fortlfd. 
 
 
 
Mittelfristig 

 
Hinweise zu einer Priorisierung (Vorschlag des jeweiligen Teilprojekts): 
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1.   2. Oberziel, 1. Teilziel, 1. Maßnahmevorschlag 
2.    1. Oberziel, 1. Teilziel,  3. Teilziel, 2. Maßnahmevorschlag;, 4. Teilziel, 1. Maßnahmevorschlag, 5. Teilziel, 1. Maßnahmevorschlag. 
       
 
                                                 
72 Der Psychiatriebeirat hat angeregt, einen Beratungsführer für die Einrichtungen und Dienste zu erstellen, aus dem die spezifischen sprachlichen Kompetenzen der Fachkräfte 
in der sozialpsychiatrischen Versorgung in Bielefeld hervorgehen. Eine Arbeitsgruppe unter Federführung des Psychiatriekoordinators der Stadt  Bielefeld – Amt für soziale Leis-
tungen (Sozialamt) – wird bei allen Einrichtungen und Diensten der sozialpsychiatrischen Versorgung die dort tätigen muttersprachlichen Fachkräfte ermitteln und in einer Datei 
zusammentragen, damit diese bei Bedarf (direkt) angesprochen werden können. 
 

73 Gemeindepsychiatrischer Verbund Bielefeld: Im Gemeindepsychiatrischen Verbund Bielefeld (GPV) sind seit 1998 folgende Träger vernetzt: Die Grille, der Verein zur Integra-
tion psychisch Kranker in Bielefeld e.V., Hilfe für alleinstehende wohnungslose Mitbürger e.V./Trockendock, Lebensräume e.V., Stiftungsbereich Integrationshilfen vBA Bethel/A 
& F – Ambulante und teilstationäre Hilfen, proWerk Bethel (seit 20.11.2006), Die Johanniter (seit 20.11.2006),GfS - Gesellschaft für Sozialarbeit e.V. (seit 25.05.2007), Pension 
Plus gGmbH. Die Angebote des GPV richten sich an psychisch kranke und abhängigkeitskranke Menschen Bielefelds, die vorübergehend oder längerfristig Hilfen in Anspruch 
nehmen möchten und Unterstützung bei der Koordination benötigen. Die Träger im GPV haben sich zusammengeschlossen, um der Versorgungspflicht angemessen nachkom-
men zu können und um ihre Hilfsangebote besser auf einander abzustimmen. Die im GPV vernetzten Träger bieten folgende Hilfearten an: ambulant betreute Wohnformen, am-
bulante psychiatrische Pflege, Tagesstätten, Kontaktstellen, ambulante Ergotherapie, Arbeitsprojekte. 
Psychiatriebeirat der Stadt Bielefeld: Zu seinen Aufgaben gehören: Steuerung einer bedarfsgerechten Weiterentwicklung der psychiatrischen Versorgung der Stadt Bielefeld un-
ter Beteiligung der relevanten Institutionen, Initiativen sowie Nutzerinnen- und Nutzergruppen; Beratung des Rates, der Ausschüsse und der Verwaltung in allen Fragen der psy-
chiatrischen Versorgung; Beschreibung von Bedarfslagen, Angebotsmängeln und strukturellen Defiziten im Rahmen der psychiatrischen Versorgung sowie Erarbeitung von Vor-
schlägen zur Abhilfe von Versorgungsdefiziten einschließlich finanzieller Aspekte und Auswirkungen; Mitwirkung bei der Konzeption und Weiterentwicklung von psychiatrischen 
Versorgungsangeboten und Kooperationsstrukturen; Stellungnahme zu und Abstimmung von Planungsabsichten und Umsetzungsprozessen der an der psychiatrischen Versor-
gung beteiligten Institutionen, Einrichtungen, Diensten und Trägern einschließlich der damit verbundenen finanziellen Auswirkungen; Mitwirkung bei der kommunalen Psychiat-
rieplanung; Empfehlungen und Stellungnahmen zu fachgebietsübergreifenden (Querschnitts-)Themen der Versorgung bestimmter Zielgruppen wie Menschen mit Migrationshin-
tergrund, Kinder und Jugendliche, Frauen, Arbeitslose und alte Menschen (vgl. http://www.bielefeld.de/de/rv/rinfo/beiraete/p_beirat/ (Stand: 21.11.2009)). 
 

74 Die Psychosoziale Arbeitsgemeinschaft Bielefeld wurde 1974 gegründet. Sie ist ein Zusammenschluss von MitarbeiterInnen der unterschiedlichen Einrichtungen und Träger 
der psychosozialen und sozialpsychiatrischen Versorgung, von Psychiatrieerfahrenen- und Angehörigengruppen sowie weiteren engagierten Gruppen und Einzelpersonen in 
Bielefeld. Sie dient als Informations- und Austauschforum und hat die Optimierung der psychosozialen und sozialpsychiatrischen Versorgung in Bielefeld zum Ziel. In diesem 
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Rahmen spricht sie auch Empfehlungen für den Psychiatriebeirat und den Sozial- und Gesundheitsausschuss (SGA) der Stadt Bielefeld aus. Zurzeit umfasst der Verteiler der 
PSAG rund 180 Personen und Einrichtungen. Neben dem Plenum arbeiten regelmäßig die Fachgruppe Therapie und Beratung, eine Regionalgruppe und die AG Ambulante 
Eingliederungshilfe (vgl. www.psychiatrie-bielefeld.de/seiten/pdf-dokumente/psag2008-2009 (Stand: 23.11.2009)). 
 

75 In der Sitzung des Psychiatriebeirats am 17.06. und 16.09.2009 wurde an den ursprünglich zugrunde liegenden Antrag der Gesellschaft für Sozialarbeit  – Fachbereich Le-
bensräume – erinnert, in dem der Aufbau eines `Sozialpychiatrischen Kompetenzzentrums Migration´ beabsichtigt wurde. Nach eingehender Diskussion wurde übereinstimmend 
festgestellt, dass ein Spezialdienst den Zugang zum Gesundheitssystem nicht erleichtere. Integration durch den Aufbau interkultureller Kompetenz im Regelangebot, über mut-
tersprachliche Fachkräfte und Fortbildungsangebote zur interkulturellen Kompetenz, wurden als sinnvoll erachtet. 
 
 

76 S. hierzu auch Anm. zu Teil I, Ziff. 6.3, Fußn. 35. 
 

77 Mentorprojekt „Güven – Vertrauen“. 
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1. Angleichung 

der Wohnver-
hältnisse von 
Menschen mit 
Migrationshin-
tergrund an 
die Wohnver-
hältnisse von 
Menschen oh-
ne Migrati-
onshin-
tergrund (z. B. 
bei vergleich-
barer sozialer 
Schichtzuge-
hörigkeit) 

 

 
1.1) Dauerhafte und an-
gemessene Wohnraumver-
sorgung  
 
 

 

 
1. Durchführung von Studien (zum 

Wohnraumbedarf und zur Wohn-
raumversorgung). 

2. Bau größerer – auch barriere-
freier, seniorengerechter – 
Wohneinheiten (4-/5-Zimmer-
Wohnungen). 

3. Umbau des Wohnungsbestandes 
zu größeren – auch barrierefrei-
en, seniorengerechten – Wohn-
einheiten. 

4. Zusammenführen von Nachfrage 
und Angebot. 

5. Bessere Kommunikation des 
sog. „Klima-Bonus“ 78. 

6. Imagekampagne für Mieterinnen 
bzw. Mieter mit Migrationshin-
tergrund (Adressat: Privater 
Mietsektor). 

7. Finanzierungs- und Förderungs-
beratung für Menschen mit Mig-
rationshintergrund. 

8. Bedarsferechter, angemessener 
und kostengünstiger Wohnraum 
für Transmigrantinnen und 
Transmigranten 79 (Menschen 
mit Migrationshintergrund, die 
zwischen Deutschland und z. B. 
ihrem Herkunftsland pendeln). 

9. Kostenlose, niedrigschwellige 

 
zu 1. 
- Wohnfläche pro Kopf 
- Wohnfläche pro Haushalt 
- Anteil der Wohnkosten am Haushaltsein-

kommen 
Datenquelle: Mikrozensus (Amtliche Reprä-
sentativstatistik über die Bevölkerung und 
den Arbeitsmarkt in Deutschland) 
 
- Unversorgte Haushalte mit Wohnberech-

tigungsschein am 31.12. (Anteil an allen 
Haushalten/Personen mit Wohnberechti-
gungsschein, Anteil der Haushal-
te/Personen an der relevanten Bevölke-
rungsgruppe)  

- Wohnungssuchende Haushalte mit Men-
schen mit Zuwanderungsgeschichte am 
31.12, Neuauftritte im abgelaufenen Jahr 
(Anzahl und Anteil an allen Haushalten, 
an der relevanten Bevölkerungsgruppe)  

      Datenquelle: Stadt Bielefeld 
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Beratung zum Energie sparen-
den Nutzungsverhalten von Hei-
zung, Warmwasser, Elektrogerä-
ten durch geschulte (mutter-
sprachliche) Beraterinnen bzw. 
Berater mit Migrationshin-
tergrund im Wohnumfeld oder in 
interkulturellen Treffpunkten zur 
Senkung von Mietnebenkosten. 

 
  

1.2) Verhinderung von 
Wohnungslosigkeit  
 

  
- Quote zur Verhinderung von Wohnraum-

verlust bzw. Wohnungslosigkeit (= An-
zahl an Haushalten, bei denen im abge-
laufenen Kalenderjahr Wohnungslosigkeit 
verhindert wurde) (Erhalt der alten Woh-
nung oder Bezug einer neuen Wohnung) 
in Relation zu allen Haushalten mit dro-
hendem Wohnungsverlust, zur relevanten 
Bevölkerungsgruppe   

- Untergebrachte Haushalte mit Menschen 
mit Migrationshintergrund nach § 14 OBG 
am 31.12. im abgelaufenen Jahr (Anzahl 
und Anteil an allen Personen/Haushalten, 
an der relevanten Bevölkerungsgruppe) 

      Datenquelle: Stadt Bielefeld 
 

  

  
1.3) Angleichung der  
Wohneigentumsquote 80 
 

 
1. Ermittlung der Wohneigentums-

quote (Datenerhebung, -aus- 
wertung). 

 
zu 1. 
- Eigenheimquote (Haushalte mit Men-

schen mit Migrationshintergrund mit 
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2. Ermittlung des Bedarfs an 
Wohn-/Hauseigentum. 

3. Kommunikation von Finanzie-
rungs- und Fördermöglichkeiten 
sowohl für Gebraucht- als auch 
für Neuimmobilien. 

4. Kommunikation zum Einsatz er-
neuerbarer Energien nach EE-
WärmeG 81 und zur EnEV 82. 

5. „Kauf statt Miete“ – Neuausrich-
tung der Finanzierung von Kos-
ten der Unterkunft im Rahmen 
(insbes.) des SGB II („Hilfe zur 
Selbsthilfe“): Finanzierung der 
Belastungen für Wohn-/ Hausei-
gentum i. S. d. § 7 DVO zu § 82 
SGB XII statt Finanzierung der 
Kosten der Unterkunft bei sozial-
leistungsberechtigten, größeren 
(insbes. kinderreichen) Familien. 

6. Nutzung kostenloser Beratung 
zur energetischen Sanierung zur 
(Wert-)Erhaltung von Immobilen 
und zur Senkung von Energie-
verbrauchskosten. 

 

Wohneigenheimen, Eigentumswohnun-
gen, Anzahl und Anteil an allen Haushal-
ten, an der relevanten Bevölkerungs-
gruppe) 

      Datenquelle: Stadt Bielefeld, Amtsgericht 
      – Grundbuchregister – 
 

 
2. Verstärkte 

Förderung der 
Partizipation 

 
2.1) Schaffung wohnge-
bietsbezogener partizipati-
onsfördernde Aktivitäten 
 

 
1. Einbeziehung, Beteiligung von 

Menschen mit Migrationshin-
tergrund an der Pla-
nung/Umsetzung (Bauleitpla-

 
zu 1. 
- Anzahl an Verfahren mit Beteiligung von 

Menschen mit Migrationshintergrund/Jahr 
- Anzahl beteiligter Menschen mit Migrati-
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von Bewohne-
rinnen bzw. 
Bewohnern an 
der Stadtent-
wicklung 

 

nung, Projektplanung und –
umsetzung etc.). 

2. Installierung eines Quartiersma-
nagements 83 (s. hierzu auch 3. 
Oberziel). 

3. Installierung von Bewohnerräten 
84. 

 

onshintergrund/Jahr 
- Befragungen 
 
zu 3. 
-     Anzahl an installierten Bewohnerräten/J. 

  
2.2) Verbesserung beste-
hender wohngebietsbezo-
gener partizipationsför-
dernder Aktivitäten 
 

 
1. Einbeziehung, Beteiligung von 

Menschen mit Migrationshin-
tergrund (sowie deren Organisa-
tionen (Migrantenorganisatio-
nen)) an der Pla-
nung/Umsetzung. 

2. B-Plan-Verfahren → Beteiligung 
von Trägern öffentlicher Belan-
ge, Trägern privater Belange (z. 
B. einschließlich Migrantenorga-
nisationen) 85. 

3. Aktivitäten durch (Unterstüt-
zungs-)Leistungen / materielle 
Hilfen Dritter (z. B. Energiever-
sorger) verbessern. 

 

 
zu 1. 
- Anzahl an Verfahren mit Beteiligung von 

Menschen mit Migrationshintergrund/Jahr 
- Anzahl beteiligter Menschen mit Migrati-

onshintergrund/Jahr 
- Befragungen 
 
zu 2. 
-     Anzahl an Verfahren mit Beteiligung von    
      Migrantenorganisationen/Jahr 
 
zu 3. 
-     Anzahl an Aktivitäten mit Unterstützung     
      Drittter / Jahr 
      Datenquelle: Stadt Bielefeld 
 

  

 
3. Stadtteilent-

wicklungspoli-
tik des sozia-
len Ausgleichs 

 
3.1) Individuelle Entwick-
lung von Wohnquartieren 
derart, dass sie integrati-
onsfördernd wirken 

 
1. Systematische Erfassung integ-

rationsrelevanter Belange 86 in 
der Stadtplanung/-entwicklung. 

2. Wohnquartiersbezogene (klein-

 
zu 1, 2. 
- Schuleingangsuntersuchungen 
- Übergangsquote Grundschule → Weiter-

führende Schule 
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betreiben 
 

 räumige) Datenerhebung/-
betrachtung und Bedarfsanalyse. 

3. Kleinräumig ausgerichtete Be-
fragung zu Segregation und In-
tegration im Stadtteil bzw. 
Wohnumfeld. 

4. Funktion von Begegnungszent-
ren/Begegnungsplätzen (auch 
im Freien) herstellen, Begeg-
nungsräume für Milieus. 

5. Beispiele für integrationsför-
derndes Wohnen 87 identifizie-
ren, erweitern (quantitativ) und 
weiter entwickeln (qualitativ). 

 

- Bezug von öffentlichen Transferleistungen 
(Alg I. Alg II. SGB XII, SGB VIII) 

       Datenquelle: Stadt Bielefeld, Arbeitplus  
       in Blfd. GmbH      
- Bewertung der Ergebnisqualität der Infra-

struktureinrichtungen 
Datenquelle: Akteursbefragung, Bewohnerin-
nen- bzw. Bewohner-Befragung (Mieterinnen 
bzw. Mieter mit Migrationshintergrund, ohne 
Migrationshintergrund) 
 

  
3.2) Adäquate Unterstüt-
zung von Wohnquartieren, 
die aufgrund ihres über-
durchschnittlich hohen An-
teils von Personen mit 
Migrationshintergrund In-
tegrationsarbeit für die 
Gesamtstadt leisten 
 

 
1. Angemessene / bedarfsgerechte 

(quantitative wie qualitative) 
Ausstattung der Stadtteile mit 
sozialer Infrastruktur (insbes. 
Angebote der Tagesbetreuung, 
Grundschulen, Beratungsstellen, 
ÖPNV, Altenbetreuung, Arztpra-
xen, lokale Ökonomie etc.). 

2. Unterstützung und Assistenz bei 
freiwilligem Engagement von 
Menschen mit Migrationshin-
tergrund für Menschen mit 
Migrationshintergrund. 

3. Kooperationsmodelle und –
vereinbarungen erwirken und 

 
zu 1. 
- Förderquote (Ressourcen, die in entspre-

chende Wohngebiete fließen, Anteil an al-
len Ressourcen) (z. B. aus dem Pro-
gramm Stadtumbau West/Soziale Stadt) 

      Datenquelle: Stadt Bielefeld. 
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fördern, die insbes. zwischen 
Trägern institutioneller Angebo-
te im Stadtteil abgeschlossen 
werden und zum Ziel haben, al-
le relevanten Akteure mit glei-
chem Anteil in integrationsför-
dernde Maßnahmen und Umset-
zungsstrategien einzubinden 
(Beispiel: Vereinbarung zwi-
schen Trägern von Tages-
betreuungsangeboten mit dem 
Ziel, dass sich Stadtteilbevölke-
rungsstrukturen bei allen in 
gleicher Weise abbilden) und In-
tegrationsarbeit damit auf Ebe-
ne der Angebots- und Maßnah-
meträger zu gleichem Anteil 
verteilt ist). 

 
 
4. Verstärkte 

Förderung des 
interkulturel-
len Zusam-
menlebens 

 

 
4.1) Vermeidung von Kon-
flikten zwischen (Men-
schen) Gruppen im Stadt-
teil 
 

 
1. Quartiersmanagement. 
2. Installierung von Bewohner-  

räten.  
3. Vernetzung von Akteuren. 
 

 
zu 1, 3. 
Befragung(en) 
- Wie viele Mieterinnen bzw. Mieter sind 

Ihnen namentlich in ihrem Haus und im 
Wohngebiet bekannt? (Zu einem Haus 
gehören alle Wohnungen, die ein gemein-
sames Treppenhaus haben). 

- Mit wie vielen Mieterinnen bzw. Mietern 
sind Sie im Haus und im Wohngebiet so 
gut bekannt, dass man sich gegenseitig 
besucht? 

 
zu 1, 2, 3. 
Stadt Blfd. – 
170, Dez. 4, 5 
–, Wohnungs-
gesellschaften/-
genossenschaf-
ten, Vermiete-
rinnen und 
Vermieter etc.  
 

 
 
Kurz- bis 
mittelfristig 
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- Wie viele Mieterinnen bzw. Mieter gibt es, 
von denen Sie im Notfall Hilfe erwarten 
könnten)? 

 

Antwortkategorien: Niemand, 1 Nachbar, 2 
Nachbarn, 3 oder 4 Nachbarn, 5 bis 9 Nach-
barn, 10 oder mehr Nachbarn (im Haus, im 
Wohngebiet), Nachbarn mit und ohne Migra-
tionshintergrund 
 

- Möchten Sie mehr nachbarschaftliche 
Kontakte im Haus und im Wohngebiet 
haben ? 

- Würden Sie noch einmal in das Haus, in 
das Wohngebiet ziehen ? 

- Wie viele Freunde und Verwandte leben 
ebenfalls im Haus bzw. im Wohngebiet ? 

- Wie häufig haben Sie in ihrem Wohnge-
biet Kontakt zu Menschen aus anderen 
Kulturen/Nationen ? 

Datenquelle: Bewohnerinnen- bis. Bewohner-
Befragung 
 

  
4.2) Gewaltfreier Umgang 
mit Konflikten zwischen 
(Menschen) Gruppen im 
Stadtteil 
 

 
1. Gewaltprävention (positiv wir-

kend: Fußballspiel und Bereit-
stellung von Plätzen). 

2. Interkulturelles Training. 
3. Coolness-Training 88. 
 

 
zu 1, 3 
- PKS-Quoten (Polizeiliche Kriminalstatis-

tik). Anzahl der Personen im laufenden 
Kalenderjahr mit PKS 4001, 4131, 4500 
(Diebstahl), 2200, 2220, 2240, 2250 
(Körperverletzung), 2100 (Raubüberfall), 
6740 (Sachbeschädigung) 

Datenquelle: Polizei 

 
zu 1., 2, 3 
Träger der 
Wohlfahrtspfle-
ge, Träger frei-
er Jugendhilfe, 
Sportvereine, 
Migrantenve-
reine 

 
 
Kurzfristig 
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4.3) Förderung interkultu-
reller Kompetenz 
 

 
1.  Interkulturelles Training. 
 

 
zu 1. 
- Wie wichtig ist es Ihnen, Menschen aus 

anderen Kulturen/Nationen kennen zu 
lernen ?  

- Wie beurteilen Sie die Möglichkeiten in 
Ihrem Wohngebiet, Menschen aus ande-
ren Kulturen/Nationen kennen zu lernen ? 

- Wie beurteilen Sie das Zusammenleben 
unterschiedlicher Kulturen/Nationen in 
Ihrem Wohngebiet ?  

Datenquelle: Bewohnerinnen- bzw. Bewoh-
ner-Befragung 
 

 
zu 1. 
Stadt Blfd. -
170, Träger der 
Wohlfahrtspfle-
ge, Träger frei-
er Jugendhilfe, 
Sportvereine, 
Migrantenve-
reine 
 

 
 
Kurzfristig, 
fortlfd. 
 

  
4.4) Förderung interreligi-
ösen Dialogs 
 

 
1. Information zu Religionen und 

religiösen Einrichtungen in der 
Stadt. 

2. Bereitstellung von vorhandenen 
Räumlichkeiten für den interreli-
giösen Dialog. 

3. Projekt: Gottesdienste, Predig-
ten in Deutsch. 

4. Wechselseitige Information über 
die Religion/Glaubensrichtung 
und Kommunikation zwischen 
den Religionen / Religionsge-
meinschaften vor Ort (z. B. „I-
mame informieren in Kirchen“, 
„Pfarrerinnen bzw. Pfarrer, 

 
zu 1, 4 
- Personen, die an Aktivitäten anderer Re-

ligionen teilnehmen ? 
- Personen, die mindestens drei wichtige 

Aspekte/Grundlagen anderer Religionen 
kennen ? 

Datenquelle: Zählungen, Bewohner-/Innen-
Befragung 
 
 

 
zu 1. 
Stadt Blfd. – 
170 – 
 
zu 2, 3. 
Kirchen, Religi-
onsgemein-
schaften in 
Blfd. 
 

 
 
Kurzfristig, 
fortlfd. 
 
 
Kurzfristig, 
fortlfd. 
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Priester informieren in Mo-
scheen“). 

 
  

4.5) Gemeinsamkeiten 
herstellen 
 

 
1. Stadtteil-/Quartiersbezogene 

Zieldefinition (Basis: Wie ist die 
Situation im Wohngebiet, Hand-
lungsbedarf ?), Umsetzung. 

2. Stadtteil-/Quartiersbezogene 
Konferenzen (Runder Tisch) ein-
schließlich Beteiligung von Ver-
treterinnen bzw. Vertretern der 
Anwohnerinnen bzw. Anwohner; 
Einzelakteure im Stadt-
teil/Wohnquartier (Wohnungs-
baugesellschaften/-genossen- 
schaften, Kirche etc.) bemühen 
sich um Kooperation. 

3. Installierung von Bewohnerrä-
ten.  

4. Vernetzung von Akteuren. 
5. Bereitstellung von „Raum“/ 

(vorhandenen) Räumlichkeiten 
(„Haus der kulturellen Begeg-
nung“). 

6. Gemeinsame Projekte z. B. zur 
Sicherung bzw. Verbesserung 
quartiersbezogener Infrastruktur 
und Wohnqualität („Wir-Gefühl-
Stärkung“). 

7. Interkulturelle Straßenbenen-

 
zu 1, 2, 6. 
- Personen, die sich als „Brackwederinnen 

bzw. Brackweder“, „Siekerianerinnen 
bzw. Siekerianer“ etc. verstehen? 

- Personen, die sich als Mieterinnen bzw. 
Mieter der BGW, GAGFAH etc. verstehen? 

Datenquelle: Bewohnerinnen- bzw. Bewoh-
ner-Befragung 

 
zu 1 ff. 
Stadt Blfd. – 
Dez. OB – 170 
–, Dez. 4, 5 
 
 

 
 
Kurz- bis 
mittelfristig 
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nung(en), Namensgebung von 
Gebäuden, Einrichtungen etc. 
(Namen friedens-, integrations-
fördernder Persönlichkeiten).  

8. Projekt Stadtteilmütter als Mul-
tiplikatorinnen (vgl. Projekt 
„Muttersprachliche Assistenz“). 

9. Integrationslotsinnen bzw. –
lotsen für (Neu-) Zuwanderinnen 
bzw. Zuwanderer, Flüchtlinge. 

10. Interkultureller Austausch über 
Energienutzungsverhalten und 
Klimaschutz, Darstellung von 
Klimaveränderungen in den ver-
schiedenen (Herkunfts- bzw. 
Heimat-) Regionen auf der Erde 
zur Motivation von gemeinsa-
men Klimaschutzaktionen in Bie-
lefeld mit globalen Auswirkun-
gen. 

 
  

4.6) Wohngebietsbezogene 
integrationsfördernde Akti-
vitäten schaffen 
 

 
1. Bereitstellung von Gemein-

schaftsräumen (s. auch Teilziel 
4.5). 

2. Quartierslotsen außerhalb des 
privaten Vermietungssektors. 

3. Interkulturelle Gärten. 
4. Ausrichtung kommunaler Finan-

zierung und Unterstützung gene-
rell auf integrationsfördernde 

 
 

 
zu 1. 
Stadt Blfd. – 
230, 400, 520 
i. V. m. 170 – 
 
zu 4. 
Stadt Blfd. – 
170, 500, 510, 
530 – 

 
 
Kurz- bis 
mittelfristig 
 
 
 
Kurz- bis 
mittelfristig 
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Maßnahmen in Bielefeld.  
5. Einbeziehung von Aktivitäten, 

speziellen Anlässen von Zuwan-
derergruppen. 

6. Vernetzung von Akteuren (s. 
auch Teilziele 4.1, 4..5). 

7. Stadtteilbezogener Wettbewerb 
analog „Unser Dorf soll schöner 
werden“ für gelingende Integra-
tion. 

8. Teilnahme von (Wohn-) Quartie-
ren an Veranstaltungen (z. B. 
Carnival der Kulturen, Interkul-
turelle Straßenfeste, Roll-Taking 
89). 

9. „Tag des Wohnzimmers“, „Tag 
der Küche“. 

10. „Soziale Landkarte“ (Stadtkar-
te). 

 

 
zu 5. 
Bewohnerräte, 
Quartiersmana-
gement 
 
zu 6. 
Stadt Blfd.- 170 
– 
 
zu 8. 
Bewohnerräte, 
Quartiersmana-
gement 
 
zu 10. 
Stadt Blfd. – 
170, 500, 510 
– 
 

 
 
Kurz- bis 
mittelfristig 
 
 
 
Mittelfristig 
 
 
 
Kurzfristig 
 
 
 
 
Mittelfristig 
 
 
 

  
4.7) Bestehende wohnge-
bietsbezogene integrati-
onsfördernde Aktivitäten 
verbessern 
 

 
1. Einbeziehung von Aktivitäten, 

speziellen Anlässen von Gruppen 
von Zuwanderinnen bzw. Zu-
wanderern. 

2. Ausrichtung kommunaler Finan-
zierung und Unterstützung gene-
rell auf integrationsfördernde 
Maßnahmen in Bielefeld. 

3. Aktivitäten durch (Unterstüt-
zungs-)Leistungen/materielle 

  
zu 1. 
Bewohnerräte, 
Quartiersmana-
gement 
 
zu 2. 
Bewohnerräte, 
Quartiersmana-
gement 
 

 
 
Kurzfristig, 
fortlfd. 
 
 
 
Kurzfristig, 
fortlfd. 
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Hilfen Dritter (z. B. Energiever-
sorger) verbessern. 

 

zu 3. 
Stadt Blfd. – 
230, 600, 660 
– 
 

 
Kurzfristig, 
fortlfd. 
 

 
Hinweise zu einer Priorisierung (Vorschlag des jeweiligen Teilprojekts): 
 
Die Priorisierung der Oberziele erfolgt unter Zugrundelegung von in der Lenkungsgruppensitzung zum Projekt „Wir fördern Integration!“ er-
örterter Kriterien (Beeinflussbarkeit durch die Kommune, Dringlichkeit der Problematik, Breitenwirkung/Vielzahl der erreichten Personen, 
Schnelle Zielerreichung, Relation eingesetzter Ressourcen : Effekte):  
 
1. Verstärkte Förderung des interkulturellen Zusammenlebens 
2. Verstärkte Förderung der Partizipation von Bewohnerinnen bzw. Bewohnern an der Stadtentwicklung 
3. Stadtteilentwicklungspolitik des sozialen Ausgleichs betreiben 
4. Angleichung der Wohnverhältnisse von Menschen mit Migrationshintergrund an die Wohnverhältnisse von Menschen ohne Migrationshin-

tergrund (gleicher Status) 
 
Die Priorisierung von Maßnahmevorschlägen innerhalb des an ersten Stelle genannten Oberziels erfolgte auf Basis einer Bepunktung durch 
die anwesenden Teilprojektmitglieder; jedes Teilprojektmitglied hatte 5 Punkte zur Verfügung (Ergebnisse: S. Anlage – bis zur lfd. Nr. 8 er-
hielten Maßnahmevorschläge Punktwerte).  
 
1. Bereitstellung von „Raum“, von (vorhandenen) Räumlichkeiten, von Gemeinschaftsräumen 
 
2. Bereitstellung von (vorhandenen) Räumlichkeiten für den interreligiösen Dialog  
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3. Installierung von Bewohnerräten  
 
4. Ausrichtung kommunaler Finanzierung und Unterstützung generell auf integrationsfördernde Maßnahmen in Bielefeld  

Quartiersmanagement 
 
5. Gemeinsame Projekte z. B. zur Sicherung bzw. Verbesserung quartiersbezogener Infrastruktur und Wohnqualität („Wir-Gefühl-

Stärkung“) 
 
Gewaltprävention (positiv wirkend: Fußballspiel und Bereitstellung von Plätzen)  
 
Wechselseitige Information über die Religion/Glaubensrichtung und Kommunikation zwischen den Religionen / Religionsgemeinschaften 
vor Ort (z. B. „Imame informieren in Kirchen“, „Pfarrerinnen bzw. Pfarrer, Priester informieren in Moscheen“) 

 
6. Projekt Stadtteilmütter als Multiplikatorinnen (vgl. Projekt „Muttersprachliche Assistenz“) 

 
Interkulturelle Straßenbenennung(en), Namensgebung für Gebäude, Einrichtungen etc. mit Namen friedens-, integrationsfördernder 
Persönlichkeiten 
 
Interkulturelle Gärten 

 
7. Vernetzung von Akteuren 

 
Interkulturelles Training 
 
„Tag des Wohnzimmers“, „Tag der Küche“ (Wechselseitige Einladungen und Besuche von Nachbarinnen bzw. Nachbarn im Stadt-
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teil/Wohnquartier 
 
8. Stadtteil- bzw. quartiersbezogene Konferenzen (Runder Tisch) einschließlich Beteiligung von Vertreterinnen bzw. Vertretern der Anwoh-

nerinnen bzw. Anwohner; Einzelakteure im Stadtteil/Wohnquartier, Wohnungsbaugesellschaften/-genossenschaften, Kirche etc. bemü-
hen sich um Kooperation. 
 
Integrationslotsinnen bzw. –lotsen für (Neu-) Zuwanderinnen bzw. Zuwanderer, Flüchtlinge 
 
Stadtteil-/Wohnbezirksbezogener Wettbewerb analog „Unser Dorf soll schöner werden“ für gelingende Integration  
 
„Soziale Landkarte“ (Stadtkarte) 

 
9. Stadtteil- bzw. quartiersbezogene Zieldefinition (Basis: Wie ist die Situation im Wohngebiet, Handlungsbedarf ?), Umsetzung 

 
Quartierslotsen  außerhalb des privaten Vermietungssektors  
 
Coolness-Training  
 
Information zu Religionen und religiösen Einrichtungen in der Stadt  
 
Projekt: Gottesdienste, Predigten in Deutsch 
 
Einbeziehung von Aktivitäten, speziellen Anlässen von Gruppen von Zuwanderinnen bzw. Zuwanderern 
 
Aktivitäten durch (Unterstützungs-) Leistungen/materielle Hilfen Dritter (z. B. Energieversorger) verbessern 
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Teilnahme von (Wohn-)Quartieren an Veranstaltungen (z. B. Carnival der Kulturen, Interkulturelle Straßenfeste, Roll-Taking) 

 
 
                                                 
78 Gestaffelt nach Energiekennwerten werden die Bemessungsgrößen/Kennwerte bei der Kaltmiete erhöht (Anm.: Leistungen für Unterkunft nach dem SGB II, SGB XII werden 
grundsätzlich in Höhe der tatsächlichen Aufwendungen erbracht, soweit diese angemessen sind.). Der für Wohnungen von Bezieherinnen bzw. Beziehern von Leistungen nach 
dem SGB II (und SGB XII) zugestandene Zuschlag auf die Kaltmiete wird durch niedrigere Heizkosten mehr als ausgeglichen. 
 

79 Transmigrantinnen bzw. Transmigranten pendeln zwischen mehreren Heimaten. Lange Zeit wurde nur Migration und in der Regel nur als eine Geschichte der Entwurzelung 
verstanden. Ein Migrant war jemand, der sein Land verließ, um dauerhaft in einem neuen Kulturraum zu leben. Seit Beginn der 90ger gibt es einen Perspektivwechsel. Man hat 
festgestellt, dass sich viele Migranten dauerhaft zwischen zwei oder sogar mehr Ländern und Kulturen hin und her bewegen. Dieses Phänomen, mobil an verschiedenen Orten 
beheimatet zu sein und dabei neue Räume zu eröffnen, nennt man Transmigration. 
 

80 Die Wohneigentumsquote ist das Verhältnis der von Eigentümerinnen und Eigentümern selbst bewohnten Wohnungen zu der Gesamtzahl der Wohnungen. 
 

81 Gesetz zur Förderung Erneuerbarer Energien im Wärmebereich (Erneuerbare-Energien-Wärmegesetz - EEWärmeG) vom 7. August 2008 (BGBl. 2008, Teil I Nr. 36 vom 18. 
August 2008, S. 1658). 
 

82 Energiesparverordnung vom 29.04.2009 (BGBl. 2009, Teil I Nr. 23 vom 30.04.2009, S. 954). 
 

83 Das Quartiersmanagement (abgekürzt: QM, auch: Stadtteilmanagement) ist ein Verfahren der Stadtentwicklung. Wie in der Wortzusammensetzung anklingt, sind Merkmale 
dieser Strategie zum einen die auf einen Stadtteil (Quartier) orientierte Förderung, zum anderen Steuerung (Management). Das Instrument Quartiersmanagement zeichnet sich 
zum einen durch die Zusammenführung der Akteure aus den verschiedenen Bereichen der Verwaltung, der lokalen Politik, der privaten Wirtschaft, der lokalen Vereine und der 
nicht organisierten Anwohner aus. Die Zielsetzung ist zum Anderen eine Integration der unterschiedlichen Aspekte von Wirtschaftsförderung, sozialer Befähigung und baulicher 
Stadtteilentwicklung. Um der integrativen Zielsetzung und dem Wandel von der Betreuung zur Befähigung gerecht zu werden, sind unterschiedliche Mittel Bestandteil des Quar-
tiersmanagementkonzeptes.  
Die zentrale Steuerung erfolgt durch einen von der öffentlichen Hand eingesetzten Quartiersmanager. Er oder sie sorgt für die Umsetzung der Fördermittel, hat aber auch die 
Aufgabe, Fördermöglichkeiten vor Ort zu eröffnen. Meist gibt es ein Quartiersbüro, das zum einen die administrative Infrastruktur für das Quartiersmanagement bereitstellt, ande-
rerseits aber auch Anlauf- und Versammlungspunkt für Bürgerorganisationen sein kann. Ein wichtiger Bestandteil ist ein sog. Quartiersfonds, ein Fördertopf, aus dem kurzfristige 
und kleinteilige Maßnahmen im Stadtviertel finanziert werden können (Verschönerungsaktionen, Hoffeste, Spielplatzbau). Über die Verteilung dieser Gelder entscheidet meist eine 
Jury, zusammengesetzt aus Anwohnerinnen und Anwohnern unter Leitung des beauftragten Quartiersmanagements. 
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84 Ein Bewohnerrat ist ein Gremium aus Anwohnerinnen bzw. Anwohnern eines Stadt-/Wohnquartiers. In regelmäßigen Treffen entscheiden die Mitglieder z. B. darüber, welche 
Projektideen – z. B. mit finanzieller Unterstützung aus einem Quartiersfonds – umgesetzt werden sollen. 
 

85 Migrantenvereine/-organisationen (MO) werden häufig als Initiativen und Vereine von Menschen mit Migrationshintergrund bezeichnet, die im Interesse der eigenen herkunfts-
land-orientierten Zielgruppe organisiert worden sind. Neben spezifischen Zielen wie die Förderung von Sport, Sprache, Religion oder Kultur spielen direkt oder indirekt immer 
auch die Beschäftigung und die Auseinandersetzung mit den Themen Migration, Integration und bürgerschaftliches Engagement eine große Rolle. 
 

86 Integrationsrelevante Belange können z. B. sein: Lebenswelten der Bevölkerungsgruppen unterschiedlicher Herkunft, kulturelle Orientierung, Staatsangehörigkeit, Teilhabe an 
Arbeit, Wohlstand, Bildung, sozialer Absicherung, politischer Partizipationsmöglichkeit. 
 

87 Integrationsförderndes Wohnen: Beispiele für „integrationsförderndes Wohnen“ müssen auf der Ebene des – konkreten – Wohnens und Zusammenlebens im Stadt-
teil/Wohnquartier, der Möglichkeit zu Begegnung, Austausch, Diskussion, Miteinander und der Gemeinsamkeit von Menschen im Stadtteil/Wohnquartier gesucht bzw. entwickelt 
werden. Beispiele: 

 
1.) BGW 

 
A 

 
Projekt Liebigstr. – in Kooperation mit der GfS –: Verbindung von (ehemals) 3 Wohnungen miteinander → Angebote der Freizeitgestaltung, Hausaufgabenhilfe, 
Nachbarschaftsaktivitäten (unterschiedlicher Ethnien), s. hierzu auch unter http://www.gfs-bielefeld.de/Treffpunkt-Liebigstrasse.26.0.html  
                                                                                                                                                                                                                                      

 
2.) BGW 

 
A 

 
Projekt Lipper Hellweg – in Kooperation mit dem Ev. Gemeindedienst –: Spielwohnung, Elterntreff, s. u. a. auch http://www.johanneswerk.de/index.php?id=344  
 

 
3.) Freie Scholle 

 
A 

 
Nachbarschaftstreffs, s. hierzu im Detail u. a. http://www.freie-scholle.de/cgi-bin/wecos.pl?sprache=deu&vorlage=&wecosmodus= &ebene1=kontakt&ebene2= an-
sprechpartner&ebene3=nachbarschaftstreffs 
 

 
4.) Freie Scholle 

  
Über Selbstverwaltungsorgane → Teilhabechance auch für Genossenschaftsmitglieder mit Migrationshintergrund 
 

 
5.) DRK 

 
A, B, 
C 

 
Kindertageseinrichtungen im Stadtteil: Ausdrückliche Ansprache von Eltern mit Migrationshintergrund („Mut machen“), Wahl von Elternspre-
cherinnen bzw. –sprechern mit Migrationshintergrund, Nutzung von Gemeinsamkeiten, Wohngebiet/Schnittstellen 
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6.) DRK 

 
A 

 
„Stängelwirtschaft/-gärten“, Bewegung im Freien 
 

 
7.) REGE mbH / 
Stadt Blfd. 

 
A, B, 
C, D 

 
Projekte „Umgang mit erwerbsfreier Zeit im Stadtteil“ (Projekt mit quartiersbezogenem Ansatz) 
 

 
8.) Stadt Blfd. 

  
„Belegungsvereinbarungen“ zwischen Stadt und Wohnungsbaugesellschaften – bezogen auf öffentlich gefördertem Wohnraum – (z. B.: Ver-
einbarung mit der BGW (seit 1984)) 
 

 
9.) Stadt Blfd. 

 
 

 
Beispiel: Wohngebiet „Breipohl`s Hof“ mit ursprünglich Quotierung hinsichtlich der Vergabe von Baugrundstücken an Personen/Familien mit 
Migrationshintergrund (Anteil (Zielquote): 20 % - 30 % (Sollquotierung): Nach Diskussion mehrheitlicher Vorschlag des TPG: Aufhebung von 
Quoten zur Vergabe von (Bau-)Grundstücken an Personen mit Migrationshintergrund 
  

 

Voraussetzungen für Angebote integrationsfördernden Wohnens: 
 

(Geschlossener/Offener) Raum muss vorhanden sein.                                                  ( A ) 
Mitarbeiterinnen bzw. Mitarbeiter mit Migrationshintergrund  ( B ) 
Persönliche Ansprache, „Mund-zu-Mund -Propaganda“                                                 ( C ) 
Keine Hürden, Schwellen, Voraussetzungen                                                                ( D ) 

 
 
 

88 Ziele von Coolness-Training sind: Erlernen von Regeln und Normen, vorausschauendes Handeln einüben, respektvoller Umgang mit anderen, über das eigene Handeln und 
Verhalten nachdenken, Übernahme von Verantwortung, Stärkung des Selbstbewusstseins, Aufdecken von Rechtfertigungsverhalten, Verhandeln lernen, Konfliktlösungsstrate-
gien entwickeln, Grenzen setzen können und akzeptieren. 
 

89 ,Roll-Taking" (Schimank 2000, S. 37): Beim Roll-Taking ist eine absolute Rollenbefolgung die Vorraussetzung. ,,Die Strukturfunktionalistische Rollentheorie, die soziale Nor-
men als Rollenerwartungen konzipiert und dementsprechend den Akteur als Rollen-Handelnden akzeptiert hat" (Schimank 2000, S. 37) ist der grundlegende Ausgangspunkt der 
Betrachtung. 
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1. Interkulturelle 

Orientierung 
und Öffnung 

 

 
1.1) Erhöhung des Anteils 
von Auszubildenden und 
des Anteils der Beschäftig-
ten mit Migrationshin-
tergrund in allen Berei-
chen und Hierarchiestufen 
entsprechend ihrem Be-
völkerungsanteil an den 
Erwerbsfähigen im Alter 
zwischen 15 und 65 Jah-
ren 
 

 
Werbung 
 
1. Werbemaßnahmen (Kommune, 

kommunale Betriebe), die sich 
gezielt an Jugendliche mit Migra-
tionshintergrund richten, im Ü-
bergang Schule → Ausbil-
dung/Beruf: 
- Praktika, 
- Schulpatenschaften, 
- Veranstaltungen in Schulen, 
- Imagekampagne (z. B. Zei-

tung, Plakate, Lokalradio). 
2. (Verstärkte) Information und Zu-

sammenarbeit mit Migrantenor-
ganisationen. 

3. Spezielle Information im Rahmen 
der Wahl der Staatsbürgerschaft 
über die Voraussetzungen der 
Einstellung in das Beamten-
verhältnis. 

 
Auswahl  

 
1. Fortlaufende Überprüfung von 

Personalprozessen in Bezug auf 
die Berücksichtigung der vielfäl-
tigen Fähigkeiten und Talente al-
ler Mitarbeiterinnen bzw. Mitar-
beiter 90. 

 
zu 1., 2. und 3. 
- Anteil der kommunalen Beschäftigten mit 

Migrationshintergrund, differenziert nach 
 Besoldungs- oder Vergütungsgruppe / 

Ausbildungsverhältnis / Praktikum. 
 Ethnischer Herkunft. 
 Geschlecht. 
 Verhältnis zum Zielwert ( erwerbsfä-

hige Bielefelderinnen und Bielefelder 
zwischen 15 und 65 Jahren der jewei-
ligen ethnischen Herkunft). 
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2. Überprüfung und ggf. Anpassung 
von Auswahlverfahren: Aufnah-
me eines statistischen Merkmals 
„Migrationshintergrund“ in die 
Angaben zur Person (Erkenntnis-
se über besondere Probleme in 
den bestehenden Testverfahren). 

3. Entwicklung und Aufnahme eines 
zusätzlichen Testteils „Bereit-
schaft zur interkulturellen Öff-
nung“. 

4. Differenzierte Ausrichtung der 
Testverfahren auf die berufsspe-
zifischen Anforderungen, um 
insbes. Bewerberinnen bzw. Be-
werbern mit Migrationshin-
tergrund die Möglichkeit zu ge-
ben, schulische Leistungen zu re-
lativieren (z. B. über Praktika). 

5. Keine Benachteiligung von Be-
werberinnen bzw. Bewerbern mit 
Migrationshintergrund bei glei-
cher Eignung.  

6. Gezielte Ansprache von Personen 
mit Migrationshintergrund, Aus-
differenzierung der Anforde-
rungsprofile in Stellenausschrei-
bungen (s. auch Handlungsfeld 
`Arbeitsmarkt´). 

7. Anerkennung von Qualifikationen 
und Kompetenzen/ Kompetenz-
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feststellungsverfahren. 
8. Aufnahme interkultureller / per-

sonaler Kompetenz als Kriterium 
bei Stellenausschreibungen (s. 
auch Handlungsfeld `Arbeits-
markt´). 

 
  

1.2) Der Aufstiegsweg der 
Mitarbeiterinnen und Mit-
arbeiter mit Migrationshin-
tergrund entspricht dem 
der anderen Beschäftigten 
 

 
Aufstiegsförderung 
 
1. Interkulturelle Kompetenz als 

Kriterium für Beurteilung und 
Beförderung. 

 

 
zu 1. 
- Anteil der kommunalen Beschäftigten mit 

Migrationshintergrund, differenziert nach 
 Besoldungs- oder Vergütungsgruppe / 

Ausbildungsverhältnis / Praktikum. 
 Ethnischer Herkunft. 
 Geschlecht. 
     Verhältnis zum Zielwert ( erwerbsfähi-

ge Bielefelderinnen und Bielefelder 
zwischen 15 und 65 Jahren der jeweili-
gen ethnischen Herkunft), differenziert 
nach Lebensalter (unter 25 / 26 – 35 / 
36 – 45 / über 45 Jahre). 

 

 
 

 
 

  
1.3) Führungskräfte und 
Mitarbeiterinnen bzw. Mit-
arbeiter haben ein fortlau-
fendes und qualifiziertes 
Angebot, sich interkultu-
relle Kompetenz aneignen 
zu können 
 

 
1. Entwicklung eines modularen 

Schulungskonzepts durch inter-
kulturell besetzte Arbeitsgrup-
pen. 

2. Einbeziehung der Thematik `In-
terkulturelle Kompetenz´ in wei-
tere Maßnahmen der Personal-
entwicklung (z. B. Mentoring91) 

 
zu 1. bis 5.  
- Umfang des Angebots zur Aneignung von 

interkultureller Kompetenz 
- Anzahl der Dozentinnen bzw. Dozenten/ 

Trainerinnen bzw. Trainer mit Migrations-
hintergrund (absolut / %) 

- Anzahl der Veranstaltungen zum The-
ma/Jahr  
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unter Berücksichtigung evtl. 
vorhandener bewährter Konzep-
te (s. z. B. Landeshauptstadt 
München 92). 

3. Interkulturelle/-personale Kom-
petenz und Antidiskriminierung 
als Bestandteil der Aus- und 
Weiterbildung. 

4. Gewinnung und Ausbildung / 
Qualifizierung von nebenamtli-
chen Dozentinnen bzw. Dozen-
ten mit Migrationshintergrund 
für die Aus- und Weiterbildung, 
auch für `traditionelle´ (Ausbil-
dungs-)Fächer (z. B. Staats- und 
Verfassungsrecht).  

5. Gewinnung von Trainerinnen 
bzw. Trainern mit Migrationshin-
tergrund für die Fortbildung. 

 

- Anzahl der Veranstaltungen mit interkul-
turellen Modulen/Jahr/Lehrgangsdauer 

 

  
1.4) Führungskräfte sind 
in der Lage, jede Mitarbei-
terin bzw. jeden Mitarbei-
ter entsprechend ihrer 
bzw. seiner Kompetenzen 
und Fähigkeiten zu unter-
stützen und zu fördern 
 
 

 
1. Aufnahme des Anforderungspro-

fils „Interkulturelle Öffnung und 
interkulturelle Kompetenz“ in 
das Führungsleitbild der Stadt 
Bielefeld. 

2. Etablierung der Thematik bei ei-
nem Führungskräfteforum der 
Amts- und Betriebsleiterinnen 
bzw. Amts- und Betriebsleiter. 

3. Ergänzung des bestehenden 

 
zu 1., 2., 3. u. 4.  
- Anteil der kommunalen Beschäftigten mit 

Migrationshintergrund, differenziert nach 
 Besoldungs- oder Vergütungsgruppe / 
Ausbildungsverhältnis / Praktikum. 

 Ethnischer Herkunft. 
 Geschlecht. 
 Verhältnis zum Zielwert (erwerbsfähige 
Bielefelderinnen und Bielefelder zwi-
schen 15 und 65 Jahren der jeweiligen 
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Konzepts der Führungskräfte-
entwicklung um ein Basismodul 
zur interkulturellen Kompetenz. 

4. Hospitation von Führungskräften 
in Migrationsdiensten und Mig-
rantenorganisationen unter 
Vermittlung des Amtes für In-
tegration und interkulturelle An-
gelegenheiten. 

 

ethnischen Herkunft), differenziert nach 
Organisationseinheiten. 

- Anzahl an Personen / Dauer bei der Nut-
zung der Angebote, differenziert nach 
 absolut / %. 
 Führungskräfte/Mitarbeitende. 
 Organisationseinheiten. 
 Besoldungs- oder Vergütungsgruppen. 
 Lebensalter. 
 Geschlecht. 
 mit / ohne Migrationshintergrund. 

 
  

1.5) Alle Mitarbeiterinnen 
bzw. Mitarbeiter sind in 
der Lage, jede Klientin 
bzw. jeden Klienten bei ih-
rem bzw. seinem Anliegen 
konstruktiv zu unterstüt-
zen 
 

 
1. Umsetzung der in dem Schu-

lungskonzept vorgesehenen 
Maßnahmen mit bedarfsorien-
tierter Berücksichtigung von 
Mitarbeiterinnen bzw. Mitarbei-
tern in publikumsintensiven Be-
reichen. 

2. Abbau von Sprachbarrieren 
durch Ausbau und Vernetzung 
des städtischen Dolmetscher- 
und Übersetzungsdienstes. 

3. Hospitation von städtischen Be-
schäftigten in Migrationsdiensten 
und Migrantenorganisationen 
unter Vermittlung des Amtes für 
Integration und interkulturelle 
Angelegenheiten. 

4. Klärung der Vorteile bzw. des 

 
zu 1., 2., 3. u. 4.  
-  Personenanzahl / Dauer bei der Nutzung 

der Angebote, differenziert nach 
 absolut / %. 
 Führungskräfte/Mitarbeitende. 
 Organisationseinheiten. 
 Besoldungs- oder Vergütungsgruppen. 
 Lebensalter. 
 Geschlecht. 
 mit / ohne Migrationshintergrund. 

- Anzahl der Anliegen mit vermeidbaren 
Kommunikationsproblemen 
 Anfrage bei Migrantenorganisationen. 
 Kundenbefragung 
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Konfliktpotenzials der Nutzung 
vorhandener Sprachkompetenz. 

 
 
 

 
1.6) Interkulturelle Kom-
munikation und Öffent-
lichkeitsarbeit 
 

 
1. Entwicklung eines Konzeptes in-

terkultureller Öffentlichkeitsar-
beit in Zusammenarbeit mit der 
zuständigen Stelle für Öffent-
lichkeits-/Pressearbeit. 

2. Initiierung und regelmäßige 
Durchführung bzw. Präsentation 
öffentlichkeitswirksamer Aktivi-
täten.  

3. Harmonisierung und Anpassung 
der Datenerhebung, -
speicherung und –auswertung in 
Bielefeld unter Zugrundelegung 
der im Integrationskonzept ver-
wendeten Definition für Men-
schen mit Migrationshintergrund 
(soweit gesetzliche Bestimmun-
gen dem nicht entgegenstehen). 

 

 
 

 
 
 

 
 
 

 
2. Verbindliche 

inhaltliche 
Kooperation 
(organisato-
risch und in-
haltlich)  

 
2.1) Berücksichtigung der 
grundsätzlichen Ausrich-
tung und Ziele des kom-
munalen Integrationskon-
zeptes im Rahmen der 
Ausgestaltung und Aus-
formulierung evtl. Koope-

 
1. Einstellung von (Fach-) Kräften 

mit Migrationshintergrund, Bil-
dung interkultureller Teams. 

2. Interkulturelle Orientierung und 
Öffnung in den Teams und Ar-
beitsbereichen. 

3. Sicherstellung fortlaufender Qua-
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 Stadt – 
Freie Trä-
ger, 
Migrante-
norganisa-
tionen 

 Migrante-
norganisa-
tionen un-
tereinan-
der und 
mit Drit-
ten,  

Vernetzung 
von Integrati-
onsförderung 
und –arbeit 
vor Ort. 

 

rations-, Leistungs- und 
Finanzierungsvereinba-
rungen, Vereinbarungen 
nach dem SGB VIII, XII 
etc. 
 

lifizierung in Fragen interkultu-
reller Öffnung und Orientierung. 

4. Angebotsausgestaltung und Leis-
tungserbringung unter Berück-
sichtigung der spezifischen Be-
darfe von Menschen mit Migrati-
onshintergrund. 

 

  
2.2) Förderung von 
Migrantenorganisationen, 
die nachhaltig das Ziel 
verfolgen, die Integration 
der Menschen mit Migrati-
onshintergrund in Bielefeld 
zu fördern und deren Ver-
ständigung mit der ein-
heimischen Bevölkerung 

 
1. Förderung von Migrantenorgani-

sationen, die im Integrationspro-
zess insbesondere 

 
 eine Vermittlerrolle und 

Dienstleistungsfunktion 
wahrnehmen.   

 zum Abbau sozialer und öko-
nomischer, sich ethnisch 
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zu verbessern  
 

ausprägender Ungleichheit 
beitragen. 

 ihr Potenzial in der Gesell-
schaft und im Bereich der In-
tegration (politisch-rechtliche 
Integration, Bildungs-, sozia-
le und Arbeitsmarktintegrati-
on, auf dem Wohnungs-
markt, im Gesundheitsbe-
reich oder im Stadtteil)  ein-
bringen.  

 bürgerschaftliches Engage-
ment fördern. 

2. Initiierung frauenspezifischer 
Qualifizierungs- und Bildungs-
maßnahmen (z. B. zum bürger-
schaftlichen Engagement in 
Migrantenorganisationen, zur 
Netzwerkbildung zwecks Interes-
senvertretung, für Mento-
ringprogramme etc.). 

2. Honorierung besonderer integra-
tionsfördernder Aktivitäten von 
Institutionen, Initiativen bzw. 
Personen durch einen kommuna-
len Integrationspreis. 

 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

  
2.3) Gewinnung, Unter-
stützung und Begleitung 
von integrativ arbeitenden 

   
F/Integrations-
rat i. V. m. der 
Stadt Blfd. – 
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Migrantenorganisationen, 
die sich an den kommuna-
len Netzwerken (z. B. Ver-
einstreffen) beteiligen und 
eng mit anderen Migran-
tenorganisationen oder 
mit Trägern der Wohl-
fahrtspflege bzw. Trägern 
freier Jugendhilfe koope-
rieren 
 

170 – 
 

  
2.4) Aufbau, Organisation, 
Betreuung und Begleitung 
von Prozessen integrierter 
Stadtteilentwicklung und 
von Stadtteilkonferenzen 
und anderen quartiersbe-
zogenen Gremien als 
Querschnittsaufgabe der 
Oberbürgermeisterin bzw. 
des Oberbürgermeisters 
 

 
1. Verhinderung von Parallelstruk-

turen bei Plan- und Konzeptpro-
zessen integrierter Stadtteilent-
wicklung, gleichberechtigte und 
fachübergreifende Einbindung 
von Querschnittsfunktionen und 
Fachdezernaten mit Bündelung 
der Aufgabenstellung an zentra-
ler Stelle unter Verantwortung 
der Oberbürgermeisterin bzw. 
des Oberbürgermeisters 93. 

 

   

  
2.5) Aufbau eines verbind-
lichen Kooperationsver-
bundes öffentlicher Insti-
tutionen in Bielefeld mit 
dem Ziel der frühzeitigen 
Abstimmung  

 
1. Abschluss einer verbindlichen 

Kooperationsvereinbarung (ins-
besondere unter Einbeziehung 
der Stadt Bielefeld, des BAMF). 

2. Frühzeitiger Austausch zu vorlie-
genden Projekt- und Maßnahme-
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 planungen der Integrationsförde-
rung und –arbeit in Bielefeld. 

3. Abstimmung bei vorliegenden 
Förderanträgen mit dem Ziel ei-
ner gemeinsamen Positionierung 
auf der Basis der Ziele und Maß-
nahmeüberlegungen des Biele-
felder Integrationskonzeptes.  

 
 
3.  Verbesserung,  

Intensivie-
rung kommu-
naler Antidis-
kriminierung-
sarbeit 

 

 
3.1) Förderung der Ach-
tung der Gleichheit vor 
dem Gesetz und des 
Schutzes der Menschen 
vor Diskriminierung insbe-
sondere wegen ethnischer 
Herkunft, aus Gründen der 
Weltanschauung, Religion, 
des Geschlechts, sexueller 
Orientierung etc.  
 

 
1. Mehrsprachiges Beratungsange-

bot, Einbeziehung von Dolmet-
scherinnen bzw. Dolmetschern.  

2. Mehrsprachige Informationsma-
terialien (z . B. zum Themenfeld 
„Diskriminierung von Frauen“, 
„Homophobie“).  

3. Aufklärungs-/ Öffentlichkeitsar-
beit. 

4. Abgesicherte institutionelle An-
lauf- und Beratungsstellen für 
Opfer von Diskriminierung nach 
dem AGG in kommunaler Ver-
antwortung. 

 

   

 
4. Verbesserung 

von Integrati-
onschancen 
für Neuzu-

 
4.1) Niedrigschwelliger 
Zugang zum Beratungs-
angebot der `Migrations-
beratung für Erwachsene´  
und des Jugendmigrati-

 
1. Clearingstelle der Beratungs-

dienste im `Rathaus´. 
2. Beratungsgutscheine der Aus-

länderbehörde und Arbeitsge-
meinschaft nach dem SGB II. 

 
zu 1. 
- Anzahl der Integrationskursberechtigten, 

die die Clearingstelle nutzen/Jahr 
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wanderinnen 
bzw. Neuzu-
wanderer 
durch spezifi-
sche Bera-
tungsangebo-
te 

 

onsdienstes 
 

3. Mehrsprachiges Informations-
material.  

 

  
4.2) Erstinformation für 
Neuzuwanderinnen bzw. 
Neuzuwanderer 

 
5. Soziale Beratung. 
6. Mehrsprachige Informationsma-

terialien.  
7. Mehrsprachiges Beratungsange-

bot, Einbeziehung von Dolmet-
scherinnen bzw. Dolmetschern.  

 

   

  
4.3) Verbesserung der 
ressourcenorientierten ge-
sellschaftlichen Integrati-
on 
 

 
1. Ganzheitliches Beratungs- und 

Begleitungsangebot durch die 
Träger der Migrationsberatung, 
der Wohlfahrtsverbände insbe-
sondere für Teilnehmerinnen 
bzw. Teilnehmer der Integrati-
onskurse (auch dezentral). 

 

 
zu 1. 
- S. hierzu Kennzahlen des künftigen 

durchgängigen Sprachbildungskonzeptes 
„MitSprache in Bielefeld“ 

 
 

 
 

  
4.4) Vermeidung von In-
tegrationsbrüchen 
 

 
1. Prävention durch Integrations-

begleitung.  
2. Krisenintervention. 
 

 
zu 1, 2. 
- Anzahl an Kursabbrüchen in Integrati-

onskursen/Jahr 
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4.5) Ressourcenorientier-
ter Zugang  zu Arbeits-
markt / Ausbildung 
 

 
1. Hilfestellung bei der Anerken-

nung von ausländischen Berufs-
abschlüssen. 

2. Kompetenzanalyse/ Förderplan. 
 

 
 

 
 

 

  
4.6) Verbesserung der 
Zusammenarbeit zwischen 
Arbeitsgemeinschaft nach 
dem SGB II, Migrations-
beratung für Erwachsene, 
Jugendmigrationsdienst  

 
1. Transparenz von Förderangebo-

ten durch Austausch zwischen 
Migrationsberatung für Erwach-
sene, Jugendmigrationsdienst, 
Arbeitplus in Blfd. GmbH, REGE 
mbH und anderen Anbieterinnen 
bzw. Anbietern, z. B. Internet-
plattform. 

2. Kooperationsvertrag zwischen 
Arbeitplus in Blfd. GmbH und 
Migrationsberatung für Erwach-
sene und Jugendmigrations-
dienst. 

 

 
 

  

 
5. Schaffung 

verbesserter 
Infrastruktur 
für die Integ-
ration von 
Flüchtlingen 

 

 
5.1) Entwicklung und Be-
reitstellung bzw. Ausbau 
sofort greifender, be-
darfsgerechter Hilfen und 
Angebote zur Orientie-
rung, Integration in Bil-
dungssysteme etc., ver-
besserte und nachhaltige 
Integration in den Ar-

 
1. Erhalt und bedarfsgerechter 

Ausbau verbesserter und nach-
haltiger Integration von Flücht-
lingen in den Arbeitsmarkt (s. 
insbes. Ansatz des `Alpha-
Projektes´ (Arbeit für Bleibebe-
rechtigte und Flüchtlinge (al-
pha)). 

 
zu 1. 
- Anzahl an Flüchtlingen in (Förder-) Maß-

nahmen / Jahr. 
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beitsmarkt 
   

 
6. Verbesserung 

des Zugangs 
zu Fach- und 
Regeldiensten 

 

  
1. Kooperationsvereinbarungen.  
2. Informationstransfer.  
3. Vermittlung und bedarfsgerechte 

Begleitung zu  den Regeldiens-
ten.  

4. Co-Beratung. 
5. Beratung von Fachdiensten bzgl. 

migrationsspezifischer Fragestel-
lungen.  

6. Schulungsangebote zur Förde-
rung der interkulturellen Kompe-
tenz von Mitarbeiterinnen bzw. 
Mitarbeitern der Fachdienste.  

7. Einrichtung eines Pools von An-
bieterinnen bzw. Anbietern zur 
Schulung der interkulturellen 
Kompetenz. 

 

   

 
Hinweise zu einer Priorisierung (Vorschlag des jeweiligen Teilprojekts): 
 
Die Priorisierung ergibt sich aus der Reihenfolge der Ober-, Teilziele und Maßnahmevorschläge. 
 
 
                                                 
90 Vgl. hierzu auch Teil II, Ziff. 2.2.2 („Charta der Vielfalt“). 
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91 Als Personalentwicklungsinstrument, insbesondere in Unternehmen, aber auch beim Wissenstransfer in persönlichen Beziehungen bezeichnet Mentoring die Tätigkeit einer er-
fahrenen Person (Mentor/in), die ihr fachliches Wissen oder ihr Erfahrungswissen an eine unerfahrenere Person (Mentee oder Protegé) weitergibt. Ziel ist, den Mentee bei seiner 
persönlichen oder beruflichen Entwicklung zu unterstützen (vgl. http://de.wikipedia.org/wiki/Mentoring (Stand: 21.11.2009)). 
 

92 Stellenausschreibung der Landeshauptstadt München – Zusatz unter dem Ausschreibungstext: Die Landeshauptstadt München fördert aktiv die Gleichstellung aller Mitarbeite-
rinnen bzw. Mitarbeiter. Wir begrüßen deshalb Bewerbungen von Frauen und Männern, unabhängig von deren kultureller und sozialer Herkunft, Alter, Religion, Weltanschauung, 
Behinderung oder sexueller Identität. … 
 

93 S. Beschluss des Migrationsrates der Stadt Bielefeld vom 26.11.2008: Der Migrationsrat hat den Oberbürgermeister gebeten, 
1. sicherzustellen, dass Parallelstrukturen bei Plan- und Konzeptprozessen vermieden werden. Integrierte Stadtteilentwicklungskonzepte enthalten ein breites Spektrum an 

Planungen und Ansätzen, wie etwa Maßnahmen zur Aufwertung von Wohnqualität, zur Verbesserung des Bildungs- und Betreuungsangebotes, zur Förderung der lokalen 
Ökonomie, im Rahmen kommunaler Integrationspolitik zur Kooperation mit Migrantenorganisationen wie auch beispielsweise zur Entwicklung von Lotsen- und Patenmo-
dellen. Von allen Maßnahmen sollen einheimische wie zugewanderte Bewohnerinnen bzw. Bewohner gleichermaßen profitieren. Der Migrationsrat ist der Auffassung, dass 
eine Stadt(teil-)entwicklung des sozialen Ausgleichs fachübergreifend und gleichberechtigt insbes. die Fachdezernate für Soziales, Planung und Bauen, Bildung bzw. 
Schule und die städt. Querschnittsfunktionen einbinden muss. 

2. sicherzustellen, dass Stadtteilkonferenzen o. ä. wie in anderen Städten ein Instrument des Oberbürgermeisters sein sollen, um mit einer Vielzahl von Menschen ins Ge-
spräch zu kommen, deren Probleme und Anliegen kennen zu lernen und das Handeln der Verwaltung daran zu orientieren. Der Migrationsrat führt mit dem Amt für Integra-
tion und interkulturelle Angelegenheiten Stadtteilgespräche, die die Migrantenbevölkerung wie auch die einheimische Bevölkerung einbeziehen. … Der Migrationsrat emp-
fiehlt, Irritationen der Öffentlichkeit durch eine Vielzahl an Aktivitäten zu vermeiden und Stadtteilkonferenzen nicht auf Fragen der kommunalen Sozial- und Jugendhilfepoli-
tik zu beschränken. 
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1. Förderung 

rechtlicher 
und wirt-
schaftlicher 
Integration, 
Erhöhung von 
Transparenz 
und Rechtssi-
cherheit  

 

 
1.1) Erhöhung der Zahl 
der Menschen mit unbe-
fristetem Aufenthaltsstatus 
 
 

 
1. Information zur Niederlassungs-

erlaubnis (unbefristeter Aufent-
haltserlaubnis) im persönlichen 
Beratungsgespräch. 

2. Offensives Werben der Behörde 
für die Verfestigung des Aufent-
haltsstatus, Informationsveran-
staltungen auch in Treffpunkten 
und bei Migrantenorganisatio-
nen.  

3. Erarbeitung, Bereitstellung von 
mehrsprachigen Informationen. 

4. (Positive) Nutzung und Aus-
schöpfung vorhandener Ent-
scheidungs- und/oder Hand-
lungsspielräume. 

 

 
Allgemein 
- Anzahl der Ausländerinnen bzw. Auslän-

der 
- Anzahl der Personen mit Niederlassungs-

erlaubnis 
- Anzahl der Personen mit befristetem Auf-

enthaltsrecht 
 
zu 2.  
- Anzahl der Veranstaltungen/Jahr 
 
zu 3. 
- Anzahl an fremdsprachigen Informatio-

nen/Jahr 
 

  

  
1.2) Erhöhung der Zahl 
der Einbürgerungen 
 
 
 

 
1. Offensives Werben der Behörde 

für die Einbürgerung. 
2. Initiierung und Durchführung 

von Informationsveranstaltun-
gen auch in Treffpunkten und 
bei Migrantenorganisationen.  

3. Erarbeitung, Bereitstellung von 
mehrsprachigem Informations-
material. 

4. Initiierung und Durchführung 
von Kampagnen für die Einbür-
gerung in den lokalen fremd-

 
Allgemein 
- Anzahl der Ausländerinnen und Ausländer 
- Anzahl der Personen mit Niederlassungs-

erlaubnis 
- Anzahl der Personen mit befristetem Auf-

enthalt 
- Anzahl an Einbürgerungsanträgen, an 

Einbürgerungen/Jahr, differenziert nach 
bisheriger Staatsangehörigkeit, Alter, Ge-
schlecht. 

 
zu 2. 
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sprachigen Medien. 
5. Planung, Gestaltung und Durch-

führung regelmäßiger Einbürge-
rungsfeiern. 

6. Information Jugendlicher über 
die Folgen der Entscheidung zur 
Wahl der Staatsangehörigkeit 
beim sog. Optionsmodell 94 (z. 
B. ohne deutsche Staatsbürger-
schaft keine Möglichkeit der An-
stellung im öffentlichen Dienst 
im Beamtenverhältnis).  

7. Fortsetzung der (positiven) Nut-
zung und Ausschöpfung vorhan-
dener Entscheidungs- und/oder 
Handlungsspielräume. 

 

- Anzahl der Veranstaltungen/Jahr 
- Anzahl der Teilnehmerinnen bzw. Teil-

nehmer/Jahr 
 
zu 3. 
- Anzahl an fremdsprachigen Informationen 
 
zu 4. 
- Anzahl an Ankündigungen 
 
zu 5.  
- Anzahl an Einbürgerungsfeiern/Jahr 
 

 
 

 
1.3) Stärkung und Erhö-
hung der Finanzkompetenz 
von Menschen mit Migrati-
onshintergrund 
 

 
1. Erarbeitung, Bereitstellung von 

mehrsprachigem Informations-
material zur Thematik `Umgang 
mit Geld´, `Gefälligkeitsbürg-
schaft´, `Private Haushaltspla-
nung´, `Taschengeld für Kinder 
als Bestandteil der Erziehung 
von Kindern´, `Überschuldung´ 
95. 

2. Qualifizierung und Einsatz von 
muttersprachlichen Beratungs-/ 
Fachkräften für Beratung und 
Aufklärung von Menschen mit 
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Migrationshintergrund in 
Schuldnerberatungsstellen etc. 
(s. auch Ziff. 6.6, Ziff. 1.1). 

3. Konzepterstellung zur frühen Er-
reichbarkeit von Menschen mit 
Migrationshintergrund, Gewin-
nung und Qualifizierung von 
muttersprachlichen Multiplikato-
rinnen und Multiplikatoren (s. 
auch Ziff. 6.6, Ziff. 1.1).   

 
 
2. Stärkere Ver-

mittlung der 
Bedeutung 
von Art. 3 GG 
– Gleichstel-
lung von Frau 
und Mann – 

 

  
1. Verstärkte Aufklärung über die 

Bedeutung des Art. 3 GG z. B. im 
Rahmen von Integrationskursen 
oder durch Migrantenorganisati-
onen. 

  
 

 

 
3. Förderung der 

integrativen 
Kompetenzen 
von Frauen 
und ihrer 
Netzwerke 
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Hinweise zu einer Priorisierung (Vorschlag des jeweiligen Teilprojekts): 
 
Die Priorisierung ergibt sich aus der Reihenfolge der Ober-, Teilziele und Maßnahmevorschläge. 
 
 
                                                 
94 Ein Deutscher, der nach dem 31.12.1999 die Staatsangehörigkeit als Kind ausländischer Eltern durch Geburt erworben hat (vgl. § 4 Abs. 3 StAG) und der neben der deut-
schen Staatsangehörigkeit auch eine ausländische Staatsangehörigkeit besitzt, hat nach Erreichen der Volljährigkeit (also nach dem 18. Geburtstag) schriftlich zu erklären, ob er 
die deutsche oder die ausländische Staatsangehörigkeit behalten will. Das gleiche gilt für zwischen dem 02.01.1990 und 31.12.1999 geborene ausländische Kinder, die nach 
dem 1. Januar 2000 auf ihren Antrag hin nach § 40 b StAG die deutsche Staatsangehörigkeit erworben haben. Betroffene die der letztgenannten Gruppe zuzuordnen sind wer-
den ab dem Jahre 2008 ff. volljährig und sind die ersten, die sich nun entscheiden sollen. Drei mögliche Optionen sind denkbar:   
 Sofern keine Reaktion seitens der Betroffenen erfolgt, verlieren sie mit Vollendung des 23. Lebensjahres die deutsche Staatsangehörigkeit (vgl. § 29 Abs. 2 S. 2 StAG). 
 Entscheidet sich der Betroffene für die ausländische Staatsangehörigkeit, kann gegenüber der deutschen Staatsangehörigkeit eine Erklärung abgegeben werden. Die deut-

sche Staatsangehörigkeit geht dann mit Zugang der Erklärung bei der zuständigen Behörde verloren (vgl. § 29 Abs. 2 S. 1 StAG). 
 Entscheidet sich der Betroffene für die deutsche Staatsangehörigkeit, muss bis zur Vollendung des 23. Lebensjahres der Verlust der ausländischen Staatsangehörigkeit her-

beigeführt werden (vgl. § 29 Abs. 31 StAG). Es gibt aber auch Ausnahmefälle, in denen die ausländische Staatsangehörigkeit beibehalten werden kann. Hier ist eine schriftli-
che Beibehaltungsgenehmigung einzuholen. Der auf die Erteilung einer Beibehaltungsgenehmigung gerichtete Antrag muss bis zur Vollendung des 21. Lebensjahres gestellt 
werden. 

 

95 Überschuldung liegt vor, wenn entweder die Einnahmen die laufenden Ausgaben nicht mehr decken oder wenn nicht ausreichend finanzielle Mittel für die Lebenshaltung zur 
Verfügung stehen, wenn alle fixen Ausgaben bezahlt sind. 
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1. Ausgangslage 
 
 
1.1 Einwanderung in Deutschland 
 
 
Deutschland hat seit jeher Zuwanderinnen und Zuwanderer 
aufgenommen. Dieses wird auch in Zukunft so sein. 

 
In der deutschen Geschichte vor 1945 lassen sich hierbei – oh-
ne Anspruch auf Vollständigkeit – insbesondere 1 nennen: 
 

 Ansiedlung und Vertreibung von jüdischen Familien und 
Gemeinden – z. B. Übergriffe im Vorfeld der Kreuzzüge. 

 
 Nach dem 30jährigen Krieg: Protestantische Glaubens-

flüchtlinge aus Böhmen, Österreich und Frankreich kom-
men nach Brandenburg/Preußen – Anwerbung von Arbei-
tern z. B. aus Holland sowie von Soldaten. 

 
 Nach den polnischen Teilungen: Ansiedlung z. B. von pol-

nischen Bergarbeitern im Ruhrgebiet. 
 

 „Rückholung“ von deutschstämmigen Bürgerinnen und 
Bürgern aus Polen/Osteuropa ins „Reich“ nach dem 1. 
Weltkrieg und in der Zeit des Nationalsozialismus. 

 
Auch nach 1945 ergaben sich Zuwanderungsbewegungen, die 
dabei häufig „in Wellen“ verliefen 2, insbesondere: 
 

 Nach 1945: Millionen Flüchtlinge und Vertriebene aus e-
hemaligen deutschen Ostgebieten und dem „Sudetenland“ 
3. 

 
 Nach Gründung der DDR bis 1961: Zunahme der „Repu-

blikflüchtlinge“ 4 aus der DDR in West-Berlin und im dama-
ligen Bundesgebiet. 

 
 Im Zuge des „Kalten Krieges“ 5: Aufnahme von Flüchtlin-

gen aus Osteuropa (z. B. Ungarn-Aufstand). 
 

 In den 1960er Jahren: Anwerbung von Gastarbeiterinnen 
bzw. Gastarbeitern. 

 
 Aufnahme von Flüchtlingen im Zusammenhang mit Bür-

gerkriegen in aller Welt, insbesondere aus dem Iran, Liba-
non, dem ehemaligen Jugoslawien, aus Vietnam, Eritrea, 
Sri Lanka  etc. 

 
 In den 1980er Jahren: Zustrom von rund 1 Million Polin-

nen bzw. Polen. 

 
Deutschland ist 
ein Einwander-
ungsland.  
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 Nach dem Fall des Eisernen Vorhangs 6 ab 1990: Zuwan-
derung von ca. 4,2 Millionen (Spät-)Aussiedlerinnen bzw. 
(Spät-)Aussiedlern aus Rumänien, Polen, Russland und 
Kasachstan. 

 
 Nach Bürgerkriegen im Libanon: Ausreise von palästinen-

sischen Flüchtlingen mit ihren Familien über die DDR 
(Flughafen Schönefeld) nach West-Berlin.  

 
 Nach dem Untergang der Sowjetunion: Vereinbarung mit 

den deutschen jüdischen Gemeinden zur Aufnahme russi-
scher Jüdinnen und Juden (Kontingentflüchtlinge). 

 
 Innerhalb der EU u. a.: Aufnahme von Flüchtlingen z. B. 

aus Bosnien/Herzegowina. 
 
Einwanderung in einem Umfang wie hier grob angerissen ver-
läuft niemals reibungslos, sie ruft Spannungen, auch Ängste 
hervor, die berechtigt, Konflikte, die real sind. Gleichwohl hat 
sich die Integration von Zuwanderinnen bzw. Zuwanderern zu-
rückliegend entspannter und häufig auch erfolgreicher vollzo-
gen, als es manch aufgeregte Debatte suggerieren möchte – 
und das, obwohl über Jahrzehnte keine steuernde Integrati-
onspolitik existierte. Dass heute intensiver als jemals zuvor ü-
ber Einwanderung und Integration diskutiert wird, ist ein Beleg 
dafür, dass die Notwendigkeit einer gezielten Integrationspoli-
tik und -förderung anerkannt wird, auch vor dem Hintergrund 
der Heterogenität der zugewanderten Menschen. 
 
 
1.2 Situation in Deutschland – Kurzbeschreibung – 
 
 
Die Zeiten hoher Wanderungsüberschüsse, wie z. B. in den 
1980er und 1990er Jahren, sind in Deutschland vorbei. Seit der 
Wiedervereinigung 1990 gab es in Deutschland in jedem Jahr 
mehr Sterbefälle als Geburten. Die Bevölkerung nahm jedoch 
bis 2002 – mit Ausnahme des Jahres 1998 – auf Grund eines 
hohen Wanderungsüberschusses zu. Seit 2003 sind die Bevöl-
kerungszahlen auf Grund eines geringeren Zuwanderungsüber-
schusses rückläufig. 
 
Von knapp 82 Mio. in Deutschland lebenden Menschen haben 
ca. 15,3 Mio. Menschen einen Migrationshintergrund 7. Dies 
entspricht in etwa fast 19 % der gesamten Bevölkerung.  
 
Der Anteil der Menschen mit Migrationshintergrund lag 
 

 2005 bei 18,3 % (14,07 Mio. Menschen). 
 

 2006 bei 18,4 % (15,10 Mio. Menschen).                            
 

 2007 bei 18,7 % (15,30 Mio. Menschen).                            

 
Die gesell- 
schaftliche Reali-
tät in Deutsch-
land ist durch 
Vielfalt gekenn-
zeichnet.  
 
 
 
 
Der Anteil der 
Menschen mit 
Migrationshin-
tergrund an der 
Gesamtbevölke-
rung Deutsch-
lands wächst. 
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 2008 bei 19 % (15,60 Mio. Menschen).                              

 
Von rund 15,6 Mio. Menschen mit Migrationshintergrund, die 
2008 in Deutschland lebten, waren laut Statistischem Bundes-
amt weniger als die Hälfte Ausländerinnen bzw. Ausländer (= 
ca. 7,3 Mio. Menschen im Jahr 2008 (8,9 % der Bevölkerung)). 
Der gestiegene Anteil an Einwohnerinnen und Einwohnern mit 
Migrationshintergrund erklärt sich durch einen – im Vergleich 
zum Jahr 2007 – höheren Zuzug und durch eine Zunahme der 
Geburten in der Bevölkerung mit Migrationshintergrund. 
 
Mit 10,6 Mio. stellen die seit 1950 Zugewanderten 2/3 aller 
Personen mit Migrationshintergrund.  
 
2008 ist die Zahl der in Deutschland lebenden Ausländerinnen 
bzw. Ausländer statistisch betrachtet weiter zurückgegangen. 
Die meisten von ihnen waren türkischer Herkunft (ca. 2,9 Mio. 
Menschen). Der größte Zuwachs wurde bei der Gruppe der 
Ausländerinnen bzw. Ausländer aus den EU-Mitgliedstaaten re-
gistriert.  
 
Die Mehrzahl der Menschen mit Migrationshintergrund (= seit 
1950 nach Deutschland zugewanderte Personen und deren 
Nachkommen, für deren Bestimmung laut Statistischem Bun-
desamt Angaben zum Zuzug nach Deutschland, zur Staatsan-
gehörigkeit und zur Einbürgerung verwendet werden.)  
 

 lebt im alten Bundesgebiet sowie in Berlin (ca. 96 %) – 
Auswertung Mikrozensus 2005 –. 

 
 wohnt in Großstädten. Hier ist ihr Anteil besonders hoch. 

 
 stammt aus Europa (= fast 59,5 % der nach Deutschland 

migrierten Menschen 8). Die wichtigsten Herkunftsländer 9 
sind 

 
- die Türkei (14,2 % 10).  
- die Russische Förderation (8,4 %).  
- Polen (6,9 %). 
- Italien (4,1 %). 
- Serbien und Montenegro (3,4 %). 
- Kasachstan (3,3 %).  
- Rumänien (3,0 %). 
- Griechenland, Bosnien und Herzegowina (je 2,2 %). 

 
Menschen mit Migrationshintergrund sind im Vergleich zur ein-
heimischen (deutschen) Bevölkerung 11 
 

 im Durchschnitt deutlich jünger (34,4 Jahre gegenüber 
45,3 Jahren); ihr Anteil ist am höchsten bei den Kindern 
und Jugendlichen – insbesondere in den Städten –; fast 
jedes 3. Kind unter 5 Jahren hat einen Migrationshin-
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tergrund. 
 

 überwiegend männlich (50,4 % gegenüber 48,6 %). 
 

 häufiger ledig (45,5 % gegenüber 38,4 %). 
 

 oft geringer qualifiziert. 14,2 % haben keinen allgemeinen 
Schulabschluss, 44,3 % keinen beruflichen Abschluss – 
gegenüber 1,8 % bzw. 19,9 % bei der deutschen Ur-
sprungsbevölkerung. 

 
 doppelt so häufig erwerbstätig als Arbeiterin bzw. Arbeiter 

(48,5 % gegenüber 24 %). Besonders häufig arbeiten Zu-
wanderinnen bzw. Zuwanderer in Industrie, Handel und in 
der Gastronomie. 

 
 haben seltener Arbeit (62 % gegenüber 73 %). 

 
 sind häufiger erwerbslos (12,4 % gegenüber 6,6 % aller 

Erwerbspersonen). 
 

 stehen dem Arbeitsmarkt öfter überhaupt nicht zur Verfü-
gung (25 % gegenüber 19,5 %). 

 
 
1.3 Situation in Nordrhein-Westfalen – Kurzbeschreibung – 
 
 
Nordrhein-Westfalen hat eine lange und lebendige Einwande-
rungs- und Integrationsgeschichte. Im Jahr 2008 12 hatten fast 
4,2 Mio. Menschen – damit fast jeder vierte (23,1 %) Einwoh-
ner des Landes – einen Migrationshintergrund. Neben 1,9 Mio. 
ausländischen Staatsbürgerinnen bzw. –bürgern umfasst diese 
Zahl auch etwa 2,2 Mio. Personen, die seit 1950 entweder 
selbst oder deren Eltern aus dem Ausland zugezogen sind.   
 

 
In Nordrhein-
Westfalen hat 
jede Vierte bzw. 
jeder Vierte  ei-
nen Migrations-
hintergrund. 

 
1.4 Situation in Ostwestfalen-Lippe – Kurzbeschreibung 
 
 
Der Regierungsbezirk Detmold ist Heimat für 497.000 Men-
schen mit Migrationshintergrund aus allen Teilen dieser Erde; 
dieses entspricht einem Bevölkerungsanteil von 24,1 %. In der 
Altersgruppe „unter 15 Jahre“ liegt der Anteil der Kinder und 
Jugendlichen mit Migrationshintergrund bei 38,6 %. 
 
Die größten Anteile hat die Gruppe der Aussiedlerinnen bzw. 
Aussiedler, gefolgt von türkischstämmigen Menschen (89.000) 
13. Ostwestfalen-Lippe (OWL) hat zwischen 1990 und 2003 
mehr Spätaussiedlerinnen bzw. Spätaussiedler aufgenommen 
als andere Teile Nordrhein-Westfalens. Im Jahr 2007 lebten im 
Regierungsbezirk ca. 204.000 Spätaussiedlerinnen bzw. Spät-
aussiedler. 

 
Auch im Regie-
rungsbezirk Det- 
mold hat fast je-
de Vierte bzw. 
jeder Vierte  ei-
nen Migrations-
hintergrund.  
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Ca. 290 Migrantenorganisationen (MO) sind z. Zt. als eingetra-
gene Vereine (e. V.) in OWL bekannt 14. 
 
 
1.5  Situation in Bielefeld – Kurzbeschreibung – 
 
 
Mit der ersten Anwerbevereinbarung 15, die 1955 mit Italien 
geschlossen wurde, kamen ausländische Arbeitskräfte auch 
nach Bielefeld. Es folgten mit dem Abschluss weiterer Verträge 
spanische, griechische, türkische, portugiesische, jugoslawi-
sche, marokkanische und tunesische Arbeitsmigrantinnen und 
Arbeitsmigranten. Waren 1960 erst 3.039 Personen mit einer 
anderen Nationalität in Bielefeld gemeldet, stieg ihre Zahl im 
Verlauf der 1960er Jahre auf fast 13.000 und verdoppelte sich 
bis 1973 auf 24.700. Im selben Jahr stoppte die Bundesrepu-
blik die Anwerbung von Arbeitskräften aus dem Ausland. Ge-
burten, Familiennachzüge wie auch Flüchtlingsbewegungen 
führten in den folgenden Jahren zu weiteren Zuwächsen.  
 
Die höchste Zahl von Personen mit ausschließlich ausländi-
schem Pass wurde 1997 mit 42.088 erreicht. Seither ist ihre 
Zahl rückläufig. Dagegen steigt die Zahl der Menschen mit Mig-
rationshintergrund kontinuierlich. Sie schließt ein:  
 

 Personen mit einer anderen Staatsangehörigkeit. 
 

 Personen mit der deutschen und einer weiteren Staatsan-
gehörigkeit. 

 
 Personen, die im Ausland geboren sind und 

 
 hier geborene Kinder von Eltern, die einen Migrationshin-

tergrund haben 16. 
 
Heute leben beispielsweise über 13.500 Einwohnerinnen bzw. 
Einwohner mit türkischer, etwa 3.200 mit serbischer und mon-
tenegrinischer,  ca. 3.000 mit griechischer und etwa 1.900 mit 
polnischer Staatsangehörigkeit in der Stadt 17. 
 
Der Anteil der Menschen mit Migrationshintergrund an der Bie-
lefelder Bevölkerung beträgt – Stand: 31.12.2008 – zwischen-
zeitlich knapp 30 % 18.  
 
Viele Zuwanderinnen und Zuwanderer besitzen inzwischen ei-
nen deutschen Pass. Jährlich beantragen in Bielefeld bis zu 800 
Menschen eine Einbürgerung 19. Allerdings scheint sich hier ak-
tuell - ebenso bundes- und landesweit – eine rückläufige Ten-
denz zu entwickeln. 
 
Die „Migrantenbevölkerung“ war zu keinem Zeitpunkt so hete-
rogen wie heute; dies gilt hinsichtlich der Einreisemotive, der 

 
Bielefeld – eine 
Stadt, die nicht 
nur „weniger 
und älter“, son-
dern vor allem 
„bunter“ gewor-
den ist. 
 
 
 
 
 
 

 
Die Zahl der 
Menschen mit 
Migrationshin-
tergrund in Bie-
lefeld steigt. 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Bielefelds Bevöl-
kerung mit 
Migrationshin-
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Aufenthaltsdauer und -perspektiven, der kulturellen und religi-
ösen Hintergründe sowie des Sozial- und Bildungsstatus.  
Über 150 Nationalitäten 20 sind in der Stadt präsent und mehr 
als 60 Migrantenorganisationen. In Bielefeld hat sich beispiels-
weise die bundesweit größte Gruppe der Tamilinnen bzw. Tami-
len 21 und eine der größten Gemeinschaften der Jesidinnen 
bzw. Jesiden 22, einer ethnisch-religiösen Minderheit aus den 
kurdischen Gebieten der Türkei und deren Anrainerstaaten, e-
tabliert.  
 
Bemerkenswert ist auch der hohe Anteil von Aussiedlerinnen 
bzw. Aussiedlern in der Stadt. Ihre Gesamtzahl wird auf min-
destens 50.000 geschätzt. Allein 18 Mennonitengemeinden 
wurden gegründet.  
 
Zu Beginn der 1990er Jahre änderte sich die Zusammenset-
zung dieser Einwanderergruppen: Zunehmend reisten Famili-
enangehörige und Ehegatten mit ausländischer Staatsangehö-
rigkeit mit ein. 
 
Zur zugewanderten Bevölkerung Bielefelds zählen Menschen, 
die in der dritten oder vierten Generation hier leben, wie auch 
andere, die erst wenige Wochen in der Stadt sind. Viele kamen 
bereits vor Jahrzehnten im Zuge der Arbeitsmigration aus den 
ehemaligen Anwerbeländern oder im Rahmen von EU-
Binnenwanderung 23; darüber hinaus Menschen, die vor Krieg, 
Not und Vertreibung Schutz gesucht haben, sowie sonstige 
„Migrantinnen“ und „Migranten“. Über die Hälfte der zugewan-
derten Bevölkerung verfügt inzwischen über ein unbefristetes 
Aufenthaltsrecht und ist integraler Bestandteil der Stadtbevöl-
kerung. 
 
Die Verteilung im Stadtgebiet ist geprägt durch die Standorte 
der Firmen, die seit Beginn der 1960er Jahre Arbeitskräfte ge-
worben und eingestellt haben, und durch die Verfügbarkeit von 
Wohnraum für beispielsweise größere Familien und Menschen 
mit geringerem Einkommen. Sie ist aber auch zurückzuführen 
auf die (frühere) Wohnungsbau- und –vergabepolitik in der 
Stadt.  
 
Die zugewanderten Bielefelderinnen und Bielefelder haben ei-
nen beträchtlichen Beitrag zur Entwicklung der Stadt geleistet 
und sind zu einem wichtigen Wirtschaftsfaktor geworden.   
 
Die hohe Relevanz staatlicher und kommunaler, öffentlicher wie 
auch privater Integration, Integrationsförderung und –arbeit ist 
allen zuständigen Entscheidungsträgern und gesellschaftlich re-
levanten Akteuren längst bewusst. Dieses zeigen der realisierte 
Aufbau von Organisationsstrukturen und das vielfältige Netz an 
Integrationsaktivitäten unterschiedlichster Stellen und Träger: 
 
Zu Beginn der Anwerbephase in den 1960er Jahren richteten 
zunächst die Bielefelder Wohlfahrtsverbände Beratungs- und 

tergrund = hete-
rogen wie nie 
zuvor.  
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

 
Entsprechend 
der heterogenen 
Bevölkerung hat 
sich auch eine 
vielfältige Struk-
tur öffentlicher 
und privater In-
tegrationsförde-
rung und –arbeit 
entwickelt. 
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Betreuungsangebote für „Migrantinnen“ und „Migranten“ ein: 
Der Caritasverband Bielefeld e. V. für Spanierinnen bzw. Spa-
nier, Italienerinnen bzw. Italiener und Kroatinnen bzw. Kroa-
ten, das Diakonische Werk für Griechinnen bzw. Griechen, die 
Arbeiterwohlfahrt für Türkinnen bzw. Türken, Jugoslawinnen 
bzw. Jugoslawen, Marokkanerinnen bzw. Marokkaner und Tu-
nesierinnen bzw. Tunesier.  
 
Teilweise existieren diese Angebote seitens der Migrations-
dienste der Verbände noch heute. Teilweise sind jedoch andere 
Aufgabenfelder an ihre Stelle getreten – beispielsweise der 
bundesweit erste Seniorenclub für türkische Migrantinnen und 
Migranten in Bielefeld.  
 
Hinzu kamen Angebote wie Schulsozialarbeit, Hausaufgabenhil-
fen, speziell für Frauen sowie für Flüchtlinge und Aussiedlerin-
nen und Aussiedler, ebenso berufsqualifizierende Maßnahmen 
für Jugendliche und eine Vielzahl integrationsfördernder Projek-
te, die – ebenso wie die heutige Migrationsberatung für Er-
wachsene und die Integrationskurse (seit 2005: Basis- und 
Aufbaukurs (Spracherwerb) und Orientierungskurs) – durch 
das Bundesamt für Migration und Flüchtlinge (BAMF) finanziert 
werden.  
 
Auch das Amt für Integration und interkulturelle Angelegenhei-
ten der Stadt Bielefeld 24 fördert, beispielsweise mittels Leis-
tungs- und Finanzierungsvereinbarungen, Angebote freier Trä-
ger und kooperiert in vielen Zusammenhängen. 
 
Ebenfalls zu Beginn der 1960er Jahre entstanden die ersten 
Migrantenorganisationen (MO), die sich ehrenamtlich um die 
Anliegen ihrer Landsleute kümmern, Frauen- oder Jugendange-
bote initiieren und die Kultur des Ursprungslandes pflegen. Lei-
der verfügen bis heute nur wenige dieser Organisationen über 
die finanziellen und personellen Ressourcen, um berufliche und 
soziale Integrationsangebote (wie z. B. Deutschkurse, Nachhil-
fekurse für Kinder- und Jugendliche o. ä.) zu realisieren. Mitte 
der 1970er Jahre richtete die Stadt eine Anlaufstelle für die 
Vereine ein, die heute im Amt für Integration und interkulturel-
le Angelegenheiten Vereinsaktivitäten finanziell und organisato-
risch unterstützt.  
 
In Eigeninitiative gründeten „Migrantinnen“ und „Migranten“ zu 
Beginn der 1980er Jahre das Internationale Begegnungszent-
rum Friedenshaus (IBZ) 25 an der Teutoburger Straße in Biele-
feld-Mitte, das mit seinen vielfältigen Angeboten inzwischen zu 
einer Institution in der Integrationsarbeit in der Stadt gewor-
den ist. Hier treffen sich Menschen unterschiedlicher Herkunft, 
diskutieren, werden politisch aktiv, feiern, natürlich gemein-
sam. Das Haus tritt ein für ein gleichberechtigtes Miteinander 
in allen Bereichen des gesellschaftlichen Lebens und fühlt sich 
der Völkerverständigung verpflichtet. Die Stadt Bielefeld finan-
ziert die Arbeit des Hauses seit dessen Gründung maßgeblich 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 



Wir fördern Integration! 
Integrationskonzept für Bielefeld 

 

 
208 

mit. 
 
Einer der ersten Ausländerbeiräte Deutschlands wurde 1973 in 
Bielefeld ins Leben gerufen. Er ist Ansprechpartner für die 
Kommunalpolitik bei Integrationsfragen gewesen. Seit 1986 
wählt die zugewanderte Bevölkerung die Mitglieder des Gremi-
ums in Urwahl. Heute gehören dem – so wie er jetzt heißt – In-
tegrationsrat 17 direkt gewählte und 8 vom Rat benannte Mit-
glieder an. Alle Mitglieder sind stimmberechtigt. Die Geschäfts-
stelle des Gremiums befindet sich im Amt für Integration und 
interkulturelle Angelegenheiten.  
Mit dem Gesetz zur Förderung der politischen Partizipation in 
den Gemeinden hat das Land NRW 2009 die Regelungen des 
bis dahin geltenden § 27 GO NRW – Ausländerbeiräte – neu ge-
fasst. § 27 GO NRW in der jetzt geltenden Fassung sieht u. a. 
vor, dass in einer Gemeinde, in der mindestens 5.000 ausländi-
sche Einwohnerinnen bzw. Einwohner leben, ein Integrationsrat 
zu wählen ist und dass anstelle eines Integrationsrates durch 
Beschluss des Rates ein beratender Ausschuss entsprechend § 
58 GO NRW (Integrationsausschuss) gebildet werden kann. Die 
Stadt Bielefeld hat sich für das von der GO NRW benannte Re-
gelmodell und damit für einen Integrationsrat entschieden, der 
– im Vergleich zu dem bis Anfang 2010 gewählten Migrations-
rat mit 21 Mitgliedern – gleichzeitig vergrößert worden ist und 
jetzt 25 Sitze (s. o.) umfasst.  
 
Anfang der 1970er Jahre richtete die Stadt Bielefeld in ihrem 
damaligen Sozialamt eine Anlauf- und Beratungsstelle für 
Migrantinnen und Migranten ein. Heute existiert ein Amt für In-
tegration und interkulturelle Angelegenheiten im Dezernat des 
Oberbürgermeisters. Es wurde zu Beginn des Jahres 2008 ein-
gerichtet. Damit wurde der Erkenntnis bzw. dem Rat von Ex-
pertinnen bzw. Experten Rechnung getragen, lokale Integrati-
onspolitik und –förderung als sog. „Chefsache“ im Sinne einer 
Querschnittsaufgabe ressortübergreifend zu verankern und zu 
stärken, um sie auf diesem Wege zur „Stadtsache“ zu machen. 
In diesem neuen Amt sind zentrale Aufgaben bzw. Zuständig-
keiten der kommunalen Integrationsförderung und -arbeit ge-
bündelt: Die Konzeptionierung und Steuerung der kommunalen 
Integrationsförderung und –arbeit, die Förderung von Angebo-
ten der Integrationsarbeit mittels sog. Leistungs- und Finanzie-
rungsvereinbarungen mit freien Trägern, die Förderung von 
Initiativen, Vereinen und Selbstorganisationen von Menschen 
mit Migrationshintergrund, die Geschäftsstelle der kommunalen 
Migrantenvertretung, eine Beschwerdestelle für Opfer von Dis-
kriminierung nach dem AGG 26, die Förderung von Kindern und 
Jugendlichen aus Zuwandererfamilien durch die Regionale Ar-
beitsstelle zur Förderung von Kindern und Jugendlichen aus 
Zuwandererfamilien (RAA), die Sprachbildung im Elementarbe-
reich und darüber hinaus, die Konzeptionierung und Weiter-
entwicklung durchgängiger Sprachbildung, die (Fach-) Bera-
tung, eine Anlaufstelle für Migrantenorganisationen, eine Bera-
tungsstelle für Menschen mit Migrationshintergrund, die Fach-

 
Einer der ersten 
Ausländerbeiräte 
Deutschlands = 
Es gab ihn be-
reits 1973 in 
Bielefeld. 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

Eine der ersten 
Städte Deutsch-
lands mit eige-
nem Fachamt für 
kommunale In-
tegrationsförde-
rung und –arbeit 
= Bielefeld. 
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stelle für Flüchtlinge, ein zentraler Dolmetscher- und Überset-
zungsdienst wie auch die Einbürgerungsstelle. Das Amt ist 
zugleich Träger integrationsfördernder Projekte in unterschied-
lichen Handlungsfeldern. 
  
Seit 1995 existiert im Gesundheits-, Veterinär- und Lebensmit-
telüberwachungsamt der Stadt Bielefeld eine psychologische 
Beratungsstelle für Migrantinnen und Migranten.  
 
Städtische Ämter und Einrichtungen wie das Amt für Jugend 
und Familie, das Amt für soziale Leistungen, die Stadt Bielefeld 
als Ausländerbehörde, die Zentrale Ausländerbehörde (ZAB), 
kulturelle Institutionen und Einrichtungen der Stadt, Kliniken 
und Kindertageseinrichtungen stellten und stellen (zunehmend) 
Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter mit Migrationshintergrund ein.  
 
In den vergangenen Jahren bis zum jetzigen Zeitpunkt verfolg-
te bzw. verfolgt die Stadt Bielefeld insbesondere folgende Zie-
le:  
 

 Fördermaßnahmen und Projekte u. a. für Frauen z. B. in 
Form von Teilzeitqualifizierung mit Möglichkeiten der Kin-
derbetreuung, Beratung zum beruflichen (Wieder-)Einstieg  
und Begegnungsmöglichkeiten insbesondere durch die 
REGE mbH, die städtische Gleichstellungsstelle, die Initia-
tive für Beschäftigung und MOZAIK gGmbH 27 (u. a. Etab-
lierung einer jährlichen Interkulturellen Berufs- und In-
formationsbörse). 

 
 Adäquate Angebote der Regeldienste auch für Menschen 

mit Migrationshintergrund, z. B. zur gesundheitlichen Ver-
sorgung. 

 
 Umsetzung konkreter Maßnahmen speziell zur Verbesse-

rung der schulischen Situation („Bildungspolitisches Pa-
pier“ des Migrationsrates 28).  

 
 Berücksichtigung der spezifischen Lebenslagen und Be-

dürfnisse von Kindern und Jugendlichen mit Migrationshin-
tergrund in der kommunalen Jugendhilfeplanung. 

 
 Etablierung und Ausbau vorschulischer, qualifizierter 

Sprachbildung in Kindertageseinrichtungen, Familienzent-
ren mit verstärkter Einbeziehung der Eltern.  

 
 Differenziertes Sprach-(Integrations-)Kursangebot für Er-

wachsene unter Berücksichtigung ihrer Lebenslagen, d. h. 
wohnortnah in Schulen oder Stadteilen, mit Kinderbetreu-
ung, geschlechtsspezifisch etc. 

 
 Entwicklung und Erarbeitung eines durchgängigen Sprach-

bildungskonzeptes „MitSprache in Bielefeld“ 29. 
 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

Schwerpunkte 
kommunaler In-
tegrationsförde-
rung und –arbeit 
in Bielefeld in 
der Vergangen-
heit 
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2.  Grundlagen der Integrationsförderung 
 
 
Nachfolgend sind – von der europäischen bis hin zur kommuna-
len Ebene – zentrale Programme, Leitlinien und Absichtserklä-
rungen aufgelistet: 
 

 

 
2.1 Europäische Ebene 
 
 
2.1.1  „Gemeinsame Integrationsagenda – Ein Rahmen für 
die Integration von Drittstaatsangehörigen in die Europäische 
Union“  
 
Sie benennt im Wesentlichen folgende Ziele: 
 
Akzeptanz  
 

 von Zuwanderinnen und Zuwanderern als wichtigem und 
integralem Bestandteil der europäischen Gesellschaft. 

 
 der Rolle der Zivilgesellschaft im Sinne aktiver Zusammen-

arbeit auf allen Ebenen. 
 
Als gemeinsame Grundprinzipien (vgl. EU-Kommission, Brüssel, 
01.09.2005, KOM (2005) 389 30) werden genannt: 
 
1. Die Eingliederung ist ein dynamischer, in beide Richtungen 

gehender Prozess des gegenseitigen Entgegenkommens al-
ler Einwanderer und aller in den Mitgliedstaaten ansässi-
gen Personen. 

 
2. Die Eingliederung erfordert die Achtung der Grundwerte 

der Europäischen Union. 
 
3. Die Beschäftigung ist eine wesentliche Komponente des 

Eingliederungsprozesses und ist für die Teilhabe von Ein-
wanderinnen und Einwanderern, für ihren Beitrag zur Ges-
taltung der Aufnahmegesellschaft und für die Verdeutli-
chung dieses Beitrags von zentraler Bedeutung. 

 
4. Grundkenntnisse der Sprache, Geschichte und Institutio-

nen der Aufnahmegesellschaft sind eine notwendige Vor-
aussetzung für die Eingliederung; Einwanderinnen und 
Einwanderer können nur dann erfolgreich integriert wer-
den, wenn sie die Möglichkeit erhalten, diese Grundkennt-
nisse zu erwerben. 

 
5. Im Bildungswesen müssen Anstrengungen unternommen 
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werden, um Einwanderinnen und Einwanderer und vor al-
lem auch deren Nachkommen zu einer erfolgreicheren und 
aktiveren Teilhabe an der Gesellschaft zu befähigen. 

 
6. Entscheidende Voraussetzung für eine bessere Integration 

ist, dass Einwanderinnen und Einwanderer zu denselben 
Bedingungen wie Einheimische gleichberechtigt Zugang zu 
den Institutionen sowie zu öffentlichen und privaten Gü-
tern und Dienstleistungen erhalten. 

 
7. Ein wichtiger Integrationsmechanismus sind häufige Be-

gegnungen zwischen Einwanderinnen und Einwanderern 
und Bürgerinnen und Bürger der Mitgliedstaaten. Diese 
können durch gemeinsame Foren, durch interkulturellen 
Dialog, durch Aufklärung über die Einwanderinnen und 
Einwanderer und ihre Kultur sowie durch integrations-
freundliche Lebensbedingungen in den Städten gefördert 
werden.   

 
8. Die Charta der Grundrechte der Europäischen Union 

(2000/C 364/01) garantiert die Achtung der Vielfalt der 
Kulturen und das Recht auf freie Religionsausübung, sofern 
dem nicht andere unverletzliche europäische Rechte oder 
einzelstaatliches Recht entgegenstehen. 

 
9. Durch die Beteiligung von Einwanderinnen und Einwande-

rern am demokratischen Prozess und an der Konzipierung 
integrationspolitischer Maßnahmen, insbesondere auf loka-
ler Ebene, wird ihre Integration unterstützt. 

 
10. Die Einbeziehung von Integrationsmaßnahmen in alle 

wichtigen politischen Ressorts und auf allen Ebenen der öf-
fentlichen Verwaltung ist ein wichtiger Gesichtspunkt bei 
der Gestaltung und Durchführung der jeweiligen Politik. 

 
11. Es bedarf klarer Ziele, Indikatoren und Evaluierungsme-

chanismen, damit die Maßnahmen angepasst, die Integra-
tionsfortschritte bewertet und die Informationsflüsse effi-
zienter gestaltet werden können. 

 
 
2.2   Bundesebene 
 

 

 
2.2.1 Nationaler Integrationsplan 
 
Der Nationale Integrationsplan (NIP) (12.07.2007) 31 unter-
streicht die Bedeutung der Kommune im Integrationsprozess 
als Ort, an dem Integration tatsächlich und tagtäglich stattfin-
det und empfiehlt die Entwicklung kommunaler Gesamtstrate-
gien, angepasst an die jeweiligen örtlichen Erfordernisse. 
 
Er stellt eine Verständigung aller staatlichen Ebenen von Bund, 

 



Wir fördern Integration! 
Integrationskonzept für Bielefeld 

 

 
212 

Ländern und Kommunen sowie zahlreichen Verbänden, Vertre-
terinnen bzw. Vertretern der Bürgergesellschaften und Migran-
tinnen und Migranten mit mehr als 400 Maßnahmen und 
Selbstverpflichtungen dar, die von Sprachbildung und erleich-
tertem Ausbildungszugang bis zu Frauen- und Kulturförderung 
reichen, und benennt im Wesentlichen folgende Ziele: 
 

 Paradigmenwechsel in der Integrationspolitik. 
 

 Integration durch Bildung, berufliche Qualifikation, Erwerb 
deutscher Sprachkenntnisse, nachdem lange Zeit vorran-
gig der formale Zugang zum Arbeitsmarkt und Fragen der 
rechtlichen Gleichstellung von Ausländerinnen und Auslän-
dern im Mittelpunkt standen. 

 
 Sprachliche, schulische und berufliche Bildung als Zu-

gangsvoraussetzungen zu Arbeit und Einkommen sind der 
Schlüssel für ein Gelingen der Integration. 

 
 Entscheidende Grundlagen für den Bildungserfolg sind die 

frühkindliche Förderung sowie der aktive Spracherwerb –, 
insbesondere vor dem Hintergrund, dass   

 
o für 16,2 % aller 3- bis 5jährigen Kinder in Tagesein-

richtungen Deutsch nicht vorrangige Familiensprache 
ist.  

 
o 17,5 % ausländischer Schulabgängerinnen und -

abgänger (2005) keinen Abschluss erreichten.  
 
o 41,7 % der ausländischen Schulabsolventinnen und -

absolventen lediglich einen Hauptschulabschluss er-
langten und nur 8,2 % die Hochschulreife.  

 
o die Vermittlungschancen ausländischer Jugendlicher 

auf dem Ausbildungsstellenmarkt sinken.  
 
o die Bevölkerung mit Migrationshintergrund ein deut-

lich höheres Armutsrisiko  (28,2 % (2005)) aufweist. 
 

Der Nationale Integrationsplan benennt daher vorrangig die 
Handlungsschwerpunkte  
 

 Verbesserung der Integrationskurse. 
 

 Frühe Sprachförderung. 
 

 Bildung, Ausbildung, Arbeitsmarkt.  
 

 Situation von Frauen und Mädchen.  
 

 Integration vor Ort.  
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 Integration und Bürgergesellschaft.  
 
 
2.2.2 „Charta der Vielfalt“  
 
Die Charta-Initiative 32 ist eine Unternehmensinitiative zur För-
derung von Vielfalt in Unternehmen, von Daimler, der Deut-
schen BP, der Deutschen Bank und der Deutschen Telekom im 
Dezember 2006 ins Leben gerufen. Der Initiative liegt die Ü-
berzeugung zu Grunde, dass Vielfalt und deren Wertschätzung 
einen Gewinn für das Unternehmen und die Gesellschaft sowie 
jeden Einzelnen in Deutschland darstellt. Unternehmen profitie-
ren von der Charta, wenn durch eine offene Unternehmenskul-
tur alle Talente in der Belegschaft und im Arbeitsmarkt sich an-
erkannt und einbezogen fühlen. Wertschätzung und Anerken-
nung führt zu Motivation und der Bereitschaft, sich einzubrin-
gen. Je mehr Perspektiven in das Unternehmen eingebracht 
und aktiviert werden können, desto mehr Ressourcen an Krea-
tivität und Ideenreichtum stehen dem Unternehmen zur Verfü-
gung. 
 
Um dem Fachkräftemangel in der Zukunft zu entgehen und aus 
einem breiten Kandidatenpool schöpfen zu können, müssen 
Unternehmen unterschiedlichste Talente ansprechen. Aber Ar-
beitsmärkte werden heterogener – Tendenz steigend: Immer 
mehr Frauen nehmen am Erwerbsleben teil, die Zahl der Ar-
beitskräfte mit Migrationshintergrund nimmt stetig zu, der Al-
tersdurchschnitt der Belegschaften steigt. Eine offene Unter-
nehmenskultur öffnet den Zugang zu neuen Arbeitsmärkten 
und damit Talenten und steigert die Attraktivität des Arbeitge-
bers. Auch die Absatzmärkte sind von zunehmender Vielfalt 
gekennzeichnet. Nur diejenigen Unternehmen werden sich in 
Zukunft behaupten können, die mit einer vielfältigen Beleg-
schaft eine vielfältige Kundschaft ansprechen, erreichen, zu-
frieden stellen und halten können. Vielfalt und Wertschätzung 
stellen somit einen entscheidenden Wettbewerbsvorteil dar.  
 
Der Wortlaut der Charta der Vielfalt:  
 
“Die Vielfalt der modernen Gesellschaft, beeinflusst durch die 
Globalisierung und den demographischen Wandel, prägt das 
Wirtschaftsleben in Deutschland. Wir können wirtschaftlich nur 
erfolgreich sein, wenn wir die vorhandene Vielfalt erkennen und 
nutzen. Das betrifft die Vielfalt in unserer Belegschaft und die 
vielfältigen Bedürfnisse unserer Kundinnen und Kunden sowie 
unserer Geschäftspartner. Die Vielfalt der Mitarbeiterinnen und 
Mitarbeiter mit ihren unterschiedlichen Fähigkeiten und Talen-
ten eröffnet Chancen für innovative und kreative Lösungen.  
 
Die Umsetzung der „Charta der Vielfalt“ in unserem Unterneh-
men hat zum Ziel, ein Arbeitsumfeld zu schaffen, das frei von 
Vorurteilen ist. Alle Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter sollen 
Wertschätzung erfahren - unabhängig von Geschlecht, Rasse, 
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Nationalität, ethnischer Herkunft, Religion oder Weltanschau-
ung, Behinderung, Alter, sexueller Orientierung und Identität. 
Die Anerkennung und Förderung dieser vielfältigen Potentiale 
schafft wirtschaftliche Vorteile für unser Unternehmen.  
 
Wir schaffen ein Klima der Akzeptanz und des gegenseitigen 
Vertrauens. Dieses hat positive Auswirkungen auf unser Anse-
hen bei Geschäftspartnern, Verbraucherinnen und Verbrau-
chern sowohl in Deutschland als auch in anderen Ländern der 
Welt.  
 
Im Rahmen dieser Charta werden wir  
 

 eine Unternehmenskultur pflegen, die von gegenseitigem 
Respekt und Wertschätzung jedes Einzelnen geprägt ist. 
Wir schaffen die Voraussetzungen dafür, dass Vorgesetzte 
wie Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter diese Werte erken-
nen, teilen und leben. Dabei kommt den Führungskräften 
bzw. Vorgesetzten eine besondere Verpflichtung zu.  

 
 unsere Personalprozesse überprüfen und sicherstellen, 

dass diese den vielfältigen Fähigkeiten und Talenten aller 
Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter sowie unserem Leis-
tungsanspruch gerecht werden. 

 
 die Vielfalt der Gesellschaft innerhalb und außerhalb des 

Unternehmens anerkennen, die darin liegenden Potentiale 
wertschätzen und für das Unternehmen gewinnbringend 
einsetzen. 

 
 die Umsetzung der Charta zum Thema des internen und 

externen Dialogs machen. 
 

 über unsere Aktivitäten und den Fortschritt bei der Förde-
rung der Vielfalt und Wertschätzung jährlich öffentlich 
Auskunft geben. 

 
 unsere Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter über Diversity in-

formieren und sie bei der Umsetzung der Charta einbezie-
hen. 

 
Wir sind überzeugt: Gelebte Vielfalt und Wertschätzung dieser 
Vielfalt hat eine positive Auswirkung auf die Gesellschaft in 
Deutschland.“ 
 
Der Migrationsrat (26.08.2009), der Finanz- und Personalaus-
schuss (01.09.2009), der Hauptausschuss (03.09.2009) und 
der Rat der Stadt Bielefeld (10.09.2009) haben zur Charta der 
Vielfalt der Unternehmen in Deutschland beschlossen, dass die 
„Stadt Bielefeld“ … „die Charta der Vielfalt der Unternehmen in 
Deutschland als grundlegendes Bekenntnis zum wirtschaftli-
chen Nutzen von Vielfalt und zu Toleranz, Fairness und Wert-
schätzung von Menschen in Unternehmen und öffentlichen In-
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stitutionen begrüßt“ und dass „Herr OB David“ … „gebeten“ 
wird, „die Charta der Vielfalt für die Stadt Bielefeld zu unter-
zeichnen“. Die von der Staatsministerin, Frau Prof. Dr. Böhmer, 
gegengezeichnete Urkunde ist der Stadt Bielefeld am 
10.11.2009 überreicht worden. 
 
 
2.3 Landesebene 
 

 

 
2.3.1 Nordrhein-Westfalen – Land der neuen Integrati-
onschancen – Aktionsplan Integration – 
 
Im Programm und den Handlungsansätzen der NRW-
Landesregierung (s. Nordrhein-Westfalen – Land der neuen In-
tegrationschancen – Aktionsplan Integration – (27.06.2006) 33 
sind insbes. genannt: 
 

 Flächendeckende Einrichtung von Familienzentren als zu-
sätzliche Anlaufstelle für Bildung, Beratung und Betreuung 
für Zuwandererfamilien. 

 
 Ausweitung des Ganztagsangebotes an Schulen, um die 

Bildungs- und Zukunftschancen von Zuwandererkindern 
deutlich zu verbessern. 

 
 Weiterentwicklung der (27) Regionalen Arbeitsstellen zur 

Förderung von Kindern und Jugendlichen (RAA`en) auf 
kommunaler Ebene zu einem Netzwerk "Integration durch 
Bildung", um eine landesweite Wirkung zu erzielen. 

 
 Abbau von Zugangsbarrieren zum Ausbildungsmarkt, die 

für Jugendliche mit Migrationshintergrund besonders hoch 
sind, Unterstützung arbeitsloser Zuwanderinnen und Zu-
wanderer bei der (Re-)Integration, Förderung des Zu-
gangs von Zugewanderten zu qualifizierter Berufstätigkeit 
durch gezielte Maßnahmen und Projekte. 

 
 Abschluss von Bildungsvereinbarungen mit geförderten 

Migrantenorganisationen (MO), um zur Verbesserung der 
Bildungssituation von Zuwandererkindern beizutragen. 

 
 Ausweitung des "Elternnetzwerks NRW - Integration mit-

einander", in dem sich Eltern mit Migrationshintergrund 
gemeinsam für die Verbesserung der Bildungssituation ih-
rer Kinder engagieren, mit Unterstützung der Landesregie-
rung. 

 
 Konkrete Kooperationsvereinbarungen mit den muslimi-

schen Organisationen im Lande, die die Werte der Verfas-
sung anerkennen und die zum Gelingen der Integration 
beitragen = Verbindliche Basis zur Einführung eines isla-
mischen Religionsunterrichtes (Die NRW-Landesregierung 
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setzt bei der Integrationspolitik auch auf die Anerkennung 
der kulturellen und religiösen Gewohnheiten.). 

 
 Verstärkte Werbung bei den Schulen dafür, dass diese bei 

der Ausschreibung und Auswahl von Lehrkräften Bewerbe-
rinnen und Bewerber mit Migrationshintergrund anspre-
chen und zur Bewerbung ermuntern. Außerdem: Ermunte-
rung von Abiturientinnen und Abiturienten mit Migrations-
hintergrund, sich für den Lehrerberuf zu entscheiden. 

 
 Durchführung einer Informationskampagne zur Einbürge-

rung, damit sich mehr Zuwanderinnen und Zuwanderer 
dafür entscheiden, deutsche Staatsbürger mit allen Rech-
ten und Pflichten zu werden. 

 
 Engagement gemeinsam mit dem Bund und den Ländern 

für eine Bleiberechtsregelung für länger hier lebende Aus-
länderinnen und Ausländer, die in die deutsche Gesell-
schaft integriert sind. 

 
 Ressortübergreifendes Handlungsprogramm "Soziale Stadt 

NRW" mit dem Ziel, Stadtteile, in denen sich städtebauli-
che, gesellschaftliche, ökonomische und ökologische Prob-
leme konzentrieren, mit integrierten Maßnahmen wieder 
aufzuwerten und die Lebensbedingungen in städtischen 
Problemgebieten mit überdurchschnittlichen Anteilen Zu-
gewanderter spürbar zu verbessern. 

 
 Ausbau der 2005 begonnenen strategischen Partnerschaft 

zwischen Land und Kommunen, wie sie im Förderpro-
gramm "KOMM IN NRW – Kommunale Innovationen in der 
Integrationspolitik" zum Ausdruck kommt. 

 
 Unterstützung der Freien Wohlfahrtspflege bei der Neu-

ausrichtung der Migrationsfachdienste hin zu Integrations-
agenturen. 

 
 Im Zusammenwirken zwischen Bund und Ländern Über-

prüfung der Wirksamkeit der Integrationskurse anhand 
des Evaluationsberichts, Einsatz für deren qualitative Wei-
terentwicklung und für deren stärkere Inanspruchnahme 
durch Zuwanderinnen und Zuwanderer. 

 
 Entwicklung eines Handlungskonzeptes, um den Schutz 

und die Hilfe für die von einer Zwangsverheiratung be-
drohten und betroffenen Zugewanderten, insbesondere 
der jungen Frauen, zu verbessern. 

 
 Unterstützung des Programms "Integration durch Sport" 

der nordrhein-westfälischen Sportjugend als wichtiger Bei-
trag zur Integration junger Zuwanderinnen bzw. Zuwande-
rer sowie sozial benachteiligter Jugendlicher. 
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 Förderung der kulturellen Praxis von Zugewanderten durch 
den Ausbau des Programms "Kunst und Kultur", das den 
Austausch zwischen hier lebenden Kulturgruppen unter-
stützt und der Integration dient. 

 
 Stärkere Einbringung des Landes NRW als europäischem 

Kernland in die integrationspolitische Debatte in der Euro-
päischen Union. 

 
 Berufung eines Beirats zur Integration. 

 
 Gestaltung der Integrationspolitik als Querschnittsaufgabe 

unter der Federführung des Ministeriums für Generatio-
nen, Familien, Frauen und Integration als koordinierendem 
und steuerndem Ressort. 

 
 
2.4 Regionale Ebene – Ostwestfalen-Lippe – 
 

 

 
2.4.1 Ostwestfalen-Lippe – Modellregion für Integration 
und Vielfalt – 34: 
 
„Aufgrund der Zuwanderung wird Ostwestfalen-Lippe im Jahr 
2020 die jüngste Region Deutschlands sein. Etwa 25 Prozent 
aller Einwohnerinnen bzw. Einwohner OWL’ s haben bereits 
heute einen Migrationshintergrund. Darin liegen enorme Zu-
kunftspotenziale. Voraussetzung für deren Entfaltung ist das 
Gelingen von Integrationsprozessen auf wirtschaftlicher, sozia-
ler, kultureller und politischer Ebene.  
 
Wir wollen in unserer Region den Erfolg von Integration beför-
dern. Dabei beziehen wir uns auf die gemeinsamen Grundprin-
zipien zur Integration in der Europäischen Union, auf die sich 
der Europäische Rat am 19. November 2004 geeinigt hat:  
 
1. Integration ist ein dynamischer, in beide Richtungen gehen-

der Prozess des gegenseitigen Entgegenkommens aller Ein-
wanderinnen und Einwanderer und aller in den Mitgliedstaa-
ten ansässigen Personen. 

  
2. Integration erfordert die Achtung der Grundwerte der Euro-

päischen Union.  
 
3. Die Beschäftigung ist eine wesentliche Komponente des In-

tegrationsprozesses und ist für die Teilhabe von Einwande-
rinnen und Einwanderern, für ihren Beitrag zur Gestaltung 
der Aufnahmegesellschaft und für die Verdeutlichung dieses 
Beitrags von zentraler Bedeutung.  

 
4. Grundkenntnisse der Sprache, Geschichte und Institutionen 

der Aufnahmegesellschaft sind eine notwendige Vorausset-
zung für die Integration; Einwanderinnen und Einwanderer 
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können nur dann erfolgreich integriert werden, wenn sie die 
Möglichkeiten erhalten, diese Grundkenntnisse zu erwerben.  

 
5. Im Bildungswesen müssen Anstrengungen unternommen 

werden, um Einwanderinnen und Einwanderer und vor allem 
auch deren Nachkommen zu einer erfolgreicheren und akti-
veren Teilhabe an der Gesellschaft zu befähigen.  

 
6. Entscheidende Voraussetzung für eine bessere Integration 

ist, dass Einwanderinnen und Einwanderer zu denselben Be-
dingungen wie Einheimische gleichberechtigt Zugang zu den 
Institutionen sowie zu öffentlichen und privaten Gütern und 
Dienstleistungen erhalten.  

 
7. Ein wichtiger Integrationsmechanismus sind häufige Begeg-

nungen zwischen Einwanderinnen und Einwanderern und 
Bürgerinnen und Bürgern der Mitgliedsstaaten. Diese kön-
nen durch gemeinsame Foren, durch interkulturellen Dialog, 
durch Aufklärung über die Einwanderinnen und Einwanderer 
und ihre Kultur sowie durch integrationsfreundliche Lebens-
bedingungen in den Städten gefördert werden. 

  
8. Die Europäische Grundrechtscharta garantiert die Achtung 

der Vielfalt der Kulturen und das Recht auf freie Religions-
ausübung, sofern dem nicht andere unverletzliche europäi-
sche Rechte oder einzelstaatliches Recht entgegenstehen.  

 
9. Durch die Beteiligung von Einwanderinnen und Einwande-

rern am demokratischen Prozess und an der Konzipierung 
integrationspolitischer Maßnahmen, insbesondere auf loka-
ler Ebene, wird ihre Integration unterstützt.  

 
10.Die Einbeziehung von Integrationsmaßnahmen in alle wich-

tigen politischen Ressorts und auf allen Ebenen der öffentli-
chen Verwaltung ist ein wichtiger Gesichtspunkt bei der 
Gestaltung und Durchführung der jeweiligen Politik.  

 
11.Es bedarf klarer Ziele, Indikatoren und Evaluierungsmecha-

nismen, damit die Maßnahmen angepasst, die Integrations-
fortschritte bewertet und die Informationsflüsse effizienter 
gestaltet werden können.  

 
Wir erkennen diese Prinzipien gelingender Integration aus-
drücklich an und wollen sie in unserer Region mit Leben erfül-
len. Wir werden deshalb einen Prozess fördern, in dem wir ge-
meinsam mit Migrantinnen und Migranten Bedarfe und Hand-
lungsmöglichkeiten auf lokaler und regionaler Ebene feststel-
len. Wir wollen, dass Ostwestfalen-Lippe eine Modellregion für 
Integration und Vielfalt wird. Damit wollen wir eine überzeu-
gende Antwort auf die Frage geben, wie wir gemeinsam mit-
einander leben und Zukunft gestalten“. 
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2.5 Kommunale Ebene 
 
Integrationspolitik und –förderung auf örtlicher Ebene heißt 
  

 Netzwerkarbeit mit regelmäßigem Austausch sowie Aufbau 
verbindlicher, transparenter Dialogstrukturen und von Ver-
trauen. 

 
 Zielorientierte kommunale Fachplanung unter Einbezie-

hung integrationspolitischer Leitziele und Handlungsvor-
schläge bezogen auf den Stadtteil, im direkten Kontakt mit 
allen Menschen und Bewohnerinnen bzw. Bewohners des 
Wohnquartiers und über lokal angepasste Maßnahmen. 

 
 Prioritäten setzen – im föderalen System der Bundesrepu-

blik Deutschland möglichst im Kontext mit der Länder- 
und ggf. Bundesebene – mit Schwerpunkt in den Berei-
chen Sprache und Bildung, Beschäftigung, Beteiligung und 
Beratung. Denn: Bildungs- und Beschäftigungspolitik und 
–förderung sind gelebte Integrationspolitik und nachhalti-
ge, gelingende Integration. Nur so lassen sich Bildungs-
stand, Bildungserfolg, Arbeitsmarkt- und letztendlich sozi-
ale Integration erreichen. 

 
2.5.1  Kommunale Beschlussgrundlagen 
 
In Bielefeld begann der Prozess zur Entwicklung eines Integra-
tionskonzeptes im Jahr 2005. Das Land NRW stellte mit dem 
neuen Förderprogramm KOMM_IN_NRW 35 den Kommunen Mit-
tel für mehr Steuerung, Vernetzung und Transparenz ihrer In-
tegrationsarbeit zur Verfügung. Bielefeld erhielt neben der För-
derung eines innovativen Projektes zur Qualifizierung der 
Migrantenorganisationen (MO) auch Gelder für die wissen-
schaftliche Begleitung der Erarbeitung eines Integrationskon-
zeptes. Insgesamt acht ganztägige Workshops wurden durch-
geführt, geleitet von Prof. Dr. Krummacher 36 bzw. Prof. Rode-
rich Kulbach 37 von der Ev. Fachhochschule RWL Bochum – bei-
de als Experten erfahren in der Begleitung vergleichbarer 
kommunaler Prozesse –.  
 
In den Workshops 38 erstellten Verwaltungsmitarbeiterinnen 
und -mitarbeiter ressortübergreifend zunächst eine Übersicht 
der aktuellen Angebote der Stadt Bielefeld für Menschen mit 
Migrationshintergrund und benannten die vorrangigen Hand-
lungsfelder der künftigen Integrationspolitik in Bielefeld, für die 
sie Vorschläge für Leitziele, Oberziele und Teilziele erarbeite-
ten. 
  
Die Verwaltungsvorschläge wurden in weiteren Treffen, u. a. 
mit den Verbänden der Freien Wohlfahrtspflege, Trägern freier 
Jugendhilfe (Schwerpunkt: Offene Kinder- und Jugendarbeit), 
dem Bundesamt für Migration und Flüchtlinge (BAMF), der 
Wohnungswirtschaft, dem Sport, der Unteren Schulaufsichts-
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behörde, der Polizei, den Kammern und Gewerkschaften sowie 
– in zwei gut besuchten Treffen – Vertreterinnen und Vertre-
tern der Zugewanderten und Migrantenorganisationen (MO) 
vorgestellt, mit ihnen diskutiert und ergänzt.  
 
Im Mai 2007 beschloss der Rat der Stadt Bielefeld (s. hierzu 
Teil II, Ziff. 5.1) die erarbeiteten Leitziele und Oberziele und 
benannte 17 vorrangige Handlungsfelder für die künftige Integ-
rationsarbeit. Er beauftragte die Verwaltung mit der Erarbei-
tung eines ersten, umfassenden Bielefelder Integrationskon-
zeptes in einem breiten, diskursiven und partizipativen Prozess 
unter Einbindung aller relevanten Akteure.  
 
Organisatorische Veränderungs- und Entwicklungsprozesse in 
den Strukturen der kommunalen Integrationsarbeit, wie die 
Gründung des Amtes für Integration und interkulturelle Ange-
legenheiten zum 02.01.2008, führten dazu, dass der Prozess 
weitergehend ab Frühjahr 2008 fortgesetzt werden konnte. 
Nach interner Abstimmung wurde der Projektprozess im Januar 
2009 durch ein sog. „Entscheidertreffen“ mit Oberbürgermeis-
ter, Vertreterinnen und Vertretern der Kommunalpolitik, dem 
Vorstand des Migrationsrates, Verwaltungsleitung, Vertreterin-
nen und Vertretern der Kammern, Verbände, Träger der Freien 
Wohlfahrtspflege, Trägern freier Jugendhilfe wieder angestoßen 
und auf der Basis des Projektauftrages des Oberbürgermeisters 
„Wir fördern Integration!“ – Integrationskonzept für Bielefeld – 
vom 17.11.2008 weiter geführt. Intention war dabei auch, im 
Rahmen des Projektprozesses Beschlusslagen aus der Vergan-
genheit – exemplarisch seien hier insbes.  
 

 das „Bildungspolitische Papier“ des Migrationsrates der 
Stadt Bielefeld vom 25.05.2006, vom Rat der Stadt aufge-
griffen und am 14.12.2006 verabschiedet (s. hierzu Teil II, 
Ziff. 5.2), und  

 der Grundlagenbeschluss des Rates der Stadt vom 
31.08.2006 „Demographischer Wandel als Chance? – Vor-
schläge für ein Bielefelder Konzept“ (s. hierzu Teil II, Ziff. 
5.3) 

 
genannt – zu berücksichtigen.  
 
2.5.2  Kommunale Projektorganisation 
 
Die Integration von Menschen mit Migrationshintergrund ist 
vom Rat der Stadt Bielefeld als eine der wichtigsten kommu-
nalpolitischen Aufgaben festgelegt worden. Basis hierfür soll ein 
kommunales Integrationskonzept sein, das der Rat der Stadt in 
Auftrag gegeben hat. Die Grundlage für die (Weiter-) Entwick-
lung und Erarbeitung des Konzeptpapiers wurde durch den Pro-
jektauftrag des Oberbürgermeisters „Wir fördern Integration! – 
Integrationskonzept für Bielefeld –„ vom 17.11.2008 gelegt (s. 
hierzu Teil II, Ziff. 5.1, 5.4). In das Projekt wurden neben städ-
tischen Beteiligten externe Akteure, insbesondere Fachleute 
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aus Organisationen, Institutionen, Vertreterinnen bzw. Vertre-
ter der Initiativen, Vereine und Selbstorganisationen von Men-
schen mit Migrationshintergrund (Migrantenvereine), Bielefel-
der Bürgerinnen und Bürger eingebunden.  
 
Leitlinien, Ziele und Konzepte für die Integration vor Ort waren 
partizipativ und diskursiv mit der kommunalen Migranten-
vertretung, den Migrantenorganisationen (MO), den Verbänden 
der Freien Wohlfahrtspflege, Trägern freier Jugendhilfe, (weite-
ren) Akteurinnen und Akteuren in der Integrationsförderung 
und -arbeit und der Verwaltung selbst zu entwickeln.  
 
Vor Ort kann auch eine breitere Einbeziehung der Mehrheitsge-
sellschaft in Prozesse von Integrationspolitik, –förderung und –
arbeit am besten und unmittelbarsten umgesetzt werden, denn 
ohne die Einbeziehung auch der Mehrheits-, d. h. der einheimi-
schen Bevölkerung, sind Leitbilddiskussionen, Zielkataloge und 
konkretisierende Konzepte der Integration unverbindlich und 
wenig tragend. 
 
Ziel des Projektes und des in diesem Kontext erarbeiteten Kon-
zeptes ist es, die Grundlage dafür zu schaffen, den gegenwärti-
gen und künftigen Anforderungen an eine erfolgreiche kommu-
nale Integrationspolitik und –förderung gerecht zu werden. 
 
Erfolgreiche Integrationspolitik steuert, gestaltet, vernetzt die 
kommunale Integrationsförderung und -arbeit, indem sie Maß-
nahmen einleitet, die dazu beitragen, dass Menschen mit und 
ohne Migrationshintergrund 
 

 in der deutschen Sprache kommunizieren können. 
 

 gleiche Zugangschancen zum Bildungswesen haben. 
 

 einen gleichberechtigten Zugang zum Arbeitsmarkt haben. 
 

 die gleichen Chancen haben, an der gesundheitlichen Re-
gelversorgung teilzunehmen. 

 
 sich an gesellschaftlichen Gestaltungsprozessen in und für 

Bielefeld beteiligen. 
 

 gleiche Chancen auf ein Leben nach eigenen Vorstellungen 
im Rahmen der Werte- und Rechtsordnung Deutschlands 
haben. 

 
Eine zukunftsorientierte Stadtentwicklung berücksichtigt bei ih-
ren Planungen auch den demographischen Wandel. Der Demo-
graphieaspekt beinhaltet Fragen im Zusammenhang mit 
 

 der abnehmenden Zahl der Geborenen, 
 

 der Steigerung der Lebenserwartung und 
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 den Wanderungsbewegungen, 

 
sowie das Zusammenwirken dieser drei Faktoren. Es handelt 
sich um eine langfristige Sichtweise, die bei Planungen zu be-
achten ist. 
 
Allgemeine Ziele für alle Konzepte und Maßnahmen liegen 
 

 in der direkten Beeinflussung durch die Steuerung der 
demographischen Prozesse und 

 
 in der verträglichen Gestaltung der Auswirkungen des de-

mographischen Wandels für die Stadt Bielefeld. 
 
Zur Konkretisierung der Thematik „Wir fördern Integration!“ 
benennt das Bielefelder Demographiekonzept beispielhaft die 
Aspekte: 
 

 Der Zuzug von Zuwanderinnen bzw. Zuwanderern (jungen 
Familien) und damit verbunden auch die zunehmende Zahl 
von Kindern sind für die Bevölkerungsentwicklung wichtig. 

 
 Das Qualifikationspotential von jungen Menschen mit 

Migrationshintergrund ist notwendig für Innovation in Un-
ternehmen (Standortvorteil für eine erfolgreiche „Ansiede-
lungspolitik“). 

 
 Die Entwicklung von frühzeitigen Maßnahmen verhindert 

soziale Konflikte in den Quartieren (Segregation vermei-
den). 

 
Konzeptionelle Überlegungen und Projekte aller Dezernate, die 
die Aspekte berücksichtigen und Bezug zum Thema haben, sind 
zu vernetzen.  
 
Die Arbeit im vg. Projekt erfolgte auf der Basis der Projekt-
struktur gemäß Teil II, Ziff. 5.4 (s. hierzu Projektauftrag des 
Oberbürgermeisters vom 17.11.2008). 
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3.  Projektverlauf 
 
 
3.1 
 

 
Bestandsaufnahme migrations- und integrationsspezifischer Diens-
te, Einrichtungen, Angebote in Bielefeld 
 

  
Wann ? 

 
2008 

  
Wer ? 

 
Stadt Bielefeld – Amt für Integration und interkulturelle Angele-
genheiten – 

  
Was ? 

 
Abfrage und Erhebung migrations- und integrationsspezifischer 
Angebote und Angebote der Förderung von Sprach-/ Lesekompe-
tenz in Bielefeld. Neben einer verwaltungsinternen Abfrage wur-
den auch Schulen, Gemeinden, Wohlfahrtsverbände und Vereine, 
Initiativen etc., also alle in der Integrationsarbeit relevanten Ak-
teure in die Bestandserhebung einbezogen. Ziel der Bestandser-
hebung war, eine größere Transparenz im Bielefelder Angebots- 
und Leistungsspektrum zu schaffen, die eine stärkere Vernetzung 
und Abstimmung der einzelnen Angebote ermöglicht. 
 
Das Ergebnis (= Übersichtstabelle) stand 2009 bei Bedarf für die 
Teilprojektarbeit zur Verfügung. Da es aus jetziger Sicht durch-
gängig nicht mehr aktuell ist, wird auf eine Wiedergabe an dieser 
Stelle verzichtet. 
 

 
3.2 
 

 
1. Entscheiderworkshop 

  
Wann ? 

 
23.01.2009 

  
Wo ? 

 
Altes Rathaus, Niederwall 25, 33602 Bielefeld (Rochdale-Raum) 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

 
Wer ? 

 
Leitung: 
 
Herr OB David 39 
 
Moderation: 
 
Ulrich Kober (Bertelsmann-Stiftung) 
Hans Wietert-Wehkamp (Institut für soziale Innovation Solingen) 
 
Teilnehmerinnen bzw. Teilnehmer: 
 
CDU-Fraktion: Detlef Werner, Dietrich Kögler  
SPD-Fraktion: Brigitte Biermann, Nicolas Tsapos   
Fraktion Bündnis 90/Die Grünen: Klaus Rees  
Bürgernähe: Herr Stolte 
FDP: Dr. Björn Kerbein 
Die Linke: Hans-Dietmar Hölscher  
Migrationsrat: Yasin Sever (1. stellv. Vorsitzender des Migrationsrates 
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der Stadt Bielefeld) 
Kammern: Melanie Wicht (IHK Bielefeld – Referatsleiterin in der Haupt-
geschäftsführung, QMB), Jürgen Sautmann (Hauptgeschäftsführer 
Kreishandwerkerschaft Bielefeld) 
AG Freie Wohlfahrtspflege: Erwin Adams (Vorsitzender der AG Freie  
Wohlfahrtspflege in Bielefeld) 
Freie Jugendhilfe: Peter Bauer (Vorsitzender des Bielefelder Jugend-
rings) 
Verwaltung: Beig. Dr. Albrecht Peter Pohle (Dezernat 2), Beig. Tim Käh-
ler (Dezernat 5), Karl-Heinz Voßhans (Leiter des Amtes für Integration 
und interkulturelle Angelegenheiten), Annegret Grewe (stellv. Leiterin 
des Amtes für Integration und interkulturelle Angelegenheiten), Thomas 
Hellmund (Amt für Integration und interkulturelle Angelegenheiten), 
Andreas Döding (Leiter des Büros des Oberbürgermeister), Ilse Budde-
meier (Leiterin der Gleichstellungsstelle der Stadt Bielefeld), Susanne 
Tatje 40 (Projektbeauftragte Demographische Entwicklungsplanung), 
Wolfgang Prüßner (Stab Stadtkämmerer Herr Löseke), Annette Wädlich 
(Dezernat Beig. Dr. Pohle/VHS Bielefeld), Marita Kleiner (Stab Beig. 
Frau Ritschel), Dieter Ellermann (Stab Beig. Gregor Moss). 
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Was ? 

 
- Warm-Up: Eigene „Migrationserfahrungen“. 
- (SWOT-)Analyse der bestehenden Angebote, Einschätzung 

der Situation vor Ort (Welche migrantenspezifischen Angebo-
te sind bekannt? Was funktioniert? Wo werden Entwicklungs-
potenziale bzw. Bedarfe gesehen?). 

- Vorstellung, Abstimmung der Projektorganisation und des 
Zeitplans. 

 
 
3.3 
 

 
„Tandem-Schulung“ 
 

  
Wann ? 

 
18.02.2009 

  
Wo ? 

 
Neues Rathaus, Niederwall 23, 33602 Bielefeld (Concarneau-
Raum) 

  
Wer ? 

 
Leitung: 
 
Hans Wietert-Wehkamp (Institut für soziale Innovation Solingen) 
 
Teilnehmerinnen bzw. Teilnehmer: 
 
Karl-Heinz Voßhans (Leiter des Amtes für Integration und interkulturelle 
Angelegenheiten), Emir Ali Sağ (Geschäftsführer des Migrationsrates, 
Amt für Integration und interkulturelle Angelegenheiten), Annegret 
Grewe (stellv. Leiterin des Amtes für Integration und interkulturelle An-
gelegenheiten), Thomas Hellmund (Amt für Integration und interkultu-
relle Angelegenheiten), Susanne Tatje (Projektbeauftragte Demographi-
sche Entwicklungsplanung), Georgia Schönemann (Leiterin der Abtei-
lung Schulentwicklungs- und Bildungsplanung im Amt für Schule), Rei-
ner Exner (Leiter des Integrativen Montessori-Kinderhauses Bielefeld), 
Christiane Möller-Bach (stellv. Leiterin der RAA im Amt für Integration 
und interkulturelle Angelegenheiten), Jochen Hanke (stellv. Geschäfts-
führer der Arbeitplus in Bielefeld GmbH), Annette Wädlich (Dez. Beig. 
Dr. Pohle, VHS Bielefeld), Dirk Cremer (Gesundheits-, Veterinär- und 
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Lebensmittelüberwachungsamt – Gesundheitsberichterstattung –), Dr. 
Friede Youmba-Batana (Universität Hannover), Faraj Remmo (stellv. 
Mitglied des Migrationsrates der Stadt Bielefeld), Cemalettin Özer (MO-
ZAIK gGmbH), Zübeyde Duyar, Regine Schrader (Lebensräume e. V.). 
 

  
Was ? 

 
- Vorstellung der Projektorganisationsstruktur, des vorgesehe-

nen Projektzeitplans, der Besetzung der Teilprojektgruppen 
und des vorläufigen Entwurfes für das Integrationskonzept 
durch das Amt für Integration und interkulturelle Angelegen-
heiten auf Basis der bisherigen Arbeitsergebnisse, Vorstellung 
der Vorschläge des Amtes für mögliche Kennzahlen. 

- Erörterung der Ziele, Möglichkeiten und Vorteile einer strate-
gischen, wirkungsorientierten Steuerung in der Kommune. 

- Thematisierung der Rolle und Aufgaben der Leitungsteams 
der Teilprojektgruppen.  

- Informationen zum Stand der konzeptionellen Überlegungen 
zu den zu entwickelnden Kennzahlen sowie zum methodi-
schen Vorgehen bei der SWOT-Analyse. Mit dieser flexiblen 
Methode werden sowohl Stärken und Schwächen als auch ex-
terne Chancen und Gefahren eines Prozesses/einer Situation 
betrachtet. Aus der Kombination der Stärken/Schwächen-
Analyse und der Chancen/Gefahren-Analyse kann eine ganz-
heitliche Strategie für die strukturelle Ausrichtung und für 
weitere Schritte abgeleitet werden. 

- Vorstellung des geplanten Ablaufs und Programms des Integ-
rationsworkshops. 
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3.4 
 

 
1. Integrationsworkshop 

  
Wann ? 

 
13.03. und 14.03.2009 

  
Wo ? 

 
Neues Rathaus, Niederwall 23, 33602 Bielefeld (Großer Saal) 

  
Wer ? 

 
Leitung: 
 
Amt für Integration und interkulturelle Angelegenheiten 41 
 
Moderation: 
 
Hans Wietert-Wehkamp, Elena Lazaridou (Institut für soziale Innovation 
Solingen) 
 
Teilnehmerinnen bzw. Teilnehmer: 
 
Kyriaki Argyriadou (Vorsitzende des Migrationsrates der Stadt Bielefeld), 
Yasin Sever (1. stellv. Vorsitzender des Migrationsrates der Stadt Biele-
feld), Mitglieder der (6) Teilprojektgruppen (s. hierzu im Detail Teil II, 
Ziff. 3.5) 
 

 

 
3.5 

 
Teilprojektarbeit (vgl. Ziff. 2.3.2 der Projektverfügung „Wir fördern 
Integration! – Integrationskonzept für Bielefeld“) 
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Wann ? Zeitraum: April bis Oktober 2009 
  

Wer ? 
 

 
6 Teilprojektgruppen (s. hierzu Projektstruktur, Teil II, Anlage 
5.4) 

   
Teilprojektgruppe 1: 
 
Betreuung, Erziehung, 
Bildung, Förderung 
von Kindern und Ju-
gendlichen und ihren 
Eltern 

 
Leitung (Tandem): 
 
- Georgia Schönemann – Leiterin der Abtei-

lung Schulentwicklungs- und Bildungspla-
nung im Amt für Schule der Stadt Bielefeld  

- Reiner Exner – Leiter des Integrativen 
Montessori-Kinderhauses Bielefeld – 

 
Mitglieder:  
 
- Anke Berkemeier - Amt für Jugend und 

Familie der Stadt Bielefeld – Team Jugend-
hilfeplanung, Bezirksjugendpflege – 

- Bettina Fleth – Leiterin der Kuhlo-
Realschule – 

- Felicija Gorny – Leiterin Zentrale Kinder-
bibliothek – Stadtbibliothek –  

- Katja Häckel – Vorsitzende AG nach § 78 
SGB VIII – Jugendarbeit, Geschäftsführerin 
des Bielefelder Jugendrings (BJR) – 

- Kirsten Hopster – AWO – Kreisverband Bie-
lefeld e. V. – 

- Nilgün Isfendiyar – Gesamtschule Rosen-
höhe und Mitarbeiterin in der RAA im Amt 
für Integration und interkulturelle Angele-
genheiten der Stadt Bielefeld – 

- Susanne Krause – Kindertageseinrich-
tung/Familienzentrum Wirbelwind gGmbH  

- Birgit May – Koordinatorin Vorschulische 
Sprachbildung im Amt für Integration und 
interkulturelle Angelegenheiten der Stadt 
Bielefeld – 

- Christiane Möller-Bach – Stellv. Leiterin der 
RAA im Amt für Integration und interkultu-
relle Angelegenheiten der Stadt Bielefeld – 

- Ulrike Mund – Eigensinn e. V. – 
- Viola Obasohan – IBZ Friedenshaus e.V. – 

(Vertreterin der Bielefelderinnen bzw. Bie-
lefelder mit Migrationshintergrund, be-
nannt vom Migrationsrat der Stadt Biele-
feld am 14.01.2009) 

- Jutta Schattmann - Schulamtsdirektorin – 
Untere Schulaufsichtsbehörde – Staatliches 
Schulamt – 

- Nezahat Yildirim – Türkischer Elternverein 
Bielefeld e. V. (Vertreterin der Bielefelde-
rinnen bzw. Bielefelder mit Migrationshin-
tergrund, benannt vom Migrationsrat der 
Stadt Bielefeld am 14.01.2009) 

 
- Iskender Baki – Intermedia 12 - (Vertreter 



Wir fördern Integration! 
Integrationskonzept für Bielefeld 

 

 
229 

der Bielefelderinnen bzw. Bielefelder mit 
Migrationshintergrund, benannt vom 
Migrationsrat der Stadt Bielefeld am 
14.01.2009) 

- Ulrich Ebenfeld – Leiter der Bückardtschule 
(Grundschule) –  

- Franjo Enke – Ev. Jugend, Verband der Ev. 
Kirchengemeinden Brackwede – 

- Dankmar Flachsbarth – Carl-Severing-
Berufskolleg für Bekleidungstechnik, Bio-
technik, Hauswirtschaft und Soziales der 
Stadt Bielefeld – 

- Mahmut Koyun – Mitglied im Migrationsrat 
der Stadt Bielefeld -  

- Serdar Salar – Impuls e.V. – (Vertreter der 
Bielefelderinnen bzw. Bielefelder mit 
Migrationshintergrund, benannt vom Mig-
rationsrat der Stadt Bielefeld am 
14.01.2009) 

- Michael Walde  – Vorsitzender AG nach § 
78 SGB VIII – Hilfen zur Erziehung   

- Selim Yilmazer (Vertreter der Bielefelde-
rinnen bzw. Bielefelder mit Migrationshin-
tergrund, benannt vom Migrationsrat der 
Stadt Bielefeld am 14.01.2009) 

- Ewald Zelmer – Christus für Alle e. V. – 
(Vertreter der Bielefelderinnen bzw. Biele-
felder mit Migrationshintergrund, benannt 
vom Migrationsrat der Stadt Bielefeld am 
14.01.2009) 
 

   
Teilprojektgruppe 2: 
 
Ausbildung, Qualifizie-
rung, Beruf/Arbeits- 
markt 

 
Leitung (Tandem): 
 
- Jochen Hanke – Stellv. Geschäftsführer der 

Arbeitplus in Bielefeld GmbH –  
- Dipl.-Ing. Cemalettin Özer – Geschäftsfüh-

rer MOZAIK gGmbH – 
 
Mitglieder:  
 
- Annegret Grewe – Stellv. Leiterin des Am-

tes für Integration und interkulturelle An-
gelegenheiten der Stadt Bielefeld, Abtei-
lungsleiterin Interkulturelles Büro - 

- Martina Lücking – Jugendhaus, Jugendbe-
rufshilfe der REGE mbH – 

- Marlies Pelster-Wend - Gleichstellungsstel-
le der Stadt Bielefeld – Frau und Beruf, E-
xistenzgründungen Bildungsscheck –  

- Claudia Pipos – REGE mbH Bielefeld - 
(Vertreterin der Bielefelderinnen bzw. Bie-
lefelder mit Migrationshintergrund, be-
nannt vom Migrationsrat der Stadt Biele-
feld am 14.01.2009) 

- Sabine Stallbaum – AWO – Kreisverband 
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Bielefeld e. V. – 
- Sohelia Valamehr - REGE mbH Bielefeld  

(Vertreterin der Bielefelderinnen bzw. Bie-
lefelder mit Migrationshintergrund, be-
nannt vom Migrationsrat der Stadt Biele-
feld am 14.01.2009) 

- Melanie Wicht – Referatsleiterin in der 
Hauptgeschäftsführung - IHK Bielefeld – 

- Carola Wolf – Vorsitzende AG nach § 78 
SGB VIII – Jugendsozialarbeit – 

 
- Kemal Erdogan – Alevitische Kulturge-

meinde Bielefeld und Umgebung e. V. – 
(Vertreter der Bielefelderinnen bzw. Biele-
felder mit Migrationshintergrund, benannt 
vom Migrationsrat der Stadt Bielefeld am 
14.01.2009) 

- Uwe-Jens Kluge – Vertreter Ver.di -  
- Kai Lehmkühler – Abteilungsleiter im Amt 

für Personal, Organisation und Zentrale 
Leistungen der Stadt Bielefeld –  

- Vassili Lemonidis – Ev. Gemeindedienst –  
Migrationsberatung für Erwachsene -  

- Horst-Hermann Müller – Agentur für Arbeit 
Bielefeld – Geschäftsführer Operativ –  

- Manfred Neumann – Arbeitplus Bielefeld 
GmbH – 

- Karl Stefan Sahrhage – Vertreter Carl-
Severing-Berufkolleg –  

- Jürgen Sautmann – Hauptgeschäftsführer 
Kreishandwerkerschaft Bielefeld – 

- André Schwentker – Arbeitplus in Bielefeld 
GmbH – 

- Nicolas Tsapos – REGE mbH  Bielefeld – 
Bereichsleiter Kommunale Arbeitsförde-
rung – 
 

   
Teilprojektgruppe 3: 
 
Kultur, Freizeit, Sport, 
Erwachsenenbildung 

 
Leitung (Tandem): 
 
- Annette Wädlich – Dez. Beig. Dr. Pohle, 

VHS Bielefeld, Pädagogische Abteilung – 
- Zübeyde Duyar – Vertreterin der Bielefel-

derinnen bzw. Bielefelder mit Migrations-
hintergrund, gewählt vom Migrationsrat 
der Stadt Bielefeld – 

 
Mitglieder:  
 
- Heike Behrens - Amt für Integration und 

interkulturelle Angelegenheiten – (in Ver-
tretung für Gabriele Sonnenberg – Amt für 
Integration und interkulturelle Angelegen-
heiten der Stadt Bielefeld – Leiterin RAA –) 

- Brigitte Brand – Leiterin des Kulturamtes 
der Stadt Bielefeld – 
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- Farida Manko (Vertreterin der Bielefelde-
rinnen bzw. Bielefelder mit Migrationshin-
tergrund, benannt vom Migrationsrat der 
Stadt Bielefeld am 14.01.2009) 

- Katherina Mourati – Künstlerin – (Vertrete-
rin der Bielefelderinnen bzw. Bielefelder 
mit Migrationshintergrund, benannt vom 
Migrationsrat der Stadt Bielefeld am 
14.01.2009) 

- Graciela Toledo  – Caritasverband – 
- Kornelia Vossbein – Bunker Ulmenwall – 
 
- Ali Ekber Agu  – SUK e.V. – (Vertreter der 

Bielefelderinnen bzw. Bielefelder mit 
Migrationshintergrund, benannt vom Mig-
rationsrat der Stadt Bielefeld am 
14.01.2009) 

- Klaus Becker – Sportamt der Stadt Biele-
feld – 

- Kadri Bekteshi – Sportmediator – (Vertre-
ter der Bielefelderinnen bzw. Bielefelder 
mit Migrationshintergrund, benannt vom 
Migrationsrat der Stadt Bielefeld am 
14.01.2009) 

- Rolf Erdmeier – BAMF – Regionalkoordina-
tor –  

- Ralph Klusmann – Bielefelder Jugendring 
(BJR) – 

- Horst-Dieter Knüppel – StadtSportBund 
Bielefeld – Beisitzer für Migrationsfragen –  

- Klaus Loest – Leiter Zentralbibliothek und 
Zentrale Dienstleistungen der Stadtbiblio-
thek der Stadt Bielefeld –  

- Konrad Rodehutskors – Volkshochschule 
der Stadt Bielefeld – Pädagogische Abtei-
lung – 

- Karl-Wilhelm Schulze – StadtSportBund 
Bielefeld – Geschäftsführer – 
 

   
Teilprojektgruppe 4: 
 
Gesundheit, Besonde-
re Lebenslagen 

 
Leitung (Tandem): 
 
- Dirk Cremer – Gesundheits-, Veterinär- 

und Lebensmittelüberwachungsamt der 
Stadt Bielefeld – Gesundheitsberichterstat-
tung –  

- Regine Schrader – Lebensräume e. V. – 
 
Mitglieder:  
 
- Cemile Acar-Gökce – Stellv. Mitglied im 

Migrationsrat der Stadt Bielefeld – 
- Frau Benad – von Bodelschwingh`sche An-

stalten Bethel – Stiftungsbereich Behinder-
tenhilfe – Projekt “Behinderung und Migra-
tion“ – (fakultativ)  
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- Eugenia Betancourt-Hein – Mitglied im 
Migrationsrat der Stadt Bielefeld – 

- Belkis Bilgi – Selbsthilfegruppe “Mit dem 
Leben Hand in Hand“ –  

- Regina Butenschön – Arbeitplus in Bielefeld 
GmbH – 

- Maria Canovai – Vertreterin PSAG – 
- Zekiye Göndük – Arbeiterwohlfahrt – 

Kreisverband Bielefeld e. V. – 
- Tatjana Knoop – Frauennotruf Bielefeld e. 

V. – 
- Anne Kochanek – DiakonieVerband Brack-

wede GmbH – 
- Filiz Kutluer – Universität Bielefeld – Fakul-

tät für Soziologie – 
- Cornelia Neumann – Psychologische Frau-

enberatung e. V. – 
- Nebahat Pohlreich – Mitglied im Migrati-

onsrat der Stadt Bielefeld und im Rat der 
Stadt Bielefeld –  

- Ruth Rennings – Amt für Integration und 
interkulturelle Angelegenheiten der Stadt 
Bielefeld –  

- Christa Steinhoff-Kemper – Selbsthilfe-
Kontaktstelle Bielefeld – 

- Dr. Monika Weber – Gleichstellungsstelle 
der Stadt Bielefeld – 

 
- Sami Elias – Islamisches Zentrum – (Ver-

treter der Bielefelderinnen bzw. Bielefelder 
mit Migrationshintergrund, benannt vom 
Migrationsrat der Stadt Bielefeld am 
14.01.2009) 

- Gerhard Klekamp – von Bo-
delschwingh`sche Anstalten Bethel – Regi-
onalleiter Stiftungsbereich Behindertenhilfe  

- Dr. med. Felix Mayser – Leiter der Bezirks-
stelle der Kassenärztlichen Vereinigung – 

- Dietmar Moritz – Amt für soziale Leistun-
gen der Stadt Bielefeld – Team Örtliche 
Betreuungsbehörde – 

- Günther Ohlendorf – Abteilungsleiter „Se-
nioren und Menschen mit Behinderungen“ 
im Amt für soziale Leistungen der Stadt 
Bielefeld –  
 

   
Teilprojektgruppe 5: 
 
Soziales Umfeld, 
Wohnen, Stadtent-
wicklung 

 
Leitung (Tandem): 
 
- Andreas Kämper – Stab Beig. Herr Kähler, 

Stadt Bielefeld – 
- Dr. Friede Youmba-Batana - Universität 

Hannover – Soziologin – 
 
Mitglieder:  
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- Nadine Ahlborn – BGW – Kaufmännischer 
Geschäftsbereich –  

- Karin Krudup – BellZett e. V. – Geschäfts-
führerin – 

- Angelika Riedrich – DRK – Kreisverband 
Bielefeld – Migrationsberatung für Erwach-
sene  

- Margret Stücken-Virnau – Geschäftsführe-
rin der REGE mbH – 

 
- Erwin Adams – Vorsitzender AG Wohl-

fahrtspflege in Bielefeld, Geschäftsführer 
des Paritätischen –  

- Peter Bauer – Bielefelder Jugendring – 
Vorsitzender –  

- Jens Hagedorn – Bauamt der Stadt Biele-
feld – Wohnungsmarktbeobachtung, -be- 
richt, Wohnraumbedarfsplanung – 

- Alcay Kamis – GAGFAH Group – Leiter des 
Kundencenters Bielefeld –  

- Aslan Kizilhan – F.I.P. GmbH, AG Jesiden – 
(Vertreter der Bielefelderinnen bzw. Biele-
felder mit Migrationshintergrund, benannt 
vom Migrationsrat der Stadt Bielefeld am 
14.01.2009) 

- Ibrahim Kus – F.I.P. GmbH, AG Jesiden – 
(Vertreter der Bielefelderinnen bzw. Biele-
felder mit Migrationshintergrund, benannt 
vom Migrationsrat der Stadt Bielefeld am 
14.01.2009) 

- Thomas Möller – Freie Scholle eG – 
- Tim Nieke – AWO – Kreisverband Bielefeld 

– Wohnberatung – Architekt – 
- Werner Stede – BGW – Leiter Heimbewirt-

schaftung – 
- Sivasothy Varatharajah – Tamilischer Kul-

tur- und Bildungsverein e. V. – (Vertreter 
der Bielefelderinnen bzw. Bielefelder mit 
Migrationshintergrund, benannt vom 
Migrationsrat der Stadt Bielefeld am 
14.01.2009) 

- Karl-Heinz Voßhans – Leiter des Amtes für 
Integration und interkulturelle Angelegen-
heiten der Stadt Bielefeld – 

- Mehmet Yağcιoğlu – Dialog Consulting – 
Interkulturelle Beratungs- und Personal-
entwicklungsgesellschaft – (Vertreter der 
Bielefelderinnen bzw. Bielefelder mit 
Migrationshintergrund, benannt vom Mig-
rationsrat der Stadt Bielefeld am 
14.01.2009) 
 

   
Teilprojektgruppe 6: 
 
Interkulturelle Öff-

 
Leitung (Tandem): 
 
- Emir Ali Sağ – Geschäftsführer des Migra-



Wir fördern Integration! 
Integrationskonzept für Bielefeld 

 

 
234 

nung in öffentlichen 
Institutionen, im öf-
fentlichen Bereich all-
gemein 

tionsrates, Amt für Integration und inter-
kulturelle Angelegenheiten der Stadt Biele-
feld –  

- Faraj Remmo – Stellv. Mitglied im Migrati-
onsrat der Stadt Bielefeld –  

 
Mitglieder:  
 
- Leyla Atac (Vertreterin der Bielefelderinnen 

bzw. Bielefelder mit Migrationshintergrund, 
benannt vom Migrationsrat der Stadt Biele-
feld am 14.01.2009) 

- Bärbel Beninde – RAA im Amt für Integra-
tion und interkulturelle Angelegenheiten 
der Stadt Bielefeld -   

- Ilse Buddemeier – Leiterin Gleichstellungs-
stelle der Stadt Bielefeld –  

- Katrin Dallwitz – AK Asyl e. V. – 
- Lucyna Darowska – Universität Bielefeld – 

Dez. II Abteilung II.3 International Office –  
- Dagmar M. Debus – Dozentin im Studien-

institut für kommunale Verwaltung Westfa-
len-Lippe – 

- Gisela Kohlhage – Deutsches Rotes Kreuz 
– Kreisverband Bielefeld e. V. –  

- Lütfiye Polat – IBZ Friedenshaus e. V. – 
(Vertreterin der Bielefelderinnen bzw. Bie-
lefelder mit Migrationshintergrund, be-
nannt vom Migrationsrat der Stadt Biele-
feld am 14.01.2009) 

- Frau Monika Ramm-Schüller – Arbeitplus in 
Bielefeld GmbH – 

- Doris Schürmann – Abschnittsleiterin im 
Amt für Personal, Organisation und Zentra-
le Leistungen der Stadt Bielefeld – 

- Natascha Thye – Ev. Gemeindedienst – 
Migrationsfachdienst –  

- Gülcan Turan – DIDF e.V. – Förderation 
Demokratischer Arbeitervereine – (Vertre-
terin der Bielefelderinnen bzw. Bielefelder 
mit Migrationshintergrund, benannt vom 
Migrationsrat der Stadt Bielefeld am 
14.01.2009) 

 
- Ismail Cukurcam – Interkulturelles Netz-

werk OWL von Unternehmerinnen bzw. Un-
ternehmern und Akademikerinnen bzw. 
Akademikern e. V. – (Vertreter der Biele-
felderinnen bzw. Bielefelder mit Migrati-
onshintergrund, benannt vom Migrations-
rat der Stadt Bielefeld am 14.01.2009) 

- Dieter Gonska – Arbeiterwohlfahrt – Kreis-
verband Bielefeld e. V. – Jugendmigrati-
onsdienst –  

- Sebahattin Karakoç – Dialog Consulting – 
Interkulturelle Beratungs- und Persona-
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lentwicklungsgeselllschaft e.V. – (Vertreter 
der Bielefelderinnen bzw. Bielefelder mit 
Migrationshintergrund, benannt vom 
Migrationsrat der Stadt Bielefeld am 
14.01.2009) 

- Adamo Matsinhe – Multikultureller Verein – 
(Vertreter der Bielefelderinnen bzw. Biele-
felder mit Migrationshintergrund, benannt 
vom Migrationsrat der Stadt Bielefeld am 
14.01.2009) 

- Kapriel Meser (Vertreter der Bielefelderin-
nen bzw. Bielefelder mit Migrationshin-
tergrund, benannt vom Migrationsrat der 
Stadt Bielefeld am 14.01.2009) 

- Mehmet Ali Ölmez – Verein zur Förderung 
der Ideen Atatürks – (Vertreter der Biele-
felderinnen bzw. Bielefelder mit Migrati-
onshintergrund, benannt vom Migrations-
rat der Stadt Bielefeld am 14.01.2009) 

- Uwe Quermann – Abteilungsleiter Auslän-
derangelegenheiten im Bürgeramt der 
Stadt Bielefeld – 

- Martin Sonneborn – Vertreter Komba – 
- Hidayet Tuncer – Universität Bielefeld – 

(Vertreter der Bielefelderinnen bzw. Biele-
felder mit Migrationshintergrund, benannt 
vom Migrationsrat der Stadt Bielefeld am 
14.01.2009) 
 

  
Was ? 
 

 
Erarbeitung von Vorschlägen für Ober- und Teilziele, Maßnahme-
vorschlägen, Priorisierung, Erarbeitung von Kennzahlen bzw. In-
dikatoren für ein langfristiges Monitoring für alle Handlungsfelder 
auf der Grundlage eines vorläufigen Entwurfes des Amtes für In-
tegration und interkulturelle Angelegenheiten (s. im Detail Teil I, 
Ziff. 6).  
 

 
3.6 

 
Arbeitsgruppe nach Ziff. 2.3.1 der Projektverfügung „Wir fördern 
Integration! – Integrationskonzept für Bielefeld“ („Lenkungsgrup-
pe“) (1. Sitzung) 
 

  
Wann ? 

 
05.05.2009 

  
Wo ? 

 
Altes Rathaus, Niederwall 25, 33602 Bielefeld (Nahariya-Raum) 

  
Wer ? 

 
Moderation: 
 
Hans Wietert-Wehkamp, Elena Lazaridou (Institut für soziale Innovation 
Solingen) 
 
Teilnehmerinnen bzw. Teilnehmer: 
 
Kyriaki Argyriadou (Vorsitzende des Migrationsrates der Stadt Bielefeld), 
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Yasin Sever (1. stellv. Vorsitzender des Migrationsrates der Stadt Biele-
feld), Karl-Heinz Voßhans (Leiter des Amtes für Integration und inter-
kulturelle Angelegenheiten), Annegret Grewe (stellv. Leiterin des Amtes 
für Integration und interkulturelle Angelegenheiten), Emir Ali Sağ (Ge-
schäftsführer des Migrationsrates, Amt für Integration und interkulturel-
le Angelegenheiten), Thomas Hellmund (Amt für Integration und inter-
kulturelle Angelegenheiten), Andreas Döding (Leiter des Büros des O-
berbürgermeisters), Ilse Buddemeier (Leiterin der Gleichstellungsstelle 
der Stadt Bielefeld), Susanne Tatje (Projektbeauftragte Demographische 
Entwicklungsplanung), Georgia Schönemann (Leiterin der Abteilung 
Schulentwicklungs- und Bildungsplanung im Amt für Schule), Jochen 
Hanke (stellv. Geschäftsführer der Arbeitplus in Bielefeld GmbH), Annet-
te Wädlich (Dezernat Beig. Herr Dr. Pohle/VHS Bielefeld), Dirk Cremer 
(Gesundheits-, Veterinär- und Lebensmittelüberwachungsamt – Ge-
sundheitsberichterstattung –), Regine Schrader (Lebensräume e. V.), 
Andreas Kämper (Stab Beig. Tim Kähler), Dr. Friede Youmba-Batana 
(Universität Hannover), Faraj Remmo (stellv. Mitglied im Migrationsrat 
der Stadt Bielefeld) 
 

  
Was ? 

 
- Betrachtung der bisherigen Arbeitsergebnisse im Projektpro-

zess durch die Lenkungsgruppe und die Leitungen (Tandems) 
der Teilprojekte, Diskussion. 

- Verständigung über das weitere Vorgehen – insbesondere im 
Hinblick auf die Priorisierung der Ziele und Maßnahmenvor-
schläge – und Festlegung der nächsten Arbeitsschritte und 
des weiteren Zeitplans. 

 

 
3.7 

 
„Frauenforum“ 
 

  
Wann ? 

 
18.03.2009, 22.04.2009 

  
Wo ? 

 
Altes Rathaus, Niederwall 23, 33602 Bielefeld 

  
Wer ? 

 
Moderation/Leitung: 
 
Ilse Buddemeier (Leiterin der Gleichstellungsstelle der Stadt Bielefeld) 
 
Teilnehmerinnen bzw. Teilnehmer: 



Wir fördern Integration! 
Integrationskonzept für Bielefeld 

 

 
237 

 
Mitarbeiterinnen in den (6) Teilprojektgruppen, Vertreterinnen aus der 
(Kommunal-)Politik auf Einladung der Gleichstellungsstelle der Stadt 
Bielefeld in Kooperation mit dem Amt für Integration und interkulturelle 
Angelegenheiten 
 

  
Was ? 

 
Erarbeitung und Erörterung von Vorschlägen für Ober- und Teil-
ziele, Maßnahmevorschlägen, die im Besonderen die Anliegen und 
Bedarfe von Mädchen und Frauen mit Migrationshintergrund be-
treffen bzw. berühren.   
 
Die Ergebnisse des Forums sind von den Teilnehmerinnen in die 
jeweiligen Teilprojektgruppen eingebracht und damit in den wei-
teren Projektprozess einbezogen worden.  
 

 
3.8 

 
Forum von Vertreterinnen und Vertretern der Bevölkerung mit Mig-
rationshintergrund 

  
Wann ? 

 
19.05.2009, 03.06.2009 

  
Wo ? 

 
Altes und Neues Rathaus, Niederwall 23 bzw. 25, 33602 Biele-
feld (Concarneau-Raum, Nahariya-Raum) 

  
Wer ? 

 
Moderation/Leitung: 
 
Kyriaki Argyriadou (Vorsitzende des Migrationsrates der Stadt Biele-
feld), Ismail Taş (Mitglied des Migrationsrates der Stadt Bielefeld) 
 
Teilnehmerinnen bzw. Teilnehmer: 
 
Vertreterinnen und Vertreter der Bielefelder Bevölkerung mit Migrati-
onshintergrund auf Einladung der Vorsitzenden des Migrationsrates 
der Stadt Bielefeld, Frau Kyriaki Argyriadou, und Herrn Ismail Taş, 
Mitglied des Migrationsrates.  
 

  
Was ? 

 
Austausch zu den Erfahrungen im bisherigen Projektprozess, 
Erörterung von Anregungen, Kritik und Vorschlägen zum Pro-
jektprozess und zu Zielsetzungen und Maßnahmevorschlägen. 
 
Es werden insbes. folgende Kritikpunkte geäußert (Auszüge): 
 
- Zu geringe Beteiligung von Bielefelderinnen und Bielefel-

dern mit Migrationshintergrund. 
- (Projekt-)Gruppenarbeit beginnt nicht auf gleichem Kennt-

nisstand aller Beteiligten (eine grundsätzliche gemeinsame 
Begriffs-/Definitionsklärung und Standortbestimmung wä-
re notwendig).  

- Anregungen der Teilnehmerinnen und Teilnehmer mit Mig-
rationshintergrund werden häufig nicht aufgenommen und 
nicht protokolliert. 

- Kein tatsächliches Interesse einiger Beteiligter, die Chan-
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cen des Prozesses zu nutzen und eigene Handlungs- und 
Denkweisen grundsätzlich zu hinterfragen oder zu ändern. 

 
Stellungnahme des Leiters des Amtes für Integration (Auszü-
ge): 
 
- Der Anteil von Menschen mit Migrationshintergrund im 

Projektprozess liegt bei 37 %, über dem tatsächlichen An-
teil der Menschen mit Migrationshintergrund an der Stadt-
bevölkerung. Es ist jederzeit möglich, in den Teilprojekt-
gruppen weitere Fachleute mit Migrationshintergrund ein-
zubeziehen (s. hierzu auch den wiederholt kommunizier-
ten Projektauftrag (Teil II, Anlage 5.4)). 

- Laut Projektauftrag sind Minderheitenmeinungen zu proto-
kollieren. Dieses sollte in den Teilprojektgruppen konse-
quent eingefordert und praktiziert werden.  

- Begrifflichkeiten sind – s. auch Glossar, Teil II, Ziff. 4 – als 
Grundlage für den Projektprozess durch die Verwaltung 
auf der Basis der geltenden Beschlüsse der zuständigen 
kommunalen Gremien vorab allen Projektmitarbeiterinnen 
bzw. –mitarbeitern zugeleitet worden. 

 
 
3.9 

 
Treffen mit Initiativen, Vereinen und Selbstorganisationen von 
Menschen mit Migrationshintergrund („Vereinstreffen“) 

 
  

Wann ? 
 
13.05.2009 

  
Wo ? 

 
Altes Rathaus, Niederwall 25, 33602 Bielefeld (Nowgorod-Raum) 

  
Wer ? 

 
Moderation/Leitung: 
 
Amt für Integration und interkulturelle Angelegenheiten  
 
Teilnehmerinnen bzw. Teilnehmer: 
 
Vertreterinnen und Vertreter Bielefelder Initiativen, Vereine und Selbst-
organisationen von Menschen mit Migrationshintergrund (Migrantenve-
reine) 
 

  
Was ? 

 
- Information zum Verfahrens- und Sachstand bezüglich der 

Erarbeitung eines Integrationskonzeptes für Bielefeld im 
Rahmen des turnusmäßigen Treffens der Migrantenorganisa-
tionen auf Initiative und Einladung des Amtes für Integration 
und interkulturelle Angelegenheiten.  

- Hinweis auf einen geplanten Workshop mit Migrantenorgani-
sationen am 14.06.2009 im Rathaus.  

 
 
3.10 

 
Workshop mit Initiativen, Vereinen und Selbstorganisationen von 
Menschen mit Migrationshintergrund 
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Wann ? 
 
14.06.2009 

  
Wo ? 

 
Altes Rathaus, Niederwall 25, 33602 Bielefeld (Rochdale-Raum) 

  
Wer ? 

 
Moderation: 
 
Elena Lazaridou (Institut für soziale Innovation Solingen) 
 
Teilnehmerinnen bzw. Teilnehmer: 
 
Herr Taş (Alevitische Kulturgemeinde Bielefeld und Umgebung e. V., 
Mitglied des Migrationsrates der Stadt Bielefeld), Herr Koyun (Mitglied 
des Migrationsrates der Stadt Bielefeld), Frau Marangoz, Frau Yildirim 
(Türkischer Elternverein Bielefeld e. V.), Herr Matsinhe (Multikultureller 
Verein e. V.), Frau Augustiyniak (Ecclesia e. V.), Dr. Friede Youmba-
Batana (Abraham-Connection/Ecclesia e. V.), Herr Oyeniran (NUSGB e. 
V.), Frau Stolpinskaya (Jüdisches Kulturzentrum Bielefeld e. V., Frauen-
verein), Herr Inac (Anatolienzentrum), Herr Camli (BIZ e. V.), Herr Köse 
(IGMG Brackwede/Jöllenbeck), Herr Akay (YES e.V.),  Frau Bilgi (Türki-
sche Gesundheitsgruppe für Frauen), Frau Schädlich, Frau Arslan (Ver-
ein für ein zeitgemäßes Leben e. V.),  Frau Durmus, Frau Turan, Herr 
Saglam (DIDF e. V.), Frau Orozova (IODC Global Culture Temple e. V.), 
Frau Dumanli (DITIB Zentralmoschee e. V.), Frau Baysan (Türkischer 
Elternverein Sennestadt e. V.), Frau Mourati, Herr Lemonidis, Herr 
Remmo, Herr Meser (Migrantenvertreterinnen bzw. Migrantenvertreter 
in Teilprojektgruppen), Dr. S. Semertzidis, Herr Kemal Aslan (Interes-
sierte Migrantinnen bzw. Migranten) 
 

  
Was ? 

 
- Vorstellung des aktuellen Standes zur Erarbeitung eines In-

tegrationskonzeptes für Bielefeld. 
- Erarbeitung und Bündelung von Vorschlägen/Anregungen aus 

dem Kreis der Teilnehmerinnen und Teilnehmer für die insge-
samt 17 in der bisherigen Teilprojektarbeit benannten Hand-
lungsfelder. Die gesammelten Vorschläge sind in die weitere 
Arbeit der (6) Teilprojektgruppen einbezogen worden. 

- Herr Dipl.-Ing. Cemalettin Özer (Geschäftführer MOZAIK 
gGmbH) Özer und Herr Taş (Mitglied des Migrationsrates der 
Stadt Bielefeld) stellen ihren Resolutionsentwurf für mehr 
städtische Mittel zur Vereinsförderung  vor und bitten die Ver-
treterinnen und Vertreter der Migrantenorganisationen und 
Initiativen um Unterstützung. 

 



Wir fördern Integration! 
Integrationskonzept für Bielefeld 

 

 
240 

 
3.11 

 
Stadtteilforen – Gesprächs- und Diskussionsforen in den Bielefelder 
Stadtbezirken zum „Zusammenleben im Stadtteil“  
 

 
1. 

 
Stadtbezirk Bielefeld-Heepen 
 

 
 

 
Wann ? 

 
23.06.2009 

  
Wo ? 

 
FZZ Baumheide, Rabenhof 76, 33609 Bielefeld 

  
Wer ? 

 
53 Personen aus den Stadtteilen Brake, Milse, Baumheide, Ver-
treterinnen bzw. Vertreter aus dem Stadtbezirk  

  
Was ? 

 
1. Filminterviews von interkulti.tv im Auftrag des Amtes für In-

tegration und interkulturelle Angelegenheiten – Stichworte: 
 

Von großer Bedeutung:  
- Mehr Arbeit und Beschäftigung 
- (Mehr) Hausaufgabenhilfe 
- Miteinander der Menschen 
- Gemeinsame Feste 
 
(Auch) Wichtig:  
- Kennen lernen unterschiedlicher Kulturen 
- Mehr Sauberkeit 
- „Rosen setzen und pflegen statt Graffiti“  
- (Noch) Mehr Angebote im FZZ Baumheide 
- Intensivierung von Jugendarbeit, Angeboten im Freitzeit-

bereich/Freizeitaktivitäten 
 
Problematisch/Negativ: 
- Egoismen („Jeder sieht nur seine eigenen Interessen“) 
- Viele „Grüppchen“ 

 
2. Moderierte Gesprächs-/Diskussionsrunde (Moderator: Björn 
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Sassenroth) – Stichworte –: 
 

Allgemein: 
 
- Vor Einwanderung in Deutschland: Mehr Aufklärung über 

die Zuwanderung nach Deutschland in den deutschen Bot-
schaften in den Heimatländern der Zuwanderinnen und 
Zuwanderer. 

- Zentrale Fragen zum Themenfeld „Integration“ → Was 
verstehen wir unter „Integration“? Wie gestaltet sich das 
Zusammenleben, was akzeptieren wir von dem bzw. den 
Anderen? 

- Integration mit einem Leitbild allein ist nicht ausreichend: 
Integration braucht Geld!  

- Integration = Mühsamer Prozess, der nur in kleinen 
Schritten gelingen wird. 

- Integration fängt mit (gemeinsamer) Sprache (Deutsch) 
an. Es ist u. a. wünschenswert, dass in der Öffentlichkeit 
Deutsch gesprochen wird („Wir alle wollen uns unterein-
ander verstehen.“). 

- „Ausländer“ müssen sich integrieren wollen, sich anpas-
sen.  

- Die hier geltenden Werte müssen erhalten bleiben. 
- Anerkennung der Gleichberechtigung von Mädchen und 

Frauen. Abschaffung von Zwangsverheiratung. 
- Menschen mit Migrationshintergrund fragen, was sie von 

„uns“ erwarten. 
- Erkennen und Herausstellen positiver Ansätze und Beispie-

le für gelingende Integration, (Weiter-)Förderung bzw. In-
tensivierung deren Förderung.  

 
Miteinander: 
 
- Erforderlich ist Offenheit für Gespräche – Offenheit ist a-

ber das Defizit! –. 
- Erforderlich ist, Hemmungen zu überwinden, sich dem An-

deren zu zeigen und ihn kennen lernen wollen. 
- Die Menschen im Stadtteil müssen mehr aufeinander zu 

gehen. 
- Fremdheit muss überwunden werden. Bei z. B. Bezug 

neuer Siedlungen → Organisation eines gemeinsamen 
Straßenfestes. 

- Für Gruppierungen, Initiativen, Vereine etc.: Ein Miteinan-
der beginnt mit Gesprächen.  

- Wünschenswert: Ein großes (gemeinsames) Fest mit ei-
nem aufeinander abgestimmtem Programm, Bühnen- und 
Festangebot – mit allen im Stadtteil vertretenen Nationali-
täten, Gruppen. 

- Menschen mit Migrationshintergrund als Multiplikatorinnen 
bzw. Multiplikatoren gewinnen! 

- Teilweise keine Reaktionen von Menschen mit Migrations-
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hintergrund im Stadtteil („Wenn man grüßt, wird man von 
Türkinnen und Türken teilweise nicht zurückgegrüßt“). 

 
Sprache und Bildung: 
 
- Zentrale Voraussetzung = Deutsche Sprache (Mütter 

schon in der Kindertageseinrichtung ansprechen!).  
- Aufsuchen und direkte, persönliche Ansprache von Famili-

en mit Migrationshintergrund mit dem Ziel einer frühzeiti-
gen Aufnahme und Förderung der Kinder in gemeinsamen 
institutionellen Tagesbetreuungsangeboten (insbes. Kin-
dertageseinrichtungen). Die Bildung der „ausländischen 
Kinder“ beginnt schon in der Kindertageseinrichtung und 
setzt sich in der Schule fort.  

- Mehr qualifiziertes Personal für eine – intensivierte – 
Sprachförderung. 

- Kleinere Gruppen für sprachliche Bildungsangebote. 
- Wichtig ist nicht nur, Sprache zu lernen, sondern daran 

anschließend: Kommunikation in der erlernten (Zweit-) 
Sprache (Deutsch). 

- Für Kinder/Jugendliche: Zusätzliche, begleitende schuli-
sche Förderung. 

- Insbes. für türkischstämmige Frauen: Nach Sprach-/ Ori-
entierungskurs (mit 600 bzw. 900 Std.) ist Sprachförde-
rung (häufig) vorbei → Gefahr des Vergessens des Erlern-
ten → Wunsch nach Kontakt mit Deutschen insbes. zum 
Zwecke der Konversation (z. B. über das FZZ Baumheide). 

 
Erziehung 
 
- Die Erziehung der Mädchen und Jungen muss sich der hie-

sigen Erziehung anpassen. 
 
Arbeit, Beschäftigung: 
 
- Zentraler Punkt für gelingende Integration insbes. bei Ju-

gendlichen: Ausbildung und Arbeit – oder zumindest (Be-
schäftigungs-)Projekte („Nachhaltiger als z. B. ein Fest.“). 

 
Sport und Freizeit: 
 
- Zusammenarbeit mit den Sportvereinen → Förderung von 

Toleranz und Toleranzverständnis, Abbau von Aggression 
durch den Sport. 

- Integration insbes. der Jugendlichen über Sportvereine. 
- Präsenz und Vorstellung der Sportvereine in den Grund-

schulen („Sport vorstellen“), hier die Grundlagen für Ka-
meradschaft, Fairness legen. 

- Potenziale (Über das Erkennen und Fördern von Potenzia-
len gewinnen die Menschen Selbstbestätigung) über Sport, 
über Kreatives, Künstlerisches wecken und fördern (Chan-
cen bieten für ein sinnvolles Engagement → Förderung 



Wir fördern Integration! 
Integrationskonzept für Bielefeld 

 

 
243 

von Zufriedenheit). 
- Seifenkistenrennen in Baumheide. 
 
Gemeinwesenarbeit: 
 
- Einbindung der Menschen mit Migrationshintergrund in 

„unsere Vereine“. 
- Bielefeld-Baumheide (= Ebene, über die „man etwas star-

ten kann, die gibt es schon.“) → Alle Gruppen sind will-
kommen und sollen sich beteiligen (Treffen: Jeweils am 2. 
Mittwoch im Monat). 

- Gestaltung des Stadtteils mit allen Menschen, die dort le-
ben → Erforderlich ist eine Vielzahl von Investitionen und 
Flexibilität. 

- In Baumheide: Gemeinschaftsstiftung Baumheide-Heepen 
hilft bei Projekten zur Integration ggf. mit.  

 
FZZ Baumheide: 
 
- FZZ Baumheide macht bereits viel für die Integration im 

Stadtteil. 
- Stärkung des FZZ als „Stützpunkt“ und „Zentrum für In-

tegration“. 
- Viele Jugendliche im Stadtteil halten sich im öffentlichen 

Raum, auf Parkplatz, an Haltestellen, auf Bänken auf. 
Wichtig ist, dass sie in das FZZ kommen und dort ein für 
sie interessantes Angebot gemacht werden kann → Erfor-
derlich: Personal und damit finanzielle Ressourcen. 

- Starker Zuzug von irakischen Kindern mit großen Sprach-
problemen in den Stadtteil → Notwendig „Feuerwehrtopf“, 
um spontan auf Notweniges reagieren zu können. 

 
 

2. 
 
Stadtbezirk Bielefeld-Sennestadt 
 

  
Wann? 

 
25.06.2009  

  
Wo ? 

 
Sennestadthaus, Lindemann-Platz 3, 33689 Bielefeld 

  
Wer ? 

 
35 Personen, Vertreterinnen bzw. Vertreter aus dem Stadtbezirk  

  
Was ? 

 
1. Filminterviews von interkulti.tv im Auftrag des Amtes für In-

tegration und interkulturelle Angelegenheiten – Stichworte: 
 

Von großer Bedeutung:  
- Sprachförderung, Erlernen von Deutsch als gemeinsamer 

Sprache. 
- Arbeit und Beschäftigung. 
- Aufeinander zu gehen, Miteinander der Menschen. 
- Gemeinsame Feste, wechselseitige Besuche zwischen 

Nachbarn. 
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(Auch) Wichtig:  
- Kennen lernen unterschiedlicher Kulturen. 
- Das Amt für Integration und interkulturelle Angelegenhei-

ten muss auch die „Deutschen“ für das Thema „Integrati-
on“ sensibilisieren. 

 
Problematisch/Negativ: 
- „Gruppen“ – insbes. im Bereich der Jugendlichen –. 

 
2. Moderierte Gesprächs-/Diskussionsrunde (Moderator: Björn 

Sassenroth) – Stichworte –: 
 

Allgemein: 
 
- Begrifflichkeiten: Weniger „Integration“, mehr „Öffnung, 

Respekt, Zusammenleben“ als Ziel. 
- Zentrale Bausteine für Integration: Spracherwerb, Kompe-

tenz in Erst(Mutter-)- und Zweitsprache, Respekt. 
- Integration: Ideen gibt es viele – Problem ist deren Nach-

haltigkeit („Was ist aus den Ideen geworden?“). 
- Handlungsorientierte Diskussionen über mögliche Maß-

nahmen vor Ort, Organisation und Aufbau von Austausch, 
Kommunikation, Vertrauen (s. z. B. in Blfd.-Sennestadt 
hierzu: AK Zusammenleben im Stadtteil) 

 
Miteinander: 
 
- Für eine gelingende Integration ist erforderlich, dass man 

sich auch „von deutscher Seite“ Mühe gibt. „Jedes Land 
hat eine andere Kultur.“ 

 
Sprache und Bildung: 
 
- Nicht darauf vertrauen, dass Kinder in der Kindertagesein-

richtung Deutsch zu lernen beginnen → Bis dahin ist ganz 
viel Zeit verpasst. 

- Eine der integrations- und bildungspolitischen Zielsetzun-
gen muss es sein, zu erreichen, dass „Hauptschulen nicht 
voll von Kindern mit Migrationshintergrund“ sind. 

- Förderung von Initiativen wie dem Verein „Sprachpaten 
OWL“ e. V. 

 
Jugendarbeit: 
 
- Spielmobilarbeit: Mit Hilfe von Spielmobilarbeit können 

Grenzen überwunden werden. Spielmobilarbeit als saiso-
nales Angebot braucht Raum und Ressourcen auch für die 
Zeit von Herbst bis zum Frühjahr, um ganzjährige und 
qualifizierte Angebote zu schaffen. 

- Problem: „Hass“ der Jugendgruppen untereinander → 
Starke Aggressionen, Spannungen zwischen russland- und 
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türkischstämmigen Jugendlichen → Ohnmacht trotz aller 
Offenheit auf Seiten der Mehrheitsgesellschaft. 

 
Sport und Freizeit: 
 
- Integration über den Sport: Mit Sport und Bewegung kann 

man (alle) Kinder motivieren, und: Sportvereine sind über 
die Gewinnung von Kindern und Jugendliche als neue Mit-
glieder froh.  

- Präsenz der Sportvereine: „Sportvereine haben eine 
Bringschuld“ – Was tun Sportvereine (z. B. breitere Infor-
mation über die „Sennestadtrundschau“). 

- Es ist nicht integrationsfördernd, wenn der Türkisch-
Islamische Kulturverein in Sennestadt eine eigene Jugend-
abteilung aufbaut („Abkapselung negativ“). 

- Förderung von Integration über Projekte und Projektförde-
rung in interethnischen Sportvereinen. 

 
Gemeinwesenarbeit: 
 
- Organisation von Stadtteilfesten (Beispiel: „Multikulti-Fest“ 

im Ortsteil Dalbke am 27.09.2009 (Förderkreis Paul-
Gerhard-Haus), Organisation: Ehrenamtlich. Finanzierung: 
Vereine, Sponsoren.). 

- Installierung und Durchführung von Veranstaltungen wie 
z. B. „Frauen treffen auf Frauen“ (Frauen mit und ohne 
Migrationshintergrund). 

- Wichtig: Kontakt von „deutschen“ und „türkischen“ Frau-
en, damit „türkische“ Frauen besser Deutsch sprechen. 

- Türkische Mütter, die die deutsche Sprache beherrschen, 
müssen als Multiplikatorinnen gewonnen werden. 

- Türkisch-Islamischer Kulturverein (DITIB-Türkisch Islami-
sche Gemeinde zu Bielefeld-Sennestadt e.V. („Sprache ist 
nicht das A & O.“)): Wenn der Verein Angebote macht, 
kommen die Deutschen nicht. 

 
Religion: 
 
- „Problem Religion“: Nicht von den Unterschieden, sondern 

von den Gemeinsamkeiten ausgehen! 
- Kinder dürfen nicht Träger der Religion ihrer Eltern sein, 

dürfen nicht für „religiöse Forderungen instrumentalisiert“ 
werden → Menschen mit Migrationshintergrund müssen 
Sorge für tragfähige gemeinsame Regeln z. B. in den öf-
fentlichen Erziehungs- und Bildungsinstitutionen tragen 
(insbes. Kindertageseinrichtung, Schule). 

- Religion und Kirche sind z. B. von Bereichen wie Schule, 
Sport zu trennen. 

- Forderung nach „islamischem Essen“ für Kinder z. B. auf 
Klassenfahrt („Weil ich auch dafür bezahle“). Hin-
weis/Erwiderung: Vegetarisches Essen ist in Kinderta-
geseinrichtungen und Schule als Regelangebot längst rea-
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lisiert. 
- Wunsch an die Schulen: Bei Festlegung beweglicher Fe-

rientage im Schuljahr auch islamische bzw. jüdische Feier-
tage berücksichtigen. 

 
 

3. 
 
Stadtbezirk Bielefeld-Dornberg 
 

  
Wann? 

 
03.09.2009  

  
Wo ? 

 
Bürgerzentrum Dornberg, Werther Str. 436, 33619 Bielefeld 

  
Wer ? 

 
13 Personen, Vertreterinnen bzw. Vertreter aus dem Stadtbezirk  

 
 

 
Was ? 

 
1. Filminterviews von interkulti.tv im Auftrag des Amtes für In-

tegration und interkulturelle Angelegenheiten – Stichworte: 
 

Von großer Bedeutung:  
- Die Menschen müssen offen aufeinander zugehen.  
- Zusammensetzen und reden! 
- Jeder Einzelne muss sich mit anderen Kulturen auseinan-

dersetzen und diese kennen lernen. 
- Alle Kulturen müssen das Gefühl haben, dass sie sich am 

gesellschaftlichen, politischen und sozialen Leben beteili-
gen können. 

- Bessere Integrationsförderung und –arbeit in den Schulen. 
- Aufbau von Nachbarschaftsnetzwerken über die Kulturen 

und Ethnien hinweg. 
- Sprachförderung, Erlernen von Deutsch als gemeinsamer 

Sprache, Angebot von mehr Sprachbildung und Sprach-
kursen. 

- Aufeinander zu gehen, Miteinander der Menschen. „Jeder 
einzelne muss etwas tun“. 

 
(Auch) Wichtig:  
- Organisation von Straßenfesten, von Veranstaltungen, 

gemeinsamen Nachmittagen/Abenden, die alle Bewohne-
rinnen und Bewohner besuchen können. 

- Wohnungen müssen „billiger gemacht werden“. 
- Information, Vorstellung von Kulturen, Lebensweisen an-

derer Kulturen – z. B. über das Amt für Integration und in-
terkulturelle Angelegenheiten –. 

- Abbau von Vorurteilen.  
- „Gestaltung eines angenehmen Zusammenlebens“. 
 
Problematisch/Negativ: 
- Es dürfen nicht so viele Migrantinnen und Migranten in das 

Land gelassen werden, da die „Kapazitäten Deutschlands 
bald zu Ende sind“. 

 
2. Moderierte Gesprächs-/Diskussionsrunde (Moderator: Björn 
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Sassenroth) – Stichworte –: 
 

Allgemein: 
 
- Von großer Wichtigkeit für die Integration: Kinder und de-

ren Bildung! Problematisch in diesem Zusammenhang: El-
tern/-teile, die ihre Kinder ab einem bestimmten Alter z. 
T. wieder „einfangen“. 

- Hinderlich für Integration ist die stete Differenzierung in 
„Türken“, „Kurden“, „Russen“. 

 
Miteinander: 
 
- Migrantinnen und Migranten kommen z. T. nicht zu Nach-

barschaftstreffs und vergleichbaren Angeboten. 
 
Sprache und Bildung: 
 
- Zentrale Bausteine für Integration: Spracherwerb, Kompe-

tenz in Erst(Mutter-)- und Zweitsprache, Sprachbildung in-
sbes. im Vorschulbereich und in der Grundschule. 

- Sinnvoll auch: Innerbetrieblich organisierte Sprachkurse 
für Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter z. B. von stationären 
Einrichtungen (Alten-/Pflegeheimen, Krankenhäusern etc.)  
für einen besseren Zugang zur Klientel. 

 
Jugendarbeit: 
 
- Zu wenig Angebote für Jugendliche. 
- Notwendig: Potential Jugendlicher umlenken in Kreativität, 

Sport. Hierfür erforderlich ist, Räume und Plätze zu schaf-
fen. 

- Sinnvoll: Ehrenamt, z. B. im handwerklichen Bereich, um 
mit Jugendlichen unter fachkundiger Anleitung, Begleitung 
und Unterstützung zu arbeiten. 

- Insbes.: Stärkung des Selbstbewusstseins und der Selbst-
bestimmtheit insbes. türkischer Mädchen, Vorhaltung und 
Sicherung von Anlaufstellen, die diesen Weg unterstützen, 
mental helfen und Bestätigung vermitteln. 

 
Schule: 
 
- Generell: Lehrerinnen und Lehrer stehen den Anforderun-

gen, die sich aus der Heterogenität und dem Integrations-
bedarf der Schülerinnen und Schüler ergeben, zum Teil 
noch hilf- und konzeptlos gegenüber. Notwendig: Entwick-
lung von Konfliktlösungsstrategien.   

- Notwendigkeit längeren, gemeinsamen Lernens. 
- Konkret Wellensiekschule: Notwendigkeit der Änderung 

der Schulhofgestaltung, Erweiterung, Aufbau und Vorhal-
ten anderer Spielgeräte. 
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Sport und Freizeit: 
 
- Auch Sportvereine sind gefragt; über Sportvereine „kann 

man sehr viel machen“. Problem häufig: Der Mitgliedsbei-
trag, um Jugendliche zu gewinnen und an den Verein zu 
binden.  

 
Stadtteil, Gemeinwesenarbeit: 
 
- Organisation von Möglichkeiten zum Kennen lernen, von 

Straßenfesten. 
- Aufbau von Nachbarschaftsnetzwerken.  
- Neugestaltung des Lohmannshofes! Z. Zt.: Vandalismus 

kommt vor. Vorschlag u. a.: Ermöglichung und Durchfüh-
rung von Festen (z. B. sonntags: Bands zum Frühschop-
pen). 

 
Religion: 
 
- Förderung von Aktionen wie ein gemeinsames Abrahams-

fest in Bielefeld. 
 

 
4. 

 
Stadtbezirk Bielefeld-Senne 
 

  
Wann? 

 
08.09.2009  

  
Wo ? 

 
Schulzentrum Senne, Klashofstr. 79, 33659 Bielefeld 

  
Wer ? 

 
21 Personen, Vertreterinnen bzw. Vertreter aus dem Stadtbezirk  

 
 

 
Was ? 

 
1. Filminterviews von interkulti.tv im Auftrag des Amtes für In-

tegration und interkulturelle Angelegenheiten – Stichworte: 
 

Von großer Bedeutung:  
- Sprachangebote/-förderung. 
- Nicht nur unter sich leben! Einander die Hände reichen. 

Mehr Begegnung, Zusammenkünfte miteinander. Mehr 
kulturelle Feste. 

- Mehr Aufklärung über die unterschiedlichen Ethnien, Kul-
turen. 

- Respekt voreinander. Verständnis füreinander. 
 
(Auch) Wichtig:  
- Aufbau und Betrieb eines Hauses der Kulturen. 

 
2.  Moderierte Gesprächs-/Diskussionsrunde (Moderator: Björn  
Sassenroth) – Stichworte –: 
 

Allgemein: 
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- „Politik“ fehlt häufig ein „Gegenüber“ aus dem Kreis der 
Zuwanderinnen bzw. Zuwanderer. 

- Verhinderung von „Segregation“ zum Beispiel im Schulbe-
reich und der Schulentwicklung! 

 
Miteinander: 
 
- Guter Ansatz: Seit 15 Jahren Existenz ausgewiesenen 

Grabelandes im Stadtbezirk. 
 
Sprache und Bildung: 
 
- Notwendigkeit eines hohen Investments in Bildungschan-

cen und -gleichheit. 
 
Jugendarbeit: 
 
- Sicherung, Ausbau der langen Tradition interkultureller 

Arbeit insbes. in der „Windflöte“. 
 
Schule: 
 
- Bessere Information der Schulen z. B. über Beratungs- 

und Unterstützungsangebote des Amtes für Integration 
und interkulturelle Angelegenheiten mit seiner RAA. 

 
Sport und Freizeit: 
 
- Anlage eines Bolzplatzes in Anbindung an das HOT „Zefi“ 

in Bielefeld-Senne (Windflöte). 
 
Stadtteil, Gemeinwesenarbeit: 
 
- Organisation, Vermittlung von „Patenschaften“ für Men-

schen mit Migrationshintergrund für „Behörden-/ Ämter-
gänge“, Patenschaften von „Gleichaltrigen für Gleichaltri-
ge“ – Organisation, Begleitung über das Amt für Integrati-
on und interkulturelle Angelegenheiten –. 

- Muttersprachliche Assistenz = Sehr guter Ansatz im 
Ortsteil Windflöte. Notwendigkeit der Ausweitung und Ü-
bertragung auf andere Stadtteile, Quartiere, Sicherstellung 
der hierfür erforderlichen Finanzierung. 

 
Religion: 
 
- Existenz eines Christlich-Islamischen Arbeitskreises für 

Brackwede und Senne seit 5 Jahren. 
 

 
5. 

 
Stadtbezirk Bielefeld-Stieghorst 
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Wann? 16.09.2009  
  

Wo ? 
 
FZZ Stieghorst, Glatzer Str. 13 - 21, 33605 Bielefeld  

  
Wer ? 

 
15 Personen, Vertreterinnen bzw. Vertreter aus dem Stadtbezirk  

 
 

 
Was ? 

 
1. Filminterviews von interkulti.tv im Auftrag des Amtes für In-

tegration und interkulturelle Angelegenheiten – Stichworte: 
 

Von großer Bedeutung:  
- Sprache: „Wenn die Sprache nicht passt, dann passt auch 

nicht die Kommunikation.“ 
- Andere Kulturen müssen sich besser anpassen. 
- Einrichtung und Betrieb eines Kulturtreffs = Entschärfend 

und positiv für das Zusammenleben. 
- Organisation und Durchführung von Veranstaltungen im 

Stadtbezirk, mehr Veranstaltungen im Quartier. 
 
Problematisch/Negativ: 
- Probleme zwischen verschiedenen Kulturen. 
- Streitereien unter den Leuten, in den Familien. 
- Z. T. Angst bei den Kindern, die „nicht mehr vor die Tür 

gehen“. 
 
2.  Moderierte Gesprächs-/Diskussionsrunde (Moderator: Björn  
Sassenroth) – Stichworte –: 
 

Allgemein: 
 

- Bei der Frage der Integration geht es essentiell um das 
„Zusammenleben im Stadtteil“, um das Wie als zentraler 
Frage (s. auch den Titel der Gesprächs- und Diskussions-
foren des Amtes für Integration und interkulturelle Ange-
legenheiten). 

- Bereitstellung von Räumlichkeiten für Selbsthilfegruppen 
von Zuwanderinnen und Zuwanderern. 

 
Sprache und Bildung: 
 
- Deutschkurse für alle – unabhängig vom jeweiligen aus-

länderrechtlichen bzw. Aufenthaltsstatus! 
- Angebot und Durchführung von Sprachkursen sofort nach 

Zuzug – nicht erst nach längerer (Warte-)Zeit (wie z. B. 
im Falle von Asylsuchenden). 

- Unterstützung, Ausbau des Sprachförderprojektes der U-
niversität Bielefeld mit Nutzen sowohl für die Lehramts-
studentinnen bzw. –studenten (Deutsch als Fremdspra-
che).   

  
Jugendarbeit: 
 
- Sicherung, Ausbau der langen Tradition interkultureller 
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Arbeit insbes. in der „Windflöte“. 
 
Schule: 
 
- Bessere Information der Schulen z. B. über Beratungs- 

und Unterstützungsangebote des Amtes für Integration 
und interkulturelle Angelegenheiten mit seiner RAA. 

 
Sport und Freizeit: 
 
- Anlage eines Bolzplatzes in Anbindung an das HOT „Zefi“ 

in Bielefeld-Senne (Windflöte). 
 
Stadtteil, Gemeinwesenarbeit: 
 
- Organisation, Vermittlung von „Patenschaften“ für Men-

schen mit Migrationshintergrund für „Behörden-/ Ämter-
gänge“, Patenschaften von „Gleichaltrigen für Gleichaltri-
ge“ – Organisation, Begleitung über das Amt für Integrati-
on und interkulturelle Angelegenheiten –. 

- Muttersprachliche Assistenz = Sehr guter Ansatz im 
Ortsteil Windflöte. Notwendigkeit der Ausweitung und Ü-
bertragung auf andere Stadtteile, Quartiere, Sicherstellung 
der hierfür erforderlichen Finanzierung. 

 
 

6. 
 
Stadtbezirk Bielefeld-Schildesche 
 

  
Wann? 

 
21.09.2009  

  
Wo ? 

 
Martin-Niemöller-Gesamtschule, Apfelstr. 210, 33611 Bielefeld  

  
Wer ? 

 
13 Personen, Vertreterinnen bzw. Vertreter aus dem Stadtbezirk  

 
 

 
Was ? 

 
1. Filminterviews von interkulti.tv im Auftrag des Amtes für In-

tegration und interkulturelle Angelegenheiten – Stichworte: 
 

Von großer Bedeutung:  
- Aufeinander zugehen, besser Kennen lernen, miteinander 

ins Gespräch kommen („reden“), eine bessere Kommuni-
kation. 

- Kennlernen „der anderen Kulturen“. 
- Mehr „miteinander machen“. 
- Organisation und Durchführung von mehr Veranstaltungen 

im Zentrum/Ortskern von Schildesche. 
- Beginn der Integrationsförderung und –arbeit bei Kindern 

und Jugendlichen, mehr Jugendarbeit, mehr Jugendzent-
ren.   

- Erlernen der deutschen Sprache. 
- Angebot von (Integrations- und Sprach-)Kursen. 
- Information, Aufklärung und Hilfestellung für Ausländerin-
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nen und Ausländer, bevor sie nach Deutschland einreisen. 
- Mehr Rechte für Ausländerinnen und Ausländer. 
 
Problematisch/Negativ: 
- Häufig zu laute Musik, Lärm im Wohnquartier. 
- Kinder „sind immer draußen, machen Lärm und Schmutz 

rund ums Haus“. 
- In vielen Siedlungen leben die Menschen „unter sich, sind 

wenig gemischt“. 
- Problematisch als Wohnquartier in Schildesche: Die „Sta-

pelbrede“. 
 
2.  Moderierte Gesprächs-/Diskussionsrunde (Moderator: Björn  
Sassenroth) – Stichworte –: 
 

Allgemein: 
 
- Probleme mit der „Integration“, im Zusammenleben zei-

gen sich dort am wenigsten, wo Ethnien nicht in Gruppen 
leben, sondern viele Einzelne wohnen. Die Probleme sind 
dort am größten, wo aufgrund größerer Gruppenbildung 
Parallelgesellschaften ermöglicht werden – mit der Folge, 
dass Kommunikation, dass ein Miteinander vieler Ethnien, 
Menschen unterschiedlicher Herkunft etc. weder möglich 
noch zwingend ist.  

 
Miteinander: 
 
- Ethnische Gruppen grenzen sich selbst untereinander ab. 
- „Migrantinnen und Migranten haben auch unter sich Kom-

munikationsschwierigkeiten“. 
 
Sprache und Bildung: 
 
- Zentrale Bedeutung hat die deutsche Sprache als gemein-

same Sprache. Diese Forderung stellt weder einen unzu-
lässigen noch unzumutbaren Zwang dar. Es handelt sich 
auch keineswegs um eine „Germanisierung“.   

- Sprachförderung muss auch „für ältere Menschen mit 
Migrationshintergrund“ angeboten und durchgeführt wer-
den. 

 
Vorschulbereich: 
 
- In Tageseinrichtungen für Kinder muss darauf geachtet 

werden, dass es keine Dominanz einzelner Ethnien, Grup-
pen gibt („Besseres Mischungsverhältnis“); alternativ: 
Kleine Gruppen bei hohem Anteil an Kindern mit Migrati-
onshintergrund. 

- Bei ausländischen Eltern fehlt es häufig an dem Bemühen 
nach Gemeinsamkeit, nach Kontakt (Beispiel: Z. B. keine 
Einladungen zum Kindergeburtstag). Allerdings: Häufig 
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fehlt es bei der Größe der Familien auch an geeigneten 
Räumlichkeiten, um einzuladen – und der „Stellenwert“ z. 
B. eines Kindergeburtstages ist in anderen Kulturen ein 
anderer als bei den Kindern der einheimischen Bevölke-
rung.   

 
Elternarbeit 
 
-  Eltern/-teile müssen immer wieder angesprochen, immer 

wieder angestoßen werden, sich einzubringen, in Eltern-
mitwirkungsgremien mitzuarbeiten etc. („Manchmal gehen 
Kraft und Mut verloren.“) 

 
Jugendarbeit: 
 
- Angebote z. B. im Feld der mobilen Jugendarbeit wurden 

ausschließlich von einer Gruppe (Beispiel hier: Kurdisch-
stämmige Jugendliche) genutzt und „belegt“, mit der Fol-
ge, dass Jugendliche anderer Ethnien nicht (mehr) er-
wünscht waren und teilnahmen. 

 
Sport und Freizeit: 
 
- Vereine, insbes. Sportvereine spielen eine bedeutende 

Rolle im Prozess der Integration und eines friedvollen Zu-
sammenlebens. 

- Gefahr: Gründung „eigener“, monoethnischer Vereine, 
wenn genügend großes Interesse aus einer Ethnie besteht. 
Folge: Segregation statt Zusammenleben. 

 
Stadtteil, Gemeinwesenarbeit: 
 
- Im Wohnbereich „Stapelbrede“ ist festzustellen, dass 

Ethnien, verwandte Familien bei Freiwerden einer Woh-
nung versuchen, zusammenzuziehen. Häufig ergibt sich 
hier eine homogene Wohnungsbelegung – damit zusam-
menhängend ergeben sich Konflikte mit anderen Ethnien, 
Nachbarn.  

- Wesentlich – insbes. über auch sozial verantwortliche 
Wohnungsbauunternehmen – ist die Bildung, Gestaltung 
und Unterstützung von „Hausgemeinschaften“ mit sich 
miteinander identifizierendem Charakter.  

 
Religion: 
 
- Eine große Rolle bei Fragen der „Integration“ und des Zu-

sammenlebens – bzw. des Nicht-Zusammenlebens –
kommt den Religionen zu, die sich z. T. sehr abgrenzen 
und keine wirkliche Offenheit und Öffnung leben. 

 
 

7. 
 
Stadtbezirk Bielefeld-Jöllenbeck 
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Wann? 
 
22.09.2009  

  
Wo ? 

 
Heimathaus Jöllenbeck, Amtsstr. 20, 33739 Bielefeld. 

  
Wer ? 

 
13 Personen, Vertreterinnen bzw. Vertreter aus dem Stadtbezirk  

 
 

 
Was ? 

 
1.  Filminterviews von interkulti.tv im Auftrag des Amtes für In-

tegration und interkulturelle Angelegenheiten – Stichworte: 
 

Von großer Bedeutung:  
- Sprachförderung. 
- Maßnahmen zur Motivierung, um an Sprachkursen teilzu-

nehmen. 
- Intensive Bildungsförderung. 
- Aufklärung über die unterschiedlichen, im Stadtbezirk le-

benden Menschen und Gruppen. 
- Verbesserung der Verständigung der Kulturen untereinan-

der. 
- Gemeinsame Veranstaltungen für Kinder, Förderung von 

Kindern und Jugendlichen (“Hätten wir vor 30 Jahren ma-
chen müssen.“). 

- Förderung friedlichen Zusammenlebens. 
 
(Auch) Wichtig:  
- Die Menschen müssen „untereinander auskommen“. 
 
Problematisch/Negativ: 
- Vorwürfe aus dem Kreis der Zuwanderinnen bzw. Zuwan-

derer „Deutsche sind ausländerfeindlich“.   
- Zuwanderinnen bzw. Zuwanderer „gehen nicht auf unsere 

Kultur ein“. Zuwanderinnen bzw. Zuwanderern muss ver-
mittelt werden, dass „sie sich besser integrieren“ müssen. 

- Musliminnen bzw. Muslime müssen mehr auf uns zugehen. 
- Kontaktherstellung zwischen einheimischer Bevölkerung 

und Menschen mit Migrationshintergrund (insbes. tür-
kischstämmigen Menschen). 

 
2.  Moderierte Gesprächs-/Diskussionsrunde (Moderator: Björn  
Sassenroth) – Stichworte –: 
 

Allgemein: 
 
- Migrantinnen bzw. Migranten leben häufig in einer beson-

deren Lebenslage. Hinzu kommt, dass nicht selten zusätz-
liche Benachteiligungen bestehen, insbes. häufig eine feh-
lende Integration in den Arbeitsmarkt. Soweit keine Arbeit 
und Beschäftigung (als Integrationsmotor) → Keine Teil-
habe an der Gemeinschaft/Gesellschaft → Konsequenz: 
Häufig Rückzug, Segregation.  

- Die Gründung eines Amtes für Integration ist allein nicht 
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ausreichend und nicht der alleinige Lösungsweg für eine 
gelingende Integration. Integration „muss von unten 
kommen“.  

- Positivbeispiele für eine Integration in die hiesige Gesell-
schaft als Multiplikatorinnen bzw. Multiplikatoren sind 
stärker in den Vordergrund zu stellen und zu kommunizie-
ren.  

- Bei der Integrationsarbeit muss an zwei Stellen angesetzt 
werden: Bei den Kindern und bei den Eltern. 

 
Miteinander: 
 
- „Deutschen“ sollte mehr Information und Aufklärung über 

die Einwanderungsstadt Bielefeld gegeben werden. 
- Toleranz muss gelebt werden.  
 
Sprache und Bildung: 
 
-  Deutsch als Sprache ist unabdingbar und eine Selbstver-

ständlichkeit (Problem hier sind häufig Eltern und ältere 
Menschen mit Migrationshintergrund). 

-  Übernahme von „Tutorensystemen“ aus dem universitären 
Bereich in andere Betreuungs- und Bildungssysteme. 

 
Vorschulbereich: 
 
- Kindertageseinrichtung, Schule, Sportvereine sind „Haupt-

integrationsträger“ und müssen gestärkt werden. 
 
Schule 
 
- Der Aufbau und Ausbau von Kontakten zu Eltern mit 

Migrationshintergrund im (Primar-)Schulbereich ist ein 
großes Problem. Schulen müssen Unterstützung bekom-
men, z. B. personelle Ressourcen, die „vermitteln kön-
nen“, die „Kontakt“ zu Eltern mit Migrationshintergrund 
herstellen können. 

- Schaffung von Möglichkeiten für den Grundschulbereich, 
„Integrationsarbeit aufnehmen zu können“. 

- Kindertageseinrichtung, Schule, Sportvereine sind „Haupt-
integrationsträger“ und müssen gestärkt werden. 

- Muttersprachliche Lehrerinnen bzw. Lehrer müssen in der 
Schule Deutsch sprechen, um insbes. auch mit dem Leh-
rerkollegium kommunizieren und sich abstimmen zu kön-
nen. 

 
Elternarbeit 
 
- S. insbes. Stichwort „Schule“. 

 
Jugendarbeit: 
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- Gezielte Auseinandersetzung mit Fragen wie „Gewalt“, 
„Deeskalation“ im Rahmen offener Jugendarbeit. 

- Problem für Jugendliche in Bielefeld-Jöllenbeck speziell: 
Jugendliche auf Ausbildungsplatzsuche benötigen noch 
mehr Unterstützung und eine Anlaufstelle vor Ort mit Ein-
zelfallbetreuung. 

- Aufbau eines Bielefelder Internet-/Homepageangebotes 
für Kinder und Jugendliche, an das sie sich wenden kön-
nen, um sie betreffende und berührende Fragen klären zu 
können.  

 
Sport und Freizeit: 
 
- Kindertageseinrichtung, Schule, Sportvereine sind „Haupt-

integrationsträger“ und müssen gestärkt werden. 
 
Stadtteil, Gemeinwesenarbeit: 
 
- Installierung von Bewohnerinnen- bzw. Bewohnerräten im 

Wohnquartier/Stadtteil. 
- Kontaktaufnahme zu bestehenden Netzwerken der Men-

schen mit Migrationshintergrund, Zug-um-Zug-Vernetzung 
über „Kopplungsglieder“ mit Netzwerken der einheimi-
schen Bevölkerung. 

- Regelmäßige „Integrationsgespräche“, regelmäßiger „in-
terkultureller Austausch“ im Stadtteil (z. B. im Rahmen ei-
nes „Festes vor Ort im Stadtteil“).  

- Nahziel: Evtl. (interkulturelles) Fest in Blfd.-Jöllenbeck. 
- Fortsetzung und Wiederholung von „Gesprächs- und Dis-

kussionsforen“ (= „Folgeveranstaltungen“) wie jetzt vom 
Amt für Integration und interkulturelle Angelegenheiten 
durchgeführt (z. B. in der Winterzeit), mit dem Ziel, den 
Anteil der Menschen, „um die es geht“, der Menschen mit 
Migrationshintergrund an den Gesprächsrunden zu erhö-
hen. Organisation und Durchführung auch dort, wo sich 
Menschen mit Migrationshintergrund treffen, „wo sie sich 
nicht fremd fühlen“. 

 
 

8. 
 
Stadtbezirk Bielefeld-Gadderbaum 
 

  
Wann? 

 
23.09.2009  

  
Wo ? 

 
Clubheim Bolbrinker, Bolbrinkersweg 33,  33617 Bielefeld. 

  
Wer ? 

 
11 Personen, Vertreterinnen bzw. Vertreter aus dem Stadtbezirk  

 
 

 
Was ? 

 
1.  Filminterviews von interkulti.tv im Auftrag des Amtes für In-

tegration und interkulturelle Angelegenheiten – Stichworte: 
 

Von großer Bedeutung:  
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- Mehr Verständnis füreinander. 
- Aufeinander zugehen. 
- Wechselseitige Akzeptanz.  
- Sprachförderung. 
- Bildungschancen für alle. 
- Erhöhung des Anteils von Schülerinnen bzw. Schülern auf 

dem Gymnasium, um dort das Zusammenleben und Mit-
einander zu fördern. 

- Förderung des Arbeitslebens. 
 
(Auch) Wichtig:  
- Gemeinsame Treffen unterschiedlicher Kulturen.  
- Vorstellung anderer Kulturen, besserer „Kulturaustausch“. 
- Sportveranstaltungen. 
 
Problematisch/Negativ: 
- „Türken isolieren sich schon durch ihre Kleidung“. 

 
2.  Moderierte Gesprächs-/Diskussionsrunde (Moderator: Björn  
Sassenroth) – Stichworte –: 
 

Allgemein: 
 
- Verständigung auf einen Integrationsbegriff. „Integration 

ist … soziales Lernen – im Sinne von Goethe `Halb zog sie 
ihn, halb sank er hin´ (Der Fischer). Die Menschen und 
besonders die Heranwachsenden müssen in ihren Res-
sourcen für Lebensbewältigung so gestärkt werden, dass 
sie ihre eigene Identitätspassung (durch soziales Lernen!) 
finden.  Identitätsarbeit  hat als Bedingung und als Ziel die 
Schaffung von Lebenskohärenz, und davon hängt Zufrie-
denheit und auch Glück ab. In früheren gesellschaftlichen 
Epochen war die Bereitschaft zur Übernahme vorgefertig-
ter Identitätspakete das zentrale Kriterium für Lebensbe-
wältigung. Heute kommt es auf die individuelle Passungs- 
und Identitätsarbeit an, also auf die Fähigkeit zur Selbst-
organisation, zum `Selbsttätigwerden´ oder  zur `Selbst-
einbettung´.“ 

- Kostenloser Eintritt für Kinder mit Migrationshintergrund  
und mit Bielefeld-Pass in Freibäder etc. 

 
Miteinander: 
 
- Gewinnung von „Kümmerinnen bzw. Kümmerern“ (Aufbau 

und Weiterentwicklung eines „Patensystems“), um Struk-
turen und Möglichkeiten zur gemeinsamen Problemlösung 
zu finden.  

 
Sprache und Bildung: 
 
- Sprachförderung für alle Kinder ab dem frühestmöglichen 

Zeitpunkt. 
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- Sprachförderung und –bildung auch für die Eltern (z. T. 
unzureichende Sprachkenntnisse). 

- Anerkennung von – nicht in Deutschland erworbenen – 
Bildungsabschlüssen von Menschen mit Migrationshin-
tergrund. 

 
Schule: 
 
- Mehr Kinder auf weiterführenden Schulen. „Hier sind ins-

bes. die Grundschullehrerinnen bzw. –lehrer gefragt.“ 
 
Elternarbeit 
 
- Breite Unterstützung der Eltern mit Migrationshintergrund  

bei der Bildungsförderung ihrer Kinder. 
- Wichtig ist auch „Väterarbeit“, u. a. im Sinne der Vermitt-

lung eines anderen Rollenverständnisses von Mann und 
Frau, in der Familie auf der Basis der Wertevorstellungen 
der hiesigen Gesellschaft.  

 
Stadtteil, Gemeinwesenarbeit: 
 
- Organisation und Durchführung kleiner, überschaubarer 

Straßenfeste (mit vorübergehender Sperrung/Schließung 
der jeweiligen Straße/n), um Chancen und Möglichkeiten 
für persönliche Kontakte zu schaffen. 

- Nachbarschaftspreis für Best-Practice-Beispiele/-Modelle 
für quartierbezogene Modelle und Angebote zum Kennen 
lernen, für ein Miteinander. 

 
 

9. 
 
Stadtbezirk Bielefeld-Mitte 
 

  
Wann? 

 
13.10.2009  

  
Wo ? 

 
Altes Rathaus, Niederwall 25, 33602 Bielefeld (Rochdale-Raum) 

  
Wer ? 

 
26 Personen, Vertreterinnen bzw. Vertreter aus dem Stadtbezirk  

 
 

 
Was ? 

 
1. Filminterviews von interkulti.tv im Auftrag des Amtes für In-

tegration und interkulturelle Angelegenheiten – Stichworte: 
 

Von großer Bedeutung:  
- Annäherung der Menschen und Gruppen im Stadtteil. Auf-

einander zugehen, miteinander reden. 
- Information und Auseinandersetzung mit der „Kultur der 

Anderen“, mit der Frage, was von zentraler Bedeutung für 
die Kulturen der jeweils Anderen ist. 

- Wechselseitige Offenheit; Menschen dürfen nicht nur in 
„ihrer Kultur bleiben“; „Zusammenführen der Kulturen“.   

- „Ausländer müssen sich besser anpassen“. 
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Problematisch/Negativ: 
- „Zu unterschiedliche Kulturen“. 
- „Richtige Verschmelzung wird nicht kommen“. 
- Viel Gewalt. 
- „Bei Rechtsradikalen nützen keine Gespräche.“ 

 
2.  Moderierte Gesprächs-/Diskussionsrunde (Moderator: Björn  
Sassenroth) – Stichworte –: 
 

Allgemein: 
 
- Menschen haben zur Frage des „Miteinanders“, zur Frage 

der „Integration“ zunehmend „Vertrauen und Interesse 
verloren“.  

- Zunächst muss geklärt werden, was Kultur ist und wie sie 
Menschen beeinflusst und prägt. Danach muss miteinan-
der gesprochen, kommuniziert werden. 

- Wichtig ist nicht nur ein theoretischer Diskurs, sondern 
mehr Kontakt zu- und miteinander, mehr gemeinsame, 
praktische Arbeit.  

- Problematisch: Konsum fremdsprachiger Medien über TV-
Satellitenempfang. Notwendig: Kenntnisnahme, Kommu-
nikation über deutschsprachige (Print-)Medien. 

- Erleichterung von Einbürgerungen. 
- Forderung nach Einführung eines Wahlrechts für alle hier 

lebenden Menschen. 
- Kommunales Integrationskonzept braucht finanzielle Res-

sourcen. 
 

Miteinander: 
 
- Integration ist nicht Assimilation. Erforderlich sind Aner-

kennung, Wertschätzung, Partizipation.  
- Akzeptanz von Mehrfachzugehörigkeit bei zugewanderten 

Menschen; anderenfalls zunehmende Gefahr der Identi-
tätsdiffusität, der Zerrissenheit und der Situation des 
Dazwischenseins bei „Migrantenkindern und –
jugendlichen“. 

- Erfordernis von Aktionen, Veranstaltungen mit Einheimi-
schen (z. B. Feste wie Abrahamsfest mit positiver Reso-
nanz, „Kultur für Alle“, Projekte wie eine „Theaterwerk-
statt“ gemeinsam für und mit Einheimischen und Zuge-
wanderten.). 

- Über Kindertageseinrichtungen und Schulen: Gewinnung 
von „Gastfamilien“ (Kinder mit Migrationshintergrund be-
suchen (z. B. für die Dauer einer Woche) einheimische 
Gastfamilien, einheimische Kinder besuchen Gastfamilien 
mit Migrationshintergrund). 

- Initiierung eines Konzepts „Ehrenamtliche Tätigkeit“ mit 
einer entsprechenden Anerkennungskultur. 
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Sprache und Bildung: 
 
- Schule als zentraler Ort der Sprachbildung und Mehrspra-

chigkeit. 
- Angebot von muttersprachlichem Unterricht. 

 
Vorschulbereich: 
 
- S. Überschrift „Miteinander“. 
- Frühzeitige und intensive Sprachförderung für Kinder im 

Elementarbereich.   
- Kindertageseinrichtungen können kulturelle Gewohnheiten 

(z. B. Unterschiede bei Frühstück und Mittagessen) ab-
wechselnd mit und für alle Kinder erlebbar machen. 

 
Elternarbeit 
 
-  Problematisch und häufig nicht integrationsfördernd ist die 

Erziehung im Elternhaus, in der Familie. 
 
Stadtteil, Gemeinwesenarbeit: 
 
- Unterstützung kleiner Minderheiten in der Stadtgesell-

schaft bei der Artikulierung ihrer Wünsche und Forderun-
gen (Beispiel: Jesiden).  

 
Religion: 
 
- Weiterentwicklung von Religionsunterricht hin zu einem 

gemeinsamen Ethikunterricht . 
 

 
10. 

 
Stadtbezirk Bielefeld-Brackwede 
 

  
Wann? 

 
14.10.2009  

  
Wo ? 

 
Bezirksamt Brackwede, Sitzungssaal, Germanenstr. 22,  33647 
Bielefeld. 
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Wer ? 

 
36 Personen, Vertreterinnen bzw. Vertreter aus dem Stadtbezirk  

 
 

 
Was ? 

 
1. Filminterviews von interkulti.tv im Auftrag des Amtes für In-

tegration und interkulturelle Angelegenheiten – Stichworte: 
 

Von großer Bedeutung:  
- Mehr Rücksichtnahme gegenüber Anderen. 
- Respekt anderer Kulturen, auch der einheimischen Ge-

wohnheiten, Gepflogenheiten. Nicht nur die eigene Kultur 
als allein wichtig erachten. 

- Mehr miteinander sprechen. 
- Deutsch als gemeinsame Verkehrs-/Alltagssprache. 
 
(Auch) Wichtig:  
- Freundschaften. 
- Offenheit, Toleranz. 
 
Problematisch/Negativ: 
- Türkische und einheimische Gesellschaft leben für sich al-

lein, getrennt voneinander. 
- Kriminalität. 

 
2.  Moderierte Gesprächs-/Diskussionsrunde (Moderator: Björn  
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Sassenroth) – Stichworte –: 
 

Allgemein: 
 
- Gespräche, Kommunikation sind von zentraler Bedeutung 

für ein gelingendes Zusammenleben und Miteinander im 
Stadtteil.  

- Gemeinsame (Selbst-)Verpflichtung aller für Deutsch als 
gemeinsame Sprache. 

- Mehr Menschlichkeit von „beiden Seiten“. 
 

Miteinander: 
 
- Menschen mit Migrationshintergrund sollen sich verstärkt 

in einheimischen Vereinen, Verbänden und Parteien ein-
bringen und engagieren. 

- Institutionen, Verbände, Vereine, Parteien müssen sich in 
Bezug auf Interkulturalität und die Einwanderungsgesell-
schaft mehr als bisher öffnen. 

- Türkischstämmige Zuwanderinnen bzw. Zuwanderer er-
warten auch, dass die einheimische Bevölkerung auf sie 
zukommt. 

 
Sprache und Bildung: 
 
- Initiierung, Vermittlung von Konzepten interkultureller 

Kompetenz (Wie können wir interkulturelle Kompetenz 
beibringen, vermitteln. Basisfrage: Welche unterschiedli-
chen Werte haben wir?). 

- Förderung von Mehrsprachigkeit. 
- Einführung von Türkisch als Fremdsprache an Schulen. 

 
Vorschulbereich: 
 
- Türkischstämmige Bevölkerung/Eltern in der Kinderta-

geseinrichtung – und in der Schule – nicht nur zu Festen 
(für Essenzubereitung etc.) ansprechen. 

- Vorlese-Runden für Eltern/-teile auch in türkischer Spra-
che organisieren und anbieten.  

- Organisation von Elterncafés (1mal in der Woche) – dabei 
ist allerdings darauf zu achten, dass die gemeinsame 
Sprache Deutsch ist. 

- Verstärkung von Gesprächen der Eltern/-teile untereinan-
der – über ihre eigene Gemeinschaft hinaus – über die 
Kindertageseinrichtung. 

 
Elternarbeit 
 
-  Gewinnung emanzipierter Frauen mit Migrationshin-

tergrund als wichtige Träger von Erziehungs- und Famili-
enarbeit in der Gesellschaft. 
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Stadtteil, Gemeinwesenarbeit: 
 
- Einsatz für ein Einhalten von Ruhezeiten und für Rück-

sichtnahme und Ruhe an Sonn- und Feiertagen. 
- Initiierung von interkulturellen Stadtteilfesten (ähnlich 

dem Vorbild von Rheda-Wiedenbrück mit dem „Internatio-
nalen Kulturfest“).  

- Aushang nicht nur von Verbotsschildern – insbes. im pri-
vaten Raum – in türkischer Sprache etc., Aushang auch 
von Willkommensgrüßen etc. in Fremdsprachen. 

 
 
3.12 

 
Arbeitsgruppe nach Ziff. 2.3.1 der Projektverfügung „Wir fördern 
Integration! – Integrationskonzept für Bielefeld“ („Lenkungsgrup-
pe“) (2. Sitzung) 
 

  
Wann ? 

 
07.10.2009 

  
Wo ? 

 
Altes Rathaus, Niederwall 25, 33602 Bielefeld (Nahariya-Raum) 

  
Wer ? 

 
Moderation: 
 
Hans Wietert-Wehkamp (Institut für soziale Innovation Solingen) 
 
Teilnehmerinnen bzw. Teilnehmer: 
 
Kyriaki Argyriadou (Vorsitzende des Migrationsrates der Stadt Bielefeld),  
Karl-Heinz Voßhans (Leiter des Amtes für Integration und interkulturelle 
Angelegenheiten), Annegret Grewe (stellv. Leiterin des Amtes für Integ-
ration und interkulturelle Angelegenheiten), Emir Ali Sağ (Geschäftsfüh-
rer des Migrationsrates, Amt für Integration und interkulturelle Angele-
genheiten), Andreas Döding (Leiter des Büros des Oberbürgermeisters), 
Marlies Pelster-Wend (Gleichstellungsstelle der Stadt Bielefeld – Frau 
und Beruf, Existenzgründung, Bildungsscheck), Susanne Tatje (Projekt-
beauftragte Demographische Entwicklungsplanung), Georgia Schöne-
mann (Leiterin der Abteilung Schulentwicklungs- und Bildungsplanung 
im Amt für Schule), Reiner Exner (Leiter des Integrativen Montessori-
Kinderhauses Bielefeld), Christiane Möller-Bach (stellv. Leiterin der RAA 
im Amt für Integration und interkulturelle Angelegenheiten der Stadt 
Bielefeld), Jochen Hanke (stellv. Geschäftsführer der Arbeitplus in Biele-
feld GmbH), Dipl.-Ing. Cemalettin Özer (Geschäftsführer MOZAIK 
gGmbH), Annette Wädlich (Dezernat Beig. N. N./VHS Bielefeld), Dirk 
Cremer (Gesundheits-, Veterinär- und Lebensmittelüberwachungsamt – 
Gesundheitsberichterstattung –), Andreas Kämper (Stab Beig. Tim Käh-
ler), Faraj Remmo (stellv. Mitglied im Migrationsrat der Stadt Bielefeld). 
 

  
Was ? 

 
- Betrachtung der bisherigen Arbeitsergebnisse im Projektpro-

zess durch die Lenkungsgruppe und Leitungen der Teilprojek-
te, Diskussion. 

- Diskussion zur Frage der Verdichtung der Arbeitsergebnisse 
und Empfehlungen insbes. auf der Ebene der Oberziele. 

- Verständigung zum Ablauf und zu den Arbeitsaufträgen an die 
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Teilprojekte im 2. Integrationsworkshop am 09.10.2009. 
- Verständigung über die weitere Zeitplanung und das weitere 

Vorgehen (u. a. Beteiligung von Migrantenvereinen, Trägern 
der Wohlfahrtspflege, Trägern freier Jugendhilfe zu den Emp-
fehlungen der Teilprojekte, wie sie nach dem 2. Integrations-
workshop vorliegen, Tagung der Lenkungsgruppe in einer 3. 
Sitzung etwa Mitte November 2009). 

 

 
3.13 

 
2. Integrationsworkshop 
 

  
Wann ? 

 
09.10.2009 

  
Wo ? 

 
Altes Rathaus, Niederwall 25, 33602 Bielefeld (Rochdale-Raum) 

  
Wer ? 

 
Leitung: 
 
Amt für Integration und interkulturelle Angelegenheiten  
 
Moderation: 
 
Hans Wietert-Wehkamp (Institut für soziale Innovation Solingen) 
 
Teilnehmerinnen bzw. Teilnehmer: 
 
Yasin Sever (1. stellv. Vorsitzender des Migrationsrates der Stadt Biele-
feld), (60) Mitglieder der (6) Teilprojektgruppen (s. hierzu im Detail Teil 
II, Ziff. 3.5) 
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Was ? 

 
- Information zum zurückliegenden Projektprozess. 
- Information und Bewertung der vorliegenden Ergebnisse und 

Empfehlungen aus der Teilprojektarbeit. 
- Reflexion des zurückliegenden Projektprozesses aus Sicht der 

Teilprojektmitglieder. 
- Vereinbarung zur abschließenden Teilprojektarbeit unter Be-

rücksichtigung der Erörterungen und Festlegungen in der Sit-
zung der Arbeitsgruppe nach Ziff. 2.3.1 der Projektverfügung 
„Wir fördern Integration! – Integrationskonzept für Bielefeld“ 
(„Lenkungsgruppe“) am 07.10.2009 und der dort festgelegten 
„To Do-Liste“:  

 
1. Überprüfung der Vollständigkeit und Richtigkeit der in die 

Arbeitsunterlagen übertragenen Teilprojektempfehlungen. 
2. Ggf. Ergänzung, Überarbeitung von Formulierungen zur 

Klarstellung, zur besseren Verständlichkeit etc. 
3. Überprüfung, Vervollständigung der Rubriken „Kennzah-

len/Indikatoren“, „Handelnde/relevante Akteure“, „Zeit-
rahmen“. 

4. Abschließende Betrachtung von Priorisierungsvorschlägen 
mit Begründung. 

 
 
3.14 
 

 
Beteiligung relevanter Akteure in Bielefeld 

  
Wann ? 

 
Oktober/November 2009 

  
Was ? 
 

 
Information relevanter Behörden, öffentlicher Institutionen, Ver-
bände, Vereine, Migrantenorganisationen in Bielefeld (Anzahl: Ca. 
90) zu den Ergebnissen und Vorschlägen der (Teil-)Projektarbeit 
als Grundlage für das 1. Bielefelder Integrationskonzept. 
 
Bitte um fachliche Stellungnahme und Ergänzung. 
 

  
Wer ? 

 
Agentur für Arbeit Bielefeld 
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AG der Bielefelder Wohnungsbaugenossenschaften 
AG der Wohlfahrtsverbände 
Arbeitplus in Bielefeld GmbH 
AWO Ostwestfalen-Lippe 
Bezirksregierung Detmold 
BGW- Bielefelder Gemeinnützige Wohnungsbaugesellschaft 
Bielefelder Jugendhaus 
Bundesamt für Migration und Flüchtlinge (BAMF) 
Bielefelder Jugendring e. V. 
DGB Region Ostwestfalen / Bielefeld 
Fachhochschule Bielefeld 
GAGFAH Group 
Gemeinnützige Baugenossenschaft Brackwede eG 
Gemeinnützige Siedlungs- und Wohnungsbaugenossenschaft Senne eG 
Industrie- und Handelskammer Ostwestfalen zu Bielefeld 
Kassenärztliche Vereinigung Westfalen-Lippe 
Komba-Gewerkschaft Ortsverband Bielefeld 
Kreishandwerkerschaft Bielefeld 
Polizeipräsidium Bielefeld 
Ravensberger Heimstättengesellschaft mbH 
REGE – Regionale Personalentwicklungsgesellschaft mbH 
Staatliches Schulamt Bielefeld – Untere Schulaufsichtsbehörde – 
StadtSportBund Bielefeld e. V. 
Studieninstitut für kommunale Verwaltung Westfalen – Lippe 
Universität Bielefeld 
Ver.di – Vereinte Dienstleistungsgewerkschaft Bezirk Bielefeld / Paderborn 
von Bodelschwingh`sche Anstalten Bethel 
WEGE – Wirtschaftsentwicklungsgesellschaft Bielefeld mbH 
 
Alevitischer Kulturverein e. V. 
Anatolien Zentrum e. V. 
Armenische Gemeinde Bielefeld e. V. 
Bielefelder Integrationszentrum e. V. 
BIG – Bündnis islamischer Gemeinden e. V. 
Bildungs- und Kulturverein e. V. 
Brong-Ahafo Union e. V. 
Deutsch-Indische-Freundschaft e. V. 
Deutsch-Polnische Gesellschaft e. V. 
Deutsch-Ungarischer Freundschaftskreis e. V. 
DiTiB DIYANET 
DTU e. V. 
Epirotischer Verein e. V. 
Eritreische Frauengruppe 
Gemeinschaft für Islamerziehung und Kultur e. V. 
Georgischen Gesellschaft e. V. 
Griechische Gemeinde e. V. 
Griechisch-Orthodoxe Metropolie e. V. 
Gruppe der Eritreer e. V. 
Gruppo Latino e. V. 
Hicret Camii 
I.G.M.G - Fath Camii 
IBZ-Hausgruppe Salkimsögüt 
IKN OWL e. V. – Interkulturelles Netzwerk 
Impuls Bildungsforum e. V. 
Indonesisch-Deutsche Gemeinschaft e. V. 
IODC e. V. 
Islamisches Zentrum e. V. 
Jüdische Kultusgemeinde Bielefeld 
Jüdisches Kulturzentrum e. V. 
Kaniya Sipi e. V. 
Kretischer Verein 
KSC Bosnia Herzegowina 
Kultur- und Bildungszentrum e. V. 
Kultur- und Solidaritätshaus e. V. 
Kulturkreis Lateinamerika 
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Kurdisches Friedenshaus Mesopotamien e. V. 
Landsmannschaft der Deutschen aus Russland e. V. 
Melvana Moschee 
Mennonitengemeinde Bielefeld e. V. 
Multikultureller Verein e. V. 
Nigerianische Studentenunion e. V. 
Pan.-Thessalischer Verein e. V. 
Panepirotischer Verband e. V. 
Peleponesischer Verein e. V. 
Polnisch-Katholische Mission 
Pontischer Verein e. V. 
Serbisch-Orthodoxe Kirchengemeinde e. V. 
SUK – Sport und Kultur Club Bielefeld e. V.. 
Tamilischer Kultur- und Bildungsverein e. V. 
Thrakischer Verein Dimitros e. V. 
Türkisch-Azerbaidschanischer Kulturverein e. V. 
Türkischer Arbeiter- und Studentenverein e. V. 
Türkischer Elternverein e. V. 
Türkischer Lehrerverein e. V. 
Türkisch-Islamischer Kulturverein e. V. 
Union Africane e. V. 
Vatan-Moschee 
Verein für zeitgemäßes Leben e. V. 
Verein zur Förderung der Bildung und Integration in Bielefeld e. V. 
Verein zur Förderung der Ideen Atatürks e. V. 
YEK SPOR e. V. 
YES e. V. 
Yezidischer Bildungs- und Kulturverein e. V. 
 

 
3.15 

 
Arbeitsgruppe nach Ziff. 2.3.1 der Projektverfügung „Wir fördern 
Integration! – Integrationskonzept für Bielefeld“ („Lenkungsgrup-
pe“) (3. Sitzung) 
 

  
Wann ? 

 
20.11.2009 

  
Wo ? 

 
Altes Rathaus, Niederwall 25, 33602 Bielefeld (Bethel-Raum) 

  
Wer ? 

 
Moderation: 
 
Hans Wietert-Wehkamp (Institut für soziale Innovation Solingen) 
 
Teilnehmerinnen bzw. Teilnehmer: 
 
Kyriaki Argyriadou (Vorsitzende des Migrationsrates der Stadt Bielefeld),  
Karl-Heinz Voßhans (Leiter des Amtes für Integration und interkulturelle 
Angelegenheiten), Annegret Grewe (stellv. Leiterin des Amtes für Integ-
ration und interkulturelle Angelegenheiten), Emir Ali Sağ (Geschäftsfüh-
rer des Migrationsrates, Amt für Integration und interkulturelle Angele-
genheiten), Andreas Döding (Büro des Oberbürgermeisters), Ilse Bud-
demeier (Leiterin der Gleichstellungsstelle der Stadt Bielefeld), Georgia 
Schönemann (Leiterin der Abteilung Schulentwicklungs- und Bildungs-
planung im Amt für Schule), Reiner Exner (Leiter des Integrativen Mon-
tessori-Kinderhauses Bielefeld), Dipl.-Ing. Cemalettin Özer (Geschäfts-
führer MOZAIK gGmbH), Annette Wädlich (Dezernat Beig. N. N./VHS 
Bielefeld),  Zübeyde Duyar (Vertreterin der Bielefelderinnen bzw. Biele-
felder mit Migrationshintergrund, gewählt vom Migrationsrat der Stadt 
Bielefeld), Regine Schrader (Lebensräume e. V.), Dr. Friede Youmba-
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Batana (Abraham-Connection/Ecclesia e. V.), Faraj Remmo (stellv. Mit-
glied im Migrationsrat der Stadt Bielefeld). 
 

  
Was ? 

 
- Information zum zurückliegenden Prozess, zum Stand der Er-

arbeitung des Integrationskonzeptes. 
- Diskussion zur Frage der Verdichtung der Arbeitsergebnisse 

und Empfehlungen insbes. auf der Ebene der Oberziele, Maß-
nahmevorschläge. 

- Verständigung über die weitere Zeitplanung und das weitere 
Vorgehen. 

 
 
3.16 
 

 
Arbeitsgruppe nach Ziff. 2.3.1 der Projektverfügung „Wir fördern 
Integration! – Integrationskonzept für Bielefeld“ („Lenkungsgrup-
pe“) (4. Sitzung) 
 

  
Wann ? 

 
10.12.2009 

  
Wo ? 

 
Altes Rathaus, Niederwall 25, 33602 Bielefeld (Rochdale-Raum) 

  
Wer ? 

 
Moderation: 
 
Hans Wietert-Wehkamp (Institut für soziale Innovation Solingen) 
 
Teilnehmerinnen bzw. Teilnehmer: 
 
Karl-Heinz Voßhans (Leiter des Amtes für Integration und interkulturelle 
Angelegenheiten), Annegret Grewe (stellv. Leiterin des Amtes für Integ-
ration und interkulturelle Angelegenheiten), Emir Ali Sağ (Geschäftsfüh-
rer des Migrationsrates, Amt für Integration und interkulturelle Angele-
genheiten), Thomas Hellmund (Amt für Integration und interkulturelle 
Angelegenheiten), Dr. Robert Stölner (Büro des Oberbürgermeisters, 
Persönlicher Referent des Oberbürgermeisters), Ilse Buddemeier (Leite-
rin der Gleichstellungsstelle der Stadt Bielefeld), Susanne Tatje (Pro-
jektbeauftragte Demographische Entwicklungsplanung), Georgia Schö-
nemann (Leiterin der Abteilung Schulentwicklungs- und Bildungspla-
nung im Amt für Schule), Dipl.-Ing. Cemalettin Özer (Geschäftsführer 
MOZAIK gGmbH), Zübeyde Duyar (Vertreterin der Bielefelderinnen bzw. 
Bielefelder mit Migrationshintergrund, gewählt vom Migrationsrat der 
Stadt Bielefeld), Dirk Cremer (Gesundheits-, Veterinär- und Lebensmit-
telüberwachungsamt – Gesundheitsberichterstattung –), Dr. Friede Y-
oumba-Batana (Abraham-Connection/Ecclesia e. V.). 
 

  
Was ? 

 
- Austausch zur Struktur einer Lang- und Kurzfassung des ers-

ten Bielefelder Integrationskonzeptes. 
- Entwicklung einer Kurzfassung aus Teil 1 des vorliegenden 

Entwurfs. 
- Inhaltliche Erweiterung des Teils 1 des Entwurfskonzeptes um 

Aspekte wie „Potentiale von Menschen mit Migrationshin-
tergrund“, „Empowerment“, „Frauen und Mädchen mit Migra-
tionshintergrund“ (Gliederungspunkt: Grundsätzliche Anmer-
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kungen). 
- Austausch und Erörterung der Gedanken zum künftigen 

Steuerungskonzept mit dem Ziel der Überarbeitung des Erst-
entwurfs. 

- Verständigung über die weitere Zeitplanung und das weitere 
Vorgehen. 

 
 
3.17 
 

 
Verwaltungsinternes Mitzeichnungsverfahren  
 

  
Wann ? 

 
Januar 2010 – Februar 2010 

 
 

 
Was ? 

 
Zuleitung des Entwurfs des 1. Bielefelder Integrationskonzepts 
an die städt. Querschnittsfunktionen (Frauengleichstellungsstelle, 
Projektbeauftragte Demographische Entwicklungsplanung) und 
alle Dezernate der Verwaltung der Stadt Bielefeld nach vorheriger 
Abstimmung im Verwaltungsvorstand (VV) im Januar 2010 
 

 
3.18 
 

 
Arbeitsgruppe nach Ziff. 2.3.1 der Projektverfügung „Wir fördern 
Integration! – Integrationskonzept für Bielefeld“ („Lenkungsgrup-
pe“) (5. Sitzung) 
 

  
Wann ? 

 
24.02.2010 

  
Wo ? 

 
Altes Rathaus, Niederwall 25, 33602 Bielefeld (Nowgorod-Raum) 

  
Wer ? 

 
Moderation: 
 
Hans Wietert-Wehkamp (Institut für soziale Innovation Solingen) 
 
Teilnehmerinnen bzw. Teilnehmer: 
 
Karl-Heinz Voßhans (Leiter des Amtes für Integration und interkulturelle 
Angelegenheiten), Annegret Grewe (stellv. Leiterin des Amtes für Integ-
ration und interkulturelle Angelegenheiten), Emir Ali Sağ (Geschäftsfüh-
rer des Migrationsrates, Amt für Integration und interkulturelle Angele-
genheiten), Dr. Robert Stölner (Büro des Oberbürgermeisters, Persönli-
cher Referent des Oberbürgermeisters), Ilse Buddemeier (Leiterin der 
Gleichstellungsstelle der Stadt Bielefeld), Georgia Schönemann (Leiterin 
der Abteilung Schulentwicklungs- und Bildungsplanung im Amt für 
Schule), Jochen Hanke (stellv. Geschäftsführer der Arbeitplus in Biele-
feld GmbH), Dipl.-Ing. Cemalettin Özer (Geschäftsführer MOZAIK 
gGmbH), Annette Wädlich (Dezernat Beig. N. N./VHS Bielefeld), Andre-
as Kämper (Stab Beig. Tim Kähler), Dr. Friede Youmba-Batana 
(Abraham-Connection/Ecclesia e. V.), Faraj Remmo (stellv. Mitglied im 
Migrationsrat der Stadt Bielefeld). 
 

  
Was ? 

 
- Bündelung, Erörterung der Rückmeldungen, Anregungen und 

Anmerkungen der Querschnittsfunktionen und der Fachde-
zernate der Verwaltung der Stadt Bielefeld. 
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- Abstimmung zur Aufnahme von Anregungen, Anmerkungen 
und zur Überarbeitung des Konzeptentwurfs.  

- Erörterung der Notwendigkeit einer abschließenden Priorisie-
rung auf der Oberzielebene durch die Lenkungsgruppe (Prio-
risierung von 52 Oberzielen zu 17 Handlungsfeldern nach 
Punkten anhand von 5 Kriterien (Dringlichkeit der Thematik, 
Wirkung, Beeinflussbarkeit durch die Kommune, Verhältnis 
Ressourcen : Outcome, schnelle Zielerreichung) mit Gewich-
tung 

- Verständigung über die weitere Zeitplanung und das weitere 
Vorgehen der Lenkungsgruppe im Vorfeld der letzten Len-
kungsgruppensitzung. 
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Ergebnis der ersten Priorisierung auf Oberzielebene durch die Mitglieder der  Arbeitsgruppe nach Ziff. 2.3.1 der Projektverfü-
gung „Wir fördern Integration! – Integrationskonzept für Bielefeld“ („Lenkungsgruppe“) auf der Basis der Vereinbarung in der 
Sitzung am 24.02.2010 
 
Zusammenstellung der Rückmeldungen folgender Mitglieder der „Lenkungsgruppe“: 
 
 Dr. Robert Stölner – 002 – Büro OB – 
 Susanne Tatje – 007 – Projektbeauftragte Demographische Entwicklungsplanung – 
 Karl-Heinz Voßhans – 170 – Amt für Integration und interkulturelle Angelegenheiten – 
 Annegret Grewe – 170.1 – Amt für Integration und interkulturelle Angelegenheiten – 
 Emir Ali Sağ – 170.01 – Amt für Integration und interkulturelle Angelegenheiten – 
 Georgia Schönemann – 400 – Amt für Schule – 
 Jochen Hanke – Stellv. Geschäftsführer der Arbeitplus in Bielefeld GmbH –  
 Dipl.-Ing. Cemalettin Özer – Geschäftsführer MOZAIK gGmbH – 
 Annette Wädlich – Dez. 2, VHS Bielefeld, Pädagogische Abteilung – 
 Zübeyde Duyar – Vertreterin der Bielefelderinnen bzw. Bielefelder mit Migrationshintergrund, gewählt vom Migrationsrat der 

Stadt Bielefeld – 
 Regine Schrader – Lebensräume e. V. – 
 Andreas Kämper (Dez. 5) – 095 – Stab des Beigeordneten – 
 Dr. Friede Youmba-Batana - Universität Hannover – Soziologin – 
 Faraj Remmo – Stellv. Mitglied im Migrationsrat der Stadt Bielefeld – 

 
 
Oberziel 

 
Dringlichkeit der Thematik 

 
Wirkung 

 
Beeinflussbarkeit durch die 

Kommune 

 
Verhältnis Ressourcen : 

Outcome 
 

 
Schnelle  

Zielerreichung 

  
1 

 
2 

 
3 

 
1 

 
2 

 
3 

 
1 

 
2 

 
3 

 
1 

 
2 

 
3 

 
1 

 
2 

 
3 

 
1 

 
Erhöhung der Sprachkom-
petenz 

 
IIIIIIIIII 

 
III 

 
 

 
IIIIIII 

 
IIIIII 

 
 

 
III 

 
IIIIIIIIII 

 
I 

 
II 

 
IIIIIIIIIII 

 
 

 
II 

 
IIIIII-

III 

 
II 

 
2 

 
Steigerung der Leistungs-
fähigkeit des Teilsystems 
„Bildung“ im Elementarbe-
reich 

 
 
 

IIIIIIIIII 

 
 
 

III 

 
 
 
I 

 
 
 

IIIIIII 

 
 
 

IIIIIII 

 
 
 
 

 
 
 

IIIIIII 

 
 
 

III 

 
 
 

IIII 

 
 
 

IIIII 

 
 
 

IIIIIIII 

 
 
 
I 

 
 
 
I 

 
 
 

IIIIII 

 
 
 

IIIIII 
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3 

 
Steigerung der Erzie-
hungskompetenz der El-
tern 

 
 

IIIIIIIIII 

 
 

IIII 

  
 

IIIIIIII 

 
 

IIIIII 

  
 

IIIIIII 

 
 

III 

 
 

IIII 

 
 

III 

 
 

IIIIIIII 

 
 

III 

 
 
I 

 
 

II 

 
IIII 

IIIIII 

 
4 

 
Interkulturelle Kompetenz 
in der Ausbildung an den 
Berufskolleg-Schulen (Be-
rufskollegs Sozialpädago-
gik) 

 
 
 

IIIIII 

 
 
 

IIIIII 

 
 
 

II 

 
 
 

II 

 
 

IIIII 
IIIIII 

 
 
 
I 

 
 
 
I 

 
 
 

II 

 
 

IIIII 
IIIIII 

 
 
 
 

 
 

IIIIII 
IIIII 

 
 
 

II 

 
 
 
 

 
 
 

IIII 

 
 
 

IIIIIIIIII 

 
5 

 
Steigerung der Eltern-
mitwirkung (Elementarbe-
reich) 

 
 

IIIIIIIII 

 
 

II 

 
 

III 

 
 

IIIII 

 
 

III 

 
 

IIIIII 

 
 

II 

 
 

IIIIIIIII 

 
 

III 

 
 
I 

 
 

IIIII 

 
 

IIIIIIII 

 
 
 

 
 
I 

 
IIIIII 
IIIIIII 

 
6 

 
Steigerung der Elternmit-
wirkung (Schule) 

 
IIIIIII 

 
IIIII 

 
II 

 
IIIII 

 
II 

 
IIIIIII 

 
 

 
IIIIII 

 
IIIIIIII 

 
I 

 
IIII 

 
IIIIIIIII 

 
 

 
I 

 
IIIIIII 
IIIIII 

 
7 

 
Erhöhung der Integrati-
onsverantwortung aller 
Schulformen 

 
IIIIII 
IIIIII 

 
 

II 

 
 
 

 
 

IIIIIIIIII 

 
 

IIII 

 
 
 

 
 

II 

 
 

IIIIII 

 
 

IIIIII 

 
 

IIIII 

 
 

IIII 

 
 

IIIII 

 
 

II 

 
 

IIII 

 
IIIII 
IIII 

 
8 

 
Steigerung der Leistungs-
fähigkeit des Teilsystems 
„Bildung“ im Bereich Schu-
le 

 
 

IIIIIIIII 

 
 
I 

 
 
I 

 
 

IIIIII 

 
 

IIII 

 
 
I 

 
 
 

 
 

II 

 
 

IIIIIIIII 

 
 

III 

 
 

II 

 
 

IIIIII 

 
 

II 

 
 

II 

 
 

IIIIIII 

 
9 

 
Besserer Zugang für Kin-
der und Jugendliche mit 
Migrationshintergrund zu 
den Hilfen zur Erziehung 
(HzE) 

 
 
 

IIIII 

 
 
 

IIIIII 

 
 
 

III 

 
 
 

IIIII 

 
 
 

IIIIIIII 

 
 
 
I 

 
 
 

IIIIIIII 

 
 
 

III 

 
 
 

III 

 
 
 
I 

 
 
 

IIIIIIIIIII 

 
 
 

IIII 

 
 
 

IIII 

 
 
 

IIII 

 
 
 

IIII 

 
10 

 
Förderung friedlichen in-
terkulturellen Zusammen-
lebens (Jugendhilfe) 

 
 

IIIII 

 
 

IIIII 

 
 

IIII 

 
 

III 

 
 

IIIIIIIII 

 
 

III 

 
 

IIIIII 

 
 

IIIII 

 
 

II 

 
 
I 

 
 

IIIIIIIIII 

 
 

III 

 
 
I 

 
 

IIIII 

 
 

IIIIIIII 

 
11 

 
Interkulturelle Orientie-
rung und Öffnung der Ju-
gendverbände 

 
 

IIIII 

 
 

IIIII 

 
 

III 

 
 

IIII 

 
 

IIIIII 

 
 

II 

 
 

IIII 

 
 

III 

 
 

IIIII 

 
 

IIIII 

 
 

IIII 

 
 

IIIII 

 
 

II 

 
 

II 

 
 

IIIIIIII 

 
12 

 
Optimierung der Angebote 
der Jugendhilfe für Ju-
gendliche mit Migrations-
hintergrund 

 
 
 

IIIII 

 
 
 

IIIIIIII 

 
 
 
I 

 
 
 

IIII 

 
 
 

IIIIIIII 

 
 
 

II 

 
 
 

IIIII 

 
 
 

IIIIII 

 
 
 

III 

 
 
 

II 

 
 
 

IIIIIIIIIII 

 
 
 
I 

 
 
 
I 

 
 
 

IIIII 

 
 
 

IIIIIIII 
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13 

 
Gleichberechtigte Teilhabe 
auf allen Ebenen der Ju-
gendhilfe 

 
 
I 

 
 

III 

 
 

IIIIIII 

 
 
I 

 
 

IIII 

 
 

IIIIII 

 
 

III 

 
 

IIII 

 
 

IIII 

 
 

II 

 
 

IIIIIII 

 
 

II 

 
 
 

 
 

IIIII 

 
 

IIIIII 

 
14 

 
Erfolgreicher Verlauf des 
Übergangs Schule → Aus-
bildung → Beschäftigung/ 
Arbeit 

 
 

IIIIII 
IIIIIII 

 
 
 
I 

 
 
 
 

 
 

IIIIII 
IIIIII 

 
 
 
I 

 
 
 
 

 
 
 
 

 
 
 

IIIIIIII 

 
 
 

IIIIII 

 
 
 

IIIIII 

 
 
 

IIIII 

 
 
 

III 

 
 
 

II 

 
 
 

IIIIII 

 
 
 

IIIIII 

 
15 

 
Menschen mit Migrations-
hintergrund sind entspre-
chend ihrem Anteil  an der 
Bevölkerung strukturell in 
der Arbeitswelt vertreten 
(„affirmative action“) 

 
 
 
 

IIIIIIIIII 

 
 
 
 
I 

 
 
 
 

II 

 
 
 
 

IIIIIIIIIII 

 
 
 
 
 

 
 
 
 

II 

 
 
 
 
 

 
 
 
 

III 

 
 
 

IIIII 
IIIIII 

 
 
 
 

IIII 

 
 
 
 

III 

 
 
 
 

IIIIIII 

 
 
 
 

II 

 
 
 
 

III 

 
 
 
 

IIIIIIIII 

 
16 

 
(Verstärkte) Existenzgrün-
dungen durch Menschen 
mit Migrationshintergrund 
und Festigung bestehender 
Unternehmen im Eigentum 
von Personen mit Migrati-
onshintergrund 

 
 
 
 
 
 

 
 
 
 
 

IIIIIIIII 

 
 
 
 
 

IIIII 

 
 
 
 
 

II 

 
 
 
 
 

IIIII 

 
 
 
 
 

IIIIIII 

 
 
 
 
 
I 

 
 
 
 
 
I 

 
 
 
 

IIIIII 
IIIIII 

 
 
 
 
 
I 

 
 
 
 
 

IIII 

 
 
 
 
 

IIIIIIII 

 
 
 
 
 
I 

 
 
 
 
 
I 

 
 
 
 

IIIII 
IIIIII 

 
17 

 
Interkulturelle Vernetzung 
der Wirtschaftsunterneh-
men und –verbände 

 
 
 

 
 

IIII 

 
 

IIIIIIII 

 
 
I 

 
 

II 

 
 

IIIIII-
III 

 
 
 

 
 

II 

 
 

IIIIIIII-
II 

 
 

II 

 
 

II 

 
 

IIIIIIII 

 
 

III 

 
 
I 

 
 

IIIIIIII 

 
18 

 
Verbesserung der Zu-
gangs- und Partizipations-
möglichkeiten im Bereich 
der Kultur- und Freizeitan-
gebote 

 
 
 

IIIII 

 
 
 

IIIIII 

 
 
 

III 

 
 
 

IIIII 

 
 
 

IIIII 

 
 
 

IIII 

 
 
 

IIIIIIII 

 
 
 

III 

 
 
 

III 

 
 
 

II 

 
 
 

IIIIII 

 
 
 

IIIIII 

 
 
 

III 

 
 
 

IIIIIII 

 
 
 

IIII 

 
19 

 
Interkulturelle Orientie-
rung und Öffnung der Kul-
tureinrichtungen 

 
 

IIII 

 
 

IIIII 

 
 

IIIII 

 
 

III 

 
 

IIIII 

 
 

IIIIII 

 
 

IIIIIII 

 
 

III 

 
 

IIII 

 
 

II 

 
 

IIIIII 

 
 

IIIIII 

 
 
I 

 
 

IIIIIII 

 
 

IIIIII 

 
20 

 
Stärkung des Selbstbe-
wusstseins durch Kultur 

 
 
I 

 
 

IIIIII 

 
 

IIIIII 

 
 

IIII 

 
 

II 

 
 

IIIIIII 

 
 
I 

 
 

IIIII 

 
 

IIIIIII 

 
 
I 

 
 

IIIII 

 
 

IIIIII 

 
 
 

 
 

IIIIII 

 
 

IIIIIII 
 
21 

 
Förderung der Umweltbil-
dung und  Beteiligung an 
kommunalen Programmen 

 
 
 
I 

 
 
 

IIII 

 
 
 

IIII 

 
 
 
I 

 
 
 

IIII 

 
 
 

IIII 

 
 
 
 

 
 
 

IIIIIII 

 
 
 

II 

 
 
 
I 

 
 
 

IIIII 

 
 
 

III 

 
 
 
 

 
 
 

III 

 
 
 

IIIIII 
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für nachhaltige Entwick-
lung 

 
22 

 
Verbesserung der Zu-
gangs- und Partizipations-
möglichkeiten zu Bildungs-
einrichtungen und -
angeboten (Erwachsenen-
bildung) 

 
 
 
 

IIIIIIIII 

 
 
 
 

IIII 

 
 
 
 
 

 
 
 
 

IIIIIII 

 
 
 
 

IIIIII 

 
 
 
 
 

 
 
 
 

IIIII 

 
 
 
 

IIIIII 

 
 
 
 

II 

 
 
 
 

II 

 
 
 
 

IIIIIIII 

 
 
 
 

III 

 
 
 
 

III 

 
 
 
 

IIIIII-
II 

 
 
 
 

II 

 
23 

 
Interkulturelle Orientie-
rung und Öffnung (Er-
wachsenenbildung) 

 
 

IIII 

 
 

IIIII 

 
 

IIIII 

 
 

III 

 
 

IIIIIII 

 
 

IIII 

 
 

II 

 
 

IIIIIIIIII 

 
 

II 

 
 
 

 
 

IIIIIII 

 
 

IIIIIII 

 
 
 

 
 

IIIIIII 

 
 

IIIIIII 

 
24 

 
Verbesserung der Zu-
gangsmöglichkeiten von 
Menschen mit Migrations-
hintergrund zu Angeboten 
des Sports 

 
 
 

III 

 
 
 

IIIIIIII 

 
 
 

III 

 
 
 

IIII 

 
 
 

IIIIIIII 

 
 
 

II 

 
 
 
I 

 
 
 

IIIIIIIIII 

 
 
 

III 

 
 
 

II 

 
 
 

IIIIIIII 

 
 
 

IIII 

 
 
 
I 

 
 
 

IIIII 

 
 
 

IIIIIIII 

 
25 

 
Förderung von Solidarität, 
gleichberechtigter Teilha-
be, Toleranz und interkul-
turellem Austausch in und 
durch den Sport 

 
 
 
 

IIII 

 
 
 
 

III 

 
 
 
 

IIIIII 

 
 
 
 

IIIII 

 
 
 
 
 

 
 
 
 

IIIIII-
II 

 
 
 
 
I 

 
 
 
 

IIIIIIIII 

 
 
 
 

III 

 
 
 
 

III 

 
 
 
 

IIII 

 
 
 
 

IIIIII 

 
 
 
 
I 

 
 
 
 

IIII 

 
 
 
 

IIIIIIII 

 
26 

 
Umwandlung von Projek-
ten in dauerhafte Regel-
strukturen (Sport) 

 
 

IIII 

 
 

IIIIIII 

 
 

II 

 
 

IIII 

 
 

IIIIIII 

 
 

II 

 
 

II 

 
 

III 

 
 

IIIIIIII 

 
 
I 

 
 

IIIIIIII 

 
 

IIII 

 
 
I 

 
 

III 

 
 

IIIIIIIII 

 
27 

 
Einheitliche Regeln als 
zentrale Grundlage im 
Sport 

 
 

II 

 
 
 

 
 

IIIIIIIII 

 
 

II 

 
 
 

 
 

IIIIII-
III 

 
 
I 

 
 
 

 
 

IIIIIIII-
II 

 
 
I 

 
 

II 

 
 

IIIIIIII 

 
 

III 

 
 
 

 
 

IIIIIII 

 
28 

 
Erkennen und Nutzen der 
Vielfalt im Sport als Chan-
ce 

 
 

III 

 
 

II 

 
 

IIIIIII 

 
 

II 

 
 

II 

 
 

IIIIII-
II 

 
 
I 

 
 
 

 
IIIII 
IIIIII 

 
 

II 

 
 

III 

 
 

IIIIIII 

 
 
I 

 
 

II 

 
 

IIIIIIIII 

 
29 

 
Förderung und Nutzung 
von Einsatz und Spaß im 
Sport 

 
 

II 

 
 

II 

 
 

IIIIIIII 

 
 

III 

 
 

II 

 
 

IIIIIII 

 
 
 

 
 

III 

 
 

IIIIIIIII 

 
 
I 

 
 

II 

 
 

IIIIIIIII 

 
 
 

 
 

III 

 
 

IIIIIIIII 

 
30 

 
Integration von Kindern 
und Jugendlichen mit 
Migrationshintergrund 

 
 
 

IIIII 

 
 
 

IIII 

 
 
 

IIIII 

 
 
 

IIIIIII 

 
 
 

IIIIIII 

 
 
 
 

 
 
 

II 

 
 
 

IIIIIIIII 

 
 
 

III 

 
 
 

IIII 

 
 
 

IIIIII 

 
 
 

IIII 

 
 
 
I 

 
 
 

IIIIII-

 
 
 

III 
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durch Sport IIII 
 
31 

 
Verbesserung der Zu-
gangs- und Partizipations-
möglichkeiten in der Ge-
sundheitsversorgung 

 
 
 

IIII 

 
 
 

IIII 

 
 
 

IIII 

 
 
 

IIII 

 
 
 

IIIIII 

 
 
 
 

 
 
 

II 

 
 
 

IIIII 

 
 
 

IIII 

 
 
 
 

 
 
 

IIIII 

 
 
 

IIIIII 

 
 
 
I 

 
 
 

IIII 

 
 
 

IIIIII 

 
32 

 
Angleichung der gesund-
heitlichen Versorgung von 
Menschen mit Migrations-
hintergrund an die ge-
sundheitliche Versorgung 
von Menschen ohne Migra-
tionshintergrund (z. B. bei 
vergleichbarer sozialer 
Schichtzugehörigkeit) 

 
 
 
 
 
 

IIII 

 
 
 
 
 
 

IIIIII 

 
 
 
 
 
 

IIII 

 
 
 
 
 
 

IIIII 

 
 
 
 
 
 

IIIII 

 
 
 
 
 
 

IIII 

 
 
 
 
 
 

II 

 
 
 
 
 
 

IIIII 

 
 
 
 
 
 

IIIIIII 

 
 
 
 
 
 
I 

 
 
 
 
 
 

IIIIIII 

 
 
 
 
 
 

IIIIII 

 
 
 
 
 
 

II 

 
 
 
 
 
 

III 

 
 
 
 
 
 

IIIIIIIII 

 
33 

 
Angleichung der Versor-
gung von Menschen mit 
Behinderung und Migrati-
onshintergrund an die Ver-
sorgung von Menschen mit 
Behinderung und ohne 
Migrationshintergrund (z. 
B. bei vergleichbarer so-
zialer Schichtzugehörig-
keit) 

 
 
 
 
 
 
 

IIII 

 
 
 
 
 
 
 

III 

 
 
 
 
 
 
 

IIIIIII 

 
 
 
 
 
 
 

IIIII 

 
 
 
 
 
 
 

IIIII 

 
 
 
 
 
 
 

IIII 

 
 
 
 
 
 
 

III 

 
 
 
 
 
 
 

IIIIII 

 
 
 
 
 
 
 

IIII 

 
 
 
 
 
 
 

 
 
 
 
 
 
 

IIIII 

 
 
 
 
 
 
 

IIIIIIII 

 
 
 
 
 
 
 
I 

 
 
 
 
 
 
 

II 

 
 
 
 
 
 

IIIII 
IIIIII 

 
34 

 
Verbesserung der Zu-
gangs- und Partizipations-
möglichkeiten der Men-
schen mit Behinderung 
und Migrationshintergrund 
zu und an den Angeboten 
der Behindertenhilfe 

 
 
 
 
 

IIII 

 
 
 
 
 

III 

 
 
 
 
 

IIIIIII 

 
 
 
 
 

IIIII 

 
 
 
 
 

II 

 
 
 
 
 

IIIIIII 

 
 
 
 
 

III 

 
 
 
 
 

IIIIII 

 
 
 
 
 

IIIII 

 
 
 
 
 
 

 
 
 
 
 

IIIII 

 
 
 
 
 

IIIIIIII 

 
 
 
 
 
I 

 
 
 
 
 

II 

 
 
 
 

IIIII 
IIIIII 

 
35 

 
Verbesserung der Zu-
gangs- und Partizipations-
möglichkeiten von älteren 
Menschen mit Migrations-
hintergrund zu und an den 
Angeboten der Altenhilfe 

 
 
 
 

IIIII 

 
 
 
 

IIIIIIII 

 
 
 
 
I 

 
 
 
 

IIIII 

 
 
 
 

IIII 

 
 
 
 

IIIII 

 
 
 
 

IIIII 

 
 
 
 

IIIIII 

 
 
 
 

III 

 
 
 
 

II 

 
 
 
 

IIII 

 
 
 
 

IIIIIII 

 
 
 
 
I 

 
 
 
 

IIII 

 
 
 
 

IIIIIIIII 

 
36 

 
Angleichung der Versor-
gung von älteren Men-
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schen mit Migrationshin-
tergrund an die Versor-
gung von älteren Men-
schen ohne Migrationshin-
tergrund (z. B. bei ver-
gleichbarer sozialer 
Schichtzugehörigkeit) 

 
 
 

IIII 

 
 
 

IIIIIII 

 
 
 

III 

 
 
 

IIII 

 
 
 

IIII 

 
 
 

IIIIII 

 
 
 

III 

 
 
 

IIIIII 

 
 
 

IIIII 

 
 
 
I 

 
 
 

IIII 

 
 
 

IIIIIIII 

 
 
 
 

 
 
 

IIII 

 
 
 

IIIIIIIIII 

 
37 

 
Verbesserung der Zu-
gangs- und Partizipations-
möglichkeiten von Men-
schen mit Migrationshin-
tergrund zu und an den 
Selbsthilfeangeboten/-
möglichkeiten 

 
 
 
 
 

IIII 

 
 
 
 
 

IIIIII 

 
 
 
 
 

IIII 

 
 
 
 
 

IIII 

 
 
 
 
 

IIIIII 

 
 
 
 
 

IIII 

 
 
 
 
 

III 

 
 
 
 
 
I 

 
 
 
 
 

IIIIIIII-
II 

 
 
 
 
 

II 

 
 
 
 
 

III 

 
 
 
 
 

IIIIIIII 

 
 
 
 
 
I 

 
 
 
 
 

II 

 
 
 
 

IIIII 
IIIIII 

 
38 

 
Angleichung der Inan-
spruchnahme von Selbst-
hilfeangeboten durch Men-
schen mit Migrationshin-
tergrund an die Inan-
spruchnahme von Selbst-
hilfeangeboten durch Men-
schen ohne Migrationshin-
tergrund (z. B. bei ver-
gleichbarer sozialer 
Schichtzugehörigkeit) 

 
 
 
 
 
 
 
I 

 
 
 
 
 
 
 

IIIIIIII 

 
 
 
 
 
 
 

III 

 
 
 
 
 
 
 

II 

 
 
 
 
 
 
 

IIIII 

 
 
 
 
 
 
 

IIIII 

 
 
 
 
 
 
 

III 

 
 
 
 
 
 
 

IIIII 

 
 
 
 
 
 
 

IIII 

 
 
 
 
 
 
 
I 

 
 
 
 
 
 
 

IIII 

 
 
 
 
 
 
 

IIIIIII 

 
 
 
 
 
 
 
I 

 
 
 
 
 
 
 
I 

 
 
 
 
 
 
 

IIIIIIIII 

 
39 

 
Verbesserung der Zu-
gangs- und Partizipations-
möglichkeiten von Men-
schen mit Migrationshin-
tergrund zu und an der so-
zialpsychiatrischen und 
psychosozialen Versorgung 

 
 
 
 
 

IIIIIII 

 
 
 
 
 

IIIIII 

 
 
 
 
 
 

 
 
 
 
 

IIIII 

 
 
 
 
 

IIIIIII 

 
 
 
 
 
I 

 
 
 
 
 
I 

 
 
 
 
 

IIIIIIIII 

 
 
 
 
 

III 

 
 
 
 
 
I 

 
 
 
 
 

IIIIIII 

 
 
 
 
 

IIIII 

 
 
 
 
 
 

 
 
 
 
 

IIII 

 
 
 
 
 

IIIIIIIII 

 
40 

 
Angleichung der sozialpsy-
chiatrischen und psychoso-
zialen Versorgung von 
psychisch kranken Men-
schen (einschließlich 
Suchtkranke) mit Migrati-
onshintergrund an die ent-
sprechende Versorgung 
von psychisch kranken 
Menschen ohne Migrati-

 
 
 
 
 
 
 
 
 

IIIIII 

 
 
 
 
 
 
 
 
 

IIIII 

 
 
 
 
 
 
 
 
 

II 

 
 
 
 
 
 
 
 
 

IIIII 

 
 
 
 
 
 
 
 
 

III 

 
 
 
 
 
 
 
 
 

IIIII 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
I 

 
 
 
 
 
 
 
 
 

IIIIIIIII 

 
 
 
 
 
 
 
 
 

III 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
I 

 
 
 
 
 
 
 
 
 

IIIIIII 

 
 
 
 
 
 
 
 
 

IIIII 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

 
 
 
 
 
 
 
 
 

IIII 

 
 
 
 
 
 
 
 
 

IIIIIIIII 
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onshintergrund (z. B. bei 
vergleichbarer sozialer 
Schichtzugehörigkeit) 

 
41 

 
Angleichung der Wohnver-
hältnisse von Menschen 
mit Migrationshintergrund 
an die Wohnverhältnisse 
von Menschen ohne Migra-
tionshintergrund (z. B. bei 
vergleichbarer sozialer 
Schichtzugehörigkeit) 

 
 
 
 
 
 

IIIII 

 
 
 
 
 
 

IIIIII 

 
 
 
 
 
 

III 

 
 
 
 
 
 

IIIIII 

 
 
 
 
 
 

IIIIIII 

 
 
 
 
 
 
I 

 
 
 
 
 
 

IIIII 

 
 
 
 
 
 

IIIIIII 

 
 
 
 
 
 

II 

 
 
 
 
 
 

IIIIII 

 
 
 
 
 
 

IIIIII 

 
 
 
 
 
 

II 

 
 
 
 
 
 
I 

 
 
 
 
 
 

IIII 

 
 
 
 
 
 

IIIIIIIII 

 
42 

 
Verstärkte Förderung der 
Partizipation von Bewohne-
rinnen bzw. Bewohnern an 
der Stadtentwicklung 

 
 
 

III 

 
 
 

IIII 

 
 
 

IIII 

 
 
 

III 

 
 
 

IIIII 

 
 
 

III 

 
 
 

III 

 
 
 

IIIIII 

 
 
 

II 

 
 
 

III 

 
 
 

III 

 
 
 

IIIII 

 
 
 
I 

 
 
 

IIIII 

 
 
 

IIIII 

 
43 

 
Stadtteilentwicklungspolitik 
des sozialen Ausgleichs 
betreiben 

 
 

IIIIIIIIII 

 
 

III 

 
 
I 

 
 

IIIIIII 

 
 

IIIIII 

 
 
I 

 
 

IIIIIIII 

 
 

IIIIII 

 
 
 

 
 

IIII 

 
 

IIII 

 
 

IIIIII 

 
 

II 

 
 

IIII 

 
 

IIIIIIII 

 
44 

 
Verstärkte Förderung des 
interkulturellen Zusam-
menlebens 

 
 

IIIIIIIII 

 
 

III 

 
 

II 

 
 

IIIIII 

 
 

IIIIIII 

 
 
I 

 
 

IIII 

 
 

IIIIIIIII 

 
 
I 

 
 

IIIII 

 
 

IIIIIIII 

 
 

II 

 
 
I 

 
 

IIIIIII 

 
 

IIII 

 
45 

 
Interkulturelle Orientie-
rung und Öffnung (Behör-
den, öffentliche Institutio-
nen, Träger) 

 
 

IIIIII 
IIIIIII 

 
 
 
 

 
 
 
I 

 
 
 

IIIIIIIII 

 
 
 

IIII 

 
 
 
I 

 
 
 

IIIIII 

 
 
 

IIIII 

 
 
 

II 

 
 
 

IIII 

 
 
 

IIIIIIII 

 
 
 

II 

 
 
 

II 

 
 
 

IIIIII-
II 

 
 
 

IIII 

 
46 

 
Verbindliche inhaltliche 
Kooperation (organisato-
risch und inhaltlich)  
 Stadt – Freie Träger, 
Migrantenorganisationen 

 Migrantenorganisationen 
untereinander und mit 
Dritten,  

Vernetzung von Integrati-
onsförderung und –arbeit 
vor Ort. 

 
 
 
 
 
 
 
 

IIIIIIIII 

 
 
 
 
 
 
 
 

IIIII 

 
 
 
 
 
 
 
 
 

 
 
 
 
 
 
 
 

IIIIII 

 
 
 
 
 
 
 
 

IIIIIIII 

 
 
 
 
 
 
 
 
 

 
 
 
 
 
 
 
 

IIIIII 

 
 
 
 
 
 
 
 

IIIIIIII 

 
 
 
 
 
 
 
 
 

 
 
 
 
 
 
 
 

IIII 

 
 
 
 
 
 
 
 

IIIIIIIII 

 
 
 
 
 
 
 
 
I 

 
 
 
 
 
 
 
 

IIII 

 
 
 
 
 
 
 
 

III 

 
 
 
 
 
 
 
 

IIIIIII 

 
47 

 
Verbesserung von Integra-
tionschancen für Neuzu-

 
 
 

 
 
 

 
 
 

 
 
 

 
 
 

 
 
 

 
 
 

 
 
 

 
 
 

 
 
 

 
 
 

 
 
 

 
 
 

 
 
 

 
 
 



Wir fördern Integration! 
Integrationskonzept für Bielefeld 

 

 

2
7
8
 

wanderinnen bzw. Neuzu-
wanderer durch spezifische 
Beratungsangebote 

 
IIIII 

 
IIII 

 
IIII 

 
IIIIIII 

 
II 

 
IIII 

 
IIIIIIIII 

 
I 

 
III 

 
IIII 

 
IIIII 

 
IIII 

 
III 

 
IIIIII 

 
IIII 

 
48 

 
Schaffung verbesserter 
Infrastruktur für die Integ-
ration von Flüchtlingen 

 
 

IIIII 

 
 

IIIIIII 

 
 
 

 
 

IIIIIII 

 
 

IIII 

 
 
I 

 
 

IIIIII 

 
 

IIIIII 

 
 
 

 
 

IIII 

 
 

IIIIIII 

 
 
I 

 
 

III 

 
 

IIIIII-
II 

 
 
I 

 
49 

 
Verbesserung des Zugangs 
zu Fach- und Regeldiens-
ten (Behörden, öffentliche 
Institutionen und Träger) 

 
 
 

IIIII 

 
 
 

IIIIIIII 

 
 
 
 

 
 
 

IIIIIIII 

 
 
 
I 

 
 
 

IIII 

 
 
 

IIIIIIII 

 
 
 

IIII 

 
 
 
I 

 
 
 
I 

 
 
 

IIIIIII 

 
 
 

IIIII 

 
 
 

III 

 
 
 

IIIIII 

 
 
 

IIII 

 
50 

 
Förderung rechtlicher und 
wirtschaftlicher Integrati-
on, Erhöhung von Transpa-
renz und Rechtssicherheit 

 
 
 

IIIII 

 
 
 

IIIIII 

 
 
 
I 

 
 
 

IIIIIIII 

 
 
 

III 

 
 
 
I 

 
 
 

III 

 
 
 

IIIII 

 
 
 

IIII 

 
 
 

II 

 
 
 

IIIIII 

 
 
 

IIII 

 
 
 
 

 
 
 

IIIIII 

 
 
 

IIIIII 

 
51 

 
Stärkere Vermittlung der 
Bedeutung von Art. 3 GG – 
Gleichstellung von Frau 
und Mann – 

 
 
 

IIIIIIIII 

 
 
 

IIII 

 
 
 
 

 
 
 

IIIIIIII 

 
 
 

II 

 
 
 

III 

 
 
 

III 

 
 
 

IIII 

 
 
 

IIIIII 

 
 
 

III 

 
 
 

IIIII 

 
 
 

IIII 

 
 
 
I 

 
 
 

IIII 

 
 
 

IIIIIII 

 
52 

 
Förderung der integrativen 
Kompetenzen von Frauen 
und ihrer Netzwerke 

 
 

IIIIIIIII 

 
 

II 

 
 
I 

 
 

IIIII 

 
 

IIIIIII 

 
 
 

 
 

IIII 

 
 

IIIIIIII 

 
 
 

 
 

IIII 

 
 

IIIIIII 

 
 
I 

 
 
I 

 
 

III 

 
 

IIIIIIII 

1 = Hoch; 2 = Mittel; 3 = Niedrig. 
 
 
Erstes Ergebnis einer Priorisierung auf der Basis aller Kriterien und Gewichtungen 
 
  

Oberziel 
 

TPG Nr. 
 

Anzahl an Ge-
wichtungen 

insges. 

 
Anzahl an Ge-
wichtungen 

Stufe 1 (hoch) 

 
Anzahl an Ge-
wichtungen 

Stufe 2 (mit-
tel) 

 
Anzahl an 

Gewichtungen 
Stufe 3 (nied-

rig) 
 
1 

 
Interkulturelle Orientierung und Öffnung (Behörden, öffentliche Institutionen, Träger) 

 
6 

 
69 

 
34 

 
25 

 
10 

 
2 

 
Erfolgreicher Verlauf des Übergangs Schule → Ausbildung → Beschäftigung/ Arbeit 

 
2 

 
69 

 
33 

 
21 

 
15 

 
3 

 
Stadtteilentwicklungspolitik des sozialen Ausgleichs betreiben 

 
5 

 
70 

 
31 

 
23 

 
16 

 
4 

 
Erhöhung der Integrationsverantwortung aller Schulformen 

 
1 

 
70 

 
31 

 
19 

 
20 
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5 

 
Steigerung der Leistungsfähigkeit des Teilsystems „Bildung“ im Elementarbereich 

 
1 

 
69 

 
30 

 
27 

 
12 

 
6 

 
Verbindliche inhaltliche Kooperation (organisatorisch und inhaltlich)  
 Stadt – Freie Träger, Migrantenorganisationen 
 Migrantenorganisationen untereinander und mit Dritten,  

Vernetzung von Integrationsförderung und –arbeit vor Ort. 

 
 
 
 
6 

 
 
 
 

70 

 
 
 
 

29 

 
 
 
 

33 

 
 
 
 
8 

 
7 

 
Steigerung der Erziehungskompetenz der Eltern 

 
1 

 
69 

 
29 

 
23 

 
17 

 
8 

 
Verbesserung von Integrationschancen für Neuzuwanderinnen bzw. Neuzuwanderer 
durch spezifische Beratungsangebote 

 
 
6 

 
 

64 

 
 

27 

 
 

18 

 
 

19 
 
9 

 
Menschen mit Migrationshintergrund sind entsprechend ihrem Anteil  an der Bevölke-
rung strukturell in der Arbeitswelt vertreten („affirmative action“) 

 
 
2 

 
 

68 

 
 

27 

 
 

10 

 
 

31 
 
10 

 
Verbesserung der Zugangs- und Partizipationsmöglichkeiten zu Bildungseinrichtungen 
und -angeboten (Erwachsenenbildung) 

 
 
3 

 
 

66 

 
 

26 

 
 

33 

 
 
7 

 
11 

 
Verstärkte Förderung des interkulturellen Zusammenlebens 

 
5 

 
69 

 
25 

 
34 

 
10 

 
12 

 
Schaffung verbesserter Infrastruktur für die Integration von Flüchtlingen 

 
6 

 
60 

 
25 

 
32 

 
3 

 
13 

 
Verbesserung des Zugangs zu Fach- und Regeldiensten (Behörden, öffentliche Institu-
tionen und Träger) 

 
 
6 

 
 

65 

 
 

25 

 
 

26 

 
 

14 
 
14 

 
Erhöhung der Sprachkompetenz 

 
1 

 
66 

 
24 

 
39 

 
3 

 
15 

 
Besserer Zugang für Kinder und Jugendliche mit Migrationshintergrund zu den Hilfen 
zur Erziehung (HzE) 

 
 
2 

 
 

70 

 
 

24 

 
 

32 

 
 

14 
 
16 

 
Förderung der integrativen Kompetenzen von Frauen und ihrer Netzwerke 

 
6 

 
61 

 
24 

 
27 

 
10 

 
17 

 
Stärkere Vermittlung der Bedeutung von Art. 3 GG – Gleichstellung von Frau und 
Mann – 

 
6 

 
63 

 
24 

 
19 

 
20 

 
18 
 

 
Angleichung der Wohnverhältnisse von Menschen mit Migrationshintergrund an die 
Wohnverhältnisse von Menschen ohne Migrationshintergrund (z. B. bei vergleichbarer 
sozialer Schichtzugehörigkeit) 

 
 
 
5 

 
 
 

70 

 
 
 

23 

 
 
 

30 

 
 
 

17 
 
19 

 
Verbesserung der Zugangs- und Partizipationsmöglichkeiten im Bereich der Kultur- 
und Freizeitangebote 

 
 
3 

 
 

70 

 
 

23 

 
 

26 

 
 

21 
 
20 

 
Interkulturelle Orientierung und Öffnung der Jugendverbände 

 
2 

 
63 

 
20 

 
20 

 
23 
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21 Steigerung der Leistungsfähigkeit des Teilsystems „Bildung“ im Bereich Schule 1 55 20 11 24 
 
22 

 
Integration von Kindern und Jugendlichen mit Migrationshintergrund durch Sport 

 
3 

 
69 

 
19 

 
36 

 
14 

 
23 

 
Verbesserung der Zugangs- und Partizipationsmöglichkeiten von älteren Menschen 
mit Migrationshintergrund zu und an den Angeboten der Altenhilfe 

 
 
4 

 
 

69 

 
 

18 

 
 

26 

 
 

25 
 
24 

 
Förderung rechtlicher und wirtschaftlicher Integration, Erhöhung von Transparenz und 
Rechtssicherheit 

 
 
6 

 
 

60 

 
 

18 

 
 

26 

 
 

16 
 
25 

 
Optimierung der Angebote der Jugendhilfe für Jugendliche mit Migrationshintergrund 

 
2 

 
70 

 
17 

 
38 

 
15 

 
26 

 
Interkulturelle Orientierung und Öffnung der Kultureinrichtungen 

 
3 

 
70 

 
17 

 
26 

 
27 

 
27 

 
Steigerung der Elternmitwirkung (Elementarbereich) 

 
1 

 
70 

 
17 

 
20 

 
33 

 
28 

 
Förderung friedlichen interkulturellen Zusammenlebens (Jugendhilfe) 

 
2 

 
69 

 
16 

 
34 

 
19 

 
29 

 
Verbesserung der Zugangs- und Partizipationsmöglichkeiten von Menschen mit Migra-
tionshintergrund zu und an der sozialpsychiatrischen und psychosozialen Versorgung 

 
 
4 

 
 

65 

 
 

14 

 
 

33 

 
 

18 
 
30 

 
Angleichung der gesundheitlichen Versorgung von Menschen mit Migrationshin-
tergrund an die gesundheitliche Versorgung von Menschen ohne Migrationshin-
tergrund (z. B. bei vergleichbarer sozialer Schichtzugehörigkeit) 

 
 
 
4 

 
 
 

69 

 
 
 

14 

 
 
 

26 

 
 
 

29 
 
31 

 
Förderung von Solidarität, gleichberechtigter Teilhabe, Toleranz und interkulturellem 
Austausch in und durch den Sport 

 
 
3 

 
 

65 

 
 

14 

 
 

20 

 
 

31 
 
32 

 
Verbesserung der Zugangs- und Partizipationsmöglichkeiten von Menschen mit Migra-
tionshintergrund zu und an den Selbsthilfeangeboten/-möglichkeiten 

 
 
4 

 
 

68 

 
 

14 

 
 

17 

 
 

37 
 
33 

 
Angleichung der sozialpsychiatrischen und psychosozialen Versorgung von psychisch 
kranken Menschen (einschließlich Suchtkranke) mit Migrationshintergrund an die ent-
sprechende Versorgung von psychisch kranken Menschen ohne Migrationshintergrund 
(z. B. bei vergleichbarer sozialer Schichtzugehörigkeit) 

 
 
 
 
4 

 
 
 
 

65 

 
 
 
 

13 

 
 
 
 

28 

 
 
 
 

24 
 
34 

 
Verstärkte Förderung der Partizipation von Bewohnerinnen bzw. Bewohnern an der 
Stadtentwicklung 

 
 
5 

 
 

55 

 
 

13 

 
 

23 

 
 

19 
 
35 

 
Angleichung der Versorgung von Menschen mit Behinderung und Migrationshin-
tergrund an die Versorgung von Menschen mit Behinderung und ohne Migrationshin-
tergrund (z. B. bei vergleichbarer sozialer Schichtzugehörigkeit) 

 
 
 
4 

 
 
 

68 

 
 
 

13 

 
 
 

21 

 
 
 

34 
 
36 

 
Steigerung der Elternmitwirkung (Schule) 

 
1 

 
70 

 
13 

 
18 

 
39 
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37 Verbesserung der Zugangs- und Partizipationsmöglichkeiten der Menschen mit Behin-
derung und Migrationshintergrund zu und an den Angeboten der Behindertenhilfe 

 
4 

 
69 

 
13 

 
18 

 
38 

 
38 

 
Umwandlung von Projekten in dauerhafte Regelstrukturen (Sport) 

 
3 

 
65 

 
12 

 
28 

 
25 

 
39 

 
Angleichung der Versorgung von älteren Menschen mit Migrationshintergrund an die 
Versorgung von älteren Menschen ohne Migrationshintergrund (z. B. bei vergleichba-
rer sozialer Schichtzugehörigkeit) 

 
 
 
4 

 
 
 

69 

 
 
 

12 

 
 
 

25 

 
 
 

32 
 
40 

 
Verbesserung der Zugangsmöglichkeiten von Menschen mit Migrationshintergrund zu 
Angeboten des Sports 

 
 
3 

 
 

70 

 
 

11 

 
 

39 

 
 

20 
 
41 

 
Verbesserung der Zugangs- und Partizipationsmöglichkeiten in der Gesundheitsver-
sorgung 

 
4 

 
55 

 
11 

 
24 

 
20 

 
42 

 
Interkulturelle Orientierung und Öffnung (Erwachsenenbildung) 

 
3 

 
70 

 
9 

 
36 

 
25 

 
43 

 
Interkulturelle Kompetenz in der Ausbildung an den Berufskolleg-Schulen (Be-
rufskollegs Sozialpädagogik) 

 
 
1 

 
 

69 

 
 
9 

 
 

34 

 
 

26 
 
44 

 
Erkennen und Nutzen der Vielfalt im Sport als Chance 

 
3 

 
60 

 
9 

 
9 

 
42 

 
45 

 
Einheitliche Regeln als zentrale Grundlage im Sport 

 
3 

 
54 

 
9 

 
2 

 
43 

 
46 

 
Angleichung der Inanspruchnahme von Selbsthilfeangeboten durch Menschen mit 
Migrationshintergrund an die Inanspruchnahme von Selbsthilfeangeboten durch Men-
schen ohne Migrationshintergrund (z. B. bei vergleichbarer sozialer Schichtzugehörig-
keit) 

 
 
 
4 

 
 
 

59 

 
 
 
8 

 
 
 

23 

 
 
 

28 

 
47 

 
Stärkung des Selbstbewusstseins durch Kultur 

 
3 

 
64 

 
7 

 
24 

 
33 

 
48 

 
Gleichberechtigte Teilhabe auf allen Ebenen der Jugendhilfe 

 
1 

 
55 

 
7 

 
23 

 
25 

 
49 

 
Förderung und Nutzung von Einsatz und Spaß im Sport 

 
3 

 
60 

 
6 

 
12 

 
42 

 
50 

 
Interkulturelle Vernetzung der Wirtschaftsunternehmen und –verbände 

 
2 

 
60 

 
6 

 
11 

 
43 

 
51 

 
(Verstärkte) Existenzgründungen durch Menschen mit Migrationshintergrund und Fes-
tigung bestehender Unternehmen im Eigentum von Personen mit Migrationshin-
tergrund 

 
 
2 

 
 

68 

 
 
5 

 
 

20 

 
 

43 

 
52 

 
Förderung der Umweltbildung und  Beteiligung an kommunalen Programmen für 
nachhaltige Entwicklung 

 
 
3 

 
 

45 

 
 
3 

 
 

23 

 
 

19 
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3.19 
 

 
Arbeitsgruppe nach Ziff. 2.3.1 der Projektverfügung „Wir fördern 
Integration! – Integrationskonzept für Bielefeld“ („Lenkungsgrup-
pe“) (6. Sitzung) 
 

  
Wann ? 

 
16.03.2010 

  
Wo ? 

 
Altes Rathaus, Niederwall 25, 33602 Bielefeld (Nahariya-Raum) 

  
Wer ? 

 
Moderation: 
 
Hans Wietert-Wehkamp (Institut für soziale Innovation Solingen) 
 
Teilnehmerinnen bzw. Teilnehmer: 
 
Annegret Grewe (stellv. Leiterin des Amtes für Integration und interkul-
turelle Angelegenheiten), Emir Ali Sağ (Geschäftsführer des Migrations-
rates, Amt für Integration und interkulturelle Angelegenheiten), Dr. Ro-
bert Stölner (Büro des Oberbürgermeisters, Persönlicher Referent des 
Oberbürgermeisters), Susanne Tatje (Projektbeauftragte Demographi-
sche Entwicklungsplanung), Jochen Hanke (stellv. Geschäftsführer der 
Arbeitplus in Bielefeld GmbH), Dipl.-Ing. Cemalettin Özer (Geschäfts-
führer MOZAIK gGmbH), Annette Wädlich (Dezernat Beig. N. N./VHS 
Bielefeld), Dirk Cremer (Gesundheits-, Veterinär- und Lebensmittelü-
berwachungsamt – Gesundheitsberichterstattung –), Andreas Kämper 
(Stab Beig. Tim Kähler), Dr. Friede Youmba-Batana (Abraham-
Connection/Ecclesia e. V.), Faraj Remmo (stellv. Mitglied im Migrations-
rat der Stadt Bielefeld). 
 

  
Was ? 

 
- Erörterung der Thematik ‚Homophobie’. Die Kommunale Ge-

sundheitskonferenz, ein Projekt der Aidshilfe sowie ein Kon-
zept zur Jungenarbeit in der Jugendhilfe befass(t)en sich mit 
diesem Thema.    

- Betrachtung der vorliegenden Priorisierungen von Oberzielen 
durch die Mitglieder der Lenkungsgruppe, Auswertung auf 
Basis der  
o Anzahl der Bewertungen je Oberziel insgesamt.  
o Priorisierungen zu den Kriterien „Dringlichkeit“, „Beein-

flussbarkeit durch die Kommune“ (s. nachfolgende Über-
sicht). 

- Einigung auf insges. 16 Oberziele einschließlich Berücksichti-
gung des Handlungsfelds Gesundheit, das auch aufgrund der 
Aufgliederung in weitere Handlungsfelder (Gesundheit, 
Selbsthilfe, psychosoziale/sozialpsychiatrische Versorgung, 
Seniorinnen/Senioren) in der Gesamtwertung zunächst nicht 
in Erscheinung trat, und Alter (Seniorinnen bzw. Senioren). 
Das Amt für Integration und interkulturelle Angelegenheiten 
ergänzt die Oberziele um jeweils etwa 4 Maßnahmenvor-
schläge auf der Grundlage der Priorisierungen bzw. der Hand-
lungsempfehlungen der (Teil-) Projekte und stimmt dies ab-
schließend mit der Lenkungsgruppe ab.  
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Arbeitsergebnis/-papier für die weitere Ausformulierung: 
Laufende 
Nummer 

Oberziele Dringlichkeit 
der Thema-

tik 

Unmittelbare 
Wirkung 

Beeinflussbarkeit 
durch die Kom-

mune 

Maßnahmen 

  1 2 3 1 2 3 1 2 3  
1 Erhöhung der Sprachkompe-

tenz 
 

10 3 0 7 6 0 3 10 1 

o Integrationshilfen durch Sprachbildung in der 
Schuleingangsphase → Weiterführende indi-
viduelle Förderung, soweit möglich mit den 
Kindern aus dem Elementarbereich bekann-
ten Sprachkursleitungen. 

o Teamteaching zwischen Lehrkraft und  
Srachkursleitung. 

o Qualifizierung der Lehrkräfte und Sprachkurs-
leitungen. 

o Verstärkte Einstellung von muttersprachli-
chen Fachkräften. 

2 Steigerung der Leistungsfä-
higkeit des Teilsystems „Bil-
dung“ im Elementarbereich 

10 3 1 7 7 0 7 3 4 

o Bereitstellung (Finanzierung) eines „Bildungs-
topfes“ für innovative Pilotprojekte → Ziel: 
Erprobung neuer (Kooperations-) Projekte 
(Förderfähig sollten Projekte sein, an denen 
mind. 30 % Kinder mit Migrationshintergrund 
beteiligt sind). 

o Konzipierung und Initiierung einer Fortbil-
dungsreihe, insbes. zu Themenkomplexen 
wie „Einwanderung und Interkulturalität“, 
„Vorurteilsbewusste Erziehung“, „Erziehungs-
vorstellungen in Familien mit Migrationshin-
tergrund“, „Umgang mit religiösen Anliegen“, 
„Diskriminierung“.  

o Einsatz für entsprechende Landesregelungen 
einschließlich Mitfinanzierung des Landes z. 
B. über kommunale Spitzenverbände, über-
örtliche Träger der Jugendhilfe, mit dem Ziel 
geringerer Anzahl an Kindern in der Einrich-
tung/“Gruppe“, wenn der Anteil an Kindern 
mit Migrationshintergrund über 50 % liegt. 
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3 Steigerung der Erziehungs-
kompetenz der Eltern 

10 4 0 8 6 0 7 3 4 

o Evaluation der „Grundschulgutachten“. 
o Ausbildung von Stadtteilmüttern und Stadt-

teilvätern, Einsatz in Kursen als Multiplikato-
rinnen und Multiplikatoren zu Bildungs- und 
Erziehungsthemen auf Basis verbindlich fest-
gelegter Ziele und Inhalte (s. hierzu entspr. 
Kooperationsvereinbarungen). 

o Ausweitung der Elternberatung: Psychosozia-
le Beratung in Familienzentren und weiteren 
Kindertageseinrichtungen als Angebot für 
Mütter und Väter. 

4 Erhöhung der Integrations-
verantwortung aller Schul-
formen 

12 2 0 10 4 0 2 6 6 

o Evaluation der „Grundschulgutachten“. 
o Zügige Eingliederung von Schülerinnen bzw. 

Schülern (schulische Seiteneinsteigerinnen 
bzw. –einsteiger) in Regelklassen. 

o (Mehr) Individuelle Lernbegleitung auch 
durch außerschulische Partnerinnen und Part-
ner. 

o Entwicklung/Durchführung von (z. B.) Jun-
gentanzprojekten. 

5 Erfolgreicher Verlauf des 
Übergangs Schule → Ausbil-
dung → Beschäftigung/ Ar-
beit 

13 1 0 12 1 0 0 8 6 

o Berücksichtigung „Interkultureller Kompe-
tenz“ als Bestandteil des Anforderungsprofils 
bei Stellenausschreibungen unter Berücksich-
tigung der jeweils geltenden Rechtsnormen 
(GG, AGG). 

o Durchgängige, abgestimmte Sprachbildung 
für Kinder bzw. Schülerinnen bzw. Schüler 
mit Migrationshintergrund und Förderbedarf 
(Deutsch als Zeitsprache (DaZ) vom Elemen-
tarbereich bis hin zum Ausbildungsab-
schluss). 

o Ausbau der Schulsozialarbeit als Regelange-
bot unter Berücksichtigung und Weiterent-
wicklung der existierenden Qualitätsstan-
dards paritätisch durch Schule und Jugendhil-
fe. 

o Ausbau der Beratung und Berufswegeplanung 



Wir fördern Integration! 
Integrationskonzept für Bielefeld 

 2
8
5
 

Jugendlicher (mit Migrationshintergrund) 
während der Schulzeit als Regelangebot in al-
len weiterführenden Schulformen ab dem 8. 
Jahrgang unter Berücksichtigung und Weiter-
entwicklung der existierenden Qualitätsstan-
dards. 

6 Menschen mit Migrationshin-
tergrund sind entsprechend 
ihrem Anteil  an der Bevöl-
kerung strukturell in der Ar-
beitswelt vertreten („affir-
mative action“) 

10 1 2 11 0 2 0 3 11 

o Werbung durch Repräsentantinnen bzw. Rep-
räsentanten der Stadt Bielefeld um Würdi-
gung und Anerkennung im Ausland erworbe-
ner Qualifikationen bei Auswahl und Einstel-
lung von (Fach- bzw. Arbeits-)Kräften durch 
Unternehmen in Bielefeld. 

o Nutzung des „Bielefeld-Bonus“ (= kommuna-
le Aufstockung des Beschäftigungszuschusses 
nach § 16 e SGB II) insbesondere auch von 
Menschen mit Migrationshintergrund. 

o Aktive Rolle der Kommune (unter Beteiligung 
von Agentur für Arbeit, Arbeitplus in Biele-
feld, WEGE mbH, REGE mbH) bei der Erörte-
rung der arbeitsmarktbezogenen Bestandteile 
des Integrationskonzeptes mit Personalver-
antwortlichen großer Bielefelder Arbeitgebe-
rinnen bzw. Arbeitgeber. 

7 Verbesserung der Zugangs- 
und Partizipationsmöglich-
keiten zu Bildungseinrich-
tungen und -angeboten (Er-
wachsenenbildung) 

9 4 0 7 6 0 5 6 2 

o S. hierzu u. a. auch Handlungsfelder `Ele-
mentarbereich´, `Schule´, `Ausbildung´, 
künftiges durchgängiges Sprachbildungskon-
zept  „MitSprache in Bielefeld“ mit zielgrup-
penorientierten Sprach angeboten: Kinder / 
Jugendliche, Frauen, Väter u. a. 

o Einsatz von mehr Fachpersonal mit Migrati-
onshintergrund (u. a. als Weiterbildnerin im 
Vereinsmanagement, in der interkulturellen 
Öffentlichkeitsarbeit). 

o Unterstützung in der Elternarbeit (Informati-
on / Qualifizierung / Aufbau und kontinuierli-
cher Ausbau eines Systems von Vermittlerin-
nen bzw. Vermittlern und Beraterinnen bzw. 
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Beratern (z. B. Elternpatinnen bzw. Elternpa-
ten) – verbindlich institutionell eingebettet, 
gesteuert und koordiniert –. 

o Konzeptionierung und Initiierung spezieller 
Angebote für Männer und Väter in der Er-
wachsenenbildung zur Unterstützung ihrer 
Erziehungskompetenz. 

8 Gesundheitliche Chancen-
gleichheit für Migrantinnen 
und Migranten 

4 6 4 5 5 4 2 5 7 o Organisation und Durchführung 
niedrigschwelliger Kursangebote, stadtteilori-
entiert und mehrsprachig, z. B. zur gesunden 
Ernährung, Bewegung, Entspannung. 

o Einrichtung eines migrantenspezifischen, so-
zialpsychiatrischen träger- und berufsgrup-
penübergreifenden Kompetenznetzwerks. 

o Initiierung und Durchführung von frauenspe-
zifischen         Informationsveranstaltungen 
zu frauenspezifischen Gesundheitsthemen,  
stadtteilbezogen, u. a. bei  Migrantenorgani-
sationen. 

o Fortführung und Sicherstellung des „MiMi“-
Projektes. Verbesserte Anbindung des „MiMi“-
Projektes an Krankenkassen, Sportvereine, 
Selbsthilfe.  Ggf. Entwicklung alternativer 
Strukturen. 

9 
 

Chancengleichheit in der 
Versorgung von älteren 
Menschen mit Migrationshin-
tergrund  
 

         o Planung, Ausgestaltung und Durchführung 
von Altenhilfe, Betreuungs- und Pflegeange-
boten  

10 Stadtteilentwicklungspolitik 
des sozialen Ausgleichs 
betreiben 

10 3 1 7 6 1 8 6 0 

o Systematische Erfassung integrationsrelevan-
ter Belange in der Stadtplanung/-
entwicklung. 

o Wohnquartiersbezogene (kleinräumige) Da-
tenerhebung/- betrachtung und Bedarfsana-
lyse. 

o Kleinräumig ausgerichtete Befragung zu Seg-
regation und Integration im Stadtteil bzw. 
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Wohnumfeld. 
o Funktion von Begegnungszent-

ren/Begegnungsplätzen (auch im Freien) 
herstellen, Begegnungsräume für Milieus. 

11 Verstärkte Förderung des in-
terkulturellen Zusammenle-
bens 

9 3 2 6 7 1 4 7 1 o Quartiersmanagement. 
o Installierung von Bewohner-     räten.  
o Vernetzung von Akteuren. 
o Gewaltprävention (positiv wirkend: Fußball-

spiel und Bereitstellung von Plätzen). 
12 Interkulturelle Orientierung 

und Öffnung (Behörden, öf-
fentliche Institutionen, Trä-
ger) 

13 0 1 9 4 1 6 5 2 

o Werbung. 
o Auswahl. 
o Aufstiegsförderung. 
o Fortlaufendes und qualifiziertes Angebot der 

Schulung in interkultureller Kompetenz. 
13 Verbindliche inhaltliche 

Koorperation (organisatitisch 
und inhaltlich) 
- Stadt - Freie Träger, 

Migrantenorganisationen 
- Migrantenorganisationen 

untereinander und mit 
Dritten 

Vernetzung von Integrati-
onsförderung und –arbeit 
vor Ort 

9 5 0 6 8 0 6 8 0 

o Einstellung von (Fach-)Kräften mit Migrati-
onshintergrund, Bildung interkultureller 
Teams. 

o Angebotsausgestaltung und Leistungserbrin-
gung unter Berücksichtigung der spezifischen 
Bedarfe von Menschen mit Migrationshin-
tergrund. 

o Förderung von Migrantenorganisationen, die 
im Integrationsprozess insbes. eine Vermitt-
lerrolle und Dienstleistungsfunktion wahr-
nehmen, zum Abbau sozialer und ökonomi-
scher, sich ethnisch ausprägender Ungleich-
heit beitragen, ihr Potenzial in der Gesell-
schaft und im Bereich der Integration (poli-
tisch-rechtliche Integration, Bildungs-, sozia-
le und Arbeitsmarkt-Integration, auf dem 
Wohnungsmarkt, im Gesundheitsbereich oder 
im Stadtteil)  einbringen, bürgerschaftliches 
Engagement fördern. 

o Honorierung besonderer integrationsfördern-
der Aktivitäten von Institutionen, Initiativen 
bzw. Personen durch einen kommunalen In-
tegrationspreis. 
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14 Verbesserung von Integrati-
onschancen für Neuzuwan-
derinnen bzw. Neuzuwande-
rer durch spezifische Bera-
tungsangebote 

5 4 4 7 2 4 9 1 3 

o Clearingstelle der Beratungsdienste im `Rat-
haus´. 

o Beratungsgutscheine der Ausländerbehörde 
und ARGE nach dem SGB II. 

o Mehrsprachiges Informationsmaterial. 
o Soziale Beratung.  

15 Schaffung verbesserter Inf-
rastruktur für die Integration 
von Flüchtlingen 
 

5 7 0 7 4 1 6 6 

0 

o Erhalt und bedarfsgerechter Ausbau verbes-
serter und nachhaltiger Integration von 
Flüchtlingen in den Arbeitsmarkt (s. insbes. 
Ansatz des `Alpha-Projekts´ (Arbeit für Blei-
beberechtigte und Flüchtlinge (alpha)).     

16 Verbesserung des Zugangs 
zu Fach- und Regeldiensten 
(Behörden, öffentliche Insti-
tutionen und Träger) 
 5 8 0 8 1 4 8 4 1 

o Kooperationsvereinbarungen.  
o Informationstransfer.  
o Vermittlung und bedarfsgerechte Begleitung 

zu  den Regeldiensten.  
o Co-Beratung. 

Ο  Vorschläge zu Maßnahmen, die bereits bestehen und fortgeführt werden sollen. 
Ο  Vorschläge zu Maßnahmen, die bereits bestehen, aber modifiziert, weiterentwickelt werden sollten. 
Ο  Vorschläge zu Maßnahmen, die ausgeweitet werden sollten. 
Ο  Vorschläge zu Maßnahmen, die neu initiiert werden sollten.  
Ο Im Rahmen der Projektarbeit priorisierte (weitere) Maßnahmevorschläge. 
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3.20 
 

 
Abschließendes Abstimmungsverfahren der Arbeitsgruppe nach 
Ziff. 2.3.1 der Projektverfügung „Wir fördern Integration! – Integ-
rationskonzept für Bielefeld“ („Lenkungsgruppe“) 
 

  
Wann ? 

 
bis 01.04.2010 

  
Was ? 

 
Abschließende Abstimmung der Ergebnisse aus der Sitzung der 
Arbeitsgruppe nach Ziff. 2.3.1 der Projektverfügung am 
16.03.2010 (s. Ziff. 3.19), Einarbeitung in das Konzeptpapier 

 
3.21 
 

 
Verwaltungsinterne Abstimmung auf Ebene des Verwaltungsvor-
standes der Stadt Bielefeld (VV) 
 

  
Wann ? 

 
20.04.2010 

  
Was ? 

 
Abschließende verwaltungsinterne Abstimmung des Konzeptes in 
der Sitzung des Verwaltungsvorstandes (VV) mit Freigabe für die 
anschließende Beratung in den zuständigen kommunalen Gre-
mien 
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4.  Glossar 
 
 
Um sicherzustellen, dass auf der Basis einheitlicher Begriffsdefinitionen gearbeitet 
wird, hat das Amt für Integration und interkulturelle Angelegenheiten allen Betei-
ligten zu Beginn des Projektprozesses ein Glossar zur Verfügung: 
 
 
Integration 

 
S. hierzu Teil I, Ziff. 1.2 
 

 
Interkulturelle Öff-
nung 
 

 
Interkulturelle Öffnung ist die Umsetzung der interkulturel-
len Orientierung. Denn Orientierung allein reicht nicht aus. 
Entscheidend für den Erfolg des Handelns sind die Struktu-
ren, in denen gehandelt wird.  
Interkulturelle Öffnung bedeutet eine kritische Analyse der 
bestehenden Strukturen und eine Organisationsentwicklung, 
die diese Strukturen verändert.  
Interkulturelle Öffnung betrifft demnach alle Bereiche einer  
Organisation im Sinne einer Organisations-, Personal- und 
Qualitätsentwicklung. Sie ist Querschnittsaufgabe und Ge-
samtstrategie. Allein die Durchführung interkultureller Fort-
bildungen reicht nicht aus, weil sich Organisationen dadurch 
nicht nachhaltig verändern. Zudem darf interkulturelle Öff-
nung nicht als technokratische Modernisierungsstrategie 
missverstanden werden, da sonst Organisation und Mitar-
beiterschaft weder lernen noch sich dauerhaft verändern 
können (Quelle: „Interkulturelle Öffnung – Warum eigent-
lich?“, LIDIA - Interkulturelle Bildung und Beratung, Träger: 
VIA Bayern – Verband für interkulturelle Arbeit e.V. in Ko-
operation mit: EUROPÄISCHE UNION - Europäischer Sozial-
fond, Bundesministerium für Arbeit und Soziales, Bundes-
agentur für Arbeit). 
 

 
Interkulturelle Ori-
entierung 
 

 
Interkulturelle Orientierung (Handschuck/Schröer 2002) be-
deutet, dass Anerkennung, Wertschätzung, Offenheit und 
Gleichbehandlung die Leitlinien für die Organisation und die 
in ihr arbeitenden Menschen sind.  
Es geht darum, innere Einstellungen, also die Haltung zu 
verändern, mit der Menschen einander begegnen. Eine sol-
che Handlung drückt sich im Leitbild einer Organisation aus, 
muss sich in den Zielen wiederfinden und verpflichtet als 
Querschnittsaufgabe alle Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter 
auf allen hierarchischen Ebenen und in allen Bereichen. 
Eine wichtige Rolle in diesem Prozess spielt die Personal-
entwicklung. Ihre zentrale Aufgabe besteht in der Vermitt-
lung interkultureller Kompetenz. Hierunter sind die Aneig-
nung von Wissen (z. B. über die Geschichte der Migration in 
Deutschland) und der Erwerb interkultureller Handlungs-
kompetenz zu verstehen. Eine derart ausgerichtete Perso-
nalentwicklung unterstützt dabei, in der Migrationsgesell-
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schaft mit Zugewanderten so umgehen zu können, dass 
diesen unter Anerkennung ihrer Fähigkeiten eine gleichbe-
rechtigte Teilhabe ermöglicht wird (vgl. Fischer u. a. 2005). 
„Interkulturell“ bedeutet in diesem Zusammenhang „anzu-
erkennen, dass Menschen verschieden sind, dass sie sich 
unterscheiden in Sprache und Verhalten, darin, wie sie sich 
darstellen und verständigen, wie sie leben und arbeiten“. 
Das macht die Kultur eines jeden Menschen aus. Interkultu-
ralität bezeichnet das Verhältnis zwischen diesen unter-
schiedlichen Lebensformen und umfasst Unterschiede des 
Geschlechts, des Alters, der Herkunft, der körperlichen Be-
fähigung, aber auch der sozialen und wirtschaftlichen Lage. 
 

 
Menschen mit 
Migrationshin-
tergrund 
 

 
Das Amt für Stadtforschung, Statistik und Wahlen der Stadt 
Bielefeld erfasst den Migrationshintergrund anhand folgen-
der Merkmale:  
 
Personen mit Migrationshintergrund sind  
 
- Personen mit einer anderen Staatsangehörigkeit. 
- Personen mit der deutschen und einer weiteren Staats-

angehörigkeit. 
- Personen, die im Ausland geboren sind (dadurch werden 

insbesondere Aussiedlerinnen bzw. Aussiedler erfasst) 
sowie 

- hier geborene Kinder bis zum 18. Lebensjahr von Eltern, 
die einen Migrationshintergrund haben. 

 
 
Migrantenorganisa-
tionen (MO) 
 

 
Synonym für „Initiativen, Vereine und Selbstorganisationen 
von Menschen mit Migrationshintergrund“ bzw. für „Migran-
tenvereine“. 
 

 
Migration 
 

 
Migration ist im weitesten Sinne jeder längerfristige Wohn-
sitzwechsel im geographischen und sozialen Raum und in der 
allgemeinen Soziologie eine besondere Form der horizonta-
len sozialen Mobilität. Die spezielle Soziologie befasst sich im 
Rahmen der Migrationssoziologie laut Migrationsforscherin 
Elçin Kürşat mit Fragen wie:  
„Welche Phasen durchläuft ein Migrant auf der individuellen 
Ebene im Prozess der neuen psychischen Strukturierung, 
d.h. auch, welche psychischen Probleme und Konflikte muss 
er bewältigen?“ 
„Wie wirkt sich die Migration auf die Beziehung zwischen den 
Ehegatten, zwischen den Eltern und den Kindern, zu der 
Verwandtschaft im Herkunftsland und in der Einwandererko-
lonie aus?“ 
Die Migrationssoziologie beschäftigt sich also mit Ursachen 
und Wirkungen der Migration. Die Ursachen der Migration 
erklären sich laut Forschung vornehmlich in einem Entwick-
lungsgefälle der verschiedenen Regionen. Zudem beschäftigt 
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sich das Teilgebiet mit der Integration verschiedener kultu-
reller Einflüsse in die Aufnahmegesellschaft  (Url.: 
http://de.wikipedia.org/wiki/Migrationssoziologie (Stand: 
17.09.2009)). 
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5.  Anlagen 
 
 
5.1 

 
Beschluss des Rates der Stadt Bielefeld vom 10.05.2007: 
„Integrationskonzept der Stadt Bielefeld“ 
 
1. Im Hinblick auf die gegenwärtigen und künftigen Anforderungen an ei-

ne erfolgreiche kommunale Integrationspolitik erarbeitet die Stadt Bie-
lefeld unter Beteiligung externer Träger und Institutionen sowie Vertre-
terinnen und Vertretern der Bevölkerung mit Migrationshintergrund ein 
„Integrationskonzept der Stadt Bielefeld“. 

 
2. Integration bezeichnet die Eingliederung zugewanderter Bevölkerungs-

gruppen in bestehende Sozialstrukturen und die Art und Weisen, wie 
diese neuen Bevölkerungsgruppen mit dem bestehenden System sozio-
ökonomischer rechtlicher und kultureller Beziehungen verknüpft wer-
den (Anlage 1 der Vorlage). 

 
3. Zur Verbesserung der Integration in Bielefeld gelten folgende Leitziele: 

 
Für die Stadt Bielefeld ist Integration ein dynamischer Prozess und als 
Querschnittsaufgabe zu praktizieren, indem 

 
o die Menschen mit Migrationshintergrund als gleichberechtigte Part-

nerinnen und Partner akzeptiert werden, 
o das interkulturelle Zusammenleben auf den verschiedenen Ebenen 

gefördert wird, 
o ein gegenseitiges Geben und Nehmen besteht, d. h. alle Einwohne-

rinnen und Einwohner tragen durch ihre Eigeninitiative zu deren 
Entwicklung bei. 

 
D. h. Menschen mit und ohne Migrationshintergrund 

 
o können in der deutschen Sprache kommunizieren, 
o haben gleiche Zugangschancen zum Bildungswesen, 
o haben einen gleichberechtigten Zugang zum Arbeitsmarkt, 
o haben die gleichen Chancen, an der gesundheitlichen Regelversor-

gung teilzunehmen (vergleiche auch Bielefelder Gesundheitsziele), 
o beteiligen sich an gesellschaftlichen Gestaltungsprozessen in und für 

Bielefeld. 
 
4.  Das Integrationskonzept der Stadt Bielefeld bezieht sich vorrangig auf 

die Handlungsfelder: 
 

o Elementarbereich, 
o Schule, 
o Ausbildung, 
o Arbeitsmarkt, 
o Jugendhilfe und –pflege, 
o Wohnen und Stadtentwicklung, 
o  Öffentliche Verwaltung, soziale Dienste und Institutionen/Erwachs-   

        enenbildung, 
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o Gesundheit, 
o Wirtschaftsförderung, 
o Recht, 
o Partizipation, 
o Seniorinnen bzw. Senioren, 
o Betreuung und Pflege, 
o Behinderte, 
o Kultur und Freizeit, 
o Sport.   

 
Den Handlungsfeldern sind die Oberziele lt. Anlage 2 der Vorlage zuge-
ordnet. Im Handlungsfeld Schule lautet das 4. Teilziel: Mehr Förderung 
von Schülerinnen und Schülern - insbesondere Begabte. 

 
4. Der Oberbürgermeister wird mit der Erarbeitung eines Integrations-  

konzeptes unter Beachtung der vorgenannten Integrationsdefinition, 
der Leitziele, Handlungsfelder oder Oberziele unter Beteiligung externer 
Akteure (s. Nr. 1) beauftragt. 

 
5. Die Projektstruktur lt. Anlage 3 der Vorlage wird zur Kenntnis genom-

men. 
 

6. In einem Jahr gibt die Verwaltung einen Sachstandsbericht im Migrati-
onsrat und Hauptausschuss. 

 
– bei 1 Enthaltung einstimmig beschlossen – 
 
* Rat – 10.05.2007 – öffentlich – TOP 6 – Drucksachen-Nr. 2009/3557 * 
 

 
5.2 
 

 
„Bildungspolitisches Papier“ 
 
Der Rat der Stadt hat am 14.12.2006 auf Initiative des Migrationsrates das 
sog. „Bildungspolitische Papier“ verabschiedet. Mit dem Beschluss war ins-
bes. intendiert, eine neue inhaltliche Ausrichtung und Vernetzung vorhan-
dener Maßnahmen und einen Perspektivwechsel im Bildungsbereich zu er-
zielen. 
 
Dabei wurde folgendes Leitbild verabschiedet: 
 
 Bielefeld möchte jedem Kind – unabhängig von seiner Herkunft – 

bestmögliche Bildungschancen bieten. 
 
 Mehrsprachigkeit sowie interkulturelle und interreligiöse Bildung sind 

wesentliche Elemente europäischen Selbstverständnisses. Dies ist auch 
in der neuen europäischen Verfassung vorgesehen, sowie in einer Fülle 
von Beschlüssen des Ministerrates und des Europäischen Parlaments.  

 
 Die spezifischen Fähigkeiten von Migrantinnen bzw. Migranten  sollen 

als Chance begriffen werden, nicht als Defizit oder Ärgernis im Alltag. 
Ihre natürliche Mehrsprachigkeit und ihre Erfahrungen im Umgang mit 
unterschiedlichen Kulturen sind in umfassende Konzepte einzubauen. 
Es wäre ein unwiederbringlicher Verlust, wenn mehrsprachige Men-
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schen wieder einsprachig werden, nur weil sie nicht in eine traditionelle 
Norm passen. 

 
 Zweisprachige Konzepte unterstützen als Übergangslösung den Integ-

rationsprozess. Koordinierte zweisprachige Alphabetisierung in Deutsch 
und einer Herkunftssprache sollte verankert werden. 

 
Als Zielsetzungen (Ziele) wurden festgelegt: 
 
 Mehr höherwertige Bildungsabschlüsse für Migrantenkinder. 

 
 Mehr Elternbeteiligung. 

 
 Verstärkte interkulturelle Ausrichtung der Kindertageseinrichtungen 

und Schulen aufgrund zunehmender Migrantenanteile (siehe Schulsta-
tistik BZ Detmold). 

 
 Einbeziehung / Nutzung der Potenziale der muttersprachlichen Lehr-

kräfte. 
 
 Systematische Sprachförderung (Erst- und Zweitsprache). 

 
 Qualitätssicherung bezogen auf außerschulische Angebote (Standards, 

systematische Sprachförderung). 
 
 Konzept für die Beschulung schulischer Seiteneinsteigerinnen bzw. –

einsteiger. 
 
 Ausbau und Unterstützung  der Vernetzung von Bildungs-, Ausbil-

dungs- und Arbeitsmarktakteuren mit Migrantenselbstorganisationen 
(Beispiel BQN Ostwestfalen-Lippe) zur Verringerung der Jugendarbeits-
losigkeit. 

 
Das „Bildungspolitische Papier“ unterscheidet bei konkreten Maßnahme-
vorschlägen, die nach Auffassung der Verwaltung im Prozess der Entwick-
lung und Erarbeitung des kommunalen Integrationskonzeptes einzubezie-
hen und aktuell zu überprüfen und zu bewerten sind, zwischen konkreten 
und mittelfristigen Maßnahmen: 
 
1. Kurzfristig 
 
Bereichsübergreifende Maßnahmen: 
 
 Umsetzung und Koordination der vom NRW-Schulministerium finanzier-

ten Integrationsstellen an Schulen durch Integrationsbeauftragte (z. B. 
engagierte Lehrerinnen bzw. Lehrer) an Schulen.  

 
 Der Migrationsrat organisiert 2-mal jährlich Elterninformationsveran-

staltungen. 
 
 In den Kindergarten- und Schulstatistiken sollen auch Schülerinnen 

bzw. Schüler mit Migrationshintergrund ausgewiesen werden.  
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Maßnahmen im Elementarbereich 
 
 Verringerung der Gruppenstärke in Kindertageseinrichtungen mit ho-

hem Migrantenanteil. 
 
 Neue Konzepte für Kindertagesgruppen, die ausschließlich aus Kindern 

mit Migrationshintergrund bestehen. 
 
 Umsetzung des Konzepts „Interkulturelle Erziehung in Bielefeld“. 

 
Maßnahmen im Schulbereich: 
 
 Neue Konzeption der Seiteneinsteigerbeschulung unter Einbeziehung 

aller Schulformen umsetzen. 
 
 Interkulturelle Sensibilisierung als Schwerpunktthema der Fortbil-

dungsangebote der Bezirksregierung für Lehrkräfte.  
 
 Vermittlung der Methodik „Deutsch als Fremdsprache“ unter Beteili-

gung der Fakultät für Linguistik und Literaturwissenschaft der Universi-
tät Bielefeld. 

 
 Konsequente Begleitung und Umsetzung der Fortbildungsinhalte in die 

Schulpraxis durch das Amt für Integration und interkulturelle Angele-
genheiten –  RAA –. 

 
 Vernetzung und Koordinierung aller vorschulischen und schulischen 

Sprachfördermaßnahmen in einem städtischen Gesamtkonzept. 
 
 Sprachförderkonzepte (Deutsch als Fremdsprache) in den Schulen um-

setzen, d.h. koordinierte Alphabetisierung und konsequente Sprachför-
derung in allen Lernfächern.  

 
 Ausreichende Plätze in den Vorklassen an allen Bielefelder Berufsbil-

denden Schulen schaffen. Insbesondere  
o für Schülerinnen bzw. Schüler ohne Abschluss und  
o für Schülerinnen bzw. Schüler ohne Sprachkenntnisse sowie  
o Ausweitung über die Bereiche Metall und Hauswirtschaft/ Beklei-

dungstechnik hinaus. 
 
 Mehr Beratungswerkstätten an Schulen (als niedrigschwellige Bera-

tungsangebote im Übergangsbereich von der Schule in den Beruf (Mo-
dell Marktschule) einrichten. 

 
 Die RAA soll die Funktion eines Bildungsbüros übernehmen. U. a.: Ein-

richtung einer Eltern-Hotline, Eltern motivieren und qualifizieren, um in 
Elternvertretungen mitzuwirken. 

2. Mittelfristig 
 
 Gleichgewichtige Beteiligung aller Träger an der vorschulischen Erzie-

hung der Migrantenkinder. 
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 Intensivere Prüfung der Überweisungen in Sonder(Förder-)schulen für 
lernbehinderte Kinder sowie der Rücküberweisungen in die allgemein-
bildenden Schulen. 

 
 Systematische Sprachförderung auch in den außerschulischen und 

Nachmittagsangeboten. 
 
 Muttersprachlicher Unterricht soll vormittags stattfinden und die Mög-

lichkeiten dafür geschaffen werden, dass dieser inhaltlich mit dem Re-
gelunterricht verknüpft wird. 

 

 Wiederaufnahme der Kooperation der schulpsychologischen Beratung 
mit den muttersprachlichen Lehrkräften bzw. Einsatz zweisprachiger 
Kräfte.   

 

 Initiierung Lernort „Bibliothek“ (Stadtbibliothek) nach Kölner Vorbild.  
 
 Die Stadt soll die Voraussetzungen schaffen, dass der Migrationsrat mit 

den Migrantenselbstorganisationen „Bildungsbeauftragte“ in den jewei-
ligen Vereinen initiieren kann (z. B. Zuschüsse zu den Sach- oder Ho-
norarkosten). 

 
 Der städtische Schulentwicklungsplan soll fortgeschrieben werden – mit 

dem  Schwerpunkt „Migration bzw. Zuwanderung“.  
 
 Initiierung einer Broschüre „Deutsch lernen / Schulsystem und Ausbil-

dung in Bielefeld“. 
 
 Berichte und Informationen in den fremdsprachigen Medien zur Schul-/ 

Ausbildungsthematik. 
 
 Dezernatsübergreifendes interkulturelles Integrationskonzept für die 

Stadt Bielefeld (Beispiele siehe Anlage: Integrationshandbuch des 
NRW-Innenministeriums und Sozialministeriums). 

 
 Kommunale mehrsprachige Informationsplattform für Zuwanderinnen 

bzw. Zuwanderer (Beispiel Bundesintegrationsbeauftragte „Handbuch 
für Deutschland“). 

 
 
5.3 
 

 
Beschluss des Rates der Stadt Bielefeld vom 31.08.2006: 
„Demographischer Wandel als Chance ? – Vorschläge für ein Biele-
felder Konzept“ 
 
1. Der Rat nimmt das Konzept „Demographischer Wandel als Chance? – 

Vorschläge für ein Bielefelder Konzept“ zur Kenntnis. 
 
2. Nach der 1. Lesung im Hauptausschuss am 19.01.2006 haben am 

22.03.2006 und 28.03.2006 für die Mitglieder der Fachausschüsse, Be-
zirksvertretungen und Beiräte zwei Informationsveranstaltungen statt-
gefunden. Die Dokumentation der Veranstaltungen nimmt der Rat zur 
Kenntnis. 
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3. Der Rat der Stadt beschließt die folgenden Ziele und Handlungsschwer-

punkte: 
 
3.1 „Wir fördern Integration!“ 
      Integrations- und Migrationspolitik 
 
3.2 „Wir werden die familienfreundlichste Stadt in NRW!“ 
      Kinder- und Familienpolitik 
 
3.3 „Wir wohnen zukunftsfähig!“ 
      Stadtentwicklung 
 
3.4 „Wir lernen lebenslang!“ 
      Bildung und Qualifizierung 
 
3.5 „Wir gehen fit in die Zukunft!“ 
      Alten- und Gesundheitspolitik 
 
3.6 „Wir wirtschaften für die Zukunft!“ 
      Kommunale Wirtschaftsförderungs- und Finanzpolitik. 

 
4. Die Verwaltung wird beauftragt, das Thema „Wir wohnen zukunftsfä-

hig!“ (Stadtentwicklung) in einer Pilotphase zu bearbeiten und dem 
Hauptausschuss nach Ablauf der Pilotphase zu berichten. 

 
5. Die Verwaltung wird beauftragt, ab dem Jahr 2007 dem Hauptausschuss 

einen jährlichen Demographiebericht vorzulegen. 
 
6. Die Verwaltung wird gebeten, eine Beteiligung von Bürgerinnen und 

Bürgern im Prozess der Konzeptentwicklung sicherzustellen. 
 
- einstimmig beschlossen – 
 
* Rat – 31.08.2006 – öffentlich – TOP 7 – Drucksachen-Nr. 2009/2289 – * 
 

 
5.4 

 
Oberbürgermeister, 17.11.2008, 2001 
 
Projektauftrag „Wir fördern Integration!“ – Integrationskonzept 
für Bielefeld – 
 
1. Ausgangslage 
 
Die Integration von Menschen mit Migrationshintergrund ist vom Rat der 
Stadt als eine der wichtigsten kommunalpolitischen Aufgaben festgelegt 
worden. Basis hierfür soll ein kommunales Integrationskonzept sein, das 
der Rat der Stadt mit Beschluss vom 10.05.2007 in Auftrag gegeben hat. 
 
Am 31.08.2006 hatte der Rat der Stadt das Konzept „Demographischer 
Wandel als Chance? – Vorschläge für ein Bielefelder Konzept!“ zur Kenntnis 
genommen und die in diesem Konzept vorgeschlagenen sechs Ziele und 
Handlungsschwerpunkte beschlossen. Ein Ziel dieses Konzeptes lautet: 
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„Wir fördern Integration!“. 
 
Für die Entwicklung des Integrationskonzeptes sind die Zielsetzungen und 
Handlungsschwerpunkte des Konzeptes „Demographischer Wandel als 
Chance? – Vorschläge für ein Bielefelder Konzept.“ wie auch die Zielsetzun-
gen und Handlungsschwerpunkte des Ratsbeschlusses vom 10.05.2007 
„Integrationskonzept der Stadt Bielefeld“ zugrunde zu legen. 
 
Das Integrationskonzept soll auf der Basis der zum Projekt „Demographi-
scher Wandel“ entwickelten Projektorganisation im Rahmen eines dezer-
natsübergreifenden Projektes erarbeitet werden. In das Projekt sind neben 
städt. Beteiligten externe Akteure, insbesondere Fachleute aus Organisati-
onen, Institutionen, Vertreterinnen bzw. Vertreter der Migrantenvereine, 
Bielefelder Bürgerinnen und Bürger einzubinden. 
 
2. Projektauftrag 
 
2.1 Bezeichnung des Projektes 
 
Das Projekt trägt den Namen 
 

„Wir fördern Integration!“ 
- Integrationskonzept für Bielefeld - 

 
2.2 Ziel des Projektes 
 
Das Integrationskonzept bildet die Grundlage dafür, den gegenwärtigen 
und künftigen Anforderungen an eine erfolgreiche kommunale Integrati-
onspolitik gerecht zu werden. 
 
Zur Konkretisierung des Integrationskonzeptes sind die vom Rat der Stadt 
am 10.05.2007 beschlossenen Eckpunkte unter Einbeziehung des Gender-
Ansatzes und geschlechterdifferenzierter Sichtweisen zugrunde zu legen 
(vergleiche hierzu Anlage 2). 
 
Erfolgreiche Integrationspolitik steuert, gestaltet, vernetzt die kommunale 
Integrationsarbeit, indem sie Maßnahmen einleitet, die dazu beitragen, 
dass Menschen mit und ohne Migrationshintergrund 
 
 in der deutschen Sprache kommunizieren können. 
 gleiche Zugangschancen zum Bildungswesen haben. 
 einen gleichberechtigten Zugang zum Arbeitsmarkt haben. 
 die gleichen Chancen haben, an der gesundheitlichen Regelversorgung 

teilzunehmen. 
 sich an gesellschaftlichen Gestaltungsprozessen in und für Bielefeld 

beteiligen. 
 gleiche Chancen auf ein Leben nach eigenen Vorstellungen haben. 

 
Eine zukunftsorientierte Stadtentwicklung berücksichtigt bei ihren Planun-
gen den demographischen Wandel. Der Demographieaspekt beinhaltet Fra-
gen im Zusammenhang mit 
 
 der abnehmenden Zahl der Geborenen, 
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 der Steigerung der Lebenserwartung und 
 den Wanderungsbewegungen, 

 
sowie das Zusammenwirken dieser drei Faktoren. Es handelt sich um eine 
langfristige Sichtweise, die bei Planungen zu beachten ist. 
 
Allgemeine Ziele für alle Konzepte und Maßnahmen liegen 
 
 in der direkten Beeinflussung durch die Steuerung der demographi-

schen Prozesse und 
 in der verträglichen Gestaltung der Auswirkungen des demographi-

schen Wandels für die Stadt Bielefeld. 
 
Zur Konkretisierung der Thematik „Wir fördern Integration!“ benennt das 
Demographiekonzept beispielhaft die Aspekte: 
 
 Der Zuzug von Zuwanderinnen bzw. Zuwanderern (jungen Familien) 

und damit verbunden auch die zunehmende Zahl von Kindern sind für 
die Bevölkerungsentwicklung wichtig. 

 Das Qualifikationspotential von jungen Menschen mit Migrationshin-
tergrund ist notwendig für Innovation in Unternehmen (Standortvorteil 
für eine erfolgreiche „Ansiedelungspolitik“). 

 Die Entwicklung von frühzeitigen Maßnahmen verhindert soziale Kon-
flikte in den Quartieren (Segregation vermeiden). 

 
Konzeptionelle Überlegungen und Projekte aller Dezernate, die die o. g. 
Demographie-Aspekte berücksichtigen und Bezug zum Thema haben, sind 
zu vernetzen und in die Arbeitsgruppe nach Ziff. 2.3.1 einzubringen. Dort 
werden sie unter den v. g. Kriterien geprüft. Redundanzen  und Widersprü-
che sind zu vermeiden. 
 
2.3 Organisation des Projektes 
 
Die Koordinierung und Steuerung des Gesamtprozesses „Demographischer 
Wandel“ liegt im Dezernat OB bei der Projektbeauftragten Demographische 
Entwicklungsplanung – 007 –. 
 
Die Zuständigkeit für das Projekt „Wir fördern Integration!“ – Integrations-
projekt für Bielefeld – liegt im Dezernat OB beim Amt für Integration und 
interkulturelle Angelegenheiten – 170/170.1 – (vgl. Org.-Vfg. vom 
02.01.2008). 
 
Die Projektorganisation erfolgt auf der Grundlage der im Demographiekon-
zept beschriebenen Projektorganisation (vgl. Teil II, Ziff. 5.3). 
 
2.3.1 Arbeitsgruppe (AG) „Wir fördern Integration!“ – Integrati-
onskonzept für Bielefeld. 
 
Die AG steuert die Ziel- und Handlungsschwerpunkte. Sie wird mit folgen-
den ständigen Mitgliedern besetzt: 
 

Herr Voßhans 170 Leiter des Amtes für Integration und inter-
kulturelle Angelegenheiten 
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Frau Grewe 170.1 Amt für Integration und interkulturelle An-
gelegenheiten, Leiterin des Interkulturellen 
Büros   

Herr Döding 002 Büro OB 
Frau Buddemeier 005 Frauenbüro 
Frau Tatje 007 Projektbeauftragte Demographische Ent-

wicklungsplanung 
Frau Argyriadou 42  Vorsitzende des Migrationsrates 

 
Entsprechend seiner Satzung vertritt der Migrationsrat der Stadt Bielefeld 
die Interessen der in Bielefeld lebenden Migrantinnen bzw. Migranten. Als 
legitimiertes Gremium ist er von Anfang an im Prozess zu beteiligen. Aus 
diesem Grund wird die bzw. der Vorsitzende des Migrationsrates – auch in 
seiner Funktion als Vorsitzende bzw. Vorsitzender des Vorstandes des 
Migrationsrates – in die Arbeitsgruppe berufen. Sie bzw. er stellt u. a. auch 
die Information und Einbindung des Vorstandes des Migrationsrates sicher. 
 
Die AG entscheidet bei Bedarf über die Einbindung weiterer Vertreterinnen 
bzw. Vertreter aus den Dezernaten oder weiterer Expertinnen bzw. Exper-
ten. 
 
2.3.2 Teilprojektgruppen 
 
Die Teilprojektgruppen erarbeiten zu den bereits vom Rat der Stadt defi-
nierten und beschlossenen Handlungsfeldern – soweit noch erforderlich – 
Oberziele, darauf aufbauend Teilziele, führen eine Bestandsaufnahme bis-
heriger Maßnahmen durch und ergänzen diese ggf., bewerten bisherige 
Maßnahmen, erarbeiten Maßnahmevorschläge und Kennzahlen/Indikatoren 
für das Controlling. 
 
Für Ihre Arbeit – und soweit erforderlich für die Arbeit ggf. einzurichtender 
Arbeitskreise – gelten insbesondere folgende Grundsätze: 
 
 Bereits vorliegende Arbeitsergebnisse aus dem bisherigen Prozess (z. 

B. Zieldefinitionen, Bestandsaufnahmen) sind aufzugreifen und weiter-
zuwickeln. 

 Die Leitung der Teilprojektgruppen, ggf. Arbeitskreise, obliegt einer 
städtischen Mitarbeiterin bzw. einem städtischen Mitarbeiter (Bestel-
lung durch den Oberbürgermeister). 

 Die stellvertretende Leitung der Teilprojektgruppen, ggf. Arbeitskreise, 
soll soweit möglich durch eine externe Akteurin bzw. einen externen 
Akteur erfolgen (Benennung durch die Mitglieder der Teilprojektgrup-
pen). 

 Die Anzahl der Teilprojektgruppen-, ggf. Arbeitskreismitglieder, soll auf 
das notwendige Maß beschränkt werden, um eine zügige Abwicklung 
des Auftrages zu gewährleisten. Ihre Besetzung erfolgt auf der Basis 
der in der Anlage 3 („Projektorganisation“) ausgewiesenen Zusammen-
setzung. Vorschläge zur Besetzung der Teilprojektgruppen mit Vertre-
terinnen bzw. Vertretern der Bevölkerung mit Migrationshintergrund 
unterbreitet das Amt für Integration und interkulturelle Angelegenhei-
ten – 170 – in Abstimmung mit dem Migrationsrat. 

 Bei besonderen Fragestellungen können Mitarbeiterinnen bzw. Mitarbei-
ter der Verwaltung in Abstimmung mit der jeweiligen Leitung oder auch 
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weitere externe Akteure hinzugezogen werden. 
 Soweit Empfehlungen der Teilprojektgruppen oder Arbeitskreise nicht 

von allen getragen werden, sind abweichende Meinungen zu dokumen-
tieren. 

 
2.3.3 Projektablauf/Meilensteine 
 
Das Projekt soll in folgendem Zeitplan bearbeitet werden: 
 
1. Projektstart mit Information des Migrations-

rates und Hauptausschusses zum Projektauf-
trag (170) 

Oktober 2008 

 
2. 

 
Konkretisierung des Projektauftrages, Ein-
bringung eines Grundlagen-/ Arbeitspapiers 
für die Projektarbeit (170) 

 
November 2008 

 
3. 

 
Bestandserhebung vorhandener migrations-/ 
integrationsspezi-fischer Angebote, Maßnah-
men, Projekte (170) 

 
November 2008 

 
4. 

 
Analyse und Bewertung der Maßnahmen, An-
gebote, Projekte durch die Teilprojektgrup-
pen 

 
- März 2009 

 
5. 

 
Entwicklung von Maßnahmevorschlägen und 
Kennzahlen bzw. Indikatoren durch die Teil-
projektgruppen 

 
Juni 2009 

 
6. 

 
Information, Beratung des Konzeptvorschla-
ges verwaltungsintern (VV) und in den zu-
ständigen Gremien (Migrationsrat, Beiräte, 
Fachausschüsse, Hauptausschuss, Rat) (170) 

 
4. Quartal 2009 

 
7. 

 
Umsetzung des Handlungskonzeptes, be-
schlossener Maßnahmen in den Dezernaten, 
Präsentation, Veröffentlichung des Konzeptes 
durch die Stadt Bielefeld – Amt für Integrati-
on und interkulturelle Angelegenheiten – 

 
ab Dezember 2009 

 
Das Amt für Integration und interkulturelle Angelegenheiten gewährleistet 
im Projektprozess  eine fortlaufende mündliche und/oder schriftliche Infor-
mation und Beteiligung der Dezernentinnen bzw. Dezernenten zu den vg. 
Meilensteinen – losgelöst vom Mitwirken von Vertreterinnen bzw. Vertre-
tern aus den Dezernaten in den Arbeits-/Projektgruppen nach Ziff. 2.3.1, 
2.3.2. Darüber hinaus werden den Dezernentinnen bzw. Dezernenten auch 
die Ergebnisprotokolle der Arbeitsgruppe nach Ziff. 2.3.1 zugeleitet.   
 
Losgelöst von den vg. Meilensteinen sichert das Amt für Integration und in-
terkulturelle Angelegenheiten darüber hinaus bei Bedarf eine regelmäßige 
Information des VV über den Prozessverlauf. 
 
gez. D a v i d 
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Oberbürgermeister 
 
 
Anlagen: 
 
Anlage 1: Konzept „Demographischer Wandel als Chance? – Vorschläge für 
ein Bielefelder Konzept.“ incl. Beschluss des Rates vom 31.08.2006 (s. Teil 
II, Ziffer 5.3) 
 
Anlage2: Beschluss des Rates vom 10.05.2007 „Integrationskonzept der 
Stadt Bielefeld“ (s. Teil II, Ziffer 5.1) 
 
Anlage 3: Projektorganisation 
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Anlage 3 
Projektorganisation 
   

Rat der Stadt 
(s. hierzu Ausgangsbeschluss vom 10.05.2007 =  

Entwicklung eines  
„Integrationskonzeptes der Stadt Bielefeld“) 

 

  

   
↑ 

  

   
Hauptausschuss 

 

  

   
↑ 

  

 
Migrantenorganisationen (MO) 
Migrantenvereine 

 
← 

 

 
Migrationsrat 

 

 
→ 

 

 
Migrantenorganisationen (MO) 
Migrantenvereine 
 

   
↑ 

  

 
  

Fachausschüsse, insbes. 
 Jugendhilfeausschuss 

(JHA) 
 Kulturausschuss (KA) 
 Schul- und Sportausschuss 

(SSA) 
 Sozial- und Gesundheits-

ausschuss (SGA) 
    …. 

 
Bezirksvertretungen 
 …. 

 
 
 

 
Beiräte 
 Beirat für Behindertenfra-

gen 
 Fachbeirat für Mädchenar-

beit 
 Seniorenrat 
 Psychiatriebeirat 
 …. 

 

 
↑ 
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Migrantenorganisationen (MO) 
Migrantenvereine 

 
← 

 

 
Migrationsrat 

 

 
→ 

 

 
Migrantenorganisationen (MO) 
Migrantenvereine 
 

                                                                                                                 
    
 

  
↑ 

  

 
  → 

 
↓ 

  
VV 

 

  

 
 

  
↑ 

  

 
 

Projektbeauftragte 
Demographische Ent-

wicklungsplanung 
(007) 

 
 

↔ 

 
AG 

„Wir fördern Integration!“  
– Integrationskonzept für Bielefeld – 

 
 Amtsleitung 170 
 170.1 – Stv. Amtsleitung – 
 Weitere Mitglieder: 

 002 
 005 
 007 

 Migrationsrat – Vorstand (Vorsitzende/r des 
Migrationsrates, in Vertretung: 1. oder 2. 
stellvertretende/r Vorsitzende/r) 

 
 Moderation: N. N. 
 Geschäftsführung: 170 

 

  

   

↑↓   
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Dezernate 

Beteiligung zu den (Teil-)Ergebnissen  
durch das  

Amt für Integration und interkultu-
relle Angelegenheiten – 170 – 

 

  

  Dez. 
OB 

Dez. 
1 

Dez. 
2 

Dez. 
3 

Dez. 
4 

Dez. 
5 

  

 
 
↑ 
 

Amt für Integration und interkulturelle Angelegenheiten – 170 – 
 

Bündelung der Ergebnisse/Empfehlungen aus den Teilprojekten.  
 
Frühzeitige Information, Beteiligung und Einbindung von  
 internen und externen Fachleuten, 
 Migratenorganisationen, Migrantenvereinen,  
 gesellschaftlich relevanten Institutionen, Gruppierungen, Akteuren (z. B. Kirchen, Wohl-

fahrtspflege, Träger freier Jugendhilfe, Universität, Gewerkschaften, Wohnungsbauun-
ternehmen, KGK, Bundesamt für Migration und Flüchtlinge, StadtSportBund …) 

 
Information der Öffentlichkeit, d. h. einheimischer wie zugewanderter Bielefelderinnen und 
Bielefelder, über den Sachstand der Konzeptentwicklung, die Zielsetzungen, geplanten 
Maßnahmen der künftigen Integrationsarbeit 

 
 

↑ 
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Teilprojektgruppe 

(TPG)  
1 
 

Betreuung, Erzie-
hung, Bildung, 
Förderung von 

Kindern und Ju-
gendlichen und ih-

ren Eltern 

 
Teilprojektgruppe 

(TPG)  
2 
 

Ausbildung, Quali-
fizierung, Be-
ruf/Arbeits- 

markt 

 
Teilprojektgruppe 

(TPG)  
3 
 

Kultur, Freizeit, 
Sport, Erwachse-

nenbildung 

 
Teilprojektgruppe 

(TPG)  
4 
 

Gesundheit, Be-
sondere Lebensla-

gen 

 
Teilprojektgruppe 

(TPG)  
5 
 

Soziales Umfeld, 
Wohnen, Stadt-

entwicklung 

 
Teilprojektgruppe 

(TPG)  
6 
 

Interkulturelle 
Öffnung in öffentli-
chen Institutionen, 
im öffentlichen Be-

reich allgemein 

 
Handlungsfelder lt. 
Ratsbeschluss vom 

10.05.2007: Elemen-
tarbereich, Schule, 
Jugendhilfe/-pflege 

 

 
Handlungsfelder lt. 
Ratsbeschluss vom 

10.05.2007:  
Ausbildung, Arbeits-
markt, Wirtschafts-

förderung 
 

 
Handlungsfelder lt. 
Ratsbeschluss vom 

10.05.2007:  
Kultur, Freizeit, 

Sport, Erwachsenen-
bildung 

 
Handlungsfelder lt. 
Ratsbeschluss vom 

10.05.2007:  
Gesundheit, Behinde-

rung, Seniorinnen 
bzw. Senioren, 

Betreuung, Pflege 

 
Handlungsfelder lt. 
Ratsbeschluss vom 

10.05.2007:  
Wohnen und Stadt-

entwicklung, soziales 
Umfeld 

 

 
Handlungsfelder lt. 
Ratsbeschluss vom 

10.05.2007:  
Öffentliche Verwal-
tung, Recht, soziale 

Dienste und Instituti-
onen 

 
Leitung / Moderation 

43:  
… 

 
Leitung / Moderation:  

 
… 

 
Leitung / Moderation:  

 
… 

 
Leitung / Moderation:  

 
… 

 
Leitung / Moderation:  

 
… 

 
Leitung / Moderation:  

 
… 

 
Mitglieder: 

 
 …. – 170.2 (RAA) – 
 …. – Amt für Schu-
le – 

 …. – Amt für Ju-
gend und Familie – 

 …. – Amt für Ju-
gend und Familie – 
(ggf. fakultativ) 

 ….. – Stadtbiblio-
thek … – 

 
Mitglieder: 

 
 …. – 170.01 – 
 …. – Amt für Per-

sonal, Organisati-
on und Zentrale 
Leistungen – 

 …. – Arbeitplus 
Bielefeld Gmbh – 
Jugendhaus – 

 …. – REGE mbH – 
 .… – WEGE mbH – 

 
Mitglieder: 

 
 ….. – Kulturamt – 
 ….. – VHS – 
 ….. – Stadtbiblio-

thek … – 
 ….. – Musik- und 

Kunstschule – 
 ….. – Sportamt 

 
 …. Vertreter/-in 
Wohlfahrtspflege 

 
Mitglieder: 

 
 ….. – Amt für sozi-

ale Leistungen – 
 ….. – Amt für sozi-

ale Leistungen – 
(ggf. fakultativ) 

 …. – Gesundheits-, 
Veterinär- und Le-
bensmittelüberwa-
chungsamt 
…. – Arbeitplus 

 
Mitglieder: 

 
 …. – Stab Dez. 5  
 …. – SKPR – 
 …. – Bauamt – 
 …. – Bauamt – 

(ggf. fakultativ) 
 
 …. Vertreter/-in 
Wohlfahrtspflege 

 …. Vertreter/-in 
Bielefelder Jugend-

 
Mitglieder: 

 
 …. – 170.1 – 
 …. – Amt für Per-
sonal, Organisation 
und Zentrale Leis-
tungen – 

 …. – Bürgeramt – 
150.3  

 – Arbeitplus Biele-
feld GmbH – 
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 …. – Untere Schul-
aufsichtsbehörde – 
Staatl. Schulamt – 

 …. – Vertreter 
Fachschulen für 
Sozialpädagogik – 

 …. – Vorsitzende/r 
AG nach § 78 SGB 
VIII (TfK) 

 …. – Vorsitzende/r 
AG nach § 78 SGB 
VIII (HzE) 

 …. – Vorsitzende/r 
AG nach § 78 SGB 
VIII (Jugendarbeit) 

 …. – Vertreter/-in 
Wohlfahrtspflege 

 
 ….. (4) Vertreterin-
nen bzw. Vertreter 
aus Migrantenorga-
nisationen (MO) 
bzw. Migrantenve-
reinen 

 
 …. – Vorsitzende/r 

AG nach § 78 SGB 
VIII (Jugendsozi-
alarbeit) 

 .… – Agentur für 
Arbeit Blfd. – 

 …. – Vertreter/-in 
Berufsschulen – 

 …. – IHK Bielefeld 
– 

 …. – HWK Bielefeld  
 
 ….. (4) Vertreterin-
nen bzw. Vertreter 
aus Migrantenorga-
nisationen (MO) 
bzw. Migrantenve-
reinen 

 
 

 …. Vertreter/-in 
Bielefelder Jugend-
ring (BJR) 

 …. Vertreter/-in 
Stadtsportbund 
Bielefeld 

 …. Vertreter/-in 
BBF 

 
 ….. (4) Vertreterin-
nen bzw. Vertreter 
aus Migrantenorga-
ni-sationen (MO) 
bzw. Migrantenve-
reinen 

 

Bielefeld GmbH – 
 
 …. – Vertreter/-in 

PSAG 
 …. – Vertreter/-in 

Psycholog. Frauen- 
beratung e. V. 

 …. – Vertreter/-in 
Lebensräume e. V. 

 …. – Vertreter/-in 
vBA – Behinder-
tenhilfe – 

 …. – Vertreter/-in 
Gesetzl. Kranken-
kassen – 

 …. – Vertreter/-in 
Kassenärztl. Ver-
einigung – 

 
 ….. (4) Vertrete-

rinnen bzw. Ver-
treter aus Migran-
tenorganisationen 
(MO) bzw. 
Migrantenverei-
nen 

ring (BJR) 
 …. Vertreter/-in AG 
der Bielefelder 
Wohnungsbauge-
nossenschaften 

 
 ….. (4) Vertreterin-
nen bzw. Vertreter 
aus Migrantenorga-
nisationen (MO) 
bzw. Migrantenve-
reinen 

 

  ….– Vertreter/-in 
Wohlfahrtspflege 

 
 …. – Bielefelder 
Flüchtlingsrat – 

 …. – Vertreter/-in 
Universität / FHS 
Blfd. 

  …. – Vertreter/-in 
PP Bielefeld – 

  .… – Vertreter/-in 
Komm. StI W.-L. 

  .… – Vertreter/-in 
Komba 

  .… – Vertreter/-in 
Ver.di 

 ..… - Vertreter/-in 
BAMF  

  
 ….. (4) Vertrete-
rinnen bzw. Vertre-
ter aus Migrante-
norgani-sationen 
(MO) bzw. Migran-
tenvereinen 

↑↓ 
 

Ggf. Möglichkeit der themenbezogenen Beteiligung und Einbindung von Migrantenorganisationen, Migrantenvereinen 
durch die Teilprojektgruppen  
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5.5 

 
Oberbürgermeister, 23.01.2009, 2001 
 
Integrationskonzept „Wir fördern Integration!“ – Integrations-
konzept für Bielefeld 
1. „Entscheidertreffen“ (Auftakt zur Weiterführung der Arbeit 
am Bielefelder Integrationskonzept) am 23.01.2009 unter Mode-
ration der Bertelsmann-Stiftung 
Begrüßung und Einführung durch Herrn OB (a. D.) Eberhard Da-
vid 
 
„Meine Damen und Herren, 
 
vor allem zwei Themen werden uns in Zukunft bewegen und erheblichen 
Einfluss auf  unsere Gesellschaft haben 
 
 der demografische Wandel und 
 die Integration der Migrantinnen und Migranten. 

 
Beide Themenfelder werden heute intensiv in der Öffentlichkeit disku-
tiert, keine Talk-Show ohne den Demographischen Wandel, zunehmend 
mehr rückt auch das Thema der Integration in den medialen Blickpunkt, 
und dies nicht nur in Nachrichten, Reportage und Dokumentation, son-
dern auch in die sog. Film- und TV-Unterhaltung.  
 
Die Bevölkerungsentwicklung kann nicht aufgehalten werden. Selbst ein 
sofortiger starker Anstieg der Geburtenraten und/oder eine verstärkte 
Zuwanderung würden in Deutschland während der nächsten 30 Jahre 
allenfalls den Bevölkerungsrückgang verlangsamen.  
 
Die Folgen sind in ihrer Vielfalt und Tragweite noch gar nicht vollständig 
abzuschätzen. Denn keiner hat Erfahrungen mit solchen demographi-
schen Entwicklungen. Aber die gesellschaftlichen und ökonomischen 
Auswirkungen gewinnen immer deutlichere Konturen, auch in unseren 
Städten. Denn hier werden sich die Veränderungen konkret abspielen – 
die Folgen einer schrumpfenden und älter werdenden Bevölkerung wer-
den nahezu jeden Bereich treffen: Die Finanzen ebenso wie Bildung, 
Verkehr, Infrastruktur, Wohnen, Gesundheit, Altenhilfe oder Pflege.  
 
Was kann Kommunalpolitik tun?  
 
Natürlich werden die entscheidenden Weichen auf EU-, Bundes- oder 
Länderebene gestellt. Aber für die Kommunalpolitik, für die kommunale 
Ebene gibt es eine große Chance: Wir können uns rechtzeitig überlegen, 
welche Maßnahmen zu treffen sind, um die demographische Entwicklung 
zu gestalten. Zum Beispiel auch, was wir jetzt tun können und müssen, 
da Bevölkerungswissenschaftler den Anteil der Menschen mit Migrati-
onshintergrund in den Städten auf ca. 30 - 35 % prognostizieren. 
 
Für mich war früh klar, dass angesichts dieser Entwicklung gehandelt 
werden muss. Aus diesem Grund habe ich bereits 2004 den Themen-
komplex „Demographische Entwicklung“ hochrangig in der Verwaltung 
verankert und die neue Stabsstelle „Demographische Entwicklungspla-
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nung“ in meinem Dezernat eingerichtet.  
 
Unsere Demographiebeauftragte Frau Tatje hat in dem kommunalen 
Handlungskonzept „Demographischer Wandel als Chance?“, das der Rat 
im Sommer 2006 einstimmig beschlossen hat, sechs demographiepoliti-
sche Ziele und damit zukünftige Handlungsschwerpunkte für Bielefeld 
entwickelt. Das erste der Ziele lautet: „Wir fördern Integration!“ und 
macht damit das Thema Integration zu einem politischen Schwerpunkt 
für Bielefeld. Dabei geht es vor allem auch darum, die Potentiale und 
Chancen zu nutzen, die diese Entwicklung für unsere Stadt bedeutet. 
Dass unsere Stadt für das Konzept den Innovationspreis des Landes 
NRW erhalten hat, freut mich natürlich sehr. Zeigt es doch auch, dass 
wir mit unserem Ansatz auf dem richtigen Weg sind. 
 
Im Demographiekonzept ging es nicht darum, konkrete Projekte oder 
Maßnahmen vorzuschlagen. Diese sollten sinnvoller Weise erst erarbei-
tet werden, wenn sich Politik und Verwaltung auf Ziele verständigt ha-
ben.  
 
Dass die Thematik „Wir fördern Integration!“ für Bielefeld ein herausra-
gend wichtiges Thema ist, hat der Rat der Stadt davon losgelöst ja auch 
durch seinen Beschluss vom 10. Mai 2007 dokumentiert und herausge-
stellt.  
 
Und damit komme ich zum Anlass unseres heutigen Treffens. 
 
Der demografische Wandel wird häufig auf die populäre Kurzformel ge-
bracht: Wir werden weniger, älter und bunter.  
 
Das heißt:  
 
Bei insgesamt abnehmenden Einwohnerzahlen wird der Anteil der Men-
schen mit Migrationshintergrund – selbst bei stagnierender oder zurück-
gehender Einwanderung – steigen. Denn: Die Migrantenpopulation ist 
durchschnittlich jünger und in ihren Familien kommen deutlich mehr 
Kinder zur Welt.  
 
In Bielefeld haben ca. 80.000 Menschen einen Migrationshintergrund, d. 
h. sie sind  
 
 deutsche Staatsbürgerin oder deutscher Staatsbürger mit ausländi-

scher Herkunft,   
 als Spätaussiedlerin oder Spätaussiedler zu uns gekommen oder  
 haben einen  ausländischen Pass.  

 
Anders gesagt: Knapp ein Viertel der Menschen in Bielefeld hat einen 
Migrationshintergrund.  
 
Die Zahlen unterstreichen: Dass die Integration gelingt, ist nicht nur für 
die zugewanderte Bevölkerung von Bedeutung. Sondern: Sie ist ent-
scheidend für die gesellschaftliche, wirtschaftliche, soziale und kulturelle 
Perspektive unserer Stadt. 
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Und deshalb gibt es zu einer konsequenten Integrationspolitik keine Al-
ternative.  
Zuwanderung ohne systematische Integration wäre nicht nur fahrlässig 
- nein, es wäre eine falsche und schlechte Politik.  
 
Ich möchte an dieser Stelle aber auch betonen: Integrationspolitik bzw. 
Integrationsarbeit  ist kein Anhängsel z. B. von Ordnungs-, oder Sicher-
heitspolitik, und sie ist auch weit mehr als Sozialpolitik und ebenso weit 
mehr als nur Sozialarbeit.  
 
Integration ist eine Querschnittsaufgabe, sie erstreckt sich auf alle Ebe-
nen und gesellschaftlich und politisch relevanten Handlungsfelder. Für 
eine solche übergreifende Aufgabe müssen alle Ressorts und Gesell-
schaftsbereiche  zusammenarbeiten. 
 
Wir müssen uns klarmachen, dass unsere Stadt mit konsequenter Ein-
beziehung aller Beteiligten den Integrationsprozess auf vielfältige Weise 
unterstützen kann.  
 
Ob Integration wirklich gelingt, entscheidet sich letztlich  
 
 in der Familie,  
 im Kindergarten und in der Schule, 
 auf dem Ausbildungs- und Arbeitsmarkt, 
 im Zusammenleben in den Nachbarschaften, im Wohnumfeld, Stadt-

teilen und Gemeinden. 
 
Hier begegnen sich die verschiedenen gesellschaftlichen Gruppen, Kul-
turen und Ethnien. Hier wird und muss Integration gelebt und prakti-
ziert werden.  
 
Ob die Kommune eine Zukunft hat, hängt sehr maßgeblich sicherlich 
von ihrer ökonomischen Entwicklung und von Faktoren wie z. B. techno-
logischer Innovationskraft ab. 
  
Aber: Nicht nur ökonomische Größen zählen. Maßgeblich für die Zu-
kunftsfähigkeit unserer Gesellschaft und unserer Stadt ist genauso das 
friedliche Zusammenleben unterschiedlicher gesellschaftlicher Gruppen, 
ihr Miteinander – und nicht ein Nebeneinander in Parallelgesellschaften. 
 
Das heißt: Integrationspolitik und Stadtentwicklungspolitik müssen die-
selben Ziele verfolgen! 
 
Integrationspolitik muss noch stärker als bisher stadträumlich, sozial-
räumlich denken. Und Stadtentwicklungspolitik muss sich ihrer integra-
tionspolitischen Verantwortung stärker bewusst werden.  
 
Wie Migrantinnen und Migranten heute in unserer Stadt leben, hat sich 
über Jahrzehnte entwickelt.  
 
Die Menschen mit Migrationshintergrund haben sich nicht immer ausge-
sucht, wo und wie sie wohnen. Entscheidende Kriterien für Zuwanderin-
nen bzw. Zuwanderer bei der Wohnungssuche sind vor allem: Was ist 
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bezahlbar, welcher Wohnraum ist verfügbar – sicherlich auch die Frage, 
wo bereits Menschen der jeweiligen Ethnie leben.  
 
Integrationspolitik und Stadtentwicklungspolitik der Stadt generell müs-
sen darauf ausgerichtet sein, dass die stadträumliche Segregation der 
Zuwanderinnen bzw. Zuwanderer nicht zu einer dauerhaften gesell-
schaftlichen Ausgrenzung führt.  
 
Diese Segregation hängt nicht von der ethnischen Herkunft allein, son-
dern vor allem auch vom Einkommen ab. Sie wird daher nicht völlig zu 
überwinden sein.  
 
Es muss uns aber gelingen, dort, wo sich ethnisch-kulturelle Unter-
schiede und soziale Probleme überlappen, ein Kippen der sozialen Ver-
hältnisse hin zu Armutsgettos zu verhindern. 
 
Bezogen auf das Zusammenleben der unterschiedlichen Kulturen meine 
ich, es muss ein gemeinsamer Entwurf des Zusammenlebens erarbeitet 
werden, d. h., wir alle, Zugewanderte und Alteingesessene, die einhei-
mische Bevölkerung, müssen daran beteiligt sein. 
  
Es geht darum, auf gleicher Augenhöhe darüber zu sprechen,  
  
 wie in gegenseitiger Achtung,  
 in gegenseitigem Respekt  
 und bei gegenseitiger Rücksichtnahme  

 
und unter Wahrung der Werte unserer Gesellschaftsordnung die Stan-
dards einer bewussten multi-ethnischen Gesellschaft definiert werden 
können.  
 
Die Integrationsarbeit mit gemeinsamen Zielen soll auf vielen Ebenen 
stattfinden: In der Nachbarschaft, in Einrichtungen der Kinder- und Ju-
gendhilfe, beginnend mit der Kindertageseinrichtung, in den Schulen, im 
öffentlichen Bereich, z. B. in der Verwaltung im weitesten Sinne, aber 
auch im Bereich aller anderen gesellschaftlich relevanten Institutionen 
und Gruppen. 
 
Ich würde mich freuen, wenn es uns gelingt, dass die Verantwortlichen 
in allen Gesellschaftsbereichen tatkräftig und aktiv daran mitwirken, 
dass es zu einer solchen Verständigung kommt. Denn wir brauchen eine 
Verständigung, in der die Zugewanderten ernst genommen und aner-
kannt, andererseits aber auch gefordert werden.  
 
Meine Damen und Herren, 
 
Bielefeld versteht sich als weltoffene, tolerante Stadt. Sie muss sich der 
Realisierung der Chancengerechtigkeit aller in Bielefeld lebenden Men-
schen, unabhängig von nationaler, kultureller und / oder ethnischer Zu-
gehörigkeit, verpflichten.  
 
Vor diesem Hintergrund hat der Rat der Stadt, ich hatte es bereits an-
gedeutet, im Jahr 2007 die Leitlinien künftiger Integrationspolitik be-
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nannt und der Verwaltung den Auftrag erteilt, in einem partizipativen 
Prozess gemeinsam mit Verbänden, Behörden, Institutionen, und vor al-
lem von Beginn auch mit Vertreterinnen bzw. Vertretern der Migranten-
bevölkerung, ein Bielefelder Integrationskonzept zu erarbeiten, das den 
Anforderungen einer Migrationsgesellschaft gerecht wird und das vor al-
lem auch die verbindliche Grundlage für gemeinsame Ziele, für eine 
gemeinsame Ausrichtung unserer Stadtgesellschaft, für gemeinsames 
Handeln wird.  
 
Integration bedeutet eine erhebliche gesellschaftliche und wirtschaftli-
che Chance.  
 
Sie kann nur gelingen, wenn alle an diesem Prozess Beteiligten einbe-
zogen werden. Eine gelungene Integration, eine gleiche Teilhabe von 
Migrantinnen und Migranten an der gesellschaftlichen und wirtschaftli-
chen Entwicklung ist auch ein Beitrag zur Zukunftsfähigkeit unserer 
Stadt. Die Integration dient der eigenen Planungssicherheit und damit 
auch des Sicherung des Wirtschafts-, Bildungs- und Kulturstandorts Bie-
lefeld. Unterlassene Integration verursacht materielle (Folge-)Kosten 
und volkswirtschaftliche Schäden.  
 
Gleichzeitig müssen wir Rahmenbedingungen schaffen, die Politik, Ver-
waltung,  Verbände, Vereine und Initiativen in die Lage versetzen, ihre 
Integrationsaufgaben effizient und mit nachhaltiger Wirkung durchzu-
führen. 
 
Integration ist kein zeitlich begrenzter, sondern ein dauerhafter Prozess. 
Hierbei sind stets die für die jeweiligen Migrantengruppen relevanten 
Handlungsfelder zu berücksichtigen. Sie sind den aktuellen Erfordernis-
sen kontinuierlich anzupassen und zeitnah umzusetzen.  
 
Zunächst gilt es, sich – unabhängig von finanziellen Erwägungen und 
Trägerinteressen – auf gemeinsame Ziele zu verständigen. Der Rat hat 
neben den  Leitlinien künftiger Integrationspolitik und –arbeit auch die 
vorrangigen Handlungsfelder und die jeweiligen sogenannten Oberziele 
benannt.  
 
Nun geht es im weiteren Prozess um folgende Konkretisierungen:  
 
 Wie wollen wir Integration in Bielefeld künftig gestalten? 
 Wie können wir die Angebotsstrukturen weiterentwickeln und mit-

einander vernetzen und  
 wie können wir langfristig Veränderungen messen? 

 
Heute, in unserem „Entscheidertreffen“, zu dem ich Sie eingeladen ha-
be, geht es zunächst darum, auf der Entscheider– Ebene zu reflektieren 
 
 Wo stehen wir?  
 Welche Angebote in unserer Stadt sind erfolgreich?  
 Wo sehen wir Handlungsbedarf?  

 
Und: Vor allem möchte ich unser heutiges Treffen verstanden wissen als 
den Auftakt für die 2. Phase des Prozesses hin zu einem Bielefelder In-
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tegrationskonzept. In diesem Zusammenhang herzlichen Dank dafür, 
dass Sie sich die Zeit genommen haben und diesen Termin wahrneh-
men. 
 
Es soll heute daher vor allem auch eine Abstimmung über das weitere 
Verfahren und über den Zeitplan erreicht werden.   
 
Meine Damen und Herren,  
 
das Thema Integration liegt mir sehr am Herzen. 
 
Ich habe mich in den vergangenen Monaten bewusst für eine Aufwer-
tung der Thematik eingesetzt und die kommunalen Integrationsaufga-
ben im Amt für Integration und interkulturelle Angelegenheiten in mei-
nem Dezernat gebündelt.  
 
Vor 4 Jahren habe ich gemeinsam mit der Sparkasse Bielefeld und wei-
teren Akteuren ein in seinem Umfang bundesweit einmaliges vorschuli-
sches Sprachförderprojekt initiiert, inzwischen erweitert um ein Lese-
Sprach-Paten-Projekt, das ich ebenfalls sehr unterstütze. Und nicht zu-
letzt ist – neben vielen anderen Maßnahmen – auch das Sprachförder-
projekt an der Universität Bielefeld für Schülerinnen und Schüler der 
Sekundarstufen I und II zu nennen, das mit städtischer Unterstützung 
ebenso zur Förderung schulischer Integration beiträgt. Die Entwicklung 
eines durchgängigen Sprachförderkonzeptes in Bielefeld ist ein Ansatz, 
der auf Wunsch des Migrationsrates und des Rates der Stadt ebenso auf 
den Weg gebracht werden soll, im Amt für Integration und interkulturel-
le Angelegenheiten in der RAA-Abteilung aufgegriffen ist und sicherlich 
auch ein zentraler Baustein in unserem kommunalen Integrationskon-
zept werden muss.  
  
Es existieren viele erfolgreiche Integrationsangebote unterschiedlicher 
Akteure in unserer Stadt. In vielen Bereichen werden Projekte initiiert, 
die sich gezielt an die zugewanderte Bevölkerung richten. 
 
Ich würde es begrüßen, wenn es über unseren Prozess, mit Hilfe unse-
res künftigen Integrationskonzeptes gelingen könnte, die vielen Akteure 
und Träger im Bereich migrantenspezifischer Angebote und Leistungen, 
im Feld der Integrationsförderung und –arbeit im Sinne von Ressour-
cenoptimierung und Nachhaltigkeit noch mehr als bisher zu einem Mit-
einander, zu verbindlichen Verfahren der frühzeitigen Information, der 
Abstimmung und Koordinierung zu führen. Erfolg kommunaler Integra-
tionsarbeit hängt meines Erachtens auch sehr wesentlich mit Koordinie-
rung, Absprache und Vernetzung zusammen. 
 
Vielleicht können wir in dem bevorstehenden 2. Teil des jetzt bevorste-
henden Prozesses nicht in allen Punkten Einigung erzielen – Differenzen 
gehören dazu –, aber die Notwendigkeit der Neugestaltung der Integra-
tionsarbeit und der Konsens über gemeinsame Ziele wird niemand 
bestreiten. 
 
Für die Entwicklung des Integrationskonzeptes sind die Zielsetzungen 
und Handlungsschwerpunkte des Konzeptes „Demographischer Wandel 
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als Chance? – Vorschläge für ein Bielefelder Konzept.“ wie auch die Ziel-
setzungen und Handlungsschwerpunkte des Ratsbeschlusses vom 
10.05.2007 „Integrationskonzept der Stadt Bielefeld“ zugrunde zu le-
gen; dies sei abschließend noch einmal betont. 
 
Die Projektorganisation ist im vergangenen Jahr ausführlich debattiert, 
im Verwaltungsvorstand Ende Oktober erörtert und auf der Basis dieser 
Gespräche von mir in Kraft gesetzt worden. Hinsichtlich der Strukturen 
fußt sie im Wesentlichen auf einer – kleinen – Arbeits-/Lenkungsgruppe 
als begleitendes Gremium und auf 6 sog. Teilprojektgruppen, die die 
vom Rat definierten Handlungsschwerpunkte bündeln.  
 
Ich bin sehr froh, dass wir in diesem Prozess von der Bertelsmann-
Stiftung begleitet werden und sich die Stiftung bereit erklärt hat, uns in 
der kommenden Zeit zu unterstützen. Wir stimmen voll inhaltlich darin 
überein, dass Integration eine der wichtigsten Herausforderungen und 
eine Zukunftsaufgabe für Kommunen ist. Insbesondere die kommunale 
Ebene muss das Miteinander von Menschen unterschiedlicher Herkunft 
ermöglichen. Die Bertelsmann Stiftung hat bereits Handlungsempfeh-
lungen für eine erfolgreiche Integrationspolitik sowie Studien und Kenn-
zahlensets zur Verfügung gestellt. Für kommunale Entscheider aus Poli-
tik, Verwaltung und Migrantenvertretungen wurde ein Integrationstrai-
ning entwickelt. Ich möchte Sie, sehr geehrter Herr Kober, in Ihrer 
Funktion als Stiftungsdirector für das Programm Integration, herzlich 
begrüßen und mich auch persönlich bei Ihnen für die Bereitschaft zur 
Kooperation zwischen Stiftung und Bielefeld als Stiftungsnachbarstadt 
bedanken. Ebenso begrüße ich Herrn Wietert-Wehkamp, Leiter des In-
stituts für soziale Innovation in Solingen, als lange Zeit bereits mit der 
Bertelsmann-Stiftung kooperierenden Partner und Moderator. Auch Ih-
nen schon an dieser Stelle ein herzlicher Dank für Ihre Bereitschaft, uns 
in den kommenden Monaten zu begleiten und zu unterstützen.  
  
Für die bevorstehende Aufgabe wünsche ich uns allen viel Erfolg! 
 
Und jetzt darf ich Ihnen, Herr Kober, Herr Wietert-Wehkamp, das Wort 
übergeben.“ 
 

 
5.6 
 

 
Stadt Bielefeld  
Amt für Integration und interkulturelle Angelegenheiten, 
13.03.2009, 2525 
 
 
Integrationskonzept „Wir fördern Integration!“ – Integrations-
konzept für Bielefeld 
1. Integrationsworkshop am 13. und 14.03.2009 
Begrüßung und Einführung durch Karl-Heinz Voßhans, Leiter des 
Amtes für Integration und interkulturelle Angelegenheiten  
 
„Sehr geehrte Damen und Herren, 
 
zu unserem Integrationsworkshop am heutigen Freitag und am morgi-
gen Samstag möchte ich Sie alle herzlich begrüßen. 



Wir fördern Integration! 
Integrationskonzept für Bielefeld 

 

 
316 

 
Bis Ende der 90er Jahre hatten wir eine gesellschaftlich Paradoxie: Es 
gab – mehr oder minder schon immer seit Gründung der Bundesrepu-
blik Deutschland – Einwanderungssituationen, aber ohne Einwande-
rungsgesellschaft. Der einheimischen, der alteingesessenen Gesellschaft 
wurde jahrzehntelang die Illusion einer homogenen Gesellschaft vermit-
telt, in jedem Falle die Zumutung einer mentalen Einrichtung auf eine 
sprachlich und kulturell plurale Gesellschaft erspart. Mit Blick auf die 
zugewanderten Menschen wurden – wenn überhaupt – lange Zeit gerin-
ge Anreize, Motive z. B. zum Erlernen der deutschen Sprache, zum be-
ruflichen und sozialen Aufstieg, zur Beheimatung gesetzt. Wenn denn, 
so ging ein Teil der so genannten Migrantenbevölkerung, wie groß er 
auch immer gewesen sein mag, selbst den Weg der „praktischen Integ-
ration“. 
 
Inzwischen ist – parteiübergreifend – die Einsicht in die Notwendigkeit 
neuer Integrationsanstrengungen gegeben. An symbolischer Politik fehlt 
es in keinem Fall, wenngleich sie sich hierauf sicher nicht beschränkt. 
Schließlich sprechen ökonomische Erwägungen, gesellschaftspolitische 
Erwägungen und nicht zuletzt der demografische Wandel für eine – so 
wie es Bade zusammengefasst hat – „präventive, begleitende und vor 
allem nachholende Integrationspolitik“. 
 
Integration ist kein einseitiger Anpassungsprozess von Zugewanderten, 
sondern ein interaktiver Prozess zwischen Zuwanderinnen und Zuwan-
derern und Aufnahmegesellschaft, der sowohl eine Integrationsleistung 
der Zuwanderinnen und Zuwanderer, aber auch eine Veränderung der 
Mehrheitsgesellschaft verlangt – so unsere Landesregierung in NRW. 
 
Dabei werden – im Rahmen eines Integrationsprozesses – nicht nur An-
sprüche an das Individuum, sondern auch an die gesellschaftlichen 
Strukturen gestellt. Das heißt auch, dass eine gelingende Integration 
nicht nur eines Nationalen Integrationsplans, eines „Aktionsplans Integ-
ration“ für ein „Land der neuen Integrationschancen“ auf NRW-Ebene, 
sondern insbesondere auch einer (kommunal-)politischen Strategie und 
dementsprechend auch eines kommunalen Integrationskonzeptes be-
darf. 
Denn, wie heißt es doch immer wieder: Integration geschieht vor Ort, 
gelingt oder scheitert vor Ort. 
 
Und damit sind wir bei unserem heutigen Treffen. 
 
Allgemeiner Konsens besteht offensichtlich darin, dass die Lebenschan-
cen der Zugewanderten zentral von ihrem rechtlichen Status, vom Zu-
gang zu Bildung, Wohnraum, Erwerbsarbeit und dem sozialen Siche-
rungssystem abhängen. 
 
Breiter Konsens scheint auch darüber zu bestehen, dass unter Integra-
tion die gleichberechtigte Teilhabe an den ökonomischen, ökologischen, 
sozialen und kulturellen Ressourcen der Gesellschaft zu verstehen ist. 
 
Kontrovers ist in unserer Gesellschaft sicher noch die Frage nach den 
Erwartungen, die legitimerweise an Zuwanderinnen bzw. Zuwanderer 
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gerichtet werden können. 
 
Weitgehender Konsens besteht in der sozialwissenschaftlichen Debatte 
zum Integrationsbegriff, im Zuge von Zu- bzw. Einwanderung folgende 
Prozesse zu unterscheiden: 
 
 Strukturelle Integration, d. h. insbesondere die Inklusion in gesell-

schaftliche Funktionssysteme wie Bildung, Beschäftigungssystem, 
Arbeitsmarkt, soziale Sicherungssysteme, Politik. 

 
 Soziale Integration (Gruppenzugehörigkeit, Freundschaften). 

 
 Kulturelle Integration (Sprache, normative Orientierung und Aus-

richtung). 
 
 Identifikative (oder identifikatorische) Integration (Zugehörigkeit zur 

Aufnahmegesellschaft). 
 
Diese auf Heitmeyer zurückgehrende Differenzierung von Integrations-
prozessen liegt auch den Vorarbeiten zur Weiterentwicklung unseres 
Bielefelder Integrationskonzeptes zugrunde und war auch Grundlage 
des Grundsatzbeschlusses des Rates vom 10.05.2007 zur Erarbeitung 
eines differenzierten Integrationskonzeptes für Bielefeld. 
 
Die Frage, in welcher Beziehung diese Prozesse miteinander stehen, 
welche Integrationsprozesse andere voraussetzen und welche die zent-
ralen Determinanten sind, ist damit noch nicht beantwortet – und dürfte 
ebenso einer kontroversen – wissenschaftlichen und auch politischen – 
Betrachtung und Bewertung offen stehen. Die Forderung nach ungehin-
dertem Zugang zu bzw. nach gleichberechtigter Teilhabe an den öko-
nomischen, ökologischen, sozialen und kulturellen Ressourcen erscheint 
substantiell – wenngleich sich zwischen sozialen (Chancen-) Gleich-
heitsansprüchen und Forderungen nach Anerkennung kultureller Unter-
schiede Spannungsfelder auftun. Allerdings wird man wohl resümieren 
dürfen: Sozialer und gesellschaftlicher Zusammenhalt, möglichst span-
nungsarme Beziehungen zwischen gesellschaftlichen Gruppen und Ge-
meinschaften, zwischen Einwanderungsminoritäten und Majorität sind 
dann am ehestens zu erwarten, wenn jedem Gesellschaftsmitglied eine 
ökonomisch gesicherte Existenz und eine selbständige Lebensführung 
und kulturelle Entfaltung ermöglicht wird, in der Regel über den Zugang 
zu Bildung und Erwerbsarbeit, wenn jedem Mitglied der Gesellschaft ei-
ne gesellschaftlich nützliche Rolle zugewiesen wird. Die uneingeschränk-
te Zustimmung zur demokratischen Lebensform ist dabei von allen hier 
lebenden Menschen zu erwarten. Kulturelle Werte dürfen in einer demo-
kratischen Gesellschaft auch individuell interpretiert werden. Allerdings 
wird der kulturelle Pluralismus durch die Verfassung und die rechtliche 
und politische Ordnung begrenzt. 
 
Wir haben in unserer Einwanderungsgesellschaft 
 
 eine kulturelle Pluralisierung, 

 
 eine multireligiöse Gesellschaft, 
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 eine wachsende Diversifikation und Heterogenität der so genannten 

Migrationsbevölkerung, 
 
 eine Vielfalt von Migrationsbiografien, 

 
 eine Vielfalt von Migrantenmilieus, 

 
 eine Vielfalt von Akkulturations- und Integrationsverläufen. 

 
Damit haben wir auch zu akzeptieren, dass wir norm- und wertbildende 
Lernprozesse und Diskurse, einen interkulturellen und auch interreligiö-
sen Dialog als unverzichtbaren Prozess zuzulassen haben. Integration 
will erstritten sein, was den Konflikt zum Normalfall macht. 
 
Die vorgenannten Aspekte lassen nur eingeschränkt Verallgemeinerun-
gen zu – und müssen insofern auch in unserem lokalen Prozess bedacht 
und soweit möglich differenziert werden. Wir sollten uns für unser Biele-
felder Konzept daher nicht nur 
– quasi klassisch – die Frage der Integration der Migrantinnen und 
Migranten stellen, sondern gleichermaßen die Frage des gesellschaftli-
chen Umgangs mit Heterogenität und kultureller Vielfalt (Diversity), also 
der Integration der (Stadt-)Gesellschaft hier ebenso diskutieren. 
 
Lassen Sie im bevorstehenden Prozess den Gedanken zu, dass 
 

 sich Städte durch das Vorhandensein unterschiedlicher sozialer eth-
nischer und kultureller Milieus, also durch eine Kultur der Differenz 
kennzeichnen, 
 

 sich Städte auch durch Fremdheit und Distanz charakterisieren 
 
und dass 
 

 alle Gruppen in einem Gemeinwesen, auch Migrantinnen und 
Migranten, Bewegungsspielräume und Rückzugsmöglichkeiten brau-
chen – je mehr Transparenz sie dabei bieten, um so stärker werden 
die Fundamente für Akzeptanz, Friedfertigkeit, um so geringer Miss-
trauen oder sogar Missgunst sein; 

 
 alle Gruppen in einem Gemeinwesen auch Orte des Übergangs – 

Bahrdt nennt dies „unvollständige Integration“ – haben müssen; 
 
 es gleichzeitig öffentlicher Räume zwischen Gruppen und Kulturen 

und zwischen den Generationen bedarf, in denen Kontakt, Aus-
tausch und Arrangements, ein Miteinander zustande kommen kann. 

 
Kommunale Politik und Integrationsarbeit kann den Umgang zwischen 
Zugewanderten und Einheimischen nicht vorschreiben. Sie kann aber in 
Kooperation mit zivilgesellschaftlichen Akteuren Bedingungen schaffen, 
unter denen die Selbstregulierung der Gesellschaft stimuliert und un-
vermeidbare Verteilungs- und Anerkennungskonflikte auf zivile Weise 
ausgetragen werden können. 
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Meine Damen und Herren, sehr geehrte Kolleginnen und Kollegen, 
 
kommunale Integrationspolitik und –arbeit ist Koproduktion und hat 
Netzwerkcharakter. Viele Akteure sind zu beteiligen. Sie ist kooperative 
Politik und kooperative Arbeit, in der die Kommune vor allem auch eine 
Moderationsrolle wahrzunehmen hat. Sie steht in einem Mehrebenen-
system, findet ihren Ausdruck in Formen von Kooperation zwischen 
staatlichen und nichtstaatlichen Akteuren, der Verknüpfung von Top-
Down- und Bottom-Up-Strategien. 
 
Diesen Hinweis möchte ich zum Anlass nehmen, zum Stand unseres In-
tegrationsworkshops heute und morgen eine wenige Folien aufzulegen. 
Sie sollen noch einmal das bereits „Erreichte“ und vor allem die Aus-
gangslage und den Rahmen unserer gemeinsamen Arbeit und Produkti-
on aufzeigen: 
 
… 
 
1. Aktions-/Zeitrahmen 
2. Integrationskonzept – Grundlagen und Grobstruktur – 
 
… 
 
Für die Stadt Bielefeld möchte ich mich ausdrücklich bei der Bertels-
mann-Stiftung, speziell bei Herrn Kober und Frau Walther – und dem 
Institut für Soziale Innovation in Solingen, Herrn Wietert-Wehkamp, da-
für bedanken, dass sie uns im jetzigen Prozess begleiten und unterstüt-
zen. 
 
Bevor ich jetzt das Wort an Herrn Wietert-Wehkamp übergebe, zuvor 
noch eine letzte Anmerkung: Ich möchte mich bei Ihnen allen, die heute 
und morgen an unserem Integrationsworkshop teilnehmen und mitar-
beiten und damit einen Großteil ihres Wochenendes einsetzen, sehr 
herzlich für ihre Bereitschaft und ihr Engagement bedanken. Wir möch-
ten hiermit gewährleisten, dass der kooperative Dialog, der partizipative 
Prozess, wie er ausdrücklich gewünscht ist, zwischen „Hauptamtlern“ 
und „Ehrenamtlern“ in diesem Prozess eine faire Chance erhält und 
nicht nur formell, sondern tatsächlich praktiziert wird und gelingt. Auch 
für den jetzt bevorstehenden Prozess gibt es Vielfalt, Vielfalt in Bezug 
auf Struktur- und Prozesskompetenz, Vielfalt in inhaltlicher Hinsicht. Ich 
möchte alle die, die sich für den Bielefelder Prozess zur Verfügung stel-
len, insbes. diejenigen, die in ihrer täglichen Arbeit, an welcher Stelle 
auch immer, als „Profis“ Integrationsarbeit leisten, ausdrücklich bitten, 
diese Vielfalt aufzunehmen und insbes. den heutigen ersten Tag als 
Chance zu sehen, dass wir alle auf einem gemeinsamen Fundament in 
die Teilprojekt- und damit in die konkrete inhaltliche Arbeit starten.   
 
In diesem Sinne wünsche ich heute, morgen und dem Prozess in den 
kommenden Wochen und Monaten insgesamt einen konstruktiven und 
erfolgreichen Verlauf.“ 
 

  



Wir fördern Integration! 
Integrationskonzept für Bielefeld 

 

 
320 

5.7 Projektauftrag „MitSprache in Bielefeld – Durchgängiges 
Sprachbildungskonzept für Bielefeld“ 
 
 
1.  Ausgangslage 
 
1. Immer mehr Kinder, vor allem aus zugewanderten Familien, benöti-

gen eine intensive, zusätzliche Förderung, um chancengleich ge-
meinsam mit deutschen Kindern ihre Kompetenzen entwickeln und 
leistungsstark einen erfolgreichen Bildungsweg einschlagen zu kön-
nen. Diesen Kindern eine gute Bildung und Ausbildung zu ermögli-
chen, ist eine gesamtgesellschaftliche Aufgabe.  

 
Ein zentraler Ansatz muss Sprachbildung, d. h. die Förderung von 
Alltags- und Bildungssprache durch und mit der Kindertageseinrich-
tung, durch und mit der Schule, mit Partnerinnen bzw. Partnern des 
außerinstitutionellen bzw. außerschulischen Umfeldes sein. Dafür ist 
die Entwicklung eines Gesamtkonzepts durchgängiger Sprachbildung 
entlang der Bildungs- und ggf. Erwerbsbiographie erforderlich.  
 
Hintergrund und Ausgangslage eines Sprachbildungskonzeptes sind 
insbes.: 

 
 Die „Gemeinsame Integrationsagenda – Ein Rahmen für die In-

tegration von Drittstaatsangehörigen in die Europäische Union“ 
der Kommission der Europäischen Gemeinschaft (KOM(2005) 
389) von 2005 fordert u. a. das Erlernen der Sprache des Auf-
nahmelandes sowie die Beherrschung von Erst- und Zweitspra-
che. Im Bildungswesen müssen Anstrengungen unternommen 
werden, um Einwanderinnen bzw. Einwanderer und vor allem 
auch deren Nachkommen zu einer erfolgreicheren und aktiveren 
Teilhabe an der Gesellschaft zu befähigen.  

 
 Der „Nationale Integrationsplan“ von 2007 nennt Sprache als 

Voraussetzung von Integration. Integration kann nur gelingen, 
wenn Zugewanderte mit den Lebensverhältnissen in Deutschland 
so weit vertraut gemacht werden, dass sie ohne Hilfe und Ver-
mittlung Dritter in allen Angelegenheiten des täglichen Lebens 
selbständig handeln können. Die Länder erklären in diesem Zu-
sammenhang übereinstimmend, einen besonderen Schwerpunkt 
auf Bildung und den frühzeitigen Erwerb der deutschen Sprache 
bereits im Elementarbereich zu legen und integrative Sprachför-
derkonzepte inhaltlich weiterentwickeln zu wollen. Dazu gehört 
auch eine möglichst frühzeitige Feststellung des Sprachstandes 
für alle Kinder. Über die herausragende Bedeutung der deutschen 
Sprache als Unterrichts- und Verkehrssprache besteht Einigkeit. 
Es besteht ebenfalls Einigkeit darüber, allen Kindern, die Defizite 
in der deutschen Sprache aufweisen, die Förderung zukommen zu 
lassen, die ihnen eine gleichberechtigte Teilnahme an Unterricht 
und Bildung ermöglicht. Die Länder verstehen dies als Aufgabe al-
ler Lehrerinnen und Lehrer und aller Fächer. Sie streben an, in ih-
rem jeweiligen Zuständigkeitsbereich dafür Sorge zu tragen, dass 
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sprachunterstützende Maßnahmen in allen Schulformen und auf 
allen Schulstufen durchgeführt werden, wenn entsprechender Be-
darf besteht. Gleichzeitig verpflichten sie sich, in den kommenden 
fünf Jahren die notwendigen Fortbildungsmaßnahmen anzubieten, 
die es allen Lehrkräften ermöglichen, ihren Sprachbildungsauftrag 
im Unterricht wahrzunehmen. Neben dem Erwerb der deutschen 
Sprache erkennen die Länder die Bedeutung der Mehrsprachigkeit 
für alle Kinder und Jugendlichen an. Dies schließt die Herkunfts- 
oder Familiensprachen der Kinder und Jugendlichen mit Migrati-
onshintergrund ein. Es sollen geeignete Maßnahmen  identifiziert 
werden, die das Prinzip der Mehrsprachigkeit im Schulalltag an-
gemessen verankern. Die Bundesvereinigung der kommunalen 
Spitzenverbände empfiehlt ihrem Mitgliedsbereich bzw. ihren Mit-
gliedsverbänden u. a., durch kommunale Maßnahmen das Bil-
dungsangebot zu ergänzen und diese Angebote mit denen des 
Bundes und der Länder zu vernetzen. 

 
 Gem. dem Aktionsplan Integration des Landes NRW von 2006 will 

die Landesregierung die Sprachförderung vor der Einschulung für 
alle Kinder verbindlich gestalten und qualifiziert ausbauen. Zwei 
Jahre vor der Einschulung wird der Sprachstand für jedes Kind 
nach § 36 SchulG verpflichtend festgestellt. Wenn der Sprach-
stand der Kinder nicht altersgemäß ist und sie die deutsche Spra-
che nicht hinreichend beherrschen, wird das Kind verpflichtet, an 
einem vorschulischen Sprachkurs teilzunehmen. Die Kinderta-
geseinrichtungen sollen auch bei der Sprachförderung Orte früh-
kindlicher Bildung werden. In Auswertung der Ergebnisse der 
Sprachstandserhebung werden Hinweise zur verbesserten indivi-
duellen Förderung der Kinder entwickelt. 

 
 Die Charta für Integration und Vielfalt Ostwestfalen-Lippe – Mo-

dellregion für Integration und Vielfalt – sieht Grundkenntnisse u. 
a. der Sprache der Aufnahmegesellschaft als eine notwendige 
Voraussetzung für die Integration; Einwanderinnen bzw. Einwan-
derer können nur dann erfolgreich integriert werden, wenn sie die 
Möglichkeiten erhalten, diese Grundkenntnisse zu erwerben.  

 
 In Bielefeld ist die Integration von Menschen mit Zuwanderungs-

geschichte vom Rat der Stadt als eine der wichtigsten kommunal-
politischen Aufgaben bereits festgelegt worden (s. Beschluss vom 
10.05.2007). Zuvor hatte der Rat der Stadt mit Verabschiedung 
des vom Migrationsrat empfohlenen „Bildungspolitischen Papiers“ 
am 14.12.2006 als Leitbild u. a. festgelegt, dass Bielefeld jedem 
Kind – unabhängig von seiner Herkunft – bestmögliche Bildungs-
chancen bieten möchte, dass u. a. Mehrsprachigkeit ein wesentli-
ches Element europäischen Selbstverständnisses ist und dass 
zweisprachige Konzepte als Übergangslösung den Integrations-
prozess unterstützen. Koordinierte zweisprachige Alphabetisie-
rung in Deutsch und einer Herkunftssprache sollten verankert 
werden. Auf der Maßnahmeebene wurde u. a. gefordert, alle vor-
schulischen und schulischen Sprachfördermaßnahmen in einem 
städtischen Gesamtkonzept zu vernetzen und zu koordinieren und 
Sprachförderkonzepte (Deutsch als Zweitsprache) in den Schulen, 
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d. h. koordinierte Alphabetisierung und konsequente Sprachförde-
rung, in allen Lernfächern umzusetzen.  

 
Wer Deutsch nur unzureichend beherrscht, wird es nicht nur schwe-
rer beim Sprechen mit Anderen haben, beim Verfolgen des Unter-
richts oder beim Lernen eines Gedichtes, sondern auch beim Erler-
nen einer Fremdsprache, beim Verstehen einer Textaufgabe in Ma-
thematik oder dabei, die Bedeutung eines Textes in einem Ge-
schichtsbuch zu verstehen. Er wird es als Erwachsener auch schwe-
rer haben, z. B. ein Bewerbungsschreiben zu verfassen, einen Ver-
trags(text) zu verstehen, einen Brief zu schreiben. Im Rahmen eines 
sozialen Verständnisses von Integration spielen die Deutschkenntnis-
se von Zuwanderinnen bzw. Zuwanderern daher eine Schlüsselrolle. 
Insbesondere die Beherrschung der Schriftsprache gewährleistet in 
der schriftkulturell geprägten Gesellschaft den Zugang zur Gesell-
schaft. Hierfür die Voraussetzungen und Strukturen zu schaffen, 
muss Ziel und Gegenstand des durchgängigen Sprachbildungskon-
zeptes für Bielefeld sein.  

 
 
2.   Projektauftrag 
 
2.1 Bezeichnung des Projektes 
 

Das Gesamtkonzept für vorschulische, schulische Sprachbildungs-
maßnahmen bis hinein in das Erwachsenenalter ist unter dem Na-
men  
 

„MitSprache in Bielefeld“ 
 – Durchgängiges Sprachbildungskonzept – 

 
weiterzuentwickeln und zu erarbeiten 1.  
 

2.2 Ziel des Projektes 
 
Zielsetzung ist die Entwicklung konzeptioneller Grundlagen zu Struk-
turen und Inhalten für eine Sprachbildung im vertikalen 2 wie auch 
im horizontalen Sinne 3.  
 
Für das Konzept sind die insbes. die vom Rat der Stadt in seinen Be-
schlüssen vom 14.12.2006 („Bildungspolitisches Papier“) und vom 
10.05.2007 „Integrationskonzept der Stadt Bielefeld“ festgelegten, 
im Fachtag „MitSprache in Bielefeld – Wege zur sprachlichen Bil-
dung“ am 09.05.2009 erarbeiteten sowie folgende weitere Eckpunkte 

                                                 
1   S. hierzu insbes. bereits vorliegenden Beschluss des Rates vom 14.12.2006 mit Verabschiedung 
des sog. „Bildungspolitischen Papiers“ 
 

2  Sprachbildung im vertikalen Sinne: Durchgängig durch und über die gesamte Bildungs- und ggf. Er-
werbsbiografie mit besonderem Akzent auf den Übergängen von der Kindertageseinrichtung in die 
(Grund-)Schule, von der Grundschule in die Sekundarstufe I, später in die Sekundarstufe II, Übergang 
in Ausbildung und Beruf 
 

3  Sprachbildung im horizontalen Sinne:  Quer durch das gesamte Curriculum, durch alle Lernbereiche 
und Fächer   
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zugrunde zu legen.  
 

 Start im Kleinkindalter: Frühe Elternarbeit zur Förderung von Le-
se- und Sprachkompetenz.  

 Durchgängige, qualifizierte vorschulische Sprachbildung im Ele-
mentarbereich.  

 Vernetzung von Sprachbildung, Förderung von Alltags- und Bil-
dungssprache zwischen Elementarbereich und Primarbereich (= 
Fortführung der vorschulischen Sprachbildung in die Primarstufe, 
in die Schuleingangsphase (SEP) hinein). 

 Vernetzung und Ausweitung von Sprachbildung, Förderung von 
Alltags- und Bildungssprache zwischen Primar- und Sekundarstu-
fe I, II (= z. B. Ausweitung des Konzepts des Förderunterrichts 
von Schülerinnen und Schülern mit Zuwanderungsgeschichte auf 
die Primarstufe ab Schuljahrgang 3)  

 Erhalt, Ausbau, Koordination von Anregungs-, Unterstützungsleis-
tungen und Kommunikationsstrukturen für pädagogische Einrich-
tungen, Schulen, Entwicklung und Verstetigung von Aufgaben der 
Qualifizierung 

 Aufbau bzw. (Weiter-)Entwicklung von Sprachbildungsnetzwerken 
 Berufsvorbereitende und –qualifizierende Sprachbildungskonzepte 

und –angebote 
 Förderung von Sprachbildung für Erwachsene als Qualifizierung 

für die Erwerbsbiografie, als begleitende zusätzliche Maßnahme 
zur Erlangung der Voraussetzungen für eine Einbürgerung etc. 

 
Das Konzept bildet die künftige Grundlage für eine frühzeitige, kon-
sequente, fachlich qualifizierte und vernetzte Sprachbildung durch-
gängig durch und über die gesamte Bildungs- und Erwerbsbiografie 
vom Kindes- bis hin zum Erwachsenenalter. 

 
2.3 Organisation des Projektes 
 

Die Zuständigkeit für das Konzept und damit die Koordinierung und 

                                                                                                                                                         
4  S. hierzu insbes.  

 nach Mitzeichnungsverfahren 2007 am 02.01.2008  in Kraft gesetzte Orga.-Vfg. für das Amt für 
Integration und interkulturelle Angelegenheiten, insbes. Aufgabengliederungsplan 170 (u. a. 
Entwicklung, Koordination und Umsetzung von Sprachförderkonzepten).  

 Richtlinien  für die Förderung der Regionalen Arbeitsstellen zur Förderung von Kindern und Ju-
gendlichen aus Zuwandererfamilien (RAA), Ziff. 2 (Gegenstand der (landesseitigen) Förderung 
ist u. a. die Entwicklung, Erprobung und Implementierung von Konzepten interkultureller Bildung 
und Sprachförderung unter Berücksichtigung der Mehrsprachigkeit) (vgl. Gem. RdErl. d. Ministe-
riums für Generationen, Familie, Frauen und Integration - 501 - 5.9530 -  und des Ministeriums 
für Schule und Weiterbildung - 321 - 6.08.06.09 Nr. 71025) vom 19.2.2009). 

 

5  S. hierzu insbes. AG Interkulturelle Erziehung und Sprachförderung (AK Sprachförderung), Koope-
rationspapier „Vorschulische Sprachförderung“ mit Mitzeichnungsverfahren von 10./11.2008, s. hierzu 
AK Prima@sprechen, s. hierzu 170.2 – RAA – als Kompetenzteam „Sprachbildung“ 
 

6  Hierzu gehören insbes.: Träger von Tageseinrichtungen (s. hierzu AG Interkulturelle Erziehung und 
Sprachförderung (AK Sprachförderung)), Schulen/Schulformsprecherinnen bzw. -sprecher, Schulauf-
sicht (Staatl. Schulamt – Untere Schulaufsichtsbehörde –, Bez.Reg.), Träger von Angeboten der Offe-
nen Ganztagsgrundschule (OGS), die Stadt Bielefeld – 170, 400, 420, 460, 510 –, das Jugendhaus in 
Bielefeld, die REGE mbH, die Universität Bielefeld – Fakultät für Linguistik und Literaturwissenschaft –
, das Bundesamt für Migration und Flüchtlinge – Außenstelle Bielefeld –, Sprach- und Integrations-
kursträger, Migrantenselbstorganisationen, Tabula e. V., Verein Sprachpaten OWL e. V. 
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Steuerung des Prozesses liegt im Dezernat OB beim Amt für Integra-
tion und interkulturelle Angelegenheiten – 170/170.2 – (vgl. hierzu 
auch Org.-Vfg. vom 02.01.2008). 

 
Die Erarbeitung des Konzeptes ist zeitlich befristet und so angelegt, 
dass soweit möglich 
 
 auf bestehende Beschluss- und Richtlinienvorgaben und 4 
 auf bestehende Strukturen 5 

 
zurückgegriffen werden kann.  
 
Im Rahmen der Erarbeitung des Konzepts ist auf bereits bestehende 
Strukturen und auf Bestehendem aufzusetzen (170, AG Interkultu-
relle Erziehung und Sprachförderung („AK Sprachförderung“). Weite-
re Module des Konzepts (insbes. Sek. I-, Sek II-Bereich, Übergang 
Schule → Beruf, Erwerbsalter) werden in bilateralen Prozessen (= 
Arbeits- und Konzeptgesprächen) unter Federführung des Amtes für 
Integration und interkulturelle Angelegenheiten (Kompetenzteam 
170.2) erarbeitet und abgestimmt.  
 
Eine Beteiligung und Abstimmung mit relevanten Akteuren der 
Sprachförderung/-bildung ist im Prozess der Konzepterarbeitung si-
cherzustellen 6.  

 
   

Dezernat OB 
Amt für Integration 
und interkulturelle 
Angelegenheiten 

170/170.2 
 

 

 
                  ↓ 

 
 
AG Interkulturelle Er-
ziehung und Sprachför-
derung (AK Sprachför-
derung) – bereits be-
stehend – (Feder-/ Ge-
schäftsführung: 170.2) 
 

 
AK Prima@sprechen 

– bereits bestehend – 
(Feder-

/Geschäftsführung: 
170.2) 

 

 
Kompetenzteam 

„Sprachbildung“ – 
170.2 – RAA –  

(Bilaterale Erörte-
rung und Erarbei-

tung mit  den 
Partnerinnen bzw. 

Partnern) 
 

 
Erarbeitung von Kon-
zeptmodulen für den 
Elementar-/ Vorschul-
be- reich, Kooperation 
mit dem AK Prima @ 
sprechen im Übergang 
KiTa – Schule 
 

 
Erarbeitung von Kon-
zeptmodulen für den 

Übergang KiTa – 
Schule und für die 

Primarstufe 

 
Erarbeitung von 
Konzeptmodulen 
für den Übergang 
Primarstufe : Sek. 

I-Stufe, für die 
Sek. I-Stufe 

 
Erarbeitung von 
Konzeptmodulen 
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für die Sek. II-
Stufe, für den Ü-
bergang Schule → 
Ausbildung/Beruf, 
für Erwachsene 

 
                                           

Für die Arbeit sind insbes. folgende Grundsätze zu berücksichtigen: 
 

 Bereits vorliegende Arbeitsergebnisse aus bisherigen Beschluss-
lagen, Prozessen und Arbeitsansätzen  sind aufzugreifen und 
weiterzuwickeln. 

 Bei besonderen Fragestellungen können auch – ggf. weitere – 
externe Akteure hinzugezogen werden. 

 Soweit Empfehlungen der Arbeitskreise nicht von allen getragen 
werden, sind abweichende Meinungen zu dokumentieren. 

 
2.4  Projektablauf/Zeitplan 

 
Das Konzept soll in folgendem Zeitplan bearbeitet werden: 

 
 
1. 

 
Einbringung eines Grundlagen-/Arbeitspapiers 
(170) 

 
- Oktober  
2009 

 
2. 

 
Bestandserhebung von Angeboten, Maßnah-
men, Projekten (170) 

 
- Dezember 
2009 

 
3. 

 
Ziel- und Maßnahmeerarbeitung mit Zusam-
menführung und Bündelung der Ergebnisse aus 
dem Prozess, Priorisierung, Entwicklung von 
Kennzahlen 

 
- März 
2010 

 
4. 

 
Information, Beratung des Konzeptvorschlages 
verwaltungsintern (VV) und in den zuständigen 
Gremien (Migrationsrat, Fachausschüsse, 
Hauptausschuss, Rat) (170) 

 
2. Quartal 
2010 

 
5. 

 
Präsentation, Veröffentlichung des Konzeptes 
durch die Stadt Bielefeld – Amt für Integration 
und interkulturelle Angelegenheiten – 

 
Juli/August  
2010 

 
6. 

 
Sicherstellung von Nachhaltigkeit und Weiter-
entwicklung durch Weiterführung der Koopera-
tion im einem Bielefelder Netzwerk „MitSprache 
in Bielefeld – Durchgängige Sprachbildung für 
Bielefeld“ 

 
ab August  
2010 

 
David 
Oberbürgermeister 
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5.8 Interkulturelle Zusammenarbeit mit Eltern – Grundlagen und 
Empfehlungen für die interkulturelle Zusammenarbeit mit Eltern 
im Bereich der vorschulischen, schulischen und außerschuli-
schen Bildungsarbeit – 
 
1.  Einleitung 
 
Im Programm und den Handlungsansätzen der NRW-Landesregierung 
(s. Nordrhein-Westfalen – Land der neuen Integrationschancen – Akti-
onsplan Integration – (27.06.2006)) ist mit Unterstützung der Landes-
regierung u. a. die Ausweitung des "Elternnetzwerks NRW - Integration 
miteinander", in dem sich Eltern mit Migrationshintergrund gemeinsam 
für die Verbesserung der Bildungssituation ihrer Kinder engagieren, ge-
nannt. 
 
Der – örtliche – Arbeitskreis (AK) Eltern 44 ist mit Blick auf den Hand-
lungsansatz im nordrhein-westfälischen Aktionsplan Integration im Mai 
2007 unter Federführung der RAA eingerichtet worden. Ihm gehören 
derzeit ca. 50 Institutionen an, die im Bereich der interkulturellen Zu-
sammenarbeit mit Eltern aktiv sind.  
 
Der AK hat sich zur Aufgabe gemacht, als Beratungs- und Dienstleis-
tungsserviceagentur für Eltern, Schule und Multiplikatorinnen und Multi-
plikatoren zu wirken, ein Fachforum für Austausch und Information zu 
sein, best-practice-Beispiele lokal, regional und überregional vorzustel-
len und zu diskutieren, einen Pool von Referentinnen bzw. Referenten 
aufzubauen und regelmäßig eine Bestandsaufnahme von Elternarbeit im 
Bereich `Bildung und Erziehung´ zu erstellen. Es besteht auch eine en-
ge Kooperation zum Netzwerk `Eltern NRW´ 
(www.elternnetzwerk.nrw.de). 
 
Im Rahmen der vg. Aufgabenstellung hat eine Arbeitsgruppe des AK El-
tern 45 im Auftrag des Plenums des AK Eltern unter Federführung des 
Amtes für Integration und interkulturelle Angelegenheiten – RAA – die 
nachfolgenden „Grundlagen und Empfehlungen für die interkulturelle 
Zusammenarbeit mit Eltern im Bereich der vorschulischen, schulischen 
und außerschulischen Bildungsarbeit“ 46 erarbeitet. 
 
Zugrunde gelegt wurden hierbei insbes. folgende Bausteine: 
 
 Im Arbeitskreis IKEEP (Interkulturelle Erziehung im Elementar- und 

Primarbereich) der RAA in NRW erarbeitete Standards. Zur Aus- 
und Fortbildung von Erzieherinnen bzw. Erziehern in interkultureller 
Kompetenz gehört der Baustein 5: `Öffnung der Einrichtung zum 
Gemeinwesen´ mit dem Modul `Interkulturelle Elternarbeit´. Er 
stellt die Basis eines Konzeptes für die Arbeit mit Eltern dar, wie 
die RAA`en sie verstehen. Sie kann in anderen Arbeitsfeldern in 
angepasster Form zur Anwendung kommen (s. auch: RAA in NRW: 
25 Jahre Interkulturelle Kompetenz, Konzepte, Praxis, Perspekti-
ven, Hrsg: RAA 2005). 

 Thesenpapier „Die Partizipation der Eltern als Schlüsselfaktor zum 
Bildungserfolg von Migranten: Erfolgsfaktoren.  

 Vortrag von Vicente Riesgo Alonsi, 06.05.2009, im Rahmen von 
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KOMPASS.  
 Vortrag von Prof. Dr. Werner Sacher, Universität Erlangen-

Nürnberg „Schule und Elternhaus, Effektive Formen der Zusam-
menarbeit“ (2009) 47. 

 Standards für die Zusammenarbeit mit Eltern des Bielefelder 
Sprachbildungsmoduls „Miteinander reden, miteinander leben. 
Sprachförderung. Gut für Bielefeld“, die zwischen Stadt Bielefeld – 
Amt für Integration und interkulturelle Angelegenheiten – und der 
Arbeiterwohlfahrt (AWO) Ostwestfalen-Lippe e.V. und im AK „In-
terkulturelle Erziehung und Sprachförderung“ vereinbart worden 
sind. Sie stimmen mit den hier beschriebenen „Grundlagen und 
Empfehlungen für die interkulturelle Zusammenarbeit mit Eltern im 
Bereich der vorschulischen, schulischen und außerschulischen Bil-
dungsarbeit“ überein. 

 
Adressatinnen bzw. Adressaten 
 
Die Adressatinnen bzw. Adressaten dieser Grundlagen und Empfehlun-
gen sind Multiplikatorinnen bzw. Multiplikatoren, Einrichtungen, Träger, 
Projekte, vor allem im Bereich der vorschulischen, schulischen und au-
ßerschulischen Bildungsarbeit, die mit Eltern zusammenarbeiten. 
 
Grundlagen und Empfehlungen als Bestandteil im Integrations-
konzept 
 
Die „Grundlagen und Empfehlungen für die interkulturelle Zusammenar-
beit mit Eltern im Bereich der vorschulischen, schulischen und außer-
schulischen Bildungsarbeit“ sind auch Bestandteil der Überlegungen und 
Festlegungen des Bielefelder Integrationskonzeptes „Wir fördern Integ-
ration! – Integrationskonzept für Bielefeld“.  
 
In ihnen sind folgende acht Dimensionen der interkulturellen Zusam-
menarbeit mit Eltern verankert: 
 
1. Interkulturelle Elternberatung. 
2. Interkulturelle Elternbildung. 
3. Interkulturelle Elterninformation. 
4. Interkulturelle Elternmitwirkung/-mitbestimmung. 
5. Interkulturelle Qualifizierung von Eltern. 
6. Interkulturelle Kooperation im Gemeinwesen. 
7. Interkulturelle Fortbildung von Multiplikatorinnen bzw. Multiplikato-

ren für die Arbeit mit Eltern. 
8. Interkulturelle Projekte mit Eltern. 
 
Grundlagen und Empfehlungen als “Work in progress” 
 
Die vorliegenden Grundlagen und Empfehlungen sollen zukünftig u. a. 
auch Grundlage bzw. Richtschnur für die von der Stadt Bielefeld zu be-
wertenden bzw. zu geförderten Projekte sein. 
 
Als „ work in progress“ werden sie mit allen relevanten Akteurinnen 
bzw. Akteuren, Kooperationspartnerinnen bzw. -partnern vor allem im 
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vorschulischen, schulischen und außerschulischen Bildungs- und Weiter-
bildungsbereich (vom Elementarbereich bis hin zum Übergang Schu-
le/Beruf und bis zur Erwachsenenbildung) in einem partizipativen Pro-
zess diskutiert und weiterentwickelt. Hier muss vor allem mit Schulen 
ein intensiver Austausch erfolgen, da bekannt ist, dass der Einfluss der 
Familie doppelt so stark ist wie der von Schule, Lehrkräften und Unter-
richt 47. 
 
Zur Verbesserung der Qualität der Zusammenarbeit mit Eltern soll ein 
Monitoring entwickelt werden. 
 
Ziele für eine erfolgreiche interkulturelle Zusammenarbeit mit 
Eltern 
 
1. Die Förderung der Elternpartizipation soll auf die Stärkung der ei-

genen (Erziehungs-) Kompetenzen und der Selbstorganisation ge-
richtet sein. 

2. Interkulturelle Zusammenarbeit mit Eltern soll zu selbstständigem 
politischem Handeln und der Wahrnehmung und Vertretung der ei-
genen Interessen (von Kindern und Eltern) dienen. 

3. Durch Partizipation wird staatliches Handeln in zentralen gesell-
schaftlichen Bereichen – besonders im Bereich Bildung – eingefor-
dert. Das bedeutet, nicht zu warten, bis der Staat handelt, sonder 
selbst aktiv zu werden, um Missstände zu beseitigen. 

4. Elternbildung für eine qualifizierte Elternpartizipation ist der beste 
Weg zum Bildungserfolg von Kindern mit und ohne Zuwanderungs-
geschichte. 

5. Elternpartizipation ist immer gesellschaftspolitisch (ziel- und hand-
lungsorientiertes Lernen). 

6. Eigene interkulturelle Ressourcen und Potentiale der Eltern werden 
mobilisiert (Eltern bzw. Elternteile als Experten in der eigenen Le-
benswelt („Von und miteinander lernen.“)). 

7. Eine hohe Beteiligung der Eltern verschiedener Herkunft in den in-
stitutionellen und in den nach den jeweils geltenden (Rechts-) 
Grundlagen vorgesehenen Mitbestimmungsgremien entsprechend 
ihrem prozentualen Anteil in der jeweiligen Einrichtung/Institution 
ist anzustreben. 

8. Interkulturelle Organisationsarbeit soll mit der interkulturellen Bil-
dungsarbeit stark verbunden werden. 

 
Voraussetzungen/Bedingungen für eine erfolgreiche Zusam-
menarbeit mit Eltern 
 
Von folgenden Prämissen ist auszugehen: 
Der partizipative und interkulturelle Ansatz der Zusammenarbeit mit El-
tern beinhaltet, dass Angebote für alle Eltern gelten, egal, welchen 
Rechts- bzw. Aufenthaltsstatus sie haben. 
 
Als Grundsatz soll die Achtung vor den Eltern gelten, die Wahrnehmung 
ihrer Herkunftsvoraussetzungen, ihres ökonomischen, sozialen Status´, 
ihrer Sprache, Religion, ihres Bildungsstandes, der biografischen Vor-
aussetzungen 48. 
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1. Die Achtung vor den Eltern/Elternteilen ist die Grundlage für die er-
folgreiche Integration der Kinder. 

2. Eltern/Elternteile sind Alltagsexperten und lebendige Vorbilder, I-
dentifikationsfiguren für die Kinder. Sie sind die ersten und lange 
Zeit die wichtigsten Sozialisationspartnerinnen bzw. -partner ihrer 
Kinder. Der Einfluss der Familie ist doppelt so stark wie der von 
Schule, Lehrkräften und Unterricht. 

3. Eltern/Elternteile mit und ohne Zuwanderungsgeschichte haben 
häufig eine hohe Motivation zum sozialen Aufstieg (Stärke der 1. 
Generation). 

4. Bildungs- und Erziehungsvorstellungen von Eltern/Elternteilen und 
Akteurinnen bzw. Akteuren in öffentlichen Bildungseinrichtungen 
stimmen nicht immer überein.  

5. Biografische Vorerfahrungen, aktuelle Lebenssituationen, fachliches 
Wissen und gesellschaftlich relevante Bedingungen beeinflussen die 
pädagogischen Vorstellungen auf beiden Seiten. 

6. Interkulturelle Kooperation mit Eltern/Elternteilen ist fester Be-
standteil des Konzepts der jeweiligen Einrichtung, des Trägers, der 
Schule und wird für beide Seiten verbindlich vereinbart. 

7. Die Interessen der Kinder werden ebenso berücksichtigt wie die der 
Eltern/Elternteile. 

8. Zugrunde gelegt wird ein biographischer Ansatz, der die Lebens-
welt der Kinder im Blick hat und die Eltern/Elternteile als Expertin-
nen bzw. Experten einbezieht 49 (s. o.). 

9. Im Sinne einer zukünftigen und anhaltenden, wirksamen Erzie-
hungspartnerschaft sind frühe, austauschende Begegnungen von 
besonderer Wichtigkeit. 

10. Den Eltern/Elternteilen müssen zielgruppengerechte Informationen 
für eine Förderung ihrer Kinder aufgezeigt werden. Es gilt, sie darin 
zu ermutigen, selbst bestimmt Förderangebote anzunehmen und 
zu unterstützen. 

11. Vor der Zusammenarbeit mit Eltern/Elternteilen sollte geklärt wer-
den, wer die Adressatinnen bzw. Adressaten sein werden: Sind es 
die Väter oder die Mütter oder sind es beide Elternteile? Sind es 
andere Bezugspersonen des Kindes? Sind es die Eltern/Elternteile 
zugewanderter oder die einheimischer Kinder oder ggf. beide ge-
meinsam? 

12. Interkulturelle Fragestellungen gilt es rechtzeitig zu klären, um 
Vorurteile und Ängste in Bezug auf die Integration deutscher und 
zugewanderter Kinder nicht aufkommen zu lassen oder abbauen zu 
können. 

 
Qualitätssicherung 
 
Qualitätssicherung erfolgt u. a. über das im Rahmen des Bielefelder In-
tegrationskonzepts vorgesehene, zu entwickelnde (Qualitäts-
)Monitoring. Hier spielen u. a. quantitative und qualitative Erhebungen 
und Befragungen eine Rolle. 
 
Eigenevaluation der gewählten Ansätze 
 
Eine Selbstverpflichtung für eine Selbstüberprüfung der Grundlagen und 
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Empfehlungen sollte angestrebt und angewendet werden. 
 
Das hier vorgestellte Verfahren basiert auf der Methode der wertschät-
zenden Selbstevaluation nach Wenzel in folgenden Schritten 50:  
 
 Dimension.  
 Werte.  
 Ziele.  
 Standards.  
 Indikatoren. 

 
2.  Grundlagen und Empfehlungen für die interkulturelle Zu-
sammenarbeit mit Eltern 
– Kurzfassung – 
 
1. Interkulturelle Elternberatung 
 

 Zugrunde liegende Werte:  
o Offenheit und Vertrauen. 
o Wertschätzung. 
o Teilen von Verantwortung. 
o Eigenständigkeit. 
o Recht auf Unterstützung. 
o Vorurteilsbewusstheit. 
o Ernst nehmen / Respekt. 
o Gleichberechtigung. 
o Akzeptanz. 
o Beratungsqualität. 

 Ziele:  
o Erreichen von einheimischen „deutschen“ und zugewanderten 

Eltern/Elternteilen. 
o Grundlage für eigenständige Entscheidungen schaffen bzw. ge-

ben.  
 Rahmenbedingungen, Ressourcen, Handlungsempfehlungen: 

o Interkulturelle Beratungskompetenz. 
o Vertraulichkeit. 
o Kommunikation wenn nötig in anderer Sprache. 
o Angemessener zeitlicher und räumlicher Rahmen. 

 
2. Interkulturelle Elternbildung 
 

 Zugrunde liegende Werte:  
o Gleichberechtigte Elternbildung. 

 Ziele:  
Eröffnung von Zugängen zu pädagogischer Elternbildung. 
o Erhöhung der Inanspruchnahme von Bildungsangeboten durch 

deutsche und zugewanderte Eltern/Elternteile. 
o Schaffung von Strukturen der interkulturellen Elternbildung. 

 Rahmenbedingungen, Ressourcen, Handlungsempfehlungen: 
o Umsetzung interkultureller Elternbildungsprogramme (z. B. 

Griffbereit, Rucksack, Elterndiplom, Elternkompass, Eltern-
Schule- Dialog.....). 

o Selbstverständnis zu interkultureller Elternbildung. 
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o Angemessene finanzielle Ressourcen. 
 
3. Interkulturelle Qualifizierung von Eltern 
 

 Zugrunde liegende Werte:  
o Partizipation. 
o Anerkennung und Förderung von Fachlichkeit. 
o Wertschätzung der Vielfalt. 
o Selbständigkeit. 
o Entwicklung. 
o Unabhängigkeit. 
o Interkulturelle Bildung. 

 Ziele:  
o Expertentum schaffen, um Eltern/Elternteile in den Bereichen 

Erziehung und Bildung gezielt unterstützen zu können.  
o Angebote werden praxisnah, interkulturell und lebensweltorien-

tiert entwickelt und umgesetzt. 
o Professionelle Koordinierung der qualifizierten Eltern/Elternteile 

(Netzwerk `Bildungspatinnen bzw. -paten´). 
o Regelmäßiger Austausch mit pädagogischen Fachkräften. 
o Erhöhung des Selbstvertrauens und Selbstbewusstseins, Teil-

habe, Chancengleichheit für den Arbeitsmarkt, Stärkung für die 
Familie. 

o Steigerung des Lebensstandards bzw. der Lebensqualität. 
 Rahmenbedingungen, Ressourcen, Handlungsempfehlungen:  

o Konzepte werden aus der Interessenlage der Eltern/Elternteile 
und Kinder (Klientel) entwickelt. 

o Qualifizierungsangebote sind praxisnah und lebensweltorien-
tiert. 

o Interkulturell sensibilisierte und praxiserfahrene Anleitung. 
 
4. Interkulturelle Elterninformation 
 

 Zugrunde liegende Werte:  
o Teilhabe (Partizipation).  

 Ziele:  
o Informationen sollen alle Eltern/Elternteile erreichen. 

 Rahmenbedingungen, Ressourcen, Handlungsempfehlungen:  
Existenz von (Informations-)Konzepten. 
Informationen werden – sofern erforderlich – in der Herkunftsspra-

che bzw. zweisprachig (Deutsch und Herkunftssprache) erstellt 
bzw. gegeben (Übersetzungen, Dolmetscherin bzw. Dolmet-
scher). 

 
5. Interkulturelle Elternmitwirkung/Elternmitbestimmung 
 

 Zugrunde liegende Werte:  
o Mitverantwortung. 

 Ziele:  
o Alle Eltern/Elternteile haben die Möglichkeit, sich aktiv an Mit-

wirkungsgremien zu beteiligen.  
o Eltern/Elternteile erwerben Kompetenzen, nutzen Kompetenzen, 

bauen Kompetenzen aus, geben Kompetenzen weiter. 
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o Zugewanderte Eltern/Elternteile sind an der konzeptionellen Ar-
beit der Einrichtung bzw. der Schule beteiligt. 

 Rahmenbedingungen, Ressourcen, Handlungsempfehlungen:  
o Eltern erhalten Informationen, Schulungen, politische Bildungs-

angebote. 
 
6. Interkulturelle Kooperation im Gemeinwesen  
 
… zwischen Migrantenorganisationen, Vereinen, Weiterbildungsträgern, 
Kindertageseinrichtungen, Schulen, anderen Trägern/Institutionen: 
 

 Zugrunde liegende Werte:  
o Partizipation. 
o Wertschätzung. 
o Akzeptanz. 
o Gleichwertigkeit. 
o Transparenz. 
o Mitverantwortung. 

 Ziele:  
o Erhöhung der Lebensqualität. 
o Informationsaustausch. 
o Sensibilisierung für interkulturelle Kompetenz. 
o Öffnung der Regeldienste. 
o Bündelung von Ressourcen. 
o Sicherung von Maßnahmen und Projekten. 
o Einbeziehung von Eltern/Elternteilen als Partnerinnen bzw. 

Partner. 
 Rahmenbedingungen, Ressourcen, Handlungsempfehlungen:  

o Existenz interkultureller Konzepte, Angebote. 
o Maßnahmen werden kooperativ auf die Bedürfnisse von El-

tern/Elternteilen mit und ohne Zuwanderungsgeschichte und 
das Zusammenleben in einer interkulturellen Gemeinschaft ü-
berprüft bzw. ausgerichtet. 

 
7. Interkulturelle Fortbildung von Erzieherinnen bzw. Erziehern 
bzw. pädagogisch tätigen Kräften allgemein, Pädagoginnen bzw. 
Pädagogen (Lehrkräften) für die Arbeit mit Eltern 
 

 Zugrunde liegende Werte:  
o Respekt.  
o Akzeptanz.  
o Austausch. 
o Gleichwertigkeit. 
o Veränderung. 
o Wertschätzung des Andersseins. 
o Empathie. 
o Bildung. 
o Flexibilität. 
o Ambiguitätstoleranz 51. 

 Ziele:  
o Die interkulturelle Fortbildung führt, in Bausteinen aufbauend, 

zur persönlichen Qualifikation und zu einer wertschätzenden Ar-
beit mit Eltern/Elternteilen. 
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o Perspektivwechsel einnehmen können.  
 Rahmenbedingungen, Ressourcen, Handlungsempfehlungen:  

o Wissen über die geschichtliche, rechtliche, soziale und gesell-
schaftliche Situation von Zuwandererfamilien.  

o Wissen über Migration.  
o Kompetenz zur Gestaltung eines interkulturellen Konzepts zur 

Arbeit mit Eltern/Elternteilen. 
o Akzeptanz und Wissen bezüglich Zwei- und Mehrsprachigkeit.  
o Bereitschaft zur kritischen Reflexion der eigenen Einstellung, 

des eigenen Verhaltens und Handelns. 
o Bereitschaft zur interkulturellen Sensibilisierung für die Multi-

plikatorinnen bzw. Multiplikatoren und alle Eltern. 
 
8. Interkulturelle Zusammenarbeit mit Eltern/Elternteilen in 
Projekten 
 

 Zugrunde liegende Werte:  
o Selbstvertrauen. 
o Mitbestimmung. 
o Wertschätzung. 
o Kreativität. 
o Anerkennung von Fachlichkeit. 
o Selbstbestimmung. 
o Kulturrespekt. 
o Dynamik. 

 Ziele:  
o Ressourcenerweiterung. 
o Eltern/Elternteilen als Expertinnen bzw. Experten eine Plattform 

bieten.  
o Initiierung interkultureller Bildung.  
o Gleichberechtigte Kooperation von Eltern/Elternteilen und päda-

gogisch tätigen Kräften bzw. Pädagoginnen bzw. Pädagogen.  
o Gemeinsames kreatives und wertschätzendes Aktiv-Werden für 

die Kinder.  
o Initiierung, Entwicklung, Erweiterung und Sicherung von inter-

kultureller Projektarbeit in gemeinsamer Verantwortung.  
o Einbeziehung von Kindern in Projekte als drittes mitbestimmen-

des Element mit Bedürfnissen, Fähigkeiten, Wissen und Zielen. 
 Rahmenbedingungen, Ressourcen, Handlungsempfehlungen:  

o Kontakt mit kulturellem Wissen.  
o Verstehen der Erweiterung kultureller Identität als menschliches 

Grundbedürfnis.  
o Respekt vor Mehrsprachigkeit.  
o Demokratische Projektentwicklung.  
o Nutzung der Projektarbeit für interkulturelle Öffentlichkeitsar-

beit, interkulturelle Vernetzung.  
o Anerkennung der Gleichwertigkeit der Kulturen.  
o Gemeinsames Herauskristallisieren von kulturellen Gemeinsam-

keiten und Unterschieden.  
o Gemeinsame Beachtung der Ideenvielfalt und Klarheit von Um-

setzungsmöglichkeiten. 
 
3.  Grundlagen und Empfehlungen für die interkulturelle Zu-
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sammenarbeit mit Eltern 
– Langfassung – 
 
1.      Dimension „Interkulturelle Elternberatung“ 
 
1.1   Folgende Werte liegen der Dimension „Interkulturelle El-

ternberatung“ zu Grunde: 
 

o Offenheit und Vertrauen. 
o Wertschätzung. 
o Teilen von Verantwortung. 
o Eigenständigkeit.  
o Recht auf Unterstützung. 
o Vorurteilsbewusstheit. 
o Ernst nehmen/Respekt. 
o Gleichberechtigung. 
o Akzeptanz. 
o Beratungsqualität. 

 
1.2  Die der Dimension `Interkulturelle Elternberatung´ zu 

Grunde liegenden Ziele sind: 
 

o Erreichen von einheimischen „deutschen“ und zugewanderten 
Eltern/Elternteilen. 

o Grundlage für eigenständige Entscheidungen schaffen bzw. ge-
ben. 

 
1.3 Die Rahmenbedingungen, Ressourcen, Handlungsempfeh-

lungen für `Interkulturelle Elternberatung´ sind:: 
 
o    Die bzw. der Beraterin/Berater, pädagogische tätige Kraft, Pä-

dagogin/Pädagoge erreicht Eltern/Elternteile mit und ohne Zu-
wanderungsgeschichte. 

o    Die bzw. der Beraterin/Berater, pädagogische tätige Kraft, Pä-
dagogin/Pädagoge verfügt über interkulturelle Beratungskompe-
tenz. 

o    Vertraulichkeit wird garantiert (Gespräch unter vier Augen, kei-
ne ungewünschte Weitergabe von Informationen), wenn nötig, 
Gespräch in anderer Sprache (z. B. mit Hilfe einer Dolmetsche-
rin bzw. eines Dolmetschers, besser: zweisprachige Berate-
rin/Berater, pädagogische tätige Kraft, Pädagogin/Pädagoge). 

o    Angemessener zeitlicher und räumlicher Rahmen. 
 

1.4  Indikatoren zur Überprüfung: 
 

o Es existiert ein angemessenes Setting für das Beratungsge-
spräch. 

o Es wird ein angemessener zeitlicher Rahmen gewährleistet. 
o Es existiert ein angemessener räumlicher Rahmen. 
o Die Beraterin bzw. der Berater ist sensibilisiert für: Eigene kul-

turelle Prägung, eigene Kommunikations- und Beratungskompe-
tenz, interkulturelle Lösungsansätze, sie bzw. er kann eigene 
Grenzen erkennen. 
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o Die bzw. der Beraterin/Berater, pädagogische tätige Kraft, Pä-
dagogin/Pädagoge kann Netze nutzen bzw. aufbauen. 

 
2.     Dimension „Interkulturelle Elternbildung“ 
 
2.1  Folgender Wert liegt der Dimension `Interkulturelle Eltern-

bildung´zu Grunde: 
 

o Gleichberechtigte Elternbildung. 
 
2.2  Die der Dimension `Interkulturelle Elternbildung´ zu Grun-

de liegenden Ziele sind: 
 

o Eröffnung von Zugängen zu pädagogischer Elternbildung. 
o Erhöhung der Inanspruchnahme von deutschen und zugewan-

derten Eltern an Bildungsangeboten. 
o Schaffung von Strukturen der interkulturellen Elternbildung. 

 
2.3  Die Rahmenbedingungen, Ressourcen, Handlungsempfeh-

lungen für `Interkulturelle Elternbildung´ sind:: 
 

o Umsetzung interkultureller Elternbildungsprogramme (z. B. 
Griffbereit, Rucksack, Elterndiplom, Elternkompass, Eltern-
Schule- Dialog.....). 

o Existenz eines Selbstverständnisses zu interkultureller Elternbil-
dung. 

o Angemessene finanzielle Ressourcen. 
 
2.4   Indikatoren zur Überprüfung: 
 

o Es werden finanzielle Ressourcen für die Durchführung von El-
tern/Elternteilen bildenden Angeboten eruiert, genutzt und gesi-
chert. 

o Es existieren Angebote der thematischen pädagogischen Eltern-
arbeit (Einzeltermine/Weiterbildungsreihen). 

o Die kulturspezifische Bindung der Adressatinnen bzw. Adressa-
ten wird geachtet. 

o Es werden interkulturelle Elternbildungsprogramme umgesetzt. 
o Rückmeldung bzw. Evaluation der Wirkungen und Veränderun-

gen nach Teilnahme an Elternbildungsangeboten seitens der El-
tern/Elternteile / im Gemeinwesen. 

 
3.   Dimension „Interkulturelle Qualifizierung von Eltern/Eltern- 
      teilen“ 
 
(z. B. zur Elternbegleiterin bzw. zum Elternbegleiter, Integrationshelfe-
rin bzw. Integrationshelfer, Elternpatin bzw. –pate, Alphabetisierung, 
Deutschkurs, Qualifizierung für schulische Ausbildung bzw. für einen Be-
ruf) 
 
3.1  Folgende Werte liegen der Dimension `Interkulturelle Quali-

fizierung von Eltern´ zu Grunde: 
 



Wir fördern Integration! 
Integrationskonzept für Bielefeld 

 

 
336 

o Partizipation.  
o Anerkennung und Förderung von Fachlichkeit.  
o Wertschätzung der Vielfalt. 
o Selbständigkeit. 
o Entwicklung. 
o Unabhängigkeit. 
o Interkulturelle Bildung. 

 
3.2  Die der Dimension `Interkulturelle Qualifizierung von El-

tern´ zugrunde liegenden Ziele sind: 
 

o Expertentum schaffen, um Eltern in den Bereichen Erziehung 
und Bildung gezielt unterstützen zu können.  

o Angebote werden praxisnah, interkulturell und lebensweltorien-
tiert entwickelt und umgesetzt.  

o Professionelle Koordinierung der qualifizierten Eltern/Elternteile 
(Netzwerk `Bildungspatinnen bzw. –paten´).  

o Regelmäßiger Austausch mit pädagogischen Fachkräften. 
o Erhöhung des Selbstvertrauens und des Selbstbewusstseins. 
o Teilhabe. 
o Chancengleichheit für den Arbeitsmarkt. 
o Stärkung für die Familie. 
o Steigerung des Lebensstandards bzw. der Lebensqualität. 

 
3.3  Die Rahmenbedingungen, Ressourcen, Handlungsempfeh-

lungen für die `Interkulturelle Qualifizierung von Eltern´ 
sind: 

 
o Konzepte werden aus der Interessenlage der Eltern/Elternteile 

und Kinder (Klientel) entwickelt. 
o Qualifizierungsangebote sind praxisnah und lebensweltorien-

tiert. 
o Interkulturell sensibilisierte und praxiserfahrene Anleitung. 

 
3.4   Indikatoren zur Überprüfung: 

 
o Konzepte werden aus den Interessen der Teilnehmerinnen bzw. 

Teilnehmer entwickelt. 
o Es liegt ein Konzept vor. Ergebnisse werden ausgewertet. Er-

gebnisse werden dokumentiert. 
o Qualifizierungsangebote sind praxisnah, lebensweltorientiert. 
o Angebote sind wohnortnah. 
o Qualifizierungsangebote werden durchgeführt unter interkultu-

rell sensibilisierter und praxiserfahrener Anleitung. 
o Teilnahme ist erfolgt. 
o Evaluation der Maßnahmen erfolgt z.B. durch Fragebogen, In-

terviews. 
o Die Multiplikatorinnen bzw. Multiplikatoren erhalten eine Auf-

wandsentschädigung. 
o Teilnahme als Expertin bzw. Experte für Elternarbeit in unter-

schiedlichen Gremien (z. B. Schulkonferenz, Stadtelternrat). 
 

4.    Dimension „Interkulturelle Elterninformation“ 
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4.1  Folgender Wert liegt der Dimension `Interkulturelle Eltern-

information´ zu Grunde: 
 

o Teilhabe (Partizipation). 
 
4.2 Das der Dimension `Interkulturelle Elterninformation´ zu  

Grunde liegende Ziel ist: 
 

o Informationen sollen alle Eltern/Elternteile erreichen. 
 
4.3   Die Rahmenbedingungen, Ressourcen, Handlungsempfeh-

lun- gen für `Interkulturelle Elterninformation´sind: 
 

o Existenz von (Informations-)Konzepten. 
o Informationen werden bei Bedarf in der Herkunftssprache bzw. 

zweisprachig (Deutsch und Herkunftssprache) erstellt bzw. ge-
geben (Übersetzungen, Dolmetscherin bzw. Dolmetscher). 

 
4.4  Indikatoren zur Überprüfung: 
 

o Anmeldeunterlagen werden gesichert erläutert. 
o Aufnahmebögen sammeln Informationen über die Familie und 

informieren über den Nutzen der Fragestellungen und Antwor-
ten im pädagogischen Prozess. 

o Elternbriefe/Infobroschüren sind übersetzt. 
o Dolmetscherinnen bzw. Dolmetscher assistieren bei mehrspra-

chigen Elternabenden in heterogenen Gruppen. 
o Andere Informationswege werden genutzt: Z. B. Telefonate, In-

formationsgespräche, Hausbesuche, Angebote in sprachlich ho-
mogenen Gruppen. 

o Pädagogisches Wissen wird aufgeschlüsselt weitergegeben. 
o Arbeit in Gruppen Bedürfnis orientiert. 
o Arbeit in Gruppen Interesse bezogen. 

 
5.   Dimension „Interkulturelle Elternmitwirkung / Elternmitbe-
stimmung“ 
 
5.1 Folgender Wert liegt der Dimension `Interkulturelle Eltern-

mitwirkung/Elternmitbestimmung` zu Grunde: 
 

o Mitverantwortung. 
 
5.2 Die der Dimension `Interkulturelle Elternmitwirkung / El-

ternmitbestimmung` zu Grunde liegenden Ziele sind: 
 

o Alle Eltern/Elternteile haben die Möglichkeit, sich aktiv an den 
Gremien der Mitwirkung zu beteiligen.  

o Eltern/Elternteile erwerben Kompetenzen, nutzen Kompetenzen, 
bauen Kompetenzen aus, geben Kompetenzen weiter. 

o Zugewanderte Eltern/Elternteile sind an der konzeptionellen Ar-
beit der Einrichtung beteiligt. 
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5.3 Die Rahmenbedingungen, Ressourcen, Handlungsempfeh-
lungen für `Interkulturelle Elternmitwirkung / Elternmitbe-
stimmung` sind: 

 
o Eltern erhalten Informationen, Schulungen, politische Bildungs-

angebote. 
 
5.4   Indikatoren zur Überprüfung: 
 

o Eltern/Elternteile sind entsprechend ihrer Verteilung in Gremien 
und AG’s vertreten. 

o Eltern/Elternteile erhalten Informationen, Schulungen, politische 
Bildungsangebote. 

o Die Rahmenbedingungen der Gremienarbeit sind kulturell sensi-
bel bestimmt. 

o Pädagogisch tätige Fachkräfte sind in Fragen der Arbeitsmetho-
dik in interkulturellen Gruppen geschult. 

 
 
6.   Dimension „Interkulturelle Kooperation im Gemeinwesen“ 
 
(zwischen Vereinen, Migrantenorganisationen, (Weiter-) Bildungsein-
richtungen, Kindertageseinrichtungen, Schulen, Quartiersagentur) (s. 
Ostmannturm, Quartiersmanagement etc…) 
 
6.1  Folgende Werte liegen der Dimension `Interkulturelle Ko-

operation im Gemeinwesen´ zu Grunde: 
 

o Partizipation. 
o Wertschätzung. 
o Akzeptanz. 
o Gleichwertigkeit. 
o Transparenz. 
o Mitverantwortung. 
 

6.2  Die der Dimension `Interkulturelle Kooperation im Gemein-
wesen´ zu Grunde liegenden Ziele sind: 

 
o Erhöhung der Lebensqualität aller Bürgerinnen bzw. Bürger. 
o Informationsaustausch. 
o Sensibilisierung für interkulturelle Kompetenz. 
o Öffnung der Regeldienste. 
o Bündelung von Ressourcen. 
o Sicherung von Maßnahmen und Projekten. 
o Einbeziehung der Eltern/Elternteile als Partnerinnen bzw. Part-

ner. 
 

6.3  Die Rahmenbedingungen, Ressourcen und Handlungsemp-
fehlungen für `Interkulturelle Kooperation im Gemeinwe-
sen´sind: 

 
o Konzepte, Angebote, Maßnahmen werden sozialräumlich und 

kooperativ auf die Bedürfnisse von Eltern/Elternteilen mit und 
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ohne Zuwanderungsgeschichte und das Zusammenleben in ei-
ner interkulturellen Gemeinschaft entwickelt und umgesetzt. 

 
6.4   Indikatoren zur Überprüfung: 
 

o Regeleinrichtungen sind Träger der Maßnahme(n). 
o Maßnahmen etc. werden in Kooperationsverbünden durchge-

führt. 
o Es werden verbindliche, schriftliche (ggf. zeitlich gefasste) Kon-

trakte geschlossen. 
o Es findet Gremienarbeit auf Quartiersebene statt. 
o Politik, Verwaltung und Entscheidungsträger sind eingebunden. 
o Maßnahmen werden begleitet von Öffentlichkeitsarbeit durchge-

führt. 
o Fortbildungsangebote zur Erhöhung der interkulturellen Kompe-

tenz werden durchgeführt. 
o Bedürfnisse werden erhoben. 
o Es werden Befragungen durchgeführt und ausgewertet. 

 
Qualitativ: 
o Eltern/Elternteile werden regelmäßig beteiligt. 
o Konzeptionen beinhalten interkulturelle Gegebenheiten: Raum-

gestaltung, Berücksichtigung religiöser, kulturspezifischer Be-
sonderheiten. 

o Dimension Fortbildung für pädagogische Fachkräfte zu Arbeit 
mit Eltern/Elternteilen. 

 
Quantitativ: 
o Eltern/Elternteile beteiligen sich an Maßnahmen. 
o Einrichtungen etc. werden zunehmend Träger interkultureller 

Maßnahmen. 
o Maßnahmen werden evaluiert. 
o Evaluationsinstrumente sind verfügbar. 
o Es werden interkulturelle Konflikte bearbeitet. 
 

7.   Dimension „Interkulturelle Fortbildung zur Arbeit mit Eltern 
/ Elternteilen“ 

 
7.1   Folgende Werte liegen der Dimension `Interkulturelle Fort-

bildung zur Arbeit mit Eltern/Elternteilen´ für pädagogische 
Fachkräfte zu Grunde: 

 
o Respekt. 
o Akzeptanz. 
o Austausch. 
o Gleichwertigkeit. 
o Veränderung. 
o Wertschätzung des Andersseins. 
o Empathie.  
o Bildung.  
o Flexibilität. 
o Ambiguitätstoleranz. 
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7.2   Die der Dimension `Interkulturelle Fortbildung zur Arbeit 
mit Eltern/Elternteilen´ für pädagogische Fachkräfte zu 
Grunde liegenden Ziele sind: 

 
o Perspektivwechsel einnehmen können. 
o Die interkulturelle Fortbildung führt, in Bausteinen aufbauend, 

zur persönlichen Qualifikation und zu einer wertschätzenden Ar-
beit mit Eltern/Elternteilen 

 
7.3   Die Rahmenbedingungen, Ressourcen, Handlungsempfeh-

lungen für die Dimension `Interkulturelle Fortbildung zur 
Arbeit mit Eltern/Elternteilen´ für Multiplikatorinnen bzw. 
Multiplikatoren sind: 

 
o Wissen über geschichtliche, rechtliche, soziale und gesellschaft-

liche Situation von Zuwandererfamilien. 
o Wissen über Migration. 
o Wissen über Religion in der Migration. 
o Kompetenz zur Gestaltung eines interkulturellen Konzepts zur 

Arbeit mit Eltern/Elternteilen. 
o Akzeptanz und Wissen bezüglich Zwei- und Mehrsprachigkeit. 
o Bereitschaft zur kritischen Reflexion der eigenen Einstellung, 

des eigenen Verhaltens und Handelns. 
o Bereitschaft zur interkulturellen Sensibilisierung für Multiplikato-

rinnen bzw. Multiplikatoren und alle Eltern/Elternteile. 
 
7.4 Indikatoren zur Überprüfung: 
 

 Auf der Ebene der persönlichen Wahrnehmung : 
 
o Die bisherige Erfahrungswelt und Professionalität der Multiplika-

torin bzw. des Multiplikators wird berücksichtigt. 
o Biografische Erfahrungen werden benannt. 
o Unsicherheit, Vorurteile und Zweifel werden benannt. 
o Pauschalisierte Vorurteile werden relativiert. 
o Vorurteilsbewusste Haltungen werden eingenommen. 

 
 Auf der Ebene der kommunikativen und interaktiven Professionali-

tät: 
 

o Erfahrungen können in interkulturellen Kommunikationssituatio-
nen gemacht werden. 

o Interkulturelle Situationen können empathisch beurteilt werden. 
o Interkulturelle Interaktionen können angstfrei erlebt werden. 
o Sprachliche Begegnung wird organisiert und bewusst gestaltet. 
o Interkulturelle Konflikte können bearbeitet werden. 

 
 Auf der Ebene der Umsetzung in der Einrichtung/der Schule: 

 
o Organisationsformen für die Umsetzung der Arbeit mit El-

tern/Elternteilen werden im Team gefunden. 
o Begegnungen werden organisiert. 
o (Zeit)-Räume werden geschaffen. 
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 Auf der Ebene der Auswirkungen in der Zusammenarbeit mit Eltern: 

 
o Eltern und Multiplikatorin bzw. Multiplikator werden gleichbe-

rechtigte Partner. 
o Es kommt zu einer gleichberechtigten Auseinandersetzung über 

Erziehung und die Entwicklung des individuellen Kindes. 
o Erziehungsvorstellungen werden ausgetauscht. 
o Eltern/Elternteile erwerben Kenntnisse und Fertigkeiten für die 

Entwicklung ihres Kindes bzw. ihrer Kinder. 
o Eltern/Elternteile übernehmen Verantwortung in den Mitwir-

kungsgremien 
o Eltern/Teile werden an der pädagogischen Gestaltung beteiligt. 
o Eltern/Teile verstehen und tragen das Konzept der Einrichtung 

mit. 
 
8.   Dimension „Zusammenarbeit mit Eltern/Elternteilen in inter-
kulturellen Projekten“ 
 
8.1   Folgende Werte liegen der Dimension zu Grunde 
 

o Selbstvertrauen. 
o Anerkennung von Fachlichkeit. 
o Mitbestimmung. 
o Selbstbestimmung. 
o Wertschätzung. 
o Kulturrespekt. 
o Kreativität. 
o Dynamik. 

 
8.2  Ziele für die Dimension `Zusammenarbeit mit Eltern / El-

ternteilen in interkulturellen Projekten´ 
 

o Ressourcenerweiterung. 
o Eltern/Elternteile als Expertinnen bzw. Experten eine Plattform 

bieten. 
o Initiierung interkultureller Bildung.. 
o Gleichberechtigte Kooperation von Eltern/Elternteilen und päda-

gogisch tätigen Kräften, Pädagoginnen bzw. Pädagogen. 
o Gemeinsam kreativ und wertschätzend für die Kinder aktiv wer-

den. 
o Projektarbeit in gemeinsamer Verantwortung initiieren, entwi-

ckeln, erweitern und sichern. 
o Kinder als drittes mitbestimmendes Element mit Bedürfnissen, 

Fähigkeiten, Wissen und Zielen in Projekte einbeziehen. 
o Auftauchen kultureller Widersprüche zulassen können. 

 
8.3   Die Rahmenbedingungen, Ressourcen, Handlungsempfeh-

lungen für die Dimension „Zusammenarbeit mit Eltern / El-
ternteilen in interkulturellen Projekten“ sind: 

 
o Alle Beteiligten verfügen über interkulturelles Wissen und Erfah-

rung.  
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o Verstehen der Erweiterung kultureller Identität als menschliches 
Grundbedürfnis. 

o Endprodukte und Zieldefinitionen werden gemeinsam entwi-
ckelt. 

o Projekte beinhalten Respekt vor Mehrsprachigkeit und nutzen 
diese. 

o Pädagogische Handlungskompetenz der pädagogisch tätigen 
Kräfte bzw. Pädagoginnen bzw. Pädagogen in demokratischer 
Projektentwicklung. 

o Nutzung der Projektarbeit für interkulturelle Öffentlichkeitsarbeit 
der Einrichtung/Schule. 

o Vernetzende Projektarbeit institutionsübergreifend mitdenken 
und ggf. umsetzen. 

o Anerkennung der Gleichwertigkeit der Kulturen. 
o Gemeinsames Herauskristallisieren von kulturellen Gemeinsam-

keiten und Unterschieden. 
o Ideenvielfalt und Klarheit von Umsetzungsmöglichkeiten ge-

meinsam beachten. 
 
8.4 Indikatoren zur Überprüfung: 
 

o Interkulturelle Projektarbeit ist Bestandteil des Konzepts. 
o Projektarbeit hat den Charakter eines durchgängigen Prinzips. 
o Projekte finden statt 

- von Eltern/Elternteilen und Multiplikatorinnen bzw. Multipli-
katoren für Kinder. 

- von Eltern/Elternteilen für Kinder. 
- von Eltern/Elternteilen für Eltern/Elternteile. 
- von Multiplikatorinnen bzw. Multiplikatoren und Kindern für 

Eltern/Elternteile. 
- von Eltern/Elternteilen, Multiplikatorinnen bzw. Multiplikato-

ren und Kindern mit Kooperationspartnerinnen bzw. –
partnern. 

o Bekanntheitsgrad der Einrichtung als interkulturelle Instituti-
on/Schule im Stadtteil. 

o Gelassenheit und Zutrauen der Eltern/Elternteile im Hinblick auf 
die gleichberechtigte Umsetzung ihrer Projektwünsche. 

o Atmosphäre plus Vertrauen zwischen Multiplikatorinnen bzw. 
Multiplikatoren und Eltern/Elternteilen. 

o Multiplikatorinnen bzw. Multiplikatoren haben Zeit für die Pro-
jektentwicklung und –durchführung, Kontaktpflege zu Eltern 
und zu Kooperationspartnerinnen bzw. –partnern. 

o Räume und Materialien für die Projektarbeit sind vorhanden o-
der werden bereitgestellt. 

 
 
                                                 
1 Url.: www.fes-forumberlin.de/BerlinPolitik/pdf/7_2_13_einwanderg.pdf (Stand: 15.09.2009). 
 

2 S. Fußn. 1. 
 

3 Sudetenland ist eine vorwiegend nach 1918 gebrauchte Hilfsbezeichnung für ein Gebiet im tschechi-
schen Teil der damaligen Tschechoslowakei, in dem überwiegend Deutsche nach Sprache und Her-
kunft lebten. Im 19. Jahrhundert wurde „Sudetenland“ gelegentlich als topographische Bezeichnung 
für den Raum des Grenzgebirges zwischen Böhmen, Mähren und Schlesien verwendet. Als Bezeich-
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nung für die deutsch besiedelten Gebiete Böhmens und Mährens wird der Begriff seit dem Entstehen 
der Tschechoslowakei nach dem Ersten Weltkrieg gebraucht. Davon abgeleitet ist der Begriff 
„Sudetendeutsche“ für die ehemaligen deutschsprachigen Bewohner des Sudetenlandes (Url.: 
http://de.wikipedia.org/wiki/Sudetenland (Stand: 27.11.2009)). 
 

4 Flucht aus der Sowjetischen Besatzungszone und der DDR – im Sprachgebrauch der DDR-
Behörden „Republikflucht“ – war das Verlassen der DDR oder ihres Vorläufers, der Sowjetischen Be-
satzungszone (SBZ), ohne Genehmigung der Behörden. Von der Gründung der DDR im Oktober 1949 
bis zur Grenzöffnung am 9. November 1989 verließen von den durchschnittlich 17 Millionen Einwoh-
nern statistisch rund 75.000 jährlich (insgesamt etwa drei Millionen Menschen) den Staat, davon viele 
illegal und unter großer Gefahr. Dem standen insgesamt 550.000 Übersiedler aus der Bundesrepublik 
Deutschland in die DDR gegenüber (Url.: http://de.wikipedia.org/wiki/ Flucht_aus_der_ Sowjetischen_ 
Besatzungszone_und_der_DDR (Stand: 27.11.2009)). 
 

5 Der Kalte Krieg war ein Konflikt zwischen den Westmächten unter Führung der USA und dem 
Ostblock unter Führung der Sowjetunion, den diese von 1945 bis in die 1980er Jahre mit allen Mitteln 
unterhalb der Schwelle eines offenen Krieges austrugen. Dabei wurden jahrzehntelang auf beiden 
Seiten politische, ökonomische und militärische Anstrengungen unternommen, bis hin zu 
Stellvertreterkriegen, um den Einfluss des anderen Lagers weltweit einzudämmen oder zurückzudrän-
gen. Der Konkurrenzkampf beider Systeme zeigte sich in der ideologischen Propaganda, an ihrem 
Wettrüsten, in der Wirtschaft und an den Entwicklungen in den Bereichen Kultur, Sport, Wissenschaft 
und Technologie (zum Beispiel Raumfahrtprogramme) der Supermächte und ihrer Verbündeten. Die 
Dauer des Kalten Krieges wurde in der Vergangenheit auch abweichend definiert. Während man heu-
te in der Regel darunter praktisch die gesamte Nachkriegszeit ab 1945 bis zum Zusammenbruch der 
Sowjetunion 1991 versteht, bezeichnete man vor 1989 üblicherweise nur den Zeitraum von circa 1947 
bis 1972 als Periode des Kalten Krieges (Url.: http://de.wikipedia.org/wiki/Kalter_Krieg (Stand: 
27.11.2009)). 
 

6 Url.: http://de.wikipedia.org/wiki/Eiserner_Vorhang_(Politik) (Stand: 15.09.2009): Als „Eiserner Vor-
hang“ wird in der Politik und Zeitgeschichte eine hauptsächlich ideologisch unüberwindbare Grenze 
nach ihrem Vorbild aus dem Theaterbau beschrieben. Insbesondere bezieht sich der Begriff auf die 
Grenze zwischen der Bundesrepublik Deutschland und der DDR bzw. zwischen den 
marktwirtschaftlich und größtenteils demokratisch orientierten Staaten des Westens (teilweise ange-
führt durch die USA) und den planwirtschaftlich gelenkten, sozialistischen Staaten Osteuropas (teil-
weise unter Vorherrschaft der UdSSR) während des Kalten Krieges. 
 

7 Url.: http://www.migration-boell.de/web/migration/46_795.asp (Mikrozensus 2005) (Stand:.09.2009). 
 

8 Statistisches Bundesamt, Pressemitteilung Nr. 105, vom 11.03.2008. 
 

9 S. Fußn. 8. 
 

10 %-Angabe: Anteil der Menschen an der Gesamtzahl zugewanderter Menschen. 
 

11 S. Fußn. 8. 
 

12 Url.: Statistisches Landesamt (IT.NRW): Anteile der Bevölkerung mit Migrationshintergrund – Mikro-
zensus 2008 –. 
 

13 Quelle: Information und Technik Nordrhein-Westfalen. 
 

14 Quelle: Bezirksregierung Detmold, Arbeitsagenturen in OWL, MOZAIK gGmbH (Gemeinnützige Ge-
sellschaft für interkulturelle Bildungs- und Beratungsangebote mbH). 
 

15 Am 20. Dezember 1955 unterzeichneten in Rom Bundesarbeitsminister Anton Storch, der deutsche 
Botschafter Clemens von Brentano und der italienische Außenminister Gaetano Martino als ein Ele-
ment staatlicher Wanderungslenkung die deutsch-italienische Vereinbarung über die Anwerbung und 
Vermittlung von italienischen Arbeitskräften nach Deutschland. Der Abschluss der deutsch-
italienischen Anwerbevereinbarung hatte sein Vorbild in der Zeit nach dem Ersten Weltkrieg. Dieser 
hatte die Interventionskapazitäten des Staates in Wirtschaft und Gesellschaft und dabei auch in das 
Wanderungsgeschehen sehr deutlich erhöht – immerhin war der Mangel an Arbeitskräften in den eu-
ropäischen Kriegswirtschaften eines der zentralen Probleme der Politik im Krieg geworden. Die Reihe 
der Anwerbeverträge begann in Europa mit einem französisch-polnischen Abkommen im September 
1919, es folgen bis März 1920 weitere französische Anwerbeverträge mit der Tschechoslowakei und 
Italien. Deutschland folgte wenige Jahre später nach und schloss Anwerbeverträge mit mehreren 
Staaten Ostmittel- und Südosteuropas. Am Beginn stand der am 24. November 1927 unterzeichnete 
Anwerbevertrag mit Polen, dann kamen 1928/29 weitere Verträge mit der Tschechoslowakei, Ungarn, 
Jugoslawien und Österreich hinzu. Primäres Ziel der Verträge war die Sicherung eines ausreichenden 
Potentials an Arbeitskräften. Neben dieses arbeitsmarktpolitische Interesse trat ein weiterer Aspekt: 
Deutschland war als Verlierer des Ersten Weltkriegs ständig bemüht, seine außenpolitische Stellung 
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zu verbessern: Der Abschluss von Anwerbeverträgen mit anderen Staaten bildete einen Mosaikstein 
in der Re-Etablierung als Großmacht.  
Auch 1955 spielten beide Aspekte – Außen- und Arbeitsmarktpolitik – eine Rolle. Der Anwerbevertrag 
mit Italien wurde auch deshalb abgeschlossen, weil es darum ging, der im selben Jahr souverän ge-
wordenen Bundesrepublik außenpolitische Handlungsspielräume zu eröffnen und auf der internationa-
len Bühne an Profil zu gewinnen – mit Hilfe des einzigen Pfundes, mit dem zu diesem Zeitpunkt die 
Bundesrepublik international wuchern konnte: der Wirtschaftskraft im beginnenden „Wirtschaftswun-
der“. Der außenpolitische Aspekt überwog zunächst, was sich auch an den Daten zeigt. Zwischen 
1955 und 1960 war die Zahl der Italiener in der Bundesrepublik gerade einmal auf ca. 120.000 gestie-
gen. Der bundesdeutsche Arbeitsmarkt hatte eine andere wichtige Quelle zur permanenten Ergän-
zung durch in der Regel gut ausgebildete Arbeitskräfte: Die Zuwanderung aus der DDR. Zwischen 
1949, dem Jahr der Gründung der beiden deutschen Staaten und 1961, dem Jahr des Mauerbaus, 
waren nicht weniger als rund drei Millionen Menschen von Ostdeutschland nach Westdeutschland ü-
bergesiedelt. Mit dem Bau der Mauer am 13. August 1961 endete die Zuwanderung aus der DDR ab-
rupt – und die Bedeutung der Ausländerzuwanderung stieg immens an. Bei den 1960 mit Spanien und 
Griechenland sowie 1961 mit der Türkei abgeschlossenen Anwerbevereinbarungen war das arbeits-
marktpolitische Interesse der Bundesrepublik Deutschland bereits wichtiger als außenpolitische Argu-
mente. Das galt auch für die entsprechenden Abkommen mit Marokko (1963), Portugal (1964) und 
Tunesien (1965) sowie 1968 mit Jugoslawien. Von 1960 bis zum Krisenausbruch 1973, der den An-
werbestopp veranlasste, verzehnfachte sich die ausländische Erwerbsbevölkerung von knapp 
280.000 auf rund 2,6 Millionen.  
Der „Anwerbestopp“ von 1973 senkte dann die Ausländerbeschäftigung; er begrenzte aber auch die 
grenzüberschreitende Fluktuation der ausländischen Arbeitskräfte, weil ausländische Arbeitskräfte, die 
ihre Arbeitsverhältnisse beendeten, um für einige Zeit in ihre Heimat zurückzukehren, in der Regel 
keine Chance mehr hatten, erneut als Arbeitswanderer zugelassen zu werden. Die Folge war, dass 
die Zahl derer stieg, die blieben und ihre Familien nachzogen. Aus so genannten Gastarbeitern wur-
den Einwanderer (Url.: http://www.migration-online.de/beitrag._aWQ9MzQ4Mg_.html (Stand: 
26.09.2009). 
 

16 S. Glossar, Teil II, Ziff. 4 (Definition „Migrationshintergrund“ bzw. „Zuwanderungsgeschichte“ in Ab-
stimmung mit dem Amt für Stadtforschung, Statistik und Wahlen der Stadt Bielefeld). 
 

17 Quelle: Stadt Bielefeld – Amt Stadtforschung, Statistik und Wahlen (Die Zahlen weisen Personen 
nach erster Staatsangehörigkeit aus.). 
 

18 Quelle: Stadt Bielefeld – Amt Stadtforschung, Statistik und Wahlen. 
 

19 Quelle: Stadt  Bielefeld – Amt für Integration und interkulturelle Angelegenheiten. 
 

20 Quelle: Stadt Bielefeld – Amt Stadtforschung, Statistik und Wahlen. 
 

21 Die Tamilen sind ein dravidisches Volk vom indischen Subkontinent mit einer mehr als zwei Jahr-
tausende zurückreichenden Geschichte. Die ältesten tamilischen Gemeinschaften leben im 
südindischen Bundesstaat Tamil Nadu und im Norden Sri Lankas. Zudem leben seit mehreren Gene-
rationen zahlreiche Tamilen als Immigranten in Ländern wie Malaysia, Südafrika, Singapur oder 
Mauritius. Der Bürgerkrieg in Sri Lanka hat seit den 1980er Jahren zur Entstehung nennenswerter ta-
milischer Gemeinschaften in Kanada, Großbritannien, Frankreich, Deutschland, Norwegen und der 
Schweiz beigetragen; weltweit gibt es schätzungsweise 77 Mio. Angehörige dieses Volkes (Url.: 
http://de.wikipedia.org/wiki/Tamilen (Stand: 26.09.2009)). 
 

22 Die Jesiden (kurd. Êzîdî) sind eine kurdischsprachige Volksgruppe und Anhänger einer besonderen 
Religion. Das Jesidentum (Jesidismus) ist eine ausschließlich bei ihnen verbreitete monotheistische 
Religion. Muttersprache der Jesiden ist das nordkurdische Kurmandschi. Eine alternative Schreibwei-
se lautet „Yeziden“. Eine alternative Bezeichnung lautet Schamsani. Der jesidische Glaube ist nicht 
missionarisch. Man wird als Jeside geboren. Grundsätzlich bedeutet die Heirat mit Andersgläubigen 
für Jesiden die Ausstoßung aus der Religionsgemeinschaft (Url.: http://de.wikipedia.org/wiki/Jesiden) 
(Stand: 30.09.2009). 
 

23 Europäische Migration ist vor allem EU-Binnenwanderung: Deutschland als Einwandererlieferant: 
Deutschland ist die siebtgrößte Zuwanderernation in Europa: Die größten ausländischen Einwande-
rergruppen in der EU27 waren 2006 Bürgerinnen bzw. Bürger aus Polen (ca. 290.000 Personen), 
Rumänien (ca. 230.000), Marokko (ca. 140.000), dem Vereinigten Königreich, der Ukraine und China 
(jeweils ca. 100.000) sowie Deutschland (ca. 90.000). 40% der Einwanderinnen bzw. Einwanderer, die 
sich 2006 in der EU27 niederließen, waren Bürgerinnen bzw. Bürger aus EU27-Mitgliedstaaten! Die 
verbleibenden 60% der ausländischen Einwanderinnen bzw. Einwanderer verteilten sich nahezu 
gleichmäßig zwischen Bürgerinnen bzw. Bürgern aus europäischen Ländern außerhalb der EU27, aus 
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Asien, Amerika und Afrika mit einem Anteil von jeweils etwa 15%. In sieben Mitgliedsländern bildeten 
EU27-Bürgerinnen bzw. -Bürger die Mehrheit der ausländischen Einwanderer: Luxemburg (84%), Ir-
land (77%), Deutschland (57%), Ungarn und die Slowakei (je 54%), Österreich (53%) und Belgien 
(51% im Jahr 2003) (Url.: http://www.emserchronik.at/Einzelansicht.44+M591125349e8.0.html (Stand: 
18.10.2009)). 
 

24 Url.: http://www.bielefeld.de/de/rv/ds_stadtverwaltung/dsdetail.html?ida=00000000000B9B7A 
(Stand: 02.10.2009). 
 

25 Vgl. hierzu insbes. http://www.ibz-bielefeld.de/. 
 

26 AGG = "Allgemeines Gleichbehandlungsgesetz vom 14. August 2006 (BGBl. I S. 1897), zuletzt ge-
ändert durch Art. 15 Abs. 66 des Gesetzes vom 5. Februar 2009 (BGBl. I S. 160). 
 

27 Vgl. hierzu insbes. http://www.mozaik.de/. 
 

28 S. auch Teil II, Ziff. 5.2. 
 

29 Vgl. hierzu auch Projektauftrag des Oberbürgermeisters der Stadt Bielefeld vom 26.08.2009 „Mit-
Sprache in Bielefeld – Durchgängiges Sprachbildungskonzept für Bielefeld.“ 
 

30 Url.: http://ec.europa.eu/justice_home/doc_centre/immigration/doc_immigration_intro_de.htm 
(Stand: 16.09.2009). 
 

31 Vgl. z. B. Url.: www.bundesregierung.de/.../nationaler-integrationsplan,property=publicationFile.pdf – 
(Stand: 16.09.2009). 
 

32 Url.: http://www.charta-der-vielfalt.de/ (Stand: 16.09.2009). 
 

33 Url.: www.mgffi.nrw.de/pdf/integration/aktionsplan-integration.pdf (Stand: 16.09.2009). 
 

34 Input beim (1.) Integrationskongress OWL am 21.05.2007 in Gütersloh für die Erklärung der kom-
munalen Spitzen. Vgl. u. a. Url.: http://www.minden.de/internet/page.php?site=17&id=7000620 (Stand: 
16.09.2009). 
 

35 Url.: http://www.mgffi.nrw.de/integration/foerderbereiche/integration-kommune/index.php (KOMM-IN 
NRW - Innovation in der kommunalen Integrationsarbeit - eine Förderung durch das Land Nordrhein-
Westfalen) (Stand: 16.09.2009). 
 

36 Prof. Dr. Michael Krummacher, Ev. Fachhochschule RWL Bochum, Immanuel-Kantstr. 18 – 20, 
44803 Bochum. Aktuelle Tätigkeit: Seit April 1989 Professor für Politikwissenschaft/ Sozialpolitik an 
der Ev. Fachhochschule RWL mit den Aufgaben: Lehre, Forschung und Wissenschafts-Praxis-
Transfer (Url.: http://www.efh-bochum.de/homepages/krummacher/index.html) (Stand: 02.10.2009). 
 

37 Prof. Roderich Kulbach, Ev. Fachhochschule RWL Bochum, Immanuel-Kantstr. 18 – 20, 44803 Bo-
chum. Aktuelle und bisherige Tätigkeit: Fachgebiet Verwaltung und Organisation , Fachbereich Sozi-
alarbeit , Organisationsberatung und Qualitätssicherung in Administration und Wohlfahrtsverbänden , 
Frühere Tätigkeit in Hochschule, Parlament und Ministerialverwaltung . Forschungsschwerpunkte: So-
zialmanagement, Organisationsentwicklung, Qualitätssicherung, Kommunale Integration (Url.: 
http://www.efh-bochum.de/homepages/kulbach/index.html) (Stand: 02.10.2009). 
 
 

38 Auszug aus der Eröffnungsrede des Oberbürgermeisters (a. D.) der Stadt Bielefeld, Eberhard David, 
zum Workshop „Integrationskonzept für Bielefeld“, Mittwoch, 06.12.2006 (Historischer Saal, VHS Bie-
lefeld): „…. Dass Integration gelingt, ist nicht nur für die Migrantenbevölkerung von Bedeutung, son-
dern es ist entscheidend für die gesamte wirtschaftliche, soziale und kulturelle Perspektive unserer 
Stadt. … Und deshalb gibt es zu einer konsequenten Integrationspolitik keine Alternative. Zuwande-
rung ohne systematische Integration wäre nicht nur fahrlässig - nein, dieses wäre eine falsche und 
schlechte Politik.  
Integration ist also eine Querschnittsaufgabe, sie erstreckt sich auf alle Ebenen und Handlungsfelder 
und für eine solche übergreifende Aufgabe müssen alle Ressorts und Gesellschaftsbereiche 
zusammenarbeiten. 
 …. es dürfen auch nicht nur ökonomische Größen zählen. Maßgeblich für die Zukunftsfähigkeit 
unserer Gesellschaft und unsere Stadt ist auch das friedliche Zusammenleben unterschiedlicher 
gesellschaftlicher Gruppen. Das heißt: Integrationspolitik und Stadtentwicklungspolitik verfolgen im 
Grunde genommen dieselben Ziele! 
Bezogen auf das Zusammenleben der unterschiedlichen Kulturen muss also ein gemeinsamer 
Entwurf des Zusammenlebens erarbeitet werden, d. h. wir alle, Zugewanderte und Alteingesessene, 
müssen daran beteiligt sein. 
Dabei geht es darum, auf gleicher Augenhöhe darüber zu sprechen, wie in gegenseitiger Achtung, in 
gegenseitigem Respekt und bei gegenseitiger Rücksichtnahme die Standards einer ihrer selbst 
bewussten multikulturellen Gesellschaft definiert werden können.  
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Vor diesem Hintergrund gilt es ein Integrationskonzept zu entwickeln, das den Anforderungen 
Migrationsgesellschaft gerecht wird. Ein ganzheitliches Integrationskonzept, in dem alle Beteiligten 
einem gemeinsamen integrationspolitischen Leitbild folgen.  
Gleichzeitig müssen wir Rahmenbedingungen schaffen, die Politik, Verwaltung und Verbände in die 
Lage versetzen, ihre Integrationsaufgaben effizient und mit nachhaltiger Wirkung durchführen zu 
können. 
Ich wiederhole es noch einmal gerne: Integration bedeutet für Bielefeld eine erhebliche wirtschaftliche 
und gesellschaftliche Chance und sie kann nur gelingen, wenn alle an diesem Prozess Beteiligten 
einbezogen werden.  
Das ist ein Beitrag zur Zukunftsfähigkeit der Stadt Bielefeld, weil Integration der eigenen 
Planungssicherheit und damit auch der Sicherung des Wirtschafts-, Bildungs- und Kulturstandorts 
Bielefeld dient. 
Dabei ist Integration kein zeitlich begrenzter, sondern ein dauerhafter Prozess. Hierbei sind stets die 
für die jeweiligen Migrantengruppen relevanten Handlungsfelder zu berücksichtigen. Sie sind den 
aktuellen Erfordernissen kontinuierlich anzupassen und zeitnah umzusetzen.  
Ich kann ihnen versichern, meine Damen und Herren, dass die Ergebnisse Ihrer Arbeit die Grundlage 
der zukünftigen integrationspolitischen Entscheidungsfindung in unserer Stadt sein wird.  
Denn für die Planung und Steuerung der Integrationsarbeit in unserer Stadt benötigen wir zuverlässi-
ge Daten, eine Benennung von konkreten Zielen und Maßnahmen in den  jeweiligem Handlungsfeld 
sowie Indikatoren, damit wir festhalten können, ob und wieweit wir unsere Ziele erreicht haben. …“. 
 

39 S. Teil II, Ziff. 5.5 (Integrationskonzept „Wir fördern Integration!“ – Integrationskonzept für Bielefeld – 
1. „Entscheidertreffen“ am 23.01.2009 unter Moderation der Bertelsmann-Stiftung – Begrüßung und 
Einführung durch Herrn OB (a. D.) Eberhard David –. 
 

40 Susanne Tatje war Mitglied der Arbeitsgruppe „Integration vor Ort!“ für den Nationalen Integrations-
plan der Bundesregierung und Mitglied der Steuerungsgruppe „Demographischer Wandel“ der Kom-
munalen Gemeinschaftsstelle (KGSt) (Vgl. hierzu auch http://de.wikipedia.org/wiki/Susanne_Tatje 
(Stand: 18.10.2009). 
 

41 S. Teil II, Ziff. 5.6 Integrationskonzept „Wir fördern Integration!“ – Integrationskonzept für Bielefeld – 
1. Integrationsworkshop am 13. und 14.03.2009 – Begrüßung und Einführung durch Karl-Heinz Voß-
hans – Leiter des Amtes für Integration und interkulturelle Angelegenheiten –. 
 

42  In Vertretung: Stellvertretende/r Vorsitzende/r des Migrationsrates. 
 

43 Hinweis: Die organisatorische Begleitung/Unterstützung (z. B. Terminabstimmung/-koordination, 
Einladung, Bereitstellung von Räumen, Material, Protokollierung) der Arbeit aller Teilprojekte wird 
durch das Amt 170 sichergestellt.  
 

44 Der AK Eltern ist ein Netzwerk von ca. 50 Institutionen im vorschulischen, schulischen und außer-
schulischen Bereich, die in der interkulturellen Zusammenarbeit mit Eltern aktiv sind. Der AK besteht 
aus einem Plenum, einem Koordinierungskreis und thematischen Arbeitsgruppen. Diese Struktur hat 
sich bewährt und soll weitergeführt werden. Der AK hat sich zum Thema „Standards für die interkultu-
relle Zusammenarbeit mit Eltern“ 2009 am 21.01., 24.9., 02.11. und am 26.11.2009 je zwei Stunden 
getroffen und beraten. 
 

45 Mitglieder der AG „Standards für die interkulturelle Zusammenarbeit sind:  
 Maria Brandstetter, Stadt Bielefeld – VHS – Projekt Elternkompass. 
 Rolf Erdmeier – BAMF – Regionalkoordinator Bielefeld – 
 Ulrike Mund – Verein Eigensinn e.V. – 
 Cemalettin Özer – Vorstandsmitglied Interkultureller Elternverein, Geschäftsführer Mozaik 
 gGmbh – 
 Marlies Pelster-Wend – Stadt Bielefeld – Stellv. Leiterin der Gleichstellungsstelle – 
 Emir Ali Sağ – Stadt Bielefeld – Amt für Integration und interkulturelle Angelegenheiten – Ge-

schäftsführer Integrationsrat – 
 Gabriele Sonnenberg – Stadt Bielefeld – Amt für Integration und interkulturelle Angelegenheiten 

– RAA – Leiterin – 
 Angela Wegener – Verein BellZett e. V. – 
 Dr. Friede Youmba-Batana – Verein Afro Edu e. V. – Vorstandsmitglied – 

 

46 Der Ansatz der Interkulturellen Zusammenarbeit mit Eltern bezieht sich auf alle Eltern mit und ohne 
Zuwanderungsgeschichte. Die Standards beziehen sich damit ebenfalls auf Eltern mit und ohne Zu-
wanderungsgeschichte unter besonderer Berücksichtigung der Eltern mit Zuwanderungsgeschichte. 
Im Text wird der Lesbarkeit halber die allgemeine Form „Eltern“ gewählt. 
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47 S. hierzu PP-Vortrag Prof. Dr. Werner Sacher, Universität Erlangen-Nürnberg,. „Schule und Eltern-
haus –   Effektive Formen der Zusammenarbeit“, 2009. 
 

48 Die Arbeit mit Eltern erfolgt stadtteilorientiert, d.h., es sollte früh eine Partnerschaft zwischen Eltern-
haus und Kindertageseinrichtung bzw. Schule entstehen –eingebunden in die Ressourcen, Kooperati-
onsmöglichkeiten und politischen Gegebenheiten im Stadtteil –. 
 

49 Sie sind die wichtigen Informationsquellen zur Zuwanderungsgeschichte der Familie, die bisherige 
Entwicklung des Kindes, die Bedeutung von Tradition, Kultur, Religion und Sprache (in) der Familie. 
 

50 S. hierzu Florian Wenzel: Selbstevaluation wertschätzend gestalten – Methodisches Vorgehen in 
sechs Schritten. In: Uhl, K./Ulrich, S./Wenzel, F.M. (Hrsg.) 2004: Ist Wirkung messbar? Evaluation po-
litischer Bildung. Gütersloh. 
Beschrieben sind im Kapitel „Eigenevaluation der gewählten Ansätze“ hauptsächlich die für den Ele-
mentarbereich erarbeiteten Standards und Indikatoren. Wie im Textteil ausgeführt, ist vorgesehen, die 
Standards und Indikatoren mit allen relevanten Akteurinnen bzw. Akteuren,  Kooperationspartnerinnen 
bzw. -partnern vor allem im schulischen und außerschulischen Bildungs- und Weiterbildungsbereich 
(vom Elementarbereich bis hin zum Übergang Schule/Beruf und hin zum Erwachsenenbildung) in ei-
nem partizipativen Prozess zu diskutieren und weiterzuentwickeln. Für das Sprachförderprojekt „Mit-
einander reden, miteinander leben. Sprachförderung. Gut für Bielefeld.“ –Zusätzliche Sprachförderung 
zwei Jahre vor der Einschulung – bestehen bereits Standards für die Zusammenarbeit mit Eltern, die 
zwischen der Stadt Bielefeld – Amt für Integration und interkulturelle Angelegenheiten –, der Arbeiter-
wohlfahrt Ostwestfalen-Lippe e. V. und im AK „Interkulturelle Erziehung und Sprachförderung“ verein-
bart worden sind. 
 

51 Ambiguitätstoleranz ist die Fähigkeit, Ambiguitäten, also Widersprüchlichkeiten (v. lat. ambiguitas 
„Zweideutigkeit“, „Doppelsinn“), kulturell bedingte Unterschiede oder mehrdeutige Informationen, die 
schwer verständlich oder sogar inakzeptabel erscheinen, wahrzunehmen und nicht negativ oder (häu-
fig bei kulturell bedingten Unterschieden) vorbehaltlos positiv zu bewerten. Der Begriff spielt in unter-
schiedlichen psychologischen und pädagogischen Theorien eine wichtige Rolle, insbesondere bei der 
Persönlichkeitsentwicklung und dem sozialen Lernen. Auch ist sie eine Voraussetzung für die 
interkulturelle Kompetenz eines Menschen. 
Im Rollenkonzept bezieht sich Ambiguitätstoleranz auf das Verhältnis von gegenseitigen Rollenerwar-
tungen und wechselseitiger Bedürfnisbefriedigung. Ambiguitätstoleranz liegt dann vor, wenn jemand 
ein ausgeglichenes Verhältnis zwischen Rollenerwartung und Rollenentwurf gefunden hat und somit 
Rollenkonflikte tolerieren kann. Das setzt jedoch nicht voraus, dass alle Widersprüche aufgelöst wur-
den (dann wäre ja keine Ambiguitätstoleranz mehr erforderlich). 
Die Ambiguitätstoleranz eines Menschen korreliert Studien zufolge nicht mit seinem formalen Bil-
dungsniveau. 
Ist bei einem Menschen die Ambiguitätstoleranz deutlich geschwächt bis nicht vorhanden, spricht man 
vom so genannten Ambiguitätstoleranz-Defizit-Syndrom (ATDS). Dies betrifft beispielsweise Men-
schen die, wenn Reize (Sinne und Empfindungen) nicht richtig gedeutet und durch adäquate 
Reaktionen beantwortet werden können, unreflektierte Ideen ohne Umsicht und geordnete Planung 
vorschnell in die Tat umsetzen (Url.:  http://de.wikipedia.org/wiki/Ambiguit%C3%A4tstoleranz (Stand: 
15.11.2009)). 




